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					Wir alle spüren, dass Deutschland eine Macht im Umbruch ist, ein Land, das tiefgreifende Veränderungen erfährt. Was bedeutet der Wandel der Welt für das Selbstverständnis Deutschlands, vor welchen Herausforderungen stehen wir, und was müssen die Deutschen jetzt tun, um nicht abgehängt zu werden, sondern aktiv gestalten zu können, innen- wie außenpolitisch?

					Herfried Münkler kreist die neuralgischen Punkte der deutschen Politik ein und entwirft hellsichtig eine Strategie für das künftige Agieren. Die Frage nach der neuen Rolle Deutschlands wird wesentlich davon abhängen, ob es dem größten Land in der Mitte Europas gelingt, seine ökonomische, politische und kulturelle Macht so einzusetzen, dass ein Auseinanderfallen Europas verhindert werden kann. Hierfür sind nicht nur grundlegende Reformen dringend nötig, Deutschland und die EU müssen sich auch als widerstandsfähig gegen Russland, selbstbewusst im Umgang mit China und, falls es nötig werden sollte, als unabhängig von den USA erweisen.

					Eine tiefschürfende, richtungsweisende Analyse, die zeigt, wie Deutschlands Rolle neu gedacht werden kann und muss, wenn Europa sich im 21. Jahrhundert im Spiel der großen Mächte behaupten möchte.
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				Vor wenigen Jahren noch hätte man ein Buch über die Rolle Deutschlands in Europa und der Welt mitsamt den politischen Herausforderungen, denen sich die Deutschen stellen müssen, kaum mit einem Widerstreit der großen Mächte oder einem Umbruch der Macht in Verbindung gebracht. In einer vor zehn, zwanzig Jahren verfassten Darstellung hätte als Thema der Bedeutungsverlust von Grenzen und Grenzregimen dominiert, des Weiteren der ständig wachsende Austausch von Gütern und Wissen im globalen Rahmen, dazu die Vorbildfunktion von Schwellenländern bei der Überwindung von Armut und Rückständigkeit, und das alles wäre obendrein von der Vorstellung des Fortschritts als analytischer Leitidee durchtränkt gewesen. Wenn vom Auf und Ab der großen Mächte die Rede gewesen wäre, dann mit Blick auf die Vergangenheit.[1] Der Blick auf die Gegenwart und Zukunft der Mächte hätte jedoch unter der Annahme gestanden, dass deren politische Feindschaft inzwischen in wirtschaftliche Konkurrenz überführt worden sei, dass für ihre politische Position in der Welt Wirtschaft, Wissenschaft und Technologie sehr viel wichtiger seien als die zahlenmäßige Größe ihrer Armeen und der Anteil des Wehretats am Bruttoinlandsprodukt. Wenn es denn überhaupt so etwas wie einen Widerstreit der großen Mächte gab, dann wurde er in den Laboren und Forschungsabteilungen der führenden Unternehmen ausgetragen, weswegen die Aufwendungen für Wissenschaft und Forschung für die Zukunftsaussichten einer Großmacht als sehr viel relevanter galten als die Investitionen in die Modernisierung der Waffensysteme. So war das vor nicht allzu langer Zeit.
Man muss sich das noch einmal in seiner ganzen Bandbreite vor Augen führen, um eine Vorstellung davon zu bekommen, was sich im Verlauf des zurückliegenden Jahrzehnts verändert hat und welche Folgen das für unseren Erwartungshorizont hat – und noch haben wird. Einige dieser Veränderungen waren disruptiv[2] und sind uns schlagartig als solche klar geworden, wie das etwa Ende Februar 2022 bei Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine der Fall war. Kurz danach war bereits von einer «Zeitenwende» die Rede, auch wenn zunächst an der Politik der deutschen Regierung nicht erkennbar war, dass sie sich bewusst war, was sie da erklärt hatte. Daneben gab und gibt es aber auch Entwicklungen, die sich langsam und unauffällig vollzogen haben und erst nach einiger Zeit als grundstürzende Veränderungen der politischen Konstellationen sichtbar wurden: Der quantitative Rückgang der Demokratien und die Vermehrung der autoritär-autokratischen Regime im Weltmaßstab[3] gehören ebenso dazu wie der allmähliche und anfangs nicht weiter thematisierte Anstieg der Migrationsbewegungen in Richtung Europa und Nordamerika, die im Jahr 2015 dann mit der europäischen Migrationskrise wie ein politischer Tsunami in die deutsche Gesellschaft einbrachen und seitdem den öffentlichen Diskurs beherrschen.
Die Beobachtung, dass die demokratischen Ordnungen weltweit in die Minderheit geraten sind und es selbst in der Europäischen Union nicht mehr selbstverständlich ist, dass es sich bei ihr um eine Gemeinschaft demokratischer Rechtsstaaten handelt, weil einige der Mitgliedstaaten lieber «illiberale Demokratien» sein wollen als Wächter individueller Freiheitsrechte, hat die selbstzufriedene Sorglosigkeit, wonach die politische Zukunft liberal und demokratisch sein werde, in Zweifel gezogen; stattdessen steht die Frage nach der Zukunftsfähigkeit des Liberalen und Demokratischen wieder auf der Agenda.[4] Das war in Deutschland schon einmal Ende der 1920er, Anfang der 1930er Jahre der Fall. Die sich ausbreitende Vorstellung, wonach der Zustrom von Migranten die Aufnahme- und Integrationsfähigkeit der westlichen Gesellschaften auf Dauer überfordere, hat die Bedeutung von Grenzen und die Errichtung von Kontrollregimen an diesen Grenzen wieder ins Zentrum der politischen Aufmerksamkeit gerückt. An die Stelle des Strömens von Gütern und Kapitalien, Touristen und Globetrottern, deren Bewegungsfreiheit durch staatliche Grenzen unnötig behindert werde, wie die Modernisierungsagenda zu Beginn des 21. Jahrhunderts lautete, trat die Wertschätzung von Grenzen als Schleusen und Abwehrlinien einer sonst unkontrollierbaren Migrationsbewegung.[5] Diese Umkehrung der politischen Präferenzen vom Strömen zum Blockieren wurde durch die Covid-19-Pandemie weiter verstärkt, als die alten Staatsgrenzen nicht nur in Kontrollschleusen, sondern in regelrechte Barrieren verwandelt wurden – in dieser Form zwar nicht auf Dauer, aber die Grenzregime, die in Europa mit der Einrichtung des Schengenraums gänzlich verschwinden sollten, sind geblieben und werden bei wechselnden Begründungen wohl auch dauerhaft bleiben. Wir haben uns inzwischen wieder an sie gewöhnt.
Nur an die unvorhergesehene Rückkehr des Krieges nach Europa, und zwar des großen Krieges zwischen Staaten, können und wollen sich die meisten Deutschen nicht gewöhnen: die einen, weil sie nicht wollen, dass ein das Völkerrecht missachtender Angriffskrieg erfolgreich ist; die anderen, weil der zwischenstaatliche Krieg die Gefahr einer weiteren, womöglich nuklearen Eskalation in sich trägt und bei seiner Fortdauer eine räumliche Ausweitung zu befürchten ist. Einige von ihnen fordern, den Krieg möglichst umgehend durch Verhandlungen zu beenden, andere wollen dies sogar durch die Einstellung der deutschen Waffen- und Munitionslieferungen an die Ukraine erzwingen, wobei sie darauf setzen, dass die Ukraine dann innerhalb kürzester Zeit kapitulieren müsse.[6] Damit hat der deutsche Pazifismus, der in den 1980er Jahren die politische Landschaft geprägt hat, seinen Charakter verändert: Es ist keiner mehr der eigenen Friedfertigkeit, die ein Vorbild für andere sein soll, sondern einer, der anderen, in diesem Fall auch noch den Angegriffenen, die Kapitulation aufzwingen will, um seine Ruhe zu haben. Abgesehen davon, dass der Pazifismus damit seine moralische Unschuld verloren hat, wird die angestrebte Ruhe in einer vom Widerstreit der Mächte geprägten Welt, einer Welt im Umbruch, nicht mehr zu haben sein.
Bemerkenswert an dieser vor allem in Deutschland geführten Debatte ist nicht nur die emotionale Heftigkeit, mit der sie ausgetragen wird, sondern auch das forcierte Desinteresse der selbsterklärten «Friedensfreunde» an der deutschen und europäischen Geschichte in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, als die Friedenssehnsucht in großen Teilen der europäischen Gesellschaft die Einschüchterungs- und Annexionspolitik Hitlers begünstigte und für den Diktator zur Carte blanche wurde, mit Hilfe der Wehrmacht fast ganz Europa zu unterwerfen. Heutzutage ist nicht nur die neue Friedensliebe der politischen Rechten bemerkenswert, die de facto eine Parteinahme für die aggressiv-militärische Politik Russlands und seinen Oberherrn Putin ist, einer Politik, die sich also von der einstigen Unterstützung der Hitlerschen Revisionspolitik durch die Konservativen und Rechten in Deutschland nicht grundlegend unterscheidet, sondern auch die von einigen Linken geübte Kritik an deutschen Waffenlieferungen für die Ukraine – ebenjener Linken, die in den Debatten der 1970er und 1980er Jahre über den Sieg des Faschismus in Europa noch die fehlende militärische Unterstützung des republikanischen Spanien im Abwehrkampf gegen die Putschisten unter General Franco als einen verheerenden Fehler der Franzosen und Briten kritisiert haben, weil sie den die Putschisten unterstützenden Diktatoren Mussolini und Hitler nicht Paroli geboten haben. Den Motiven für diese neue Querfront von rechts und links wird in den einzelnen Kapiteln dieses Buches immer wieder nachgegangen. Im Prinzip handelt es sich dabei um eine umfassende Geschichtsvergessenheit, wie Arthur Schopenhauer sie vor Augen hatte, als er seinen politischen Pessimismus auf die Formel brachte, aus der Geschichte könne man nur lernen, dass die Menschen aus ihr nichts lernen würden.[7]
Es ist deswegen naheliegend, im Verlauf der hier angestellten Überlegungen immer wieder einen Blick auf die deutsche und europäische Geschichte zu werfen, um Ähnlichkeiten und Unterschiede zur gegenwärtigen Entwicklung zu beobachten. Die dabei benutzte Methode des Vergleichs ist nicht zu vermengen mit einer Praxis des Gleichsetzens, was oft gegen den Blick in die Vergangenheit als Orientierung für die Zukunft eingewandt wird. Dieser Einwand ist die Folge einer begrifflichen Verwechslung, nämlich der von Vergleichen und Gleichsetzen, und Ausdruck eines methodisch unsauberen Denkens: Um zu dem Ergebnis zu kommen, dass zwei politische Konstellationen recht unterschiedlich, also keineswegs miteinander gleichzusetzen sind, muss man sie miteinander vergleichen und die dabei beobachteten Ähnlichkeiten und Unterschiede gegeneinander gewichten. Unsere Orientierung im Alltag beruht auf einem ständigen Vergleichen, und das komparative Verfahren, wie es von den Geschichts- und Sozialwissenschaften entwickelt wurde, ist eine methodisch angeleitete Verfeinerung dieses alltäglichen Vergleichens.[8] Der Vergleich ist die Grundlage der politischen Urteilskraft, auf die gerade Demokratien existenziell angewiesen sind. Sie sind infolge historischer Unkenntnis und politischer Ignoranz ihrer Bürger hochgradig verwundbare politische Ordnungen. Um es zu pointieren: ohne permanenten Vergleich keine politische Orientierung.
 
Ein wesentlicher Strang des Buches ist die Geopolitik, die im Zuge der Umbrüche und Veränderungen der letzten zehn Jahre einen bemerkenswerten Wiederaufstieg erfahren hat, auch in Deutschland, wo sie aus der öffentlichen wie fachwissenschaftlichen Debatte nahezu verschwunden war. Das war keineswegs in allen Ländern der westlichen Welt der Fall, vor allem nicht in den USA. In Frankreich und England hat man sich immer wieder mit geopolitischen Fragen beschäftigt und geostrategische Reaktionen auf diverse Herausforderungen entworfen und diskutiert.[9] Doch auch dort ist im Gefolge des Endes der bipolaren Konstellationen, die den Kalten Krieg geprägt haben, und der um sich greifenden Globalisierungseuphorie über einige Jahrzehnte hinweg Geopolitik in Geoökonomie oder Geoökologie aufgelöst worden,[10] was heißt, dass genuin politische Fragen den Imperativen der Wirtschaft oder denen einer nachhaltigen Lebensführung nach- und untergeordnet wurden.
Nun ist Geoökonomie seit jeher ein zentrales Element der Geopolitik, wie sich das auch in den geopolitischen Erkundungen der nachfolgenden Kapitel zeigt, insofern der Aufbau und die Behauptung einer Großmachtposition immer auf wirtschaftlichen Voraussetzungen beruht, etwa dem Zugang zu bestimmten Rohstoffen und Energieträgern. Deren Verfügbarkeit war immer schon ein Imperativ der Allianzbildung sowie der Sicherung von Einflusszonen, und das nicht nur mit Blick auf das aktuell Erforderliche, sondern auch perspektivisch mit Blick auf das, was künftig vonnöten oder eine Ressource sein könnte, um Konkurrenten und Gegenspieler in Abhängigkeit zu bringen. Die zurückliegende Phase, in der die Geopolitik im öffentlichen Diskurs zu einer nachgeordneten Kategorie der Geoökonomie geworden ist, war von der Vorstellung getragen, der Streit um knappe Ressourcen sei durch deren Zugänglichkeit auf dem Weltmarkt nicht nur abgemildert, sondern tendenziell überwunden. Das machte den ungeheuren Charme dieses Weltordnungsentwurfs aus, in dem ökonomische Macht ein sehr viel größeres Gewicht hatte als politische und militärische Macht.
Dadurch wurden politische Feinde in ökonomische Konkurrenten verwandelt – oder sollten es zumindest. Im Rückblick lässt sich feststellen, dass einige unerschütterlich an diese neue Ordnung einer generellen Verfriedlichung der Politik geglaubt und ihr Portfolio der Machtsorten daran ausgerichtet haben, während andere den Entwurf einer solchen Weltordnung nur als Deckmantel dafür benutzten, ihre Position in dem erwarteten Wiederaufleben eines «Wettstreits der großen Mächte» zu verbessern. Auf eine friedliche Weltordnung haben zumeist die Demokratien gesetzt, während die Autokratien sich auf das Wiederaufflammen von Streit und Kampf vorbereitet haben.[11]
Die Beharrlichkeit der mit einer bestimmten geopolitischen Ordnungsvorstellung verbundenen Ersetzung von politischer Gegnerschaft durch ökonomische Konkurrenz zeigt sich bis heute in der Aversion vieler gegen den Begriff der Feindschaft. Sie verweigern sich grundsätzlich einem politischen Denken in den Kategorien von Feindschaft, selbst da, wo man es tagtäglich mit feindseligen Handlungen und Drohungen eines autokratischen Machthabers zu tun hat, und bestehen darauf, dass der Begriff dafür verantwortlich sei, wenn das von ihm so Begriffene erst dadurch zur Realität werde.[12] Es handelt sich hier um eine Art von magischem Denken, das glaubt, durch das Vermeiden von Worten und Begriffen die Realität in seinen Bann schlagen zu können.
Nach all dem, was zurzeit erkennbar ist, wird der Widerstreit der großen Mächte einer zwischen den demokratischen Verfassungsstaaten und den autoritär-autokratischen Regimen sein. Dieser Gegensatz von Demokratien und Autokratien, der sicherlich nicht strikt bipolar und auch nicht immer eindeutig ist, sondern in dem sowohl die diversen Facetten des demokratischen Rechtsstaats als auch die der autoritären Regime eine Rolle spielen, verdichtet sich in Bündnissen, die nicht so fest und unverbrüchlich sind, wie es die des Kalten Krieges waren. Es gibt in ihnen offenbar die Möglichkeit des Bündniswechsels und damit ein globales Ringen um Zugehörigkeiten. Dieses Ringen wird unter Einsatz von politischer, wirtschaftlicher, militärischer und kultureller Macht ausgetragen.[13] Es wird sich vermutlich über Jahrzehnte hinziehen, und für den Ausgang dürfte entscheidend sein, welche von beiden Seiten besser in der Lage ist, die von ihr formierten Bündnisse zusammenzuhalten und sie auf die sich dynamisch verändernden Rahmenbedingungen einzustellen.
Es gibt keinen Grund zu der selbstgewissen Annahme, der Sieger werde ein weiteres Mal, wie 1945 und 1989, der demokratische Verfassungsstaat sein. Wenn historische Analogien bemüht werden, so ist die eines Kampfes zwischen Demokratien und faschistischen Regimen in den 1930er und 1940er Jahren näherliegend als die des friedlichen Zusammenbruchs der Sowjetordnung am Ende der 1980er Jahre. Auch ist dabei zu beachten, dass beim Sieg über die faschistischen Regime am Ende des Zweiten Weltkriegs ebenfalls ein totalitäres System, nämlich die stalinistische Sowjetunion, eine wichtige Rolle gespielt hat. Ob die Demokratien des Westens damals allein den Sieg hätten erringen können, ist durchaus fraglich, zumal wenn man die Möglichkeit in Betracht zieht, dass das Bündnis der Diktatoren, der Hitler-Stalin-Pakt, hätte Bestand haben können.
 
Die Demokratie im 21. Jahrhundert ist fragil, steht im ständigen Widerstreit mit Autokratien; offene Gesellschaften bleiben leicht verwundbar und sind daher auf Möglichkeiten angewiesen, Resilienzen auszubilden. Die Widerstands- und Erneuerungsfähigkeit der Demokratie zu stärken,[14] ist erheblich schwieriger und anspruchsvoller, als die Widerstandsfähigkeit des Verfassungsstaates zu stärken. Auf die zielt zwar der erste Angriff der inneren Feinde eines demokratischen Rechtsstaats, der «Verschwörungstheoretiker», Rechtsextremen und Populisten mit autoritären Zielsetzungen, doch der Angriff lässt sich abwehren, wenn das Institutionensystem des Verfassungsstaats im Widerstand gegen seine Feinde stabilisiert wird, wie nun mit der interfraktionellen Vereinbarung der Regierungsparteien mit CDU/CSU angestrebt. Als Beispiele für wirkungsvolle Attacken auf Demokratien dienen das Ungarn Orbáns und Polen in der Zeit der PiS-Regierungen, doch handelt es sich hier um junge, erst nach 1989 entstandene Rechts- und Verfassungsstaaten mit einem noch nicht über längere Zeit gehärteten Institutionensystem. Es ist richtig, dass Rechtskonservative und Rechtspopulisten als Erstes die obersten Gerichte des Staates und die freie Presse der Gesellschaft angreifen, um sie als Verteidiger der Demokratie und potenzielle Unterstützer der Opposition auszuschalten, aber nachdem man das an einer Reihe von Fällen hat beobachten können, sollte es möglich sein, beides, den Rechtsstaat wie die freie Presse, in einer Weise mit Abwehr- und Verteidigungsringen zu versehen, dass sie sich zu behaupten vermögen.
Sehr viel schwieriger ist dagegen die Verteidigung der Demokratie, wenn ihr auf längere Dauer die Demokraten abhandengekommen sind und die Ordnung der bürgerschaftlichen Partizipation von den Feinden der Demokratie zu deren Zerstörung genutzt wird. Eine Demokratie, in der die liberalen Demokraten dauerhaft in der Minderheit sind, lässt sich gegen die Anhänger eines autoritär-illiberalen Regimes nur schwer verteidigen; die einzige Aussicht auf ihre Wiederherstellung und Erneuerung liegt dann darin, dass eine Mehrheit der Wahlbürger vom autoritär-illiberalen Regime und dessen Leistungen enttäuscht ist und sich wieder den in die Minderheit geratenen Demokraten zuwendet, die sich nun an das mühsame und langwierige Projekt einer Wiederherstellung des Verfassungsstaats und einer Erneuerung der freien Presse machen müssen. Wie schwierig das ist, zeigt sich in Polen. Eine liberale Demokratie ist schneller und leichter zu zerstören als wiederherzustellen.
Werden die Demokraten in der Zeit ihrer politischen Einflusslosigkeit von außen unterstützt, so kann sich das beim Durchhalten gegen den illiberalen Autoritarismus als hilfreich erweisen. Gegen diese Unterstützer geht das autoritäre Regime freilich mit allen Mitteln vor, indem es sie verbietet oder enteignet. Ob ein autoritäres Regime ungehindert agieren kann, wie im Russland Putins, oder ob es dabei gewisse Grenzlinien beachten muss, wie im Ungarn Orbáns, dürfte dafür ausschlaggebend sein, ob eine ruinierte Demokratie wieder auf die Beine kommt oder aber auf Dauer zerstört ist. Die Mitgliedschaft Ungarns in der EU begrenzt die Spielräume Orbáns, weil das Land auf das Geld aus Brüssel und die europäischen Wirtschaftsverbindungen angewiesen ist. Das sind zwar nur indirekt anwendbare Instrumente zum Schutz von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, aber sie können doch eine gewisse Wirksamkeit entfalten. Dagegen verfügen autoritär-autokratische Regime über die Möglichkeit eines direkten Eingreifens und des unmittelbaren Zwangs gegen Demokratiebewegungen, wenn sie in Bedrängnis geratene verbündete autoritär-autokratische Führer retten wollen. Die Niederschlagung der Demokratiebewegung in Belarus mit russischer Hilfe und Rückendeckung ist hierfür ein Beispiel.[15]
Die Verwundbarkeiten des demokratischen Verfassungsstaats sind vielfältiger und größer als die autoritär-autokratischer Regime. Das ist die Folge dessen, dass Ersterer sich rechtliche Selbstbindungen auferlegt, während Letztere solche Selbstbindungen nicht kennen oder sie nach Belieben und Erfordernis aufheben. Demgemäß liegt die entscheidende Verteidigungslinie der Demokratie in der Herausbildung und Schärfung der politischen Urteilskraft ihrer Bürger. Es spricht vieles dafür, dass der Erfolg oder Misserfolg dieses Projekts einer Förderung von politischer Urteilskraft für die Selbstbehauptung einer Demokratie entscheidend ist. Bei der Stärkung der rechtlichen Instrumente, von denen angesichts der populistischen Bedrohung zurzeit viel die Rede ist, handelt es sich gewissermaßen um die Befestigung des Vorfelds, die Herstellung eines Glacis, um die Feinde einer Demokratie abzuwehren. Die entscheidende Schlacht wird jedoch im Ringen um die Demokratiepräferenz der Bürger geschlagen, und die entscheidet sich daran, ob eine Mehrheit der Bürgerschaft kurzfristigen Stimmungen folgt, die von den Populisten bespielt werden, ob für sie Angst, Wut und Zorn handlungsleitend sind, oder ob sie sich an längerfristig angelegten Politikangeboten zur Bewältigung von Herausforderungen orientieren und anhand dieser ihre Wahlentscheidung treffen. Es ist die politische Urteilskraft, die zu einer Entscheidung für die längerfristigen Politikangebote führt, aber das Vorhandensein von Urteilsfähigkeit ist seit einiger Zeit infolge von Veränderungen im Mediensystem, einer schwierigeren Wirtschaftslage, die zu sozialen Spaltungen führt, sowie einem geschwundenen Zukunftsvertrauen fraglich geworden.
 
Die Grenzen Europas stellen inzwischen eine geopolitische Herausforderung dar. Der lange währende Kampf zwischen der liberalen Demokratie und der autoritären Autokratie spielt sich nicht nur (wenngleich immer auch) im Innern der jeweiligen Ordnungen ab, sondern erfasst zugleich die Grenzräume zwischen den Bündnissystemen und hat dort im Fall der Ukraine die Gestalt des Krieges angenommen. Es ist dies ein Krieg um die politische Ordnung, um die Alternative zwischen Demokratie und Autokratie, aber zugleich ist es auch ein Krieg um werte- und geopolitische Fragen. Als Erstes geht es beim Ausgang dieses Krieges darum, ob Angriffskriege, die in der Charta der Vereinten Nationen geächtet sind, in Zukunft auch geächtet bleiben oder ob sie bei einem Erfolg des russischen Überfalls auf die Ukraine wieder ins politische Repertoire der Großmächte zurückkehren werden. Das dürfte auf dem Balkan eine Rolle spielen, aber auch im Baltikum, wo Russland versucht sein könnte, nach dem Ukraine-Modell vorzugehen, um wieder die beherrschende Macht der Ostsee zu werden.[16] Denn selbstverständlich wird sich eine zunächst noch kleine Anzahl von autoritären Machthabern sagen, was Putin kann, können wir auch, und bei entsprechender Gelegenheit versuchen, die Grenzen des Landes zu ihren Gunsten zu verschieben – allein mit der Androhung oder unter Anwendung militärischer Gewalt.
Die Renaissance militärischer Gewalt als Instrument bei der Verfolgung politischer Ziele würde indes kaum auf die europäischen Räume beschränkt bleiben, sondern globale Nachahmer haben. Es könnte sein, dass diejenigen, die jetzt einem Verhandlungsfrieden das Wort reden, bei dem die Ukraine zwangsläufig Gebietsabtretungen zustimmen müsste und Putin mit fetter Beute vom Kampfplatz gehen würde, langfristig genau das Gegenteil von dem bewirken, was die selbstsicheren Pazifisten als Ziel und Grund ihrer Wortmeldungen angeben: nicht die Durchsetzung des Friedens, den sie für sich annoncieren, sondern die Vermehrung und Intensivierung von Kriegen, in Europa und weltweit.
Des Weiteren ist der Krieg in der Ukraine ein Krieg um die östlichen Grenzen Europas, die in der Geschichte immer wieder umkämpft waren und von denen man gehofft hat, dass sie nach dem Zerfall der Sowjetunion als letztem Kolonialimperium europäischen Typs endgültig zur Ruhe gekommen seien. Handelt es sich beim Krieg in der Ukraine, wie viele meinen, um einen revisionistischen Krieg, in dem es um die Wiederherstellung des Reichs der russischen Zaren in Orientierung an dessen einstigen Grenzen geht, so ist zu befürchten, dass dies nicht der letzte Krieg um die Grenzverläufe zwischen der Europäischen Union und Russland sein wird und mit weiteren Revisionskriegen gerechnet werden muss. Die Wahrscheinlichkeit, dass Russland im Ostseeraum wiederholt, was es gegenwärtig am Schwarzen Meer versucht, wächst in dem Maße, wie es in der Ukraine erfolgreich ist, und sie schwindet entsprechend mit den politischen und militärischen Kosten, die Russland für seine Eroberungspolitik in der Ukraine zu entrichten hat. Trifft dieses Kalkül zu, so sind diejenigen, die jetzt einen von Putin diktierten Frieden mit den damit verbundenen Vorteilen für Russland fordern, mitverantwortlich für weitere von Russland begonnene Kriege im Osten Europas.
Wie auch immer: Die Frage der Grenzen, die nach 1989/91 erheblich an Bedeutung verloren hatte, ist politisch wieder brisant geworden, und es spricht vieles dafür, dass Grenzfragen auf unabsehbare Zeit die politische, wirtschaftliche und kulturelle Agenda der Europäer dominieren werden. Dabei gerät neben der Ost- auch die Südgrenze Europas als Raum der Instabilität in den Blick. Im Mittelmeerraum sind Kriege zumindest indirekt für die Herausforderungen verantwortlich, vor denen Europa steht, insofern sie im Nahen Osten und im subsaharischen Afrika Flüchtlingsströme in Gang setzen; diese führen bei den Europäern zu der Forderung, die Migrationsbewegung auf der südlichen Seite des Mittelmeers zum Stillstand zu bringen und nur ausgewählten Personen die Überfahrt zu ermöglichen. – Aber wie ist das zu bewerkstelligen? Welche Mittel sind hierbei zulässig, und welche verstoßen gegen die wertgestützten Selbstbindungen, auf die sich die liberalen Demokratien viel zugutehalten? Mit den Grenzen sind immer auch Fragen der eigenen Wertbindung verknüpft – im einen Fall durch die für ihre Verteidigung geführten Kriege, im anderen durch das Ziel der Entschleunigung und Ausdünnung von Migrantenströmen. Insofern korrespondieren Geopolitik und Wertfragen in einer Art und Intensität miteinander, wie sich das kaum jemand vorzustellen vermochte, als man vor mehr als drei Jahrzehnten glaubte, die Ära der machtgestützten Realpolitik sei zu Ende und eine Epoche der humanitären Wertepolitik habe begonnen. Um es zu pointieren: Die Grenzziehungen der geopolitischen Räume sind auch zu Grenzen der Geltung beziehungsweise des Geltendmachens von Werten geworden.
 
Kann Deutschland unter den skizzierten Rahmenbedingungen und angesichts der mentalen Verfassung eines Teils seiner Bürger wie seiner politischen Klasse eine Führungsrolle in der EU übernehmen? Bislang ist die Debatte über die Rolle der Bundesrepublik in der Union wesentlich als Ressourcenfrage geführt worden; sie hat sich auf das Problem konzentriert, ob die in Deutschland verfügbaren Mittel, vor allem die finanziellen, ausreichen, um der Europäischen Union bestimmte Ziele vorzugeben und deren Verfolgung auch auf den Weg zu bringen. Diese Frage ist relativ leicht zu beantworten: Wer sonst in der EU könnte das, wenn nicht Deutschland, dessen Nettoüberschuss bei den Zahlungen an die EU fast doppelt so hoch ist wie der des zweitgrößten Nettobeitragszahlers Frankreich? Die Ressourcenfrage ist nicht das große Problem, zumal es nicht eine alleinige Führungsrolle sein wird, die von den Deutschen übernommen werden muss, sondern eine in enger Kooperation mit anderen großen Mitgliedstaaten der EU. Es wird die Rolle eines primus inter pares sein, eines Ersten unter Gleichen, aber doch eben eines Ersten, dessen es beim Umbau und der Neuausrichtung der EU bedarf. Nur eine an Haupt und Gliedern reformierte Union wird die erstarrte und verholzte Gemeinschaft, wie sie sich zurzeit darstellt, in Bewegung bringen und in die Lage versetzen können, die Herausforderungen zu bewältigen, mit denen sie konfrontiert ist.
Die Zeit der Führbarkeit des Europaprojekts durch einen der Kleinsten unter den Mitgliedern, als ein ums andere Mal ein Luxemburger an der Spitze der Kommission stand, ist definitiv vorbei. Der Vorzug dieser luxemburgischen Führung war, dass sie die Rivalität zwischen Deutschland und Frankreich neutralisierte und als ein im buchstäblichen Sinn «Dazwischenstehender» der natürliche Vermittler zwischen den beiden größten EU-Staaten war. Für die deutsch-französische Lokomotive, die für Bewegung in der Union sorgte, bot sich ein Luxemburger auf dem Führerstand an. In einer veränderten Weltlage kann sich die Union eine solche Art von Führung durch einen der Kleinsten nicht länger leisten.[17]
Schwieriger zu beantworten als die Frage nach den verfügbaren und für die EU einsetzbaren Ressourcen Deutschlands ist die nach der Führungsfähigkeit deutscher Politiker. Die Mentalitätsfrage ist darum so brisant, weil die bisherige Art der Führung in Brüssel – sie lässt sich als «Führung von hinten» bezeichnen, insofern sie in Anbetracht der unterschiedlichen Interessen und politischen Optionen der EU-Mitgliedsländer im Wesentlichen auf das Schmieden von Kompromissen hinausläuft – nicht mehr genügt, um die Gemeinschaft voranzubringen und dabei auch noch auf einem Kurs zu halten, der nicht als Schlingerkurs auffällt. Das heißt freilich nicht, dass ein Führen von hinten überflüssig geworden wäre, denn auch in Zukunft wird ein Großteil der in Brüssel anfallenden Entscheidungen auf Kompromissen beruhen, die zuvor von tendenziell allen Mitgliedstaaten gemeinsam gefunden und festgezurrt werden müssen. Das funktioniert indes in der Regel nicht, indem man sich bloß zusammensetzt und nach dem Gemeinsamen unter den unterschiedlichen Interessen sucht. Es bedarf dazu eines Akteurs aus dem Kreis der Mitgliedstaaten, der die Kompromisssuche anleitet und in der Lage ist, mit Gratifikationen wie Sanktionen eine sich abzeichnende Lösung zu finalisieren. Auch das ist Führung, und zwar eine, die umso erfolgreicher ist, je weniger sie als solche sichtbar ist. Dieses Führen von hinten beherrschen deutsche Politiker und haben es in der Vergangenheit bereits immer wieder erfolgreich praktiziert. Sie können das sehr viel besser als ihre französischen Kolleginnen und Kollegen, in deren politischer Sozialisierung aufgrund des französischen Politiksystems der Kompromiss strukturell eine deutlich geringere Rolle spielt als in Deutschland.
Doch die Kompromissbildung reicht als Praxis politischer Führung in der EU nicht mehr aus: zum einen, weil sie mehr Zeit in Anspruch nimmt, als bei Herausforderungen von außen zur Verfügung steht, und zum anderen, weil einige Mitgliedstaaten der Union inzwischen als notorische Kompromissverweigerer auftreten oder den Preis ihrer Zustimmung so hoch treiben, dass er unbezahlbar ist. Entscheidungsverzögerung und Politikblockaden, wie sie bei einer Reihe mitteleuropäischer Staaten unter Anführung Ungarns auf der Tagesordnung sind, haben den Modus eines Führens von hinten an die Grenzen seiner Problemlösungsfähigkeit gebracht. Infolgedessen ist in wachsendem Maße ein «Führen von vorn» erforderlich. Doch das ist etwas, das weder der Mentalität noch den im Verlauf ihrer Karriere antrainierten Fähigkeiten deutscher Politiker entspricht. Entsprechende Personen werden vom politischen System in Deutschland «aussortiert»: Ihre Karrieren werden durch die Parteien, denen sie angehören, blockiert. Sie gelten als «eigensinnig» und «unberechenbar». Unberechenbarkeit aber ist die negativ akzentuierte Bezeichnung für Politiker, die schnelle Entscheidungen treffen, sich nicht an den Korsettstangen der Parteiprogramme orientieren, die nicht zuwarten, bis sich ein Konsens bei den zu findenden Antworten herausgebildet hat, und die auch sonst «ihren eigenen Kopf» haben, wie man sagt. Es gibt solche Politiker und Politikerinnen auch in Deutschland in der ersten Reihe der Politik, aber sie haben sich dort «eingeschlichen», indem sie ihre Entschlusskraft im Verlauf der politischen Karriere unter der Decke gehalten haben.
Doch abgesehen von Mentalitätsfragen: Ist Deutschland überhaupt geeignet, als Mitte und Zentrum des europäischen Gesamtraums von Portugal bis Finnland und von Skandinavien bis Zypern zu fungieren? Mit den Herausforderungen Europas an seinen Grenzen ist die Diversität des von diesen Grenzen umschlossenen Raumes verbunden. Eine Folge dieser Diversität sind die starken Zentrifugalkräfte, die auf die EU (und ebenso die NATO) einwirken. Seit den zwei Runden der Osterweiterung sind von ihrer sozioökonomischen Struktur und ihrer politisch-kulturellen Prägung her sehr unterschiedliche Staaten in der EU vereint – oder besser: versammelt. Manche der Staaten haben eine gemeinsame Geschichte, in der Konflikte durch das Europaprojekt beendet werden konnten. Das gilt vor allem für die Gründungsmitglieder der alten EWG, insbesondere für Deutschland und Frankreich, die einstigen Erb- und Erzfeinde. Andere hingegen sind sich auch im Verbund der EU fremd geblieben. Was hat Irland schon mit Bulgarien und Rumänien zu tun? Oder Finnland mit Portugal? Oder Spanien mit Polen? Am ehesten noch sind es die Deutschen, die mit tendenziell allen Ländern, die der EU angehören (vielleicht mit Ausnahme von Zypern und Malta), zu tun gehabt haben, und zwar im Guten wie im Schlimmen, in kulturellem und wirtschaftlichem Austausch wie in erbittert geführten Kriegen. Insofern ist Deutschland nicht nur in geografischer Hinsicht und von seinem ökonomischen Gewicht her Mitte und Zentrum der Union, sondern auch durch seine Geschichte und seine nach allen Seiten hin ausgestreckten Fühler, die wirtschaftlichen wie die politischen, die kulturellen wie, nicht zu vergessen, die touristischen.
Die Zentrifugalkraft des Diversen muss, damit die EU funktionieren kann, durch die Zentripetalkraft einer starken Mitte ausbalanciert werden. Wo das nicht der Fall ist, formieren sich innerhalb der Union regionale Substrukturen, die durch ähnlich gelagerte Herausforderungen und Interessenkonstellationen geformt sind und einen Anführer haben, der die jeweilige Sicht in Brüssel zur Sprache bringt. Im Ergebnis läuft das auf eine Steigerung der Zentrifugalkräfte hinaus. Die Kommission kann diese nur auszugleichen versuchen. Für ein verlässliches Miteinander bedarf es indes einer Zentralmacht, die ihre eigenen Interessen zurückzustellen bereit ist und den Zusammenhalt und die Handlungsfähigkeit der Union als ihre Hauptsorge begreift. Nach Lage der Dinge kann das nur Deutschland sein.
Aber Deutschland schafft das nicht allein, sondern ist dafür auf eine Reihe von Unterstützermächten angewiesen, die in einer reformierten und an Handlungsfähigkeit orientierten EU so etwas wie den innersten Kreis der Union bilden würden. Es müssen das nicht immer dieselben sein, sie können im Verlauf der Zeit wechseln. Aber sie müssen zuverlässig und, wenn auch in geringerem Maße als die Zentralmacht selbst, bereit und in der Lage sein, ihre nationalen Eigeninteressen dem europäischen Gesamtinteresse unterzuordnen.
Was aber sollte Deutschland dazu veranlassen, in der Europäischen Union die Aufgaben eines servant leader[18] zu übernehmen, einer Macht, die dadurch führt, dass sie sich wesentlich in den Dienst des Gesamtverbandes stellt, und sich dieser Rolle verlässlich und dauerhaft zu widmen? Der Blick in die Geschichte genügt: Die Versuche der Deutschen, ihre geopolitische Mittellage in Europa in Gestalt eines dominant leader auszunutzen, sind allesamt gescheitert und haben furchtbares Leid über die Welt, Europa und Deutschland selbst gebracht, seine Reputation schwer beschädigt und seine politische Stellung ruiniert. Die Geschichte, das kulturelle Gedächtnis mithin, legt den Deutschen nahe, dass es für sie von großem Nutzen ist, wenn sie ihre eigenen und unmittelbaren Vorteile nicht ungehemmt verfolgen, sondern sich auf die mittelbaren und langfristigen Vorteile konzentrieren, wenn sie als Vertreter des europäischen Gesamtinteresses und einer stabilen, selbstbewussten und politisch handlungsfähigen Europäischen Union auftreten. Dass dem in Deutschland tatsächlich so ist, ist freilich alles andere als selbstverständlich, sondern erwächst aus der Umsicht einer politisch aufgeklärten und mit der eigenen Geschichte vertrauten Bürgerschaft, einer Bürgerschaft, die sich nicht durch die Sirenengesänge des Populismus irritieren lässt, welche sich stets um kurzfristige Eigeninteressen drehen. Diese Mischung aus nationalistischer Rückwärtsgewandtheit, dem Festhalten an ebenso partiellen wie kurzfristigen Interessen, der wahlkämpferischen Bewirtschaftung von Stimmungen des Augenblicks, wie sie allenthalben für den Populismus typisch ist, lässt sich in Deutschland insbesondere an der AfD beobachten.[19] Deren weiterer Anstieg in der Wählergunst wäre eine erhebliche Gefahr für die hier angedachte Position Deutschlands in der EU und damit für den Zusammenhalt der Union.
Das Problem der Mitte ist nicht nur von historischem Interesse, sondern nach wie vor von einiger politischer Relevanz, auch wenn es in der Politikwissenschaft kaum einschlägige Untersuchungen dazu gibt. Die geopolitische Mittellage würde für Deutschland jedenfalls zum gravierenden Problem werden, wenn die Europäische Union zerbrechen oder in Agonie versinken sollte – womöglich sogar deswegen, weil sich die deutsche Politik nicht hinreichend als Zentripetalmacht bewährt oder die deutschen Wähler die Populisten so stark gemacht haben, dass die Bundesrepublik die Rolle eines servant leader nicht wahrnehmen kann. Es ist für die Deutschen dringend angeraten, sich kein weiteres Mal, und schon ganz und gar nicht mutwillig, in eine gefährliche Position zu begeben, in der sie auf sich allein gestellt sind. Denn sie sind angewiesen auf ein lebendiges Netzwerk von Freunden und Verbündeten.
Die Lage in der Mitte eines geopolitisch zusammengehörigen Raums abzuwägen, ist nicht a priori ein deutsches Problem. Das Theorem von der Mitte und den Flügelmächten ist in Frankreich entstanden, und zwar mit Blick auf den (mindestens) zwei Mal unternommenen Versuch Frankreichs, die Dominanzmacht Europas zu werden und so zum weltpolitischen Akteur aufzusteigen. Die Wahrnehmung, sich in der Mitte zwischen anderen Mächten zu befinden, hat insofern sicherlich eine kriegerisch-aggressive Seite und lässt sich als Mobilisierungsnarrativ funktionalisieren. Dieses ursprünglich französische Theorem ist in Deutschland aufgenommen und mit Blick auf Mitteleuropa variiert worden. In militärischen Kreisen hat man in Deutschland das zuvor ebenfalls in Frankreich entwickelte – wie auch praktizierte – Projekt einer «zweiten Front» im Rücken des Gegners als Theorem des Eingekreistseins begriffen und entsprechend diverse Optionen eines Ausbrechens aus der Einkreisung durchgespielt. In Frankreich und Deutschland sind tendenziell alle Möglichkeiten einer politischen Auflösung des Mitteproblems durchdacht und analysiert worden, ebenso wie die denkbaren militärstrategischen Antworten darauf. Sie alle blieben unbefriedigend oder endeten in politischen Katastrophen. Das Problem der geopolitischen Mitte lässt sich nur durch den Auf- und Ausbau einer wirtschaftlichen und politischen Gemeinschaft auflösen, was darauf abzielt, dass die bedrohte und sich ein ums andere Mal eingekreist fühlende Mitte von Freunden umgeben ist, die sie nicht zu fürchten braucht und gegen die sie deswegen auch nicht aggressiv auftreten muss.
In Zeiten, da die Bedeutung der EU für Deutschland gerade von Seiten eines erstarkten Rechtspopulismus in Frage gestellt wird, kann das nicht deutlich genug betont werden. Was wäre besser geeignet, die rechtspopulistische Vorstellung von einem Rückbau der EU zu einem «Europa der Vaterländer» als politischen Irrweg kenntlich zu machen, als die kritische Darstellung ebenjener strategischen Entwürfe, mit denen das deutsche Militär in zwei Weltkriegen versucht hat, aus der Mitte der Vaterländer auszubrechen, weil es sich von ihnen eingeschnürt und eingekreist fühlte?
 
Die Zukunft Deutschlands und Europas, beides Mächte im Umbruch, lässt sich nicht lösen von der Frage, ob «der Westen» eine Zukunft hat. Es geht dabei um das angekündigte Disengagement der USA in Europa und den von dem früheren US-Präsidenten Barack Obama angekündigten pivot to Asia, die Konzentration Amerikas auf den indopazifischen Raum, der von fast allen Politikern in den USA, Republikanern wie Demokraten, als die größte Herausforderung für ihre hegemoniale Position angesehen wird. Dem transatlantischen Westen, der mit dem Beginn des offenen russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine eine Wiederauferstehung erlebt hat (es ist allerdings mehr als fraglich, ob sie von langer Dauer sein wird), steht das geopolitische Gegenmodell des Eurasismus gegenüber, wie es vor allem in Russland ausgearbeitet worden ist. Der Eurasismus beschreibt den west- und mitteleuropäischen Raum mitsamt seinen Ausbuchtungen nach Norden und Süden als geografisches Anhängsel der nordasiatischen Landbrücke. Gemäß seiner derzeit in Russland virulenten Version soll Ostmitteleuropa erneut unter russischen Einfluss gebracht werden, und im restlichen Europa soll den nach dem Rückzug der USA von Moskau dann leicht erpressbaren Deutschland und Frankreich eine begrenzte Dominanz zufallen. Dieser geopolitische Gegenentwurf zum Westen hat auch eine wertepolitische Dimension, insofern das auf ein «Vorgebirge Asiens» (Paul Valéry) reduzierte Europa dann nicht mehr dem Lager der liberalen Demokratien, sondern dem der autoritären Regime angehören und gesellschaftspolitisch ultrakonservativen (wenn nicht reaktionären) Vorgaben folgen würde.
Eine solche Entwicklung mag derzeit zwar als unwahrscheinlich erscheinen, aber man sollte nicht übersehen, dass sowohl die AfD als auch das BSW antiwestliche und russlandaffine Präferenzen haben und insofern als Rollschuhe eurasischer Geopolitik in Deutschland dienen können. Die russlandfreundliche Ausrichtung beider Parteien und die dubiosen finanziellen Verbindungen zumindest der AfD nach Russland lassen beide als Statthalter des geopolitischen Eurasismus in Deutschland erscheinen.
Damit taucht die Vorstellung von der Mitte eines geopolitischen Raums in einer weiteren Dimension auf: der einer inneren Zerrissenheit zwischen zwei Richtungen, einer in Richtung Westen und einer in Richtung Osten. Beides hat in der deutschen Geschichte über lange Zeit eine große Rolle gespielt. Von der preußisch-russischen Annäherung in der Spätphase des Siebenjährigen Krieges, also von den Zeiten Friedrichs des Großen an, bis zu Bismarcks Rückversicherungsvertrag hat sich Preußen in einer bündnispolitischen Nähe zu Russland bewegt, und auch in der Weimarer Republik haben konservative bis reaktionäre Kräfte enge (insbesondere militärpolitische) Kontakte zur Sowjetunion gepflegt. Den Höhepunkt dieser Entwicklung stellt der Hitler-Stalin-Pakt mitsamt dem Geheimabkommen zur Aufteilung Ostmitteleuropas zwischen den beiden Diktatoren dar. Preußen gibt es als politischen Akteur zwar nicht mehr, aber es ist durchaus nicht so, dass die Westorientierung Deutschlands in Stein gemeißelt wäre, und schon gar nicht die Ostdeutschlands, wo sie ja überhaupt erst seit 1989/90 besteht. Aber sie ist auch in Westdeutschland nicht unverbrüchlich, wenngleich hier seit Gründung der Bundesrepublik eine sehr viel engere Orientierung nach Westen als nach Osten, und das heißt eine zum Verfassungsstaat und nicht zum autoritär-autokratischen Regime, vorherrschend war. Es ist unwahrscheinlich, dass die Attraktivität des Ostens die des Westens trotz billigerer Rohstoffe und Energieträger in absehbarer Zeit übertreffen wird, aber gänzlich auszuschließen ist das nicht. Der latente Antiamerikanismus der westdeutschen Linken könnte hier eine verhängnisvolle Rolle spielen.
Vieles wird davon abhängen, wie moderat das amerikanische Disengagement in Europa verläuft: Der worst case wäre ein schlagartiges Einklappen des US-Nuklearschirms bei gleichzeitigem Abzug des amerikanischen Militärs aus Europa. Die US-Soldaten in Europa waren der Garant für die Zuverlässigkeit der Vereinigten Staaten, denn als «amerikanische Geiseln» auf europäischem Boden standen sie im Kalkül des Kreml für die Ernsthaftigkeit der amerikanischen Schutzzusagen. Der best case wäre vermutlich ein sich abzeichnendes Tauschgeschäft, bei dem die USA mit reduzierten Kräften in Europa verbleiben und den nuklearen Schutzschirm weiterhin aufgespannt halten, während die Europäer im Gegenzug nicht nur ihre Verteidigungsanstrengungen erhöhen, sondern sich auch an der militärischen Sicherung des indopazifischen Raums beteiligen. Derlei scheint sich in den gemeinsamen Flottenmanövern der jüngsten Zeit sowie der zeitweiligen Verlegung deutscher Kampfflugzeuge bis nach Australien anzudeuten.
Im Fall eines amerikanischen Komplettrückzugs müssen die Europäer als Ersatz dafür eigene Fähigkeiten aufbauen, was bei der nuklearen Abschreckung eine sehr hohe Hürde ist. Im Fall einer Beteiligung am militärischen Schutz des indopazifischen Raums müssen sie Kräfte der Marine wie der Luftwaffe bereitstellen, die nach Südostasien verlegt werden können, ohne dass dies die Verteidigungsfähigkeit Europas gravierend beeinträchtigen würde. Die ruhigen Zeiten einer sicherheitspolitischen Sorglosigkeit sind für die Europäer vorerst vorbei, und das keineswegs nur wegen des Ukrainekriegs. Das Festhalten am Westen heißt entweder, in einem den westlichen Werten verpflichteten, aber geopolitisch auf sich allein gestellten Europa (westliches Europa) strategische Autonomie herzustellen oder aber die europäischen Anstrengungen zur Verteidigung des globalen Westens so zu steigern, dass sie auch für den indopazifischen Raum relevant sind. Das wird in jedem Fall viel Geld kosten und die Struktur der nationalen Haushalte in Europa grundlegend verändern.
Der transatlantische Westen war eine für die Europäer überaus kostengünstige Lösung ihrer Sicherheitsprobleme – nicht nur der äußeren, sondern auch der inneren, wenn man etwa in Rechnung stellt, dass nahezu alle Hinweise auf die Vorbereitung von islamistischen Terroranschlägen bisher von US-amerikanischen Diensten kamen, die das Internet in Europa offenbar sehr viel genauer überwachen als die Europäer selbst. Ein europäischer Westen oder ein globaler Westen als Alternative zu dem politisch auf der Kippe stehenden transatlantischen Westen bringt Herausforderungen mit sich, bei denen sich erst noch zeigen muss, ob die Europäer ihnen gewachsen sein werden – in finanzieller wie in politischer Hinsicht. Denn die US-Amerikaner haben bisher nicht nur einen Großteil der militärischen Fähigkeiten in der NATO bereitgestellt, sondern auch das politisch heikle Führungsproblem gleichsam «nebenher» gelöst: Als die bei weitem stärkste Macht waren und sind sie die Führungsmacht der NATO, weswegen es kein Gerangel unter den europäischen NATO-Staaten um diese Position gegeben hat. Sie war und ist vergeben, solange die USA NATO-Mitglied sind. Aber was, wenn sie das nicht mehr sein sollten? Dann wird das Verteidigungsbündnis nur handlungsfähig bleiben, wenn seine innere Struktur bei den europäischen Mitgliedern eine Hierarchisierung erfährt, in deren Konsequenz zwei oder drei Mitgliedstaaten in den schnell zu entscheidenden Fragen das Sagen haben und langwierige Konsultationen zwischen allen Mitgliedstaaten entfallen. Man kann sich vorstellen, dass das Vereinigte Königreich, Frankreich (beides Nuklearmächte) und Deutschland dazugehören würden, aber dann beginnt schon die Auseinandersetzung darüber, warum Spanien, Italien und Polen beziehungsweise die Türkei, das Land mit der zweitgrößten Truppenstärke in der NATO, nicht dem Führungszirkel angehören sollen.
Und wer soll dann den Oberkommandierenden der NATO stellen, der bis jetzt, den Vorgaben des Fähigkeitenbeitrags entsprechend, grundsätzlich ein US-General war, während der Generalsekretär des Bündnisses ein Europäer war, aus wechselnden Ländern kommend. Zuletzt waren es meist erfahrene Politiker aus kleineren NATO-Staaten, die zum Generalsekretär bestimmt wurden: zum einen, weil der Generalsekretär vor allem mit dem Zusammentreiben der europäischen Herde auf einen gemeinsamen Weg beschäftigt war und dafür ein routinierter Verhandler und Kompromisseschmied sein musste, und zum anderen, weil es keine Eifersüchteleien oder gar gegenseitiges Misstrauen gab, solange er aus einem kleinen Mitgliedstaat (Dänemark, Norwegen, Niederlande) stammte. Nach solchen politischen Vorgaben kann jedoch der Oberkommandierende der Streitkräfte nicht berufen werden, und darin zeigt sich, welch überragende Bedeutung die Mitgliedschaft der USA für die Führbarkeit eines aus zweiunddreißig Mitgliedern bestehenden Militärbündnisses hat. Nicht ohne Grund haben die Europäer die Führung ihrer Sicherheitspolitik einer nicht in Europa beheimateten Macht gerne anvertraut.
 
Das europäische Führungsproblem tritt offen zutage in der Europäischen Union, die formell eine Versammlung von Gleichen ist – in der Realität allerdings keineswegs. Aufgrund dieser kontrafaktischen Konstruktion ist die Führung der EU nicht formalisiert, sondern führungsrelevante Initiativen müssen von Fall zu Fall und immer wieder aufs Neue angeschoben werden. Für einen Akteur, der, wie bei Europa der Fall, eine globalpolitische Rolle spielen muss, ist das allzu spontaneistisch, zumal dann, wenn sich keiner findet, der bereit ist, sich bei der Bearbeitung eines Problems «den Hut aufzusetzen», da das für ihn mit zu hohen Kosten und einem großen Risiko des Scheiterns verbunden ist. Die Folge ist, dass das Problem dann unerledigt liegen bleibt oder der günstige Augenblick eines Eingreifens verpasst wird. So ist das notorische «Zu spät» zum Markenzeichen der EU geworden, ebenso wie eine «Politik der langen Bank», mit der die Probleme beiseitegeschoben, aber nicht gelöst werden. Nun lässt sich gegen diese Diagnose einwenden, dass es doch immer noch die Kommission gebe, die für die Führung der Union zuständig und verantwortlich sei. Dieser Einwand übersieht freilich, dass sich die Kommission überwiegend mit Routinefragen oder den Herausforderungen einer fernen Zukunft beschäftigt und dringliche Probleme, die überraschend auftauchen und außerordentliche Bedeutung haben, ungern und nur zögerlich anpackt. Die Führung durch die Kommission ist Teil der Diagnose des Zuspätkommens und einer Politik der langen Bank.
Im Widerstreit der großen Mächte, zu denen die Europäische Union von ihrem wirtschaftlichen Gewicht und ihrer wissenschaftlich-technologischen Relevanz her gehört, ist diese Art von Führung ineffizient und selbstzerstörerisch. Die EU braucht ein Zentrum, das mit realer Macht ausgestattet und schnell handlungsfähig ist. Und sie bedarf einer Form von Mitgliedschaft, die mindestens zwei, besser noch drei Stufen kennt und auf eine Differenzierung der Rechte und Pflichten hinausläuft. Eine solche strukturelle Reform in Richtung Zentrumsbildung wie Peripherisierung würde vermutlich auch das Problem der exzessiven Bürokratie reduzieren, an dem die EU in wachsendem Maße leidet. Die Bürokratisierung spiegelt das Defizit an politischer Führung der Union: Wo Führung von vorn fehlt, wuchert die Bürokratie; das Gestrüpp der Verordnungen und Ausnahmebestimmungen soll und muss verdecken, dass es der Union an politischer Entschlusskraft und Handlungsfähigkeit mangelt.
Doch diese Ersatzlösung ist selbst zu einem großen Problem geworden, nicht nur, weil sie keine Handlungsfähigkeit nach außen hervorbringt, sondern auch, weil sie in der Bevölkerung der EU-Mitgliedstaaten zu einer wachsenden Europadistanz geführt hat, die den populistischen Parteien zugutekommt. Die wiederum haben sich inzwischen zu einer Bedrohung der EU ausgewachsen. Schlechter hätte es kaum laufen können. Grundlegende Reformen sind also dringend angezeigt, und zwar keineswegs solche der Demokratisierung der EU, wie sie in der Vergangenheit immer wieder angemahnt wurden, sondern solche, die zu strategischer Autonomie und politischer Handlungsfähigkeit führen. Dabei muss Deutschland eine initiative Rolle spielen.
Wie lässt sich die Krise Europas meistern – auch in geopolitischer Hinsicht? Und warum müssen dabei die nationalen Interessen von der deutschen Politik neu formuliert werden? Was bedeutet der Wandel der Welt und der Umbruch der Machtverhältnisse für das Selbstverständnis Deutschlands, vor welchen Herausforderungen stehen wir, und was müssen die Deutschen jetzt tun, um aktiv gestalten zu können? Wie muss Deutschlands Rolle neu gedacht werden, wenn Europa sich im 21. Jahrhundert im Spiel der Weltpolitik behaupten möchte? Kann Deutschland, die größte Macht des Kontinents und selbst in einem tiefen Umbruch begriffen, die EU politisch führen? All dies wird wesentlich davon abhängen, ob es dem Land in der Mitte Europas gelingt, seine ökonomische, politische und kulturelle Macht so einzusetzen, dass ein Auseinanderfallen Europas verhindert werden kann. Hierfür sind nicht nur die genannten Reformen dringend erforderlich, sondern Deutschland und die EU müssen sich auch als widerstandsfähig gegen Russland, selbstbewusst im Umgang mit China und, falls es nötig werden sollte, als unabhängig von den USA erweisen. Alles andere läuft auf ein Versagen hinaus, das verheerende Folgen haben kann. Denn im Widerstreit der großen Mächte gibt es keine lange Bank, und ein wiederholtes Zuspätkommen wird in einer Welt im Umbruch nicht verziehen.

					Kapitel 1 Demokratie im 21. Jahrhundert

				
					
						Demokratische Rechtsstaaten und autoritäre Regime: das globale Ringen um die politische Ordnung

					
					Das Verhältnis zwischen liberaldemokratischen Rechtsstaaten und autoritären Regimen hat sich nicht so entwickelt, wie die meisten Beobachter es nach der Auflösung des Ostblocks und dem Zerfall der Sowjetunion erwartet haben: Damals dominierte die Vorstellung, die Anzahl der autoritären Regime werde im Lauf der Zeit immer kleiner und die der Demokratien kontinuierlich anwachsen. Vielleicht waren nicht alle so zuversichtlich wie der amerikanische Politikwissenschaftler Francis Fukuyama, der in seinem Buch The End of History and the Last Man die Auffassung vertrat, dass es fürderhin zur Verbindung von Demokratie und Marktwirtschaft keine weltgeschichtliche Alternative mehr gebe.[1] Damit wollte er nicht sagen, wie das mitunter missverstanden wurde, dass in Zukunft keine autoritären Regime und keine staatlich gelenkten Wirtschaftssysteme mehr vorhanden seien, sondern nur, dass diese im globalen Maßstab keine große Attraktivität mehr hätten und sich präsentieren müssten, als ob es sich bei ihnen um Varianten der Demokratie handele. Kurzum: Das Autoritäre müsse sich demokratisch verkleiden, um politisch einigermaßen durchzukommen. Mit Letzterem hat Fukuyama immerhin richtiggelegen; zahlreiche autoritär-autokratische Regime bedienen sich pseudodemokratischer Inszenierungen, von Putins Russland bis zum Mullahregime im Iran.

					Auch zurückhaltendere und vorsichtigere Autoren, etwa Samuel P. Huntington, gingen von einer neuen «Welle der Demokratisierung» aus, wie es sie bereits im 19. und 20. Jahrhundert gegeben habe.[2] Im Unterschied zu Fukuyama nahm Huntington jedoch nicht an, dass es sich bei der neuerlichen Demokratisierungswelle um eine irreversible Entwicklung handele, an deren Ende es nur noch Demokratien und keine autoritären Regime mehr geben werde. Huntington hielt die Zukunft für offen und schloss nicht aus, dass die Welle der Demokratisierung wieder zurückströmen, die Anzahl der Demokratien also auch wieder abnehmen könne. Er erwartete eher eine Pendelbewegung oder ein Auf und Ab statt eines irreversiblen Wendepunkts der Geschichte.[3] Vermutlich hat aber auch Huntington nicht erwartet, dass die Ära der Demokratisierung so schnell wieder zu Ende gehen würde. Das ist seit Beginn des 21. Jahrhunderts der Fall: Die Zahl der Demokratien ist im globalen Rahmen rückläufig, das europäisch-amerikanische Vorbild hat, vergleicht man es mit der Orientierung an China, an Boden verloren, und selbst in den USA steht nicht fest, ob die Demokratie als institutionelle Ordnung eine zweite Präsidentschaft Trumps unbeschadet überstehen wird. Inzwischen ist von einer «demokratischen Regression» die Rede.[4] Tatsächlich werden wir uns auf einen globalen Wettstreit zwischen autoritären und demokratischen Systemen einstellen müssen, dessen Ausgang offen ist. Entgegen den Erwartungen Fukuyamas ist keineswegs sicher, dass die Demokratie als politische Ordnung das 21. Jahrhundert dominieren wird.

					Auch in der Europäischen Union gibt es mehrere Staaten, Ungarn etwa, um nur den prominentesten Fall zu nennen, bei denen das Demokratische eher Fassade ist und das dahinter befindliche Autoritäre verdecken soll. In Ostmitteleuropa zeigt sich außerdem, dass demokratische Ordnungen in hohem Tempo von populistischen Parteien übernommen und in autoritäre Regime verwandelt werden können, wohingegen die umgekehrte Entwicklung zum demokratischen Rechtsstaat zurück mühsam und langwierig ist. Die Autoritären schaffen nämlich in der Zeit ihrer Herrschaft Strukturen, die sich so schnell nicht in demokratisch-rechtsstaatliche Ordnungen zurückverwandeln lassen. Zudem bringen sie oft Personen in einflussreiche Positionen, die sich weigern, ihre Machtstellung wieder aufzugeben und dabei zum offenen Verfassungsbruch bereit sind. Der Sturm aufs Kapitol, mit dem im Januar 2021 die Inauguration Joe Bidens als neuer Präsident der USA verhindert werden sollte und bei dem der abgewählte Präsident Trump eine überaus dubiose Rolle spielte, ist dafür das wichtigste Beispiel. In Polen ließ sich nach dem Wahlsieg der Bürgerplattform Ähnliches beobachten.

					Offenkundig hat das Autoritäre, ist es erst einmal an die Macht gekommen, eine sehr viel größere Beharrungskraft als das Demokratische, was nicht zuletzt an der Bereitschaft liegt, demokratische Institutionen zu zerstören, während sich Demokratien damit schwertun, die Hinterlassenschaften eines autoritären Systems zu beseitigen. In der Demokratie kommt den leicht verwundbaren Elementen, etwa der freien Presse oder einer politisch unabhängigen Justiz, eine zentrale Bedeutung zu. Sind die erst einmal beschädigt, dauert es lange, bis sie wiederhergestellt sind. Solche Verwundbarkeiten sind jedoch konstitutiv für die Demokratie und können darum nicht präventiv beseitigt werden.

					Bei dem neuerlichen Ringen zwischen demokratischem Rechtsstaat und autoritärem Regime ist deshalb, wie gesagt, nicht ausgemacht, dass die Demokratie am Schluss die Oberhand behalten wird. Es ist nicht prinzipiell ausgeschlossen, dass das 21. Jahrhundert zu einer Ära des allmählichen Niedergangs und schließlichen Verschwindens der Demokratie werden kann.[5] Historisch wäre ein solches Verschwinden keineswegs neu: Auch die attische Demokratie, die im 5. vorchristlichen Jahrhundert den Höhepunkt ihrer glanzvollen Entwicklung erreichte,[6] ist schon bald von Krise zu Krise gestolpert und am Ende der makedonischen Monarchie zum Opfer gefallen.[7] Die römische Republik, sicherlich mehr eine Oligarchie als eine Demokratie, ist in einer Abfolge von Bürgerkriegen derart geschwächt worden, dass sich mit dem Aufstieg Octavians, der sich dann Augustus nannte, die Herrschaft eines Einzelnen durchsetzte. Und die bürgerpartizipativen Ordnungen des späten Mittelalters, ebenfalls eher inklusive Oligarchien als Demokratien, haben sich in der frühen Neuzeit im Konflikt mit dem entstehenden Territorialstaat nicht zu behaupten vermocht. Demokratien beziehungsweise, umfassender, bürgerpartizipative Ordnungen haben, wenn man sich an den genannten Beispielen orientiert, keine sonderlich lange Lebensdauer – eine deutlich kürzere jedenfalls als autoritäre Ordnungen.

					Die Demokratie ist nämlich, was häufig übersehen wird, eine überaus anspruchsvolle und insofern zutiefst gefährdete Regierungsform. Sie setzt nicht nur das Engagement der Bürger, sondern bei diesen auch eine beträchtliche politische Urteilsfähigkeit voraus. Sie beruht darauf, dass ein relevanter Teil der Bürgerschaft sich für öffentliche Belange einsetzt und dabei das Wohlergehen der Gesamtheit, das Gemeinwohl, im Auge hat. Der demokratische Bürger hat sich um das zu sorgen, was alle Bürger betrifft, und nicht nur um das, was ihn selbst und seinesgleichen angeht. Um dieses Gemeinwohl im Blick zu haben und bei der Konkurrenz zwischen Eigeninteresse und Gemeinwohlorientierung nicht prinzipiell dem Eigeninteresse den Vorzug zu geben, bedarf es indes eines Gemeinsinns, den die Demokratie aus anderen Quellen beziehen muss als aus den ihr eigenen Funktionsmechanismen. Das hat der Staatsrechtler Ernst-Wolfgang Böckenförde gemeint, als er die Formel prägte, die Demokratie beruhe auf Bestandsvoraussetzungen, über die sie nicht selbst verfüge.[8] Für Böckenförde war dies die Religion beziehungsweise das Christentum, das seiner Auffassung nach eine Hingabebereitschaft hervorbringe und pflege, die ein leistungsstarker und beharrungsfähiger Widerpart zu dem am Eigeninteresse orientierten alltäglichen Betrieb des modernen Menschen sei.

					Würden alle sich gemäß der in den Wirtschaftswissenschaften stilisierten Figur des homo oeconomicus verhalten, so würde die Orientierung am Gemeinwohl schnell schwinden. Man muss jedoch bezweifeln, dass eine Ansammlung egoistischer Nutzenmaximierer in der Lage wäre, sich über einen längeren Zeitraum in einer Demokratie zu organisieren. Im Hinblick auf die Möglichkeit, ihre Interessen zu verfolgen, würden sie das wohl gern tun, aber sie würden, wenn denn alle egoistische Nutzenmaximierer sind, keinen finden, der die Zeit und die Mühe aufzubringen bereit wäre, die Gemeinschaftsaufgaben gemäß demokratischen Regeln und im Interesse aller anderen zu übernehmen. Sie können vielleicht einen aus ihren Reihen durch die Aussicht auf hohe Besoldung dazu bringen, in der Vorstellung, sie könnten ihn auf diese Weise als Besorger des Gemeinwohls «kaufen», aber das Eigeninteresse, das sie dabei als Vehikel der Gemeinwohlverfolgung nutzen, wird bald die Gemeinwohlorientierung des zu deren Pflege «Gekauften» unterhöhlen und sich gegen sie durchsetzen.

					Infolgedessen verwandeln sich Demokratien eher schleichend als disruptiv in Oligarchien, in denen einige im eigenen Interesse tätig sind und die Mehrheit der Bürger nicht viel zu bestellen hat. Diese Mehrheit wiederum wird sich irgendwann darüber empören und ihre Rechte sowie eine demokratische Partizipation einfordern. Aber wenn sich im Zuge der Revolte keine Gemeinwohlorientierung bei einer großen Anzahl von Bürgern herausbildet, wird die Revolte nur auf den Austausch einer Herrschaftsclique gegen eine andere hinauslaufen, ohne dass die Demokratie auf längere Dauer wiederhergestellt wird. Sie ist dann nur ein kurzes Intermezzo zwischen zwei sehr viel längeren Perioden autoritärer Herrschaft, wie sich das im «Arabischen Frühling» und danach auch in einigen Ländern Mittelosteuropas gezeigt hat. Die Staatsstreiche und Umstürze, wie wir sie noch aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts bei der Zerschlagung von Demokratien kennen, sind zunehmend abgelöst worden von einer allmählichen Untergrabung der demokratischen Ordnung durch Akteure, die sich vorzugsweise als Verteidiger und Retter der Demokratie stilisieren. An die Stelle des schlagartigen Umbruchs ist eine schleichende Aushöhlung getreten.

					 

					Eine zweite Erklärung für die prekäre Stellung der Demokratie gegenüber der «autoritären Verlockung»[9] hebt weniger auf die ethischen Dispositionen der Bürger ab, also den Gegensatz von Eigeninteresse und Gemeinwohl, sondern stellt die allgemeinen Dispositionen der Menschen ins Zentrum der Aufmerksamkeit: eine starke Neigung zur Bequemlichkeit (was nicht dasselbe ist wie die Ausrichtung am Eigeninteresse) sowie schlagartig zum Ausbruch kommende Aufwallungen von Wut und Zorn, die Peter Sloterdijk unter dem Oberbegriff einer «thymotischen Energie» zusammengefasst hat.[10] Im Zorn kommt ein aufgestauter Groll zum Ausbruch, der jedoch eher eine perspektivlose Entladung von Ärger und Wut ist als eine nachhaltige Neuausrichtung der Menschen an Demokratie und Rechtsstaat. Die Menschen verschaffen sich Luft, um danach wieder in den «alten Trott» zurückzufallen. So jedenfalls wird die Demokratie nicht erneuert und auf feste Füße gestellt; die Ausbrüche von Wut und Zorn führen vielmehr dazu, dass die Wütenden und Zornigen zur Gefolgschaft derer werden, die auf den Sturz der Verfassung hinarbeiten und darauf warten, dass ihnen all jene zulaufen, die sich bislang wenig oder gar nicht mit der Politik beschäftigt oder in ihr und für sie engagiert haben. Wut und Zorn sind dem Populismus in die Hände spielende Dispositionen, und im Hintergrund populistischer Bewegungen steht allemal das Autoritäre, das den Empörten Genugtuung verspricht.

					Bequemlichkeit, die dazu führt, dass man die politische Betätigung anderen überlässt, die das dann «schon machen» werden, und die emotionale Aufwallung von Wut und Zorn sind hinsichtlich der Voraussetzungen und Gefährdungen der Demokratie freilich nur zwei Seiten ein und derselben Medaille: des Missverständnisses der Bürger, sie könnten sich unter den Bedingungen einer demokratischen Ordnung als Konsumenten verhalten und die Demokratie als eine große Wunscherfüllungsmaschine nutzen, ohne für ihre Funktionsfähigkeit einstehen zu müssen. Einige Theorien haben die Demokratie gemäß dem Anspruch, den realen Betrieb zu beschreiben und nicht normative Selbstentwürfe, nach diesem Konsumentenmodell erfasst.[11] Sie haben dabei die demokratische Ordnung auf eine Form von Output-Optimierung reduziert und sie unter eine inzwischen überall anzutreffende Formel gestellt: «Die Politik muss liefern.» Oder auch, inzwischen immer häufiger: «Die Politik hat nicht geliefert.» Das hat dann zur Folge, dass man sich nach anderen Lieferanten umsieht, auch und gerade nach solchen, die mit der Demokratie nichts im Sinn haben. Die Demokratie ist jedenfalls für die Bequemen keine geeignete Verfassungsform. Sie ist anstrengend und herausfordernd.

					Die Disposition zu politischer Bequemlichkeit kommt autoritären Regimen und ihren Versprechen zupass. Auch autoritäre Regime schließen nämlich mit der Gesellschaft einen Vertrag, dessen Einhaltung die Grundlage ihrer politischen Stabilität ist.[12] Kurz gefasst lautet dieser Vertrag: Wir kümmern uns um euch und euer Wohlergehen, dafür müsst ihr uns vertrauen und solltet euch in die Politik nicht einmischen; zu politischen Veranstaltungen geht ihr nur, wenn ihr gerufen werdet – und zwar von uns und nicht von anderen. Dieser Vertrag kommt der Grunddisposition der Bequemlichkeit sehr entgegen: Die Bürger sind hier von zeitaufwendigem politischem Engagement und mühsamer Arbeit an ihrer Urteilsfähigkeit entlastet; das Einzige, was ihnen abverlangt wird, ist der gelegentliche Gang zur Wahl. Dabei wird von ihnen freilich erwartet, dass sie für die vom Regime aufgestellten Kandidaten stimmen, sodass die Wahl nichts anderes ist als eine Camouflage des Autoritären. Unterdessen verwandeln sich die Bürger, ohne dass es ihnen sogleich auffällt und sie besorgt (schließlich können sie ja wählen gehen), in Untertanen; deren Charakteristikum besteht darin, dass sie parieren.

					Étienne de La Boétie, ein Essayist des 16. Jahrhunderts und Freund Montaignes, hat das als servitude volontaire, als freiwillige Knechtschaft bezeichnet, weil sich die vormaligen Bürger dabei Gesetzen und Regeln unterwerfen, die von anderen gemacht und ihnen auferlegt worden sind – die sie sich allerdings auch selber hätten geben können, wenn sie sich für das Politische interessiert und im politischen Betrieb engagiert hätten.[13] Sie sind keineswegs in die Knechtschaft hineingezwungen oder ihr unterworfen worden, sondern haben sie freiwillig angetreten, weil sie sich davon ein weniger anstrengendes und riskantes Leben versprochen haben. Das hat Boétie in der paradoxen Zusammenfügung von Freiwilligkeit und Knechtschaft auf den Begriff gebracht.

					Ein auf diesem Gesellschaftsvertrag beruhendes Regime setzt auf die Versorgung der Bürger zum Zwecke ihrer Ruhigstellung. Es handelt sich dabei nicht unbedingt um eine Herrschaft des Zwangs und der Knechtung; es kann auch ein paternalistisches – oder maternalistisches – Regime sein, das die Bürger in Kinder verwandelt und als solche behandelt. Ein solches Regime gerät in Schwierigkeiten, wenn es seine Versorgungsversprechen und die Zusage, die Menschen weder mit großen Abgaben zu belasten noch mit Opferzumutungen zu behelligen, nicht mehr einhalten kann. Die Revolutionen im Europa der Neuzeit waren nicht zuletzt Reaktionen auf drastische Steuererhöhungen infolge einer überbordenden Verschuldung des Staates, oder sie resultierten aus Versorgungskrisen infolge von Kriegen und der Weigerung vieler junger Männer, weiterhin in den Krieg zu ziehen und dort mit Leib und Leben für eine Sache einzustehen, die sie im Verlauf des Krieges immer weniger als die ihre ansahen. Die Revolutionen im Frankreich des 18. und 19. Jahrhunderts sowie die in Deutschland und in der Donaumonarchie von 1848 und 1918 könnten sich in den autoritären Regimen der Gegenwart durchaus wiederholen.

					Der Vertrag autoritärer Regime mit der Gesellschaft wird bei Versorgungskrisen als gebrochen wahrgenommen: Das Regime fordert den Menschen mehr, sehr viel mehr ab, als beim Eintritt in die «freiwillige Knechtschaft» vereinbart worden ist oder die Menschen es sich vorgestellt haben – und wenn das so ist, dann wollen sie mit einem Mal über Zweck und Verwendung der Steuern und Abgaben sowie den Sinn und die Dauer eines Krieges mitentscheiden.[14] Das war so der Fall in der Amerikanischen Revolution unter der Parole «No taxation without representation» – keine Besteuerung ohne Repräsentation im Londoner Parlament –, sodann in der Französischen Revolution von 1789, in deren Vorgeschichte König Ludwig XVI. Steuererhöhungen durchsetzen wollte, und auch in den mittel- und osteuropäischen Revolutionen von 1917 und 1918, denen das Reich der russischen Zaren, das Reich der Habsburger in Wien und das der Hohenzollern in Berlin zum Opfer fielen, nachdem sie zuvor Millionen ihrer Untertanen zu den Waffen gerufen und auf den Schlachtfeldern Europas geopfert hatten. Sie hatten ihren Gesellschaften damit mehr abverlangt, als der autoritäre Gesellschaftsvertrag vorgesehen hatte.

					Auch autoritäre Regime, heißt das, sind verwundbar, und sie verfügen keineswegs über eine Ewigkeitsgarantie, wie es mitunter den Anschein haben mag. Die Bequemlichkeit der Menschen spielt ihnen zwar in die Hände, aber wenn das Versprechen der Bequemlichkeit über längere Zeit nicht eingelöst wird, kann das autoritäre Regime ins Wanken geraten. Das ist das Risiko, das Putins Regime mit dem Angriffskrieg gegen die Ukraine eingegangen ist. Um dieses Risiko zu vermindern, setzen Autoritäre auf kollektive Ressentiments, die sie anfüttern, um bei den Menschen ein Gefühl des Bedrohtseins zu wecken, aber auch gesteigerte Feindschaft und Opferbereitschaft. Doch Letztere ist begrenzt und darf nicht überzogen werden. Sonst kollabiert das Regime.

					Es kommt nicht von ungefähr, dass die stabilsten unter den autoritären Regimen Rentierstaaten sind, Staaten somit, die sich nicht wesentlich durch Steuern und Abgaben finanzieren, sondern durch die Kapitalisierung von Bodenschätzen, die sie auf den internationalen Rohstoffmärkten verkaufen und aus deren Einnahmen sie den Finanzbedarf des Staates und damit auch den Versorgungsbedarf der Gesellschaft und der herrschenden Eliten decken.[15] Je stärker diese Rohstoffe nachgefragt werden, desto weniger ist der Staat auf die Besteuerung der Gesellschaft angewiesen – im Gegenteil: Er kann die Untertanen mit großzügigen Leistungen und Zuwendungen versorgen und erwartet als Gegenleistung dafür Ruhe und Gehorsam. Die Paradebeispiele des Rentierstaats finden sich im Nahen Osten, etwa in den Ölmonarchien der arabischen Halbinsel. Aber auch Russland kann inzwischen als ein Rentierstaat angesehen werden, insofern es im internationalen Handel wesentlich als Lieferant von Rohstoffen präsent ist.

					Die spezifische Präsenz von Rentierstaaten auf den globalen Märkten begründet freilich auch eine strategische Verwundbarkeit dieser Staaten, insofern deren Ausschluss von den Märkten einen Zusammenbruch der Renteneinnahmen zur Folge haben kann, der den Gesellschaftsvertrag des autoritären Regimes in Frage stellt. Die nach Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine von Seiten des «Westens» verhängten Wirtschaftssanktionen gegen Russland sollten dem Kreml nicht nur die Ressourcen für die Weiterführung des Krieges nehmen, sondern auch die Voraussetzungen für eine perspektivische Demokratisierung Russlands schaffen. Die Besteuerung der Gesellschaft, so die Erwartung, könne dazu beitragen, die Untertanen zu nötigen, sich in selbstbewusste Bürger zu verwandeln und gegen die ausufernden Zumutungen des Regimes zu rebellieren. Dieses Projekt hat bislang jedoch nicht den erhofften Erfolg gehabt, weil viele Länder, zumal die des «globalen Südens», sich dem Boykott des russischen Erdöls und Erdgases nicht angeschlossen haben und es auf den Rohstoffmärkten zunächst zu einem Anstieg des Erdöl- und Erdgaspreises gekommen ist – mit der Folge, dass der Verkauf von geringeren Mengen an Energieträgern zu gleich großen oder gar höheren Einnahmen geführt hat. Inzwischen muss Russland sowohl China als auch Indien jedoch erhebliche Preisnachlässe bei Erdöl und Erdgas einräumen, was seine Rentenökonomie auf längere Sicht in Bedrängnis bringen dürfte.

					Auch wenn im Falle Russlands die westlichen Sanktionen gegen die Rentenökonomie – vorerst – nicht zu dem erhofften Ergebnis geführt haben, so zeigt deren Verwundbarkeit doch, dass die Demokratien den autoritären Regimen keineswegs auf Dauer unterlegen sind, wenn sie notorisch hohe Anforderungen an die Bürger stellen, während autoritäre Regime ihre Untertanen davon entlasten. Auch die autoritären Regime können den Rabatt bei dem, was sie den Menschen zumuten und abverlangen, nicht unbegrenzt für sich in Anspruch nehmen. Sobald sie die Versorgung der Gesellschaft zwecks Ruhigstellung der Menschen nicht mehr zuverlässig gewährleisten können, taucht die Demokratie in Gestalt von Mitsprache- und Mitgestaltungsmöglichkeiten als Gegenleistung für die Zumutungen und Belastungen wieder auf und wird zur Alternative des autoritären Regimes. Die Knechtschaft ist dann keine freiwillige mehr, sondern muss in wachsendem Maße mit Zwangsmitteln aufrechterhalten werden. Das sind Verhältnisse, in denen autoritäre Regime zusammenbrechen können, jedenfalls dann, wenn der Widerstandswille der Bevölkerung wächst und die Sicherheitskräfte des Regimes an dessen Selbstbehauptungsfähigkeit zu zweifeln beginnen – sodass zumindest Teile der Bevölkerung zu den Vorkämpfern des Protests überlaufen. Damit daraus mehr wird als bloß ein demokratisches Intermezzo zwischen zwei Perioden autoritärer Herrschaft, muss eine Transformation der Untertanen in Bürger stattfinden, und das Hauptproblem dieser Transformation besteht darin, dass sie eine lange Zeit in Anspruch nimmt. Häufig dauert sie länger, als die Menschen zuzugestehen bereit sind; ist dem so, werfen sie sich erneut einem autoritären Führer in die Arme.

				
					
						Der «gute Bürger» als Voraussetzung einer funktionierenden Demokratie

					
					In der Geschichte des politischen Denkens ist seit jeher, von Aristoteles bis Hannah Arendt, zwischen der vita contemplativa beziehungsweise dem bios theoretikos auf der einen und der vita activa beziehungsweise dem bios politikos auf der anderen Seite unterschieden worden. Einander gegenübergestellt wurden also ein betrachtendes und ein tätiges Leben. Diese Unterscheidung führte zwangsläufig zu der Frage, welche der beiden Lebensformen die bessere und höherwertige und insofern der anderen vorzuziehen sei. Die meisten politischen Theoretiker, die sich auf diese Frage eingelassen haben, gaben dem tätigen Leben den Vorzug: die einen, weil sie das Tätigsein, das aktive Einwirken, das Gestalten und Verändern von Konstellationen als einen essenziellen Bestandteil des menschlichen Daseins in der Welt ansahen; die anderen, weil sie der Auffassung waren, dass eine freiheitliche Ordnung nur dauerhaft sein könne, wenn eine Mehrheit der ihr Angehörenden sich als tätige Bürger verstünden – und nicht als solche, die in privater Zurückgezogenheit die Entwicklungen hinnehmen, wie sie nun einmal sind, und sich ihnen in demütiger Selbstbescheidung schicksalhaft fügen. An dieser Frage, so die implizite Annahme der Theoretiker, entscheide sich, ob ein Staat demokratisch oder autoritär verfasst sei.

					Den Ton hierbei hat der antike Historiker Thukydides gesetzt, als er den athenischen Politiker Perikles im Epitaph auf die Gefallenen des ersten Kriegsjahres im Kampf gegen Sparta die politische Ordnung Athens folgendermaßen beschreiben lässt: «Wir vereinigen in uns die Sorge um unser Haus zugleich und unsere Stadt, und den verschiedenen Tätigkeiten zugewandt, ist doch auch in staatlichen Dingen keiner ohne Urteil.»[1] Die Besorgung des Eigenen, hier durch das «Haus» (oikos) repräsentiert, stehe nicht im Gegensatz zur Sorge um die Stadt (polis), sondern beides wirke zusammen und führe dazu, dass die Bürger politisch urteilsfähig seien. Darin ist zugleich aber auch eine Erwartung an jeden einzelnen Bürger enthalten: «Denn einzig bei uns heißt einer, der daran [an den politischen Angelegenheiten] gar keinen Anteil nimmt, nicht ein stiller Bürger, sondern ein schlechter, und nur wir entscheiden in den Staatsgeschäften selber oder denken sie doch richtig durch. Denn wir sehen nicht im Wort eine Gefahr fürs Tun, wohl aber darin, sich nicht durch Reden zuerst zu belehren, ehe man zur nötigen Tat schreitet.»[2] Im Unterschied zu einer langen Liste moderner Demokratietheorien trennt Perikles also Beratschlagen und Entscheiden nicht (Deliberation und Dezision), sondern verbindet beides miteinander, und zwar so, dass das Beratschlagen nicht nur Entscheidungen ermöglicht, sondern ihnen auch eine bessere Grundlage verschafft. Gemeinsame Dezision und gemeinsame Deliberation sind als Modi des demokratischen Betriebs somit untrennbar miteinander verbunden.[3]

					Das Ergebnis dieser Verknüpfung ist ein politisches Handeln, das vor Gefahren und Risiken nicht zurückschreckt, sondern sich ihnen auf der Grundlage gemeinsamen Beratens und Entscheidens mutig stellt. «Denn auch darin sind wir wohl besonders, daß wir am meisten wagen und doch auch, was wir anpacken wollen, erwägen, indes die andern Unverstand verwegen und Vernunft bedenklich macht. Die größte innere Kraft aber wird man denen mit Recht zusprechen, die die Schrecken und Freuden am klarsten erkennen und darum den Gefahren nicht ausweichen.»[4] Die Gemeinsamkeit des Beratschlagens macht nicht furchtsam und ängstlich, wie das in der Einsamkeit des Bedenkens von Herausforderungen und deren Gefahren oft der Fall ist, sondern ist bereits eine Form der Problembearbeitung, insofern aus ihr Zuversicht in die eigene Handlungsfähigkeit erwächst. Die Gemeinsamkeit der schließlich getroffenen Entscheidung sorgt dafür, dass sich keiner von der Übernahme der daraus erwachsenden Kosten und Lasten ausnehmen kann, sondern alle für das einstehen, was durch Mehrheitsbeschluss entschieden wurde.

					Was Perikles hier vorträgt, ist der Kerngedanke einer republikanischen Demokratietheorie. Für sie ist zentral, dass «Unverstand verwegen» und «Vernunft bedenklich» machen kann. Ersteres ist unmittelbar einsichtig, während die Befürchtung, Bedenklichkeit könne das Ergebnis vernünftigen Nachdenkens sein, zunächst überraschen mag. Thukydides, der Perikles diese Worte in den Mund gelegt hat, hat dabei die vielen Einwände und Besorgnisse im Auge, die bei eingehendem Nachdenken gegen jedes eingreifende Handeln geltend gemacht werden können und die, wenn man ihnen folgt, dazu führen, dass man nichts tut und sich auf ein bloßes Beobachten des Geschehens und der Ereignisse beschränkt – dass man sich also in den bios theoretikos beziehungsweise die vita contemplativa zurückzieht und dem Geschehen seinen Lauf lässt, weil man sich nicht sicher ist, was herauskommen würde, wenn man eingreift.

					Das heißt dann aber auch, dass man einigen Wenigen das politische Steuer überlässt und damit, auch wenn man das womöglich gar nicht will, de facto der Entstehung einer autoritären Ordnung in die Hände spielt: Wenn sich die Vielen aus Sorge, sie könnten etwas falsch machen, vom politischen Betrieb fernhalten, dann fällt die Macht zwangsläufig einigen Wenigen in die Hände. Demokratie kann auf Dauer nur dort bestehen, wo eine Mehrheit der Bürger das politisch tätige Leben der zurückgezogenen Betrachtung vorzieht, ohne deswegen der Vernunft den Rücken zu kehren und sich einem Unverstand anzuvertrauen, der durch Bedenkenlosigkeit verwegen macht. Wie ist eine derartige Entschlossenheit angesichts der Fülle von Bedenken möglich? – Durch die Gemeinsamkeit des Beratschlagens, die das Zentrum der Demokratie ist, wobei das Beratschlagen aber nicht um des bloßen Beratschlagens willen erfolgt, sondern den Weg zu Entschluss und Entscheidung bildet. Die gemeinsame Beratung der zum Tätigsein entschlossenen Bürger ist demnach eine Art von Bedenklichkeitsbewältigung, die der Vernunft Rechnung trägt und die Gefahren einer auf Unverstand gegründeten Verwegenheit meidet.

					Dagegen gehört Francesco Petrarca, der berühmteste frühhumanistische Autor, zu jenen Intellektuellen, die einer solchen Inanspruchnahme des Individuums durch die Gemeinschaft skeptisch gegenüberstehen und dem betrachtenden den Vorzug gegenüber dem tätigen Leben geben. Wer sich in die politischen Angelegenheiten verstrickt, so Petrarca, läuft Gefahr, darin zu Schaden zu kommen. In einem fiktiven Brief hielt Petrarca dem römischen Politiker und Schriftsteller Marcus Tullius Cicero vor, es sei von ihm überaus töricht gewesen, die sichere Position eines Betrachters der politischen Entwicklungen aufzugeben und sich als Verteidiger der Republik in den nach der Ermordung Caesars von neuem aufgeflammten Bürgerkrieg einzumischen – zumal absehbar gewesen sei, dass jeder sich Einmischende darin zu Tode kommen könne.[5]

					Es gehört zu den Herausforderungen unserer Gegenwart, dass die von Petrarca gegen das politisch tätige Leben geltend gemachten Bedenken inzwischen in vielen Ländern kein bloß philosophisches Problem sind, bei dem es um ethisch-ästhetische Präferenzen geht, sondern dass es eine Entscheidung von existenzieller Bedeutung für den Einzelnen ist: In diesen Ländern werden politische Kontroversen nämlich nicht mit Argumenten geführt und finden auch nicht in sicheren Foren statt – sie werden mit der gewaltsamen Niederschlagung von Protesten auf der Straße ausgetragen oder in der Verborgenheit der Kerkerzellen in mörderischer Form entschieden. Beispiele dafür gibt es genug; Russland und Iran sind nur die nächstliegenden Fälle. Es gibt in solchen Ländern gute Gründe, gegenüber dem politisch tätigen Leben Abstand zu halten, auch für diejenigen, die sich bloß auf «eingreifendes Denken» (Brecht) beschränken und gar nicht unmittelbar tätig werden. Autoritäre und totalitäre Regime heben die Differenzierung von politisch aktivem und beobachtendem Leben auf. Hier ist es ratsam, «ein stiller Bürger» zu sein, auch darin, dass man kritische Kommentare unterlässt.

					Im Iran, in Hongkong, in Russland wie in Belarus ist es wie in vielen anderen Ländern zu einer Frage von Freiheit oder Straflager, mitunter auch von Leben oder Tod geworden, ob man sich vom politisch tätigen Leben fernhält oder sich darauf einlässt. Vom public intellectual bis zum «einfachen Mann» oder zur «einfachen Frau» stellt sich dort erneut die von Albert Hirschman aufgeworfene Frage nach einer Entscheidung zwischen exit und voice,[6] dem Verlassen des Herkunftslandes und der Suche nach zeitweiligem Asyl (was dann nicht selten zum Einleben in einer neuen Heimat wird) oder dem Erheben der Stimme, der politischen Aktivität, dem auf die Straße getragenen Protest gegen das bestehende Regime – oder auch dem Verfassen von Texten, in denen die Machenschaften des Regimes kritisiert werden. Die entsprechenden Regime sehen darin keine betrachtende Beobachtung, sondern eine politische Aktivität, gegen die sie mit allen Mitteln vorgehen.

					Autoritäre – und erst recht totalitäre – Regime akzeptieren die Unterscheidung zwischen vita contemplativa und vita activa nicht, sondern behandeln Ersteres, sobald aus dem der Betrachtung gewidmeten Leben politische Texte hervorgehen, als ein politisch tätiges. Albert Hirschman hat mit der Unterscheidung von exit und voice die Wahl zwischen zwei Formen des Tätigseins herausgestellt: Auswanderung aus dem Herkunftsland oder öffentlicher Protest gegen die dort herrschenden Verhältnisse, beides verbunden mit mehr oder weniger gravierenden Risiken für Leib und Leben. Die prinzipielle Alternative dazu ist der vollständige Rückzug ins Private, die Führung eines buchstäblich stillen Lebens, der Verzicht auf jedwede Veränderung der Verhältnisse – also der Verzicht auf den Status eines Bürgers im eingangs beschriebenen Sinn. Das ist ein in soziopolitischer Hinsicht betrachtendes Leben, das entweder in zynischer Distanz zu den herrschenden Verhältnissen, in verborgenem Groll gegen das Regime oder aber in Gleichgültigkeit ertragen wird. Vita activa und vita contemplativa, so lassen sich diese Beobachtungen zusammenfassen, sind Sammelbegriffe, unter denen recht unterschiedliche Formen des Verhaltens subsumiert werden. Die Teilnahme am tätigen Leben kann unterschiedliche Formen annehmen: Abwanderung, Protest oder loyales Mitmachen, und nicht weniger gilt das für ein betrachtendes Leben. Es kann ein ruhiges und beschauliches, aber auch ein verzweifeltes Leben sein. Was es jeweils ist, entscheidet sich neben der inneren Einstellung der Menschen häufig an den politischen Verhältnissen.

					 

					Wie ist es dann aber um die Trennschärfe zwischen diesen beiden in der Geschichte des politischen Denkens als gegensätzlich gekennzeichneten Formen der Lebensführung bestellt? Handelt es sich um eine prinzipielle Alternative, bei der man sich entscheiden muss, wie das von Aristoteles bis Hannah Arendt dargestellt worden ist, weswegen der Wechsel von der einen Lebensform zur anderen auf einen tiefen biografischen Bruch hinausläuft? So könnte man meinen, wenn man nur auf die begriffliche Entgegensetzung schaut. Die strikte Zweiteilung in ein politisch aktives und ein der Beschaulichkeit gewidmetes betrachtendes Leben ist nicht auf die politische Theorie beschränkt, sondern lässt sich auch an der tatsächlichen Teilhabe am politischen Leben in den westlichen Demokratien ausmachen: Auf der einen Seite ist da die «politische Klasse»,[7] im Wesentlichen aus denen bestehend, die Politik zu ihrem Beruf gemacht haben und von der Politik leben, wie Max Weber das bezeichnet hat,[8] und auf der anderen Seite die große Masse derer, die zwar alle bürgerlichen Rechte haben, aber nur von ihrem aktiven Wahlrecht Gebrauch machen. Seit einigen Jahrzehnten nimmt die Wahlbeteiligung in den westlichen Demokratien ab, sodass die Anzahl derer, die sich nicht einmal auf die Minimalvariante des politischen Lebens einlassen, deutlich gewachsen ist. Man wird davon ausgehen müssen, dass diejenigen, die nicht zur Wahl gehen, sich auch nicht betrachtend, also im Modus der vita contemplativa, mit den öffentlichen Angelegenheiten beschäftigen. Sie führen ein Leben, das der vita contemplativa nicht zuzurechnen ist, denn sie kehren dem, womit sie sich immerhin beobachtend beschäftigen könnten, grundsätzlich den Rücken zu. In autoritären Regimen kann das ein Akt der Klugheit sein; in Demokratien ist es eine Haltung der Bequemlichkeit, die aus Bürgern «Schutzbefohlene» im Sinne Kants, wenn nicht «freiwillige Knechte» gemäß der Charakterisierung de La Boéties macht.

					Die scharfe Gegenüberstellung von politischer Klasse und Bürgern im Modus bloßer Politikbeobachtung greift indes zu kurz, weil sie die dazwischen stehenden engagierten Bürger vernachlässigt: die Gruppe derer, die Politik nicht zum Beruf gemacht haben, sondern sie neben ihrem Beruf, also ehrenamtlich, betreiben – sei es in der Kommunalpolitik, in Bürgerinitiativen oder in Nichtregierungsorganisationen. Dabei pendeln sie hin und her zwischen einem betrachtenden Leben, das durch sensible Aufmerksamkeit für das politische Geschehen gekennzeichnet ist, und dem Tätigwerden im politischen Feld, dem aktiven Eingreifen ins politische Geschehen. Sie balancieren beide Bereiche je nach Interesse und Möglichkeit, zeitlicher Verfügbarkeit und Engagement erzeugender Betroffenheit aus. Sie sind in einem buchstäblichen Sinn Grenzgänger zwischen einem betrachtenden beziehungsweise – präziser – beobachtenden und einem politisch wie gesellschaftlich aktiven Leben. Beides steht für sie in keinem Gegensatz zueinander, sondern ergänzt und stimuliert sich wechselseitig. Die Beobachtung von Ereignissen und Entwicklungen drängt zum Tätigwerden, Überforderung, Scheitern und Misslingen legen danach den Rückzug in ein betrachtendes Leben und die Beobachtung des Geschehens nahe. Der demokratische Rechtsstaat beruht auf dem Vorhandensein dieser zwischen Beobachtung und Aktivität changierenden Bürger, die den von Perikles beschriebenen «guten Bürgern» Athens recht ähnlich sind. Die neuzeitliche Demokratie, wie sie seit dem späten 18. Jahrhundert zunächst in den USA und danach in Europa entstanden ist, ist so angelegt, dass sie Übergänge zwischen beiden Lebensformen ermöglicht hat und dafür sorgt, dass sie auch genutzt werden können.

					Ein im emphatischen Sinn «guter Bürger», so könnte man sagen, ist einer, der zwischen zurückgenommener Beobachtung und eingreifender Aktivität hin und her pendelt, der nicht nur Aktivist ist und sich im politischen Handgemenge befindet, sondern der immer wieder auch auf Distanz zur Umtriebigkeit des politischen Engagements geht, der sich Auszeiten vom politischen Betrieb nimmt, um in hinreichendem Abstand darüber nachzudenken, welche Effekte sein Engagement (gehabt) hat. Der Wechsel vom tätigen zum betrachtenden Leben hat eine reflexive Kontrollfunktion für die Betreffenden und ihre Mitstreiter und ist von Bedeutung für die Art und Weise politischen Tätigseins. Zum Rückzug aus der Politik gehört dann aber auch, dass der hier als Idealtyp einer Demokratie beschriebene Bürger nach einer gewissen Zeit des Nachdenkens über seine eigenen Motive und Ziele sowie die bei deren Verfolgung gezeitigten Effekte sich erneut ins politische Leben begibt, um entweder die ursprünglichen Ziele mit anderen Mitteln zu verfolgen oder andere Ziele zu entwickeln, weil ihm die früheren fremd geworden sind. Man kann dieses Pendeln zwischen politischer Aktivität und zurückgezogenem Nachdenken als eine Variante des von Perikles beschriebenen permanenten Beratschlagens begreifen. Solange beides stattfindet, muss man sich um die Zukunft der Demokratie keine großen Sorgen machen. Das ändert sich jedoch, sobald sich beide Lebensformen verhärten und gegeneinander abschotten.

					Der Idealtyp des «guten Bürgers» wird sicherlich nie die Mehrheit der Bürgerschaft stellen. Das ist für das Funktionieren einer Demokratie aber auch nicht erforderlich. Es genügt, wenn sich so viele an ihm orientieren, dass die bei Wahlen zu vergebenden ehrenamtlichen Positionen besetzt werden können und die Wählenden dabei eine wirkliche Auswahl haben. Das lässt sich kaum in absoluten Zahlen und auch nicht als prozentualer Anteil der «guten Bürger» an der gesamten Bürgerschaft beziffern. So viel lässt sich indes sagen: Eine Demokratie gerät in Gefahr, wenn der prozentuale Anteil der «guten Bürger» an der gesamten Bürgerschaft deutlich geringer ist als der jener, die sich für den politischen Betrieb definitiv nicht interessieren, oft nicht zur Wahl gehen und deswegen auch nicht in einem beobachtenden Verhältnis zur politischen Ordnung stehen.

					Diese Personengruppe bildet das Reservoir für Rebellionen, denen inzwischen nicht nur autoritäre Regime, sondern auch freiheitlich verfasste Demokratien in wachsendem Maß ausgesetzt sind. Im Fall der Demokratien sind das populistische Aufwallungen, bei denen hier und jetzt, sofort und auf der Stelle, also ohne jede weitere Beratschlagung, eine als Lösung aller Probleme angesehene Entscheidung eingefordert wird, eine Dezision, die ohne Deliberation auskommt, eine Entscheidung ohne begleitende reflexive Beobachtung. Man könnte auch sagen: eine Entscheidung, in der Urteilskraft ohne Urteilsfähigkeit den Ausschlag gibt. Eine solche Entwicklung ist derzeit überall in Europa und Amerika zu beobachten. Diese Entwicklung ist stärker noch als äußere Bedrohungen zu einer Gefahr für den Fortbestand der Demokratie geworden. Die Marginalisierung des «guten Bürgers», die auf das Zusammenwirken von autoritären Führern und akklamierenden Massen zurückgeht, stellt die Demokratie in Frage.

					Was aber hat der kritische Blick auf die seit geraumer Zeit auch in Demokratien anzutreffenden exzessiven Aufwallungen mit dem Wechselspiel von betrachtendem und tätigem Leben zu tun? Zunächst ist festzuhalten, dass die Teilhabe am tätigen wie am betrachtenden Leben eine Begrenzung des Thymotischen zur Folge hat. Der Zorn, der sich sonst aufstauen würde, wird sowohl durch die Betrachtung der demokratischen Ordnung und die Beobachtung ihrer Bedrohungen als auch durch das aktive Tätigsein in Kanäle gelenkt, in denen Ideen und Energien der Ordnungserhaltung wie Ordnungsveränderung wirksam werden. Die unkontrollierte Eruption aufgestauten Zorns wird dadurch vermieden, wenn auch nicht in jedem Fall. Beobachtung wie Tätigkeit im Sinne unterschiedlicher Lebensformen sind danach Modi einer produktiven Verarbeitung von Wut und Zorn.[9] Die Auflösung einer Lebensordnung, die durch Kontemplation und Aktivität geprägt ist, kann insofern als Warnhinweis darauf verstanden werden, dass die Aufrechterhaltung einer stabilen soziopolitischen Ordnung zukünftig sehr viel schwieriger sein wird, als sie es in der jüngeren Vergangenheit war.[10] Das ist eine die Bearbeitung der politischen Herausforderungen erschwerende Entwicklung. Je präsenter das Thymotische in der habituellen Verfasstheit der Gesellschaften ist, desto mehr wird es zum Trittstein bei der Verwandlung demokratischer Ordnungen in autoritäre Regime.

				
					
						Das politische Kompositum des freiheitlich-demokratischen Rechtsstaats

					
					Als die Gründerväter der amerikanischen Republik über eine Verfassung für die in einem langen Krieg selbständig gewordenen ehedem englischen Kolonien nachdachten, stand der Begriff der Demokratie nicht sonderlich hoch im Kurs – im Gegenteil: Die antike Demokratie wurde als eine Form politischer Unvernunft angesehen, in der die unteren Schichten der Stadt hemmungs- und bedenkenlos ihre Interessen durchgesetzt, dabei je nach Gestimmtheit und unter dem Einfluss der Redner, der Demagogen, abgestimmt und den Launen des Augenblicks geschuldete Entscheidungen getroffen hätten. Die antike Demokratie wurde als Stimmungsdemokratie angesehen, die auf zufälligen Mehrheiten beruhte und keineswegs auf politischer Vernunft.

					Mit dem Modell der direkten Demokratie verband sich des Weiteren die Furcht vor einer «Tyrannei der Mehrheit»,[1] von der man annahm, dass sie in einer Präsenzdemokratie, wie es die attische Demokratie war, unmittelbar zum Tragen kam. Dass im Athen des Perikles die unteren Schichten der Stadt, die Hafenarbeiter, Tagelöhner zumeist, und die Ruderer der Schiffe in den Volksversammlungen auf dem Pnyx die Mehrheit der Bürger stellten, weil sie straff organisiert waren und gemäß den Vorgaben ihrer Anführer abstimmten, während die Bauernschaft aus Attika in Anbetracht der zeitaufwendigen Anreise nach Athen nur sporadisch an den Volksversammlungen teilnahm, kann man bis heute in einer konservativ grundierten Kritik an der «radikalen Demokratie» nachlesen. Solche Verhältnisse wollten die amerikanischen Gründerväter verhindern; sie strebten eine bürgerpartizipative Ordnung an, in der die Städter nicht die Landbevölkerung und die Landarbeiter nicht die Landbesitzer dominieren konnten. Dafür entwickelten sie ein ausgeklügeltes System der Repräsentation, das zum hauptsächlichen Unterscheidungsmerkmal der neuzeitlichen gegenüber der antiken Demokratie geworden ist.[2]

					Im Allgemeinen wird die Entstehung der repräsentativ-parlamentarischen Demokratie damit erklärt, dass in einem ausgedehnten Flächenstaat, wie es die föderative Republik der USA nun einmal war, demokratische Partizipation nicht anders möglich gewesen sei als durch die Wahl von Repräsentanten, die als Vertreter ihres jeweiligen Wahlbezirks im Parlament in Washington auftraten. Das Argument, wonach eine direkte, auf die physische Präsenz der Bürger gegründete Demokratie nur in Stadtstaaten möglich sei, wohingegen in Flächenstaaten die Bürgerschaft durch Repräsentanten «vertreten» werden musste (ein Argument, das bei der schrittweisen Übernahme des amerikanisch-englischen Modells auf dem europäischen Kontinent eine zentrale Rolle spielte), kann freilich nicht wirklich überzeugen, denn auch im 18. und 19. Jahrhundert wäre es möglich gewesen, in den Wahlbezirken Präsenzveranstaltungen abzuhalten, um zu wählen und abzustimmen, womit die Demokratie zumindest auf regionaler Ebene als direkte Demokratie organisiert worden wäre. Die Ergebnisse dieser Abstimmungen hätte man dann summieren können, um daraus den «Volkswillen» zu ermitteln.

					Tatsächlich folgte die Entwicklung des repräsentativ-parlamentarischen Systems im Wesentlichen nicht pragmatischen Imperativen, sondern der Idee einer Filtrierung und «Verbesserung» des Volkswillens, indem man das Entscheidungsverfahren entschleunigte und in die Entscheidungsfindung mehrere Stufen und Schleusen der Reflexion, die sogenannten Checks and Balances, einbaute. Als Checks and Balances wird in der amerikanischen Verfassung das System der Hemmungen und Gegengewichte bezeichnet, mit dem die Gewaltenteiligkeit sichergestellt ist. Diese sorgten dafür, dass die emotionalen Elemente aus den bürgerschaftlichen Willensäußerungen herausgefiltert und der Volkswille dadurch vernünftiger wurde. Die Stimmungen der Bevölkerung, die im Augenblick von Wahlen oder Abstimmungen als zufällige Faktoren in die Entscheidung hereinspielten, Verärgerung und Missmut etwa, aber auch die «thymotische Energie» von Wut und Zorn,[3] sollten auf diese Weise herausgefiltert werden, um den Volkswillen als geläuterte Vernunft zur Grundlage der Politik zu machen. Man kann darin eine Entsprechung zu dem Effekt sehen, den sich Perikles laut der thukydideischen Darstellung durch die Kombination von Beratschlagen und Entscheiden versprochen hat.

					Diese Dimension der repräsentativen Demokratie ist vor allem darum von Bedeutung, weil im Zeitalter einer elektronisch beschleunigten Kommunikation die großen Entfernungen in Flächenstaaten keine Rolle mehr spielen und in einer e-democracy die gleichzeitige Präsenz von vielen Millionen Bürgern hergestellt werden kann, wenn auch nicht physisch, so doch virtuell. An die Stelle des Pnyx, des Hügels, auf dem die Athener Volksversammlungen stattfanden, würde das Internet als Entscheidungszentrum der Demokratie treten, wobei bis in Einzelfragen der operativen Politik hinein von den Bürgern unmittelbare Vorgaben gemacht werden könnten. Repräsentation im Sinne eines Notbehelfs der demokratischen Willensbildung in ausgedehnten Räumen wäre unter diesen Umständen nicht mehr vonnöten.

					Tatsächlich gibt es einige Vorschläge zu einer Reform der Demokratie, die in diese Richtung zielen. Sie haben bislang aber keine starke Überzeugungskraft entwickelt und sind auch nicht in die Nähe einer verfassungsändernden Mehrheit gelangt. Offenbar spielt das für die Gründerväter der amerikanischen Demokratie bedeutsame Misstrauen gegen die Gestimmtheiten des Augenblicks, wie sie in einer e-democracy zweifellos zum Tragen kämen, nach wie vor eine wichtige Rolle. Es gibt gute Gründe für die Annahme, dass das eher auf einen Verlust als einen Zugewinn an demokratischer Stabilität hinauslaufen und zu einer politisch gespaltenen Gesellschaft führen würde, wobei die politische Spaltung der Gesellschaft zum Steigbügel autoritärer Führer werden kann – jedenfalls dann, wenn diese sich als einzige Chance präsentieren, einen Bürgerkrieg zu verhindern. Insofern ist nicht auszuschließen, dass sich die e-democracy als Vehikel bei der Umwandlung einer demokratischen Ordnung in ein autoritäres Regime nutzen ließe. Warum? Die Entschleunigung von Entscheidungsprozessen in der parlamentarisch-repräsentativen Demokratie ist ein Modus der Fehlervermeidung: Die im Spiel befindlichen Optionen, mit denen auf bestimmte Herausforderungen reagiert werden kann, werden in einem längeren Prozess der öffentlichen Debatte hin und her gewendet und gegeneinander abgewogen, Vor- und Nachteile, Kosten und Nutzen, bis erste, zunächst noch vorläufige Festlegungen – zumeist von Seiten der politischen Parteien – getroffen werden. Diese werden dann in einer erneuten Debatte auf wahrscheinliche und weniger wahrscheinliche Folgen geprüft, bevor es zu einer endgültigen Entscheidung kommt. Diese ist dann für einen längeren Zeitraum bindend und kann nicht sogleich wieder zurückgenommen oder verändert werden, wie das in der direkten Demokratie Athens mitunter der Fall war und erst recht in einer e-democracy möglich wäre.

					Im entschleunigten Prozedere der repräsentativen Demokratie, so lässt sich zusammenfassen, sind die Bedenken und Einwände verfahrenstechnisch der Entscheidung vorgelagert, und für das Geltendmachen solcher Bedenken und Einwände ist eine längere Zeitstrecke vorgesehen. In der direkten Demokratie, in der die Entscheidungen schnell fallen, tauchen dagegen viele Einwände und Bedenken erst im Nachhinein auf, was dazu führt, dass die gerade getroffene Festlegung unmittelbar danach schon wieder in Frage gestellt wird. Eine langfristig angelegte, wohldurchdachte und verlässliche Politik ist unter diesen Umständen kaum möglich. Und eine auf lange Zeiträume hin angelegte Rechtssicherheit, die in modernen Gesellschaften unverzichtbar ist, kann es nicht geben. Rechtsstaatlichkeit und eine auf permanente Umkehrbarkeit politischer Entscheidungen angelegte Form der Demokratie sind nicht miteinander zu vereinbaren: Wenn innerhalb von Monaten, wenn nicht gar von Wochen oder Tagen grundlegende Entscheidungen der Bürgerschaft von dieser wieder kassiert und durch andere ersetzt werden können, dann ist schon bald nicht mehr klar, welche Rechtslage gerade gilt beziehungsweise ob die aktuell geltende Rechtslage nicht binnen kurzem wieder revidiert wird. Die Rechtsordnung ist dann nicht mehr eine verbindliche Rahmensetzung für die Austragung politischer Kontroversen, sondern wird selbst zu deren Bestandteil. Das ist in mancher Hinsicht auch in einer repräsentativ-parlamentarischen Demokratie der Fall, aber mit systemisch eingebauten Zeitverzögerungen, die dazu führen, dass das Recht für viele operative Entscheidungen eine unverfügbare Rahmung des politisch Möglichen darstellt, an der man sich orientieren kann und muss. Auch das ist ein positiver Effekt der Entschleunigung, wie sie in die parlamentarisch-repräsentative Ordnung eingebaut ist.

					Ein weiterer, eher wenig beachteter Effekt von langen und in der Regel kontrovers geführten politischen Debatten im Vorfeld einer Entscheidung besteht darin, dass sie selber zur Schärfung der bürgerschaftlichen Urteilsfähigkeit beitragen – jedenfalls der Urteilsfähigkeit bei denen, die die Debatten verfolgen. Sie müssen an ihnen nicht unmittelbar beteiligt sein; es genügt, wenn sie diese beobachten und dabei durchaus im Status einer vita contemplativa verbleiben. Im Unterschied zur direkten Demokratie geht die repräsentative Demokratie nicht davon aus, dass die Gesellschaft als Ganzes oder auch der einzelne Bürger von Anfang an weiß, was gut und richtig ist, worin die effektivste und vorteilhafteste Reaktion auf die jeweilige Herausforderung besteht, was dabei im Interesse der Gesamtheit und im Interesse von Einzelnen liegt, was kurzfristige und was langfristige Vor- und Nachteile sind, und wofür man sich, all das zusammengenommen, entscheiden sollte. Das entschleunigte Entscheidungsverfahren der neuzeitlichen Demokratie stellt für die Klärung dessen einen sehr viel längeren Zeitraum als die antike Demokratie bereit, sodass der «gute Bürger» seine eigene Position finden kann, um dann für das Eine oder für das Andere zu optieren.

					Die Verfahrensentschleunigung in der repräsentativen Demokratie ist immer auch eine «Investition» in die politische Urteilsfähigkeit der Bürger. Dagegen unterstellt die direkte Demokratie, dass jeder seine Interessen und Einstellungen «immer schon» kennt und nicht lange darüber nachdenken muss; die jeweiligen Interessen und Werte müssen nur durch die Redner des Für und Wider angesprochen werden, damit der so Angesprochene, entsprechend getriggert, eine Entscheidung treffen kann. Politische Urteilsfähigkeit wird als gegeben vorausgesetzt. Je komplexer freilich die Probleme und Herausforderungen sind, desto weniger ist das tatsächlich der Fall.

					 

					Die moderne Demokratie hat neben der Entschleunigung des Entscheidungsprozesses noch eine weitere Sicherung gegen Willkür, Unbedachtheit und den Einfluss «thymotischer Energie» eingezogen, und das ist die Bindung der demokratischen Entscheidungen an das Recht, das die operative Politik wie Wegbegrenzungen und Leitplanken in der Spur halten soll. Zwar können die rechtlichen Vorgaben, von denen das politische Agieren gerahmt wird, verändert werden, aber dazu bedarf es qualifizierter Mehrheiten, die nicht so leicht herzustellen sind. Vor allem ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich, um die Verfassung – Leitlinie aller Gesetzgebung – zu ändern, und einige Festlegungen sind auch mit einer solchen Mehrheit nicht zu revidieren. In Deutschland sind dies die Grundgesetzartikel mit «Ewigkeitsgarantie», beispielsweise die, die Menschenwürde und Gewaltenteilung betreffen. Etwas Vergleichbares hat die direkte Demokratie der Antike nicht gekannt; sie hat sich ganz auf das Mehrheitsprinzip verlassen und der Willkür einer Mehrheit ihrer Bürger keine Grenzen gesetzt. Die moderne Demokratie hingegen hat durch die Vorgaben der Verfassung die voluntative Dimension der Demokratie begrenzt, den kurzfristigen Einfluss des Bürgerwillens auf die Politik limitiert und das Voluntative durch die Bindung an Werte sowie die Festschreibung von juristischen Verfahren eingeschränkt. Das heißt nicht, dass der Bürgerwille marginalisiert wäre. Tatsächlich wirkt er in Form demoskopischer Umfragen ständig auf die operative Politik ein, aber die Politiker haben die Freiheit, sich an diesen Umfragen stark oder weniger stark zu orientieren und sie mitunter auch gänzlich zu ignorieren.

					In diesem Sinn handelt es sich bei der neuzeitlichen Demokratie nicht bloß um eine Demokratie, eine Volksherrschaft, sondern um einen demokratischen Rechtsstaat. Wir haben es also mit einem Kompositum zu tun, in dem der Wille der Bürgerschaft und das Recht als Kodifikation einer vor- und übergeordneten Werteordnung miteinander verbunden sind. Es ist dies keine einfache Verbindung, bei der beide Seiten einander durchgängig verstärken und bekräftigen. Vielmehr stehen sie in einem Spannungsverhältnis zueinander, in dem das Recht häufig als Einschränkung des Demokratieprinzips in seiner voluntativen Dimension wahrgenommen wird und die Forderung nach Demokratisierung im Sinne einer Reichweitenvergrößerung des in Mehrheitsentscheidungen zum Ausdruck kommenden Bürgerwillens die Bindekraft des Rechts bis hin zur Verfassung immer wieder in Frage stellt. Die Spannung zwischen dem Verfassungsrecht und dem Bürgerwillen ist das Konstruktionsprinzip der modernen Demokratie. Mit dem Aufstieg des Populismus ist dieses Spannungsverhältnis sichtbar geworden, und so kommt es nicht von ungefähr, dass populistische Parteien ein ums andere Mal die Verfassung attackieren und deren höchstrichterliche Hüter zum Angriffsziel machen.

				
					
						Der Populismus als Herausforderung des demokratischen Rechtsstaats

					
					Warum ist es erforderlich, auf dieser Doppelstruktur der modernen Demokratie als demokratischem Rechtsstaat zu insistieren? Weil nicht zuletzt mit Hilfe des Rechts der einzelne Bürger in seiner individuellen Freiheit gegen die oben erwähnte «Tyrannei der Mehrheit», also auch gegen Mehrheitsentscheidungen beziehungsweise die Präferenzen einer Mehrheit der Bürger, geschützt wird. Deswegen wird häufig auch vom «freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat» gesprochen. Dieser dreigliedrige Begriff ist freilich durch seinen exzessiven Gebrauch in Politikerreden zu einer Redewendung verkommen, deren Bedeutung durch ihre Formelhaftigkeit aufgezehrt worden ist.[1] Die politische Trinität von individueller Freiheit, demokratischer Entscheidung und rechtlicher Begrenzung der Willkür einer Mehrheit ist auch darum herauszustellen, weil sie in jüngster Zeit von populistischen Parteien und Bewegungen immer wieder attackiert wird. Dabei sind den Populisten sowohl der Schutz der individuellen Freiheiten als auch die Einschränkung des Mehrheitswillens durch Verfassung und Verfassungsgerichte ein Dorn im Auge – und dementsprechend ist ihr politischer Angriff gegen beides gerichtet.

					Nun ist «Populismus» ein Sammelbegriff, bei dem unterschiedliche Motive und Beweggründe eine Rolle spielen, weswegen man auch Rechts- und Linkspopulismus voneinander unterscheidet.[2] Das durchweg als Markierung kritischer Distanz verwendete Adjektiv «populistisch» schafft jedoch wenig Klarheit, weil der jeweilige Sprecher es zumeist benutzt, um zum Ausdruck zu bringen, er selbst denke und handele nicht populistisch. Für alle Varianten des Populismus gilt aber, dass sie sich gegen die Entschleunigung der Entscheidungsprozesse und gegen die Blockierung des Mehrheitswillens in Gestalt der Checks and Balances, der Prüfinstanzen und Gegenkräfte, wenden.[3] Sie behaupten, dass der «Wille des Volkes» in der gewaltenteiligen Demokratie nicht zur Geltung komme, und drängen auf eine Neubildung oder Umformung der Demokratie, die vorgeblich zum Ziel hat, dem Mehrheitswillen wieder unmittelbare Wirksamkeit zu verschaffen. Als Subjekt dieses Mehrheitswillens wird dabei freilich nicht die Gesamtheit der Bürger aufgerufen, sondern «das Volk», von dessen lateinischer Bezeichnung – populus – die populistische Bewegung auch ihren Namen bezogen hat.

					Nun ist «Volk» aber – ebenso wie populus oder demos – ein mehrdeutiger Begriff,[4] weil er sowohl für eine ethnische als auch für eine sozialstrukturelle Einheit stehen kann: Im einen Fall grenzt er eine national definierte Einheit von anderen nationalen Einheiten ab, und im anderen Fall die unteren Schichten der Gesellschaft von den sozialen und politischen Eliten. Das ethnisch definierte Volk ist, vereinfacht betrachtet, die Referenzgröße des Rechtspopulismus, die unteren Schichten der Gesellschaft hingegen die des Linkspopulismus. Das ist freilich eine Schematisierung, die dort an ihre Grenze stößt, wo sich populistische Bewegungen und Parteien nach dem Modell der «Querfront» organisieren, einer bereits am Ende der Weimarer Republik aufgetauchten Vorstellung, in der traditionell rechte und im Allgemeinen als links rubrizierte politische Vorstellungen miteinander verbunden wurden. Insgesamt sind populistische Politikansätze dadurch charakterisiert, dass sie das im Verlauf der Französischen Revolution entstandene Rechts-links-Schema als überholt bezeichnen und sich selbst jenseits dessen positioniert wissen wollen.[5] Ob man dieser Selbstcharakterisierung folgt oder an der politischen Orientierungstrias Rechts-Mitte-Links festhält, ist inzwischen zu einer Frage des eigenen politischen Standorts geworden.

					Da die meisten populistischen Gruppierungen für sich in Anspruch nehmen, die traditionelle Struktur des politischen Spektrums überwinden zu wollen und stattdessen mit einer scharfen Entgegensetzung von Volk und Elite beziehungsweise Establishment argumentieren, stehen hier zwei politische Orientierungsschemata gegeneinander, deren Wirkmächtigkeit im politischen Kampf entschieden wird. Dabei geht es nicht um eine zeitlich begrenzte Veränderung der Einflussverhältnisse, sondern um eine grundlegende Neubestimmung der politischen Konstellationen. Die Mehrdeutigkeit des Volksbegriffs beziehungsweise seine Einschränkung auf bestimmte Teile der Gesellschaft, deren Vorstellungen, tatsächliche wie bloß zugeschriebene, dann für allgemein verbindlich erklärt werden, weist den Begriff als politische Ermächtigungsvokabel aus. Das Dominantwerden des politischen Orientierungsgegensatzes von Volk und Elite deutet auf eine Erosion der modernen Demokratie, die auf dem Gegensatz zwischen links und rechts und der herausgehobenen Bedeutung der Mitte gründet.[6] Auch die Organisation der politischen Debatten und die Schulung bürgerschaftlicher Urteilsfähigkeit, die in der modernen Demokratie wesentlich auf der Polarität von rechts und links sowie der Mitte als Raum der Kompromissbildung beruht,[7] ist bei der Entgegensetzung von Volk und Elite obsolet geworden.

					Der Populismus ist entweder ein Intermezzo, wie es im demokratischen Rechtsstaat immer wieder einmal vorkommt, oder, wenn er von längerer Dauer ist und strukturbildend wird, das Ende der Demokratie, wie wir sie kannten: Nach einiger Zeit nämlich hat sich der Kampf gegen Elite und Establishment erschöpft, und an seine Stelle tritt entweder der Kampf gegen ein «anderes» Volk, das zum «Feind» erklärt wird, oder die Unterstützung eines charismatischen Politikers, der besser als «das Volk» selbst weiß, was gut für es ist. Der Populismus ist dann der Türöffner für die Machtergreifung autoritärer Führergestalten.

					Er blüht vor allem dort auf, wo er die thymotische Energie unzufriedener Massen nutzen kann, indem er verspricht, als Erstes ihrer Wut und ihrem Zorn Raum und Aufmerksamkeit zu verschaffen und als Zweites Maßnahmen in Gang zu setzen, mit denen die Ursachen von Wut und Zorn zum Verschwinden gebracht werden können. Dabei kommt ihm die systemische Entschleunigung der Verfahrensabläufe im demokratischen Rechtsstaat als «Beweis» dafür entgegen, dass der Wille der Mehrheit, wie die Populisten behaupten, inzwischen keine Rolle mehr spiele.

					Tatsächlich hat die fortschreitende Verrechtlichung der politischen Prozesse dazu geführt, dass politische Beschlüsse, die seit langem gefasst sind, nicht umgesetzt werden können, weil es rechtliche Einsprüche gibt; die Verwaltungsgerichte müssen diese prüfen, und das Ganze kommt dadurch nur langsam voran. Die Vorzüge der Entschleunigung werden dadurch zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Vertrauens in die politische Gestaltungsfähigkeit der Demokratie, die zunehmend in den Ruf gerät, dass in ihr viel geredet, aber wenig gemacht und vollbracht werde. Dagegen setzt der Populismus die Vorstellung, er könne nicht nur Entscheidungen, sondern auch deren Realisierung erheblich beschleunigen – wofür es wiederum einer starken Zurückdrängung des Rechtsstaats bedürfe. Das ist dann das Einfallstor des Autoritären, das im Huckepackverfahren von den Populisten in die politische Ordnung eingeschmuggelt wird. In der Allianz des Populismus mit den Suggestionen des Autoritären liegt die gegenwärtig größte Bedrohung der Demokratie, und es ist davon auszugehen, dass sie sich noch steigern und lange fortdauern wird.

					Das Wort «Volk» hat im Rechtspopulismus aber noch eine zusätzliche Bedeutung, und die erwächst aus seiner Verbindung mit der Vorstellung von einer «Volksgemeinschaft», die in der Ideologie des Nationalsozialismus eine zentrale Rolle spielte: Volksgemeinschaft ist der Gegenbegriff zur pluralistischen, mitunter auch als antagonistisch bezeichneten Gesellschaft, in der die diversen sozialen Schichten ihre Interessen und Vorstellungen in einem offenen Wettbewerb zur Geltung bringen und durchzusetzen suchen. Dabei spielen der Organisationsgrad der Interessen, die Geschlossenheit des sie vertretenden Verbandes und die allgemeine öffentliche Unterstützung eine entscheidende Rolle. Die gesellschaftliche Ordnung ist beim pluralistischen Modell gekennzeichnet durch immer neue Forderungen, die «von unten» geltend gemacht werden. Die Vorstellung vom Volk und erst recht die von einer Volksgemeinschaft ersetzt dagegen die gesellschaftlichen Differenzen durch das Bild einer Einigkeit beziehungsweise Einheit, was dann die legitimatorische Grundlage für das Verbot von Streiks und öffentlichen Kundgebungen ist, in denen die je besonderen Interessen der sozialen Schichten und Gruppen zur Geltung gebracht werden.

					Der Wille des Volkes wird dabei als ein geschlossenes Ganzes simuliert. Gemäß der populistischen Vorstellung wird dieser Volkswille durch die an der Spitze des Staates stehenden Personen aufgenommen und realisiert. Von einer pluralen oder auch antagonistischen Gesellschaft, in der die Differenzen zwischen den sozialen Interessen und politischen Präferenzen in offenem Wettbewerb ausgetragen werden, ist, wenn vom «Volk» gesprochen wird, nicht die Rede; mehr noch: dieser Wettbewerb soll unterbunden, die ihn tragenden Organisationen sollen geschwächt, wenn nicht überhaupt ausgeschaltet werden. Die Interessenverfolgung «von unten» wird durch eine angeblich wohlwollende Versorgung «von oben» abgelöst. In diesem Sinn ist der populistische Volksbegriff eine semantische Rutschbahn in Richtung der autoritären Ordnung. Heißt: wo ständig vom Volk die Rede ist, das angeblich von einem Establishment und dessen Eliten bevormundet, wenn nicht gar betrogen wird, stehen zumeist die Führer und Führerinnen schon bereit, um ein unkontrolliertes Machtgebäude zu errichten, in dem der angebliche Volkswille an die Stelle der Aushandlungsprozesse zwischen den diversen Schichten treten soll. Wird nachgefragt, wie der Volkswille zustande kommt und wer ihn verbindlich auslegt, so wird dann auf die populistischen Führungsgestalten verwiesen.

				
					
						Was der Demokratie in Deutschland und Europa förderlich war: vom «Fortschritt» und den langen Wellen der Konjunktur

					
					Im 18. Jahrhundert, einem Abschnitt der Geschichte, den der Historiker Reinhart Koselleck mit Blick auf Westeuropa als «Sattelzeit» bezeichnet hat, kam es zur semantischen Durchsetzung einer Reihe von Kollektivsingularen: Aus den Geschichten von Dynastien und Reichen wurde «die Geschichte», und aus Fortschritten, die man immer wieder einmal in Politik, Gesellschaft sowie einzelnen Wissenschaften oder auch bei der Herstellung von Werkzeugen konstatieren konnte, wurde «der Fortschritt» als allgemeine und umfassende Charakterisierung der geschichtlichen Entwicklung.[1] Die Durchsetzung dieser Kollektivsingulare brachte ein Grundgefühl zum Ausdruck, das im 19. und 20. Jahrhundert zur prägenden Erwartungshaltung wurde: Die bis dahin herrschende Vorstellung, wonach sich alles irgendwann wiederholt, sodass man am besten dasteht, wenn man dafür sorgt, dass es so bleibt, wie es ist, sofern es einem gut geht, wurde abgelöst durch die Vorstellung einer langsamen, aber stetigen Verbesserung der Lebensumstände. Deswegen war es für viele naheliegend, diese Entwicklung zu beschleunigen und sich auf die Seite des Fortschritts zu schlagen.

					Der Fortschritt wurde so zu einer Scheidelinie, nach der sich die politischen Gruppierungen formierten und darum kämpften, wie schnell und in welche Richtung sich die Verhältnisse verändern sollten: auf der einen Seite die Revolutionäre, die eine sich überstürzende Beschleunigung in Gang setzen wollten; auf der anderen Seite die Reaktionäre, die Entwicklungen rückgängig machen wollten; und in der Mitte jene, die durchaus für Veränderungen waren, aber nicht zu schnell und schon gar nicht grundstürzend, sondern langsam und bedächtig, sodass sich der Fortschritt gut aushalten und die Veränderungen steuern und kontrollieren ließen.

					Es steht außer Frage, dass Veränderungen die Gruppen, Klassen und Schichten der Gesellschaft in unterschiedlichem Maße betrafen, den einen zugutekamen und den anderen Nachteile brachten. Dabei war es keineswegs so, dass die unteren Schichten und Klassen grundsätzlich die Profiteure der Veränderungen waren, und die oberen Schichten, die Reichen und Mächtigen, prinzipiell ins Hintertreffen gerieten. Die vor der Durchsetzung des Kollektivsingulars dominierende Wahrnehmung und Beurteilung der Veränderung erfolgte von Fall zu Fall und führte dementsprechend zu unterschiedlichen Präferenzen. Um dies semantisch erfassen zu können, war eine Sprache im Plural angemessen: Es gab Fortschritte, und es gab Rückschritte, und man musste sehen, wie man damit zurechtkam. Die Leistung des sich seit dem späten 18. Jahrhundert schrittweise durchsetzenden Kollektivsingulars «Fortschritt» bestand darin, dass er die unterschiedlichen Wahrnehmungen vereinheitlichte und ein semantisches Angebot machte, das für die Gesellschaft als Ganzes gelten sollte: Alles in allem veränderte sich die Welt zum Besseren. Man kann die Prägekraft dieser Semantik für die soziopolitische Wahrnehmung schwerlich überschätzen. Vor allem kam die mit dem Kollektivsingular verbundene Wahrnehmungsvorgabe der Stabilität moderner Demokratien entgegen, sorgte sie doch dafür, dass sich die politischen Positionierungen nicht ins Unendliche diversifizierten und sich auch nicht von Monat zu Monat oder Jahr zu Jahr je nach Lage veränderten, sondern sich feste und verlässliche Grunddispositionen herausbildeten. Man war für «den Fortschritt» oder man war gegen ihn, also progressiv oder konservativ eingestellt.

					Es ist bemerkenswert, wie kontinuierlich der Kollektivsingular «Fortschritt» (bei einigen Unterbrechungen) den liberaldemokratischen Rechtsstaat begleitet hat – und dass die in jüngster Zeit zu beobachtende Auflösung dieser zusammenfassenden Fortschrittsvorstellung mit einer tiefen Krise von liberaler Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zusammenfällt. Um es knapp zu umreißen: Fortschritte in ökonomischer Hinsicht, die in Zuwächsen des Bruttoinlandsprodukts gemessen werden, korrespondieren nicht mit ökologischen Fortschritten, sondern laufen unverbunden nebeneinander her, wenn sie nicht gar gegeneinander stehen; Fortschritte bei der Liberalisierung der Geschlechterdiversität führen nahezu überall zu einer Spaltung der Gesellschaft, bei der von vielen der Liberalisierungsfortschritt als Niedergang und Dekadenz angesehen wird. Die Beispiele für eine Partikularisierung des Fortschritts ließen sich endlos vermehren. Kurzum: die Vorstellung dessen, was als Fortschritt gelten darf, weist immer tiefere Risse auf, und das hat zur Folge, dass wir es erneut mit einer Pluralität von in unterschiedliche Richtungen weisenden «Fortschritten» zu tun haben, die im gesellschaftlichen Selbstverständnis von keinem Kollektivsingular mehr zusammengehalten werden.

					Das hat auch politische Effekte: Inzwischen kann man den Eindruck gewinnen, es gebe für jeden der repluralisierten Fortschritte eine eigene Partei, die sich die Beförderung bestimmter Entwicklungen und die Blockierung anderer zur Aufgabe gesetzt habe. Diese anderen Fortschritte werden wiederum von eigenen Parteien befördert, die ihrerseits die von den Kontrahenten als Fortschritt begriffenen Prozesse zu verhindern suchen. Worauf das hinausläuft, lässt sich im Falle Deutschlands an den permanenten Zerreißproben der als «Koalition des Fortschritts» angetretenen Ampelkoalition zeigen: Jeder der drei Koalitionäre verstand unter Fortschritt etwas anderes, und die drei Parteien fanden nicht zu dem in ihrer Selbstetikettierung herausgestellten gemeinsamen Fortschritt zusammen. Der Kollektivsingular entwickelte keine Bindekraft mehr, und dementsprechend wurde der Konflikt über die anzustrebenden politischen Ziele zum Dauerstress der Regierung.[2] Sie trat auf als eine Koalition des permanenten Konflikts, die sich erst nach langem Streit auf Minimallösungen verständigte – wenn sie sich denn überhaupt auf etwas einigen konnte. Das politische Bindeglied einer einheitlichen Fortschrittsvorstellung fehlte.

					Damit korrespondiert die Vervielfachung des Parteienspektrums, die durch die Gründung immer neuer Parteien vorangetrieben wird, während die herkömmlichen Volksparteien an Zuspruch verlieren. Dabei haben die Parteigründungen oftmals nur ein einziges Thema, das sie bespielen, sei dies nun Ökologie, soziale Gerechtigkeit oder die Abwehr von Migranten – oder sie formieren sich gleich nur um eine einzige Person, die als Verkörperung des politischen Programms präsentiert wird und an dessen Stelle tritt. Die Vervielfachung der Parteien entspricht dem Ende der Kollektivsingulare, in denen die an unterschiedliche Gruppen adressierte Programmatik der Volksparteien zum Ausdruck kam. Was in der Semantik nicht mehr funktioniert, kann sprachpragmatisch nicht gerettet werden. Der Leitbegriff, der früher einmal für das Profil einer Partei stand, wird zur penetranten Beschwörungsformel, die eher abstößt als anzieht. Insofern kann es kaum verwundern, dass an die Stelle des zuvor apostrophierten Fortschritts inzwischen Appelle an Gemeinwohl und Gemeinsinn getreten sind.[3] Das ist eine Rückkehr in die politische Vorstellungswelt vor der Durchsetzung der Kollektivsingulare.

					 

					In Deutschland, im alten Westdeutschland zumal, ist im Hinblick auf die Stabilität und Widerstandsfähigkeit der Demokratie immer wieder der Schatten von Weimar beschworen und die Frage gestellt worden, ob der 1949 gegründeten Bonner Republik womöglich ein ähnliches Schicksal wie der Weimarer Republik drohe.[4] Die nämlich ist an politischer Zerrissenheit und verheerenden Wirtschaftskrisen nach etwas mehr als einem Jahrzehnt zugrunde gegangen – oder präziser: von der politischen Rechten zugrunde gerichtet worden. Erst Ende der 1960er Jahre, als die bundesrepublikanische Demokratie zwei Regierungswechsel und einen (kleineren) wirtschaftlichen Einbruch ohne größere politische Verwerfungen durchgestanden hatte, setzte sich die Überzeugung durch, dass Bonn nicht Weimar sei und die «Bonner Republik» sehr viel stabiler als die von Anfang an unter keinem guten Stern stehende Demokratie nach dem Sturz des Kaiserreichs und der Abdankung der Könige und Großherzöge.[5]

					Für den Unterschied zwischen Bonn und Weimar sind mehrere Faktoren geltend gemacht worden: zunächst die Eindeutigkeit der Kriegsniederlage von 1945 und die damit verbundene Desavouierung der alten Eliten mitsamt der rechtsnationalistischen Parteien; sodann der Verbleib der Siegermächte auf deutschem Boden und das wachsame Auge, das vor allem die USA auf die politische Entwicklung Westdeutschlands hatten; und schließlich die lange währende wirtschaftliche Prosperität, die der Bonner Republik politische Stabilität verlieh, wohingegen die Weimarer Republik durch zwei schwere Krisen, die Inflation von 1923 und die Weltwirtschaftskrise von 1929, zutiefst erschüttert worden war.

					Vor allem die günstige Wirtschaftsentwicklung, die Vollbeschäftigung und das beständig steigende Konsumniveau der Gesellschaft dürften wesentlich zur Stabilität der westdeutschen Demokratie beigetragen haben – neben der Erinnerung an die Zeit von Not und Zerstörung, die von der späten Weimarer Republik über den Zweiten Weltkrieg bis in die ersten Jahre der Nachkriegszeit das kollektive Gedächtnis prägte und den «Erfahrungsraum» der Menschen seit den 1950er Jahren umso heller und vielversprechender erscheinen ließ. Darüber hinaus entwickelte sich ein «Erwartungshorizont»,[6] der seinen Ausdruck in der Gewissheit fand, dass es «den Kindern einmal besser gehen werde» als der jetzigen Generation. Es war eine lange Welle der Konjunktur, die durch die Automobilisierung der Gesellschaft und eine umfassende technische Ausstattung der Haushalte (vom Kühlschrank bis zum Wäschetrockner, von der Spülmaschine bis zum Kaffeeautomaten) geprägt war und die man mit Blick auf die in den USA entwickelte Serienfertigung von Automobilen am Fließband, die an die Stelle handwerklicher Herstellung getreten war, als «Fordismus» bezeichnete.

					Im Unterschied zu den kurzen Wellen der Konjunktur, wie sie immer wieder zu beobachten sind, die sich aber durch Konjunkturprogramme und Sozialleistungen abfedern lassen, sind diese langen Wellen der wirtschaftlichen Entwicklung – nach ihrem «Entdecker», dem russischen Ökonomen Nikolai Kondratieff, als Kondratieff-Zyklen benannt[7] – durch politische Interventionen kaum zu beeinflussen: Es bedarf eines längeren Zeitraums, bis nach dem Auslaufen des früheren ein neuer Kondratieff-Zyklus in Gang kommt, mit dem sich dann erneut eine längere Periode der Prosperität verbindet. Dabei ist davon auszugehen, dass der neue Zyklus andere Auswirkungen auf das gesellschaftliche Gefüge haben wird, als das bei dem früheren der Fall war.

					Der lange Zyklus des Fordismus etwa wirkte sich positiv auf die politische Stabilität in den westlichen Demokratien aus, da er zu einem hohen Beschäftigungsniveau beitrug, das infolge der Fließbandproduktion auch gering qualifizierte Arbeitskräfte einschloss, was zu einer umfassenden Steigerung der Massenkaufkraft führte. Diese wiederum war die Voraussetzung dafür, dass die vermehrt auf den Markt kommenden langlebigen Güter des gehobenen Konsums auch gekauft werden konnten. Es gab somit eine der gesteigerten Produktion entsprechende Nachfrage; Massenproduktion und Massenkonsum stimulierten sich wechselseitig. Und schließlich sorgte das ständig anwachsende Bruttoinlandsprodukt für kontinuierlich steigende Steuereinnahmen, die den Staat in die Lage versetzten, die immer wieder einmal erforderlichen Konjunkturprogramme und die steigenden Sozialausgaben zu finanzieren, ohne in eine Verschuldungsfalle zu geraten. Man konnte den Eindruck gewinnen, dies werde sich auf unabsehbare Zeit fortsetzen, der Fahrstuhleffekt des sozialen Aufstiegs werde fortdauern, denn die sonst immer wiederkehrenden Zukunftsängste tauchten kaum auf und die gesellschaftliche Grundstimmung trübte sich nicht ein. Die materielle Zufriedenheit der Menschen und das vorherrschende Zukunftsvertrauen kamen der demokratischen Ordnung zugute.

					Die soziale Ausgewogenheit der Entwicklung fand ihren politischen Niederschlag in einem beständigen Wachstum der Mitte des Parteienspektrums, in dessen Folge die Parteien der Ränder und Extreme immer weiter abschmolzen. In den 1950er Jahren bereits bildete sich in Westdeutschland ein Parteienspektrum heraus, das aus einer rechten und einer linken Mitte bestand[8] und in dem eine kleine liberale Partei darüber entschied, wer den Kanzler stellte. Tatsächlich sind bis zum Ende der 1990er Jahre, bis zur rot-grünen Koalition, alle Regierungswechsel in Deutschland das Ergebnis einer veränderten Koalitionsentscheidung der FDP gewesen. Inzwischen hat sich jedoch, wie erwähnt, das parteipolitische Spektrum stark diversifiziert, und die Bildung von Regierungskoalitionen ist dadurch erheblich schwieriger geworden. Dies ist kein deutscher Sonderweg, sondern die Zersplitterung des Parteiensystems zeigt sich ganz ähnlich in vielen europäischen Staaten. Politische Führung ist komplizierter geworden, denn trotz der fortbestehenden Richtlinienkompetenz ist die Stellung des Kanzlers in einer aus mehr als zwei Parteien gebildeten Regierung deutlich schwächer. Die vormals so bezeichnete «Kanzlerdemokratie» hat eine Machtverschiebung hin zum Koalitionsausschuss erfahren. In einer Dreierkoalition ist der Kanzler damit beschäftigt, das Bündnis zusammenzuhalten. Die Inanspruchnahme seiner Richtlinienkompetenz würde bei wiederholtem Gebrauch die Koalition in Frage stellen.

					Die politischen Veränderungen haben mit dem Auslaufen des fordistischen Kondratieff-Zyklus zu tun, mit dem Ende einer langen Periode wirtschaftlicher Zukunftssicherheit. Die Verteilungskämpfe sind schärfer geworden, der Ausgleich divergierender Interessen schwieriger. Der sich entwickelnde neue Zyklus ist obendrein dadurch gekennzeichnet, dass er anstelle einer Stärkung des Medianeinkommens, des statistisch mittleren Einkommens der privaten Haushalte, auf eine stärkere Spreizung der Einkommensstruktur hinausläuft. Die Ursachen dafür sind gestiegene Anforderungen an gut bezahlte Tätigkeiten, die Abwanderung einer Reihe von Industriebranchen nach Ostasien oder Ostmitteleuropa, der relative Anstieg geringer bezahlter Pflegeberufe am gesamtgesellschaftlichen Arbeitsaufkommen – und vieles andere mehr. Der neue Zyklus, der auf Internettechnologie und künstliche Intelligenz, innovative Forschung und eine technologisch anspruchsvolle Produktion gestützt ist, begünstigt weniger die traditionell orientierte Mitte der Gesellschaft und die dauerhaft sesshaften Teile der Gesellschaft, jene also, die bislang nur einen überschaubaren Teil ihres Einkommens für Wohnen und Lebensunterhalt aufwenden mussten, sondern die Hochbeweglichen, die häufig umziehen, zeitweilig im Ausland leben und dabei Kompetenzen entwickeln, die ihnen auf dem Arbeitsmarkt eine starke Position verschaffen. Hinzu kommt die gewachsene Anzahl derer, die ihr Einkommen aus Aktien und Kapitalanlagen beziehen. Die Zeiten eines guten und zufriedenen Lebens in der Mitte der Gesellschaft sind im Auslaufen begriffen, und die Bedrohtheitsgefühle, die sich in der gesellschaftlichen Mitte breitmachen, stellen auch die Zustimmung zu den Parteien der politischen Mitte in Frage. Das heißt nicht, dass damit der demokratische Rechtsstaat eo ipso gefährdet wäre, aber es wächst ihm von Seiten der ökonomischen Entwicklung nicht mehr jene Unterstützung zu, auf die er sich über lange Zeit hat verlassen können. Die sich ausbreitenden Abstiegsängste begünstigen die politischen Extreme.[9] Das zeigt sich im Abschmelzen der einstmals so starken Volksparteien.

				
					
						Die Veränderung der Kommunikation am Ende der Gutenberg-Galaxis

					
					Auch die mediale Unterstützung, die der entschleunigten Demokratie durch die von dem kanadischen Kommunikationstheoretiker Marshall McLuhan so bezeichnete «Gutenberg-Galaxis»[1] zuteilgeworden ist, ist im Schwinden begriffen. Es handelt sich dabei freilich um eine Erosion, die sich über Jahrzehnte hinzieht, denn das bereits in den 1960er Jahren von McLuhan ausgerufene «Ende des Buchzeitalters» ist auch ein halbes Jahrhundert danach noch nicht wirklich eingetreten. Aber Buch, Zeitung und Zeitschrift haben an Bedeutung verloren. Solange sie die gesellschaftlich vorherrschenden Kommunikationsmedien und Wissensspeicher waren, haben sie dem Projekt der Demokratie, die politische Entscheidung zu entschleunigen und die Meinungsäußerung durch Reduzierung des Emotionalen und Steigerung des Rationalen zu filtrieren, zugearbeitet. Sie haben Kommunikation und Meinungsbildung an ein Medium gebunden, das infolge seiner Kuratierung durch Verlage und professionelle Journalisten für eine große Zuverlässigkeit stand.

					Insofern haben sie zur Entwicklung dessen beigetragen, was der amerikanische Soziologe Daniel Bell im Jahr 1973 bereits als Wissensgesellschaft bezeichnet hat.[2] Er war davon überzeugt, die westliche Gesellschaft befinde sich im Übergang von der Industrie- zur Wissensgesellschaft, und diese Transformation sei ebenso dramatisch wie der Übergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft im 19. Jahrhundert.[3] Während in der Industriegesellschaft Arbeit, Rohstoffe und Kapital die wichtigste Basis des gesellschaftlichen Reichtums seien, sei in der postindustriellen Gesellschaft Wissen die wichtigste Ressource. Nach Bell lässt sich der Strukturwandel der Gesellschaft auf ökonomischer Ebene an der Entwicklung zur Dienstleistungsökonomie und in kognitiver Hinsicht an der Einbeziehung der Wissenschaft in die Produktion selbst beobachten.

					Die Industrie wird damit keineswegs völlig abgelöst, aber ihre Aufgaben verschieben sich. Die Aufgabe besteht demnach nicht allein darin, ein physisches Produkt herzustellen, sondern die Bedürfnisse der Kunden zu kennen und zu befriedigen. Nicht die Maschine repräsentiert den eigentlichen Wert, sondern die Bedürfnisse, die zu befriedigen die Wirtschaft imstande ist. Das Wissen um die Bedürfnisse der jeweiligen Zielgruppe ist damit zum wesentlichen Faktor geworden. Als Daniel Bell diese Überlegungen entwickelte, waren sie eher eine Vision als eine Beschreibung der Gegenwart. Seit der digitalen Revolution, also etwa seit Beginn des 21. Jahrhunderts, ist diese Vision Wirklichkeit geworden, denn die großen Internetplattformen wie Google, Facebook oder X (vormals Twitter) interessieren sich vor allem für eines: die Bedürfnisse, Wünsche und Interessen ihrer Nutzer. Ihr Wissen erlangen sie nicht aus Befragungen der Nutzer, sondern aus deren Suchverläufen, ihren Kommunikationsgewohnheiten und Kaufinteressen.

					Das Internet hat die Grundlagen des Wissens aber nicht nur bei den großen Techfirmen verändert, sondern auch bei den Nutzern selbst. Nie war es leichter, sich Informationen zu beschaffen, mit anderen über große Entfernungen hinweg und ohne persönliche Bekanntschaft zu kommunizieren, Produkte zu finden oder Wissen aus den unterschiedlichsten Gebieten zu erlangen. Umgekehrt war es auch noch nie so leicht, Informationen zu verbreiten, Wissen zu teilen, Produkte anzubieten, seine Meinung kundzutun. Die Internetnutzer von heute werden deshalb nicht mehr einfach als Nutzer oder users beziehungsweise als Konsumenten oder consumers bezeichnet, sondern als prosumers. Denn sie nutzen nicht nur Internetplattformen, um Informationen, Produkte und Meinungen zu konsumieren, sondern sie produzieren diese auch. Das könnte man zunächst positiv betrachten: Eine Wissensgesellschaft zeichnet sich dadurch aus, dass möglichst viele Bürger über die erforderlichen Voraussetzungen verfügen, um das Angebot an Informationen kritisch und uneingeschränkt zu nutzen und sich ein eigenes Urteil zu bilden. Infolge der erleichterten Informationsbeschaffung durch das Internet könnte man eigentlich davon ausgehen, dass die Wissensgesellschaft eine Gesellschaft ist, in der sich die Zahl der Experten durch geteiltes Wissen immer mehr erweitert. Und für viele Pioniere des Internets war damit die Utopie einer besseren Gesellschaft verbunden.

					In den letzten Jahren ist jedoch zunehmend deutlich geworden, dass dies keineswegs der Haupteffekt der leichteren Zugänglichkeit von Wissen in einer durch das Internet geprägten Gesellschaft ist. Es hat sich nämlich ein Umgang mit Informationen entwickelt, der die Wissensgesellschaft ad absurdum zu führen scheint. Der Gegenbegriff zur Wissensgesellschaft ist der Begriff der «postfaktischen Gesellschaft». Die Redaktion des Oxford English Dictionary hat das Wort post-truth (postfaktisch) im November 2016 zum «internationalen Wort des Jahres» gewählt. In der Begründung für die Wahl hieß es, angetrieben vom Aufstieg der sozialen Medien als Nachrichtenquelle und einem wachsenden Misstrauen gegenüber Fakten, die vom sogenannten Establishment angeboten würden, habe sich ein Phänomen herausgebildet: Entgegen der Annahme, die immer leichter verfügbaren Informationen würden das faktische Wissen erheblich mehren, laufe es tatsächlich auf eine Reduktion des Wissens hinaus, und zwar nicht grundsätzlich auf eine Reduktion des verfügbaren Wissens, sondern auf eine Reduktion des tatsächlich nachgefragten und erworbenen Wissens. Der amerikanische Internetaktivist Eli Pariser hat dafür in seinem gleichnamigen Buch das Wort Filter Bubble (Filterblase) oder Informationsblase (informational bubble) geprägt.[4] Nach Parisers Analyse entstehen Filterblasen, weil Plattformen versuchen, algorithmisch vorauszusagen, welche Informationen der Benutzer finden möchte – basierend auf den verfügbaren Informationen über den Nutzer wie dessen Standort, seine Suchhistorie und sein Klickverhalten. Daraus resultiere eine Isolation gegenüber Informationen, die nicht dem Standpunkt des Benutzers entsprechen.

					Weniger auf Algorithmen als auf die Neigungen von Menschen setzt dagegen der von dem amerikanischen Rechtswissenschaftler und Politikberater Cass Sunstein geprägte Begriff der Echokammer (echo chamber).[5] Mit dem Wort Echokammer wird das Phänomen beschrieben, dass viele Menschen in sozialen Netzwerken dazu neigen, sich mit Gleichgesinnten zu umgeben, vor allem mit ihnen zu kommunizieren und sich gegenseitig in der je eigenen Position zu bestärken. Das geschieht durchaus auch im «realen» Leben und ist insofern kein Spezifikum der Kommunikation im Netz: Man freundet sich eher mit Gleichgesinnten an als mit Menschen, die völlig andere Auffassungen haben. Aber im realen Leben kann man seine Sozialkontakte deutlich weniger vorsortieren, man trifft auch mit Personen zusammen, die andere Meinungen haben. Auf den Internetplattformen kann man sich leichter mit Menschen vernetzen, deren Überzeugungen man teilt, wodurch man auch mit zahlreichen anderen Internetseiten in Kontakt kommt, in denen sich gleiche Meinungen bündeln. In den sozialen Netzwerken bildet sich dadurch eine fatale Dynamik: Die Echokammer sorgt dafür, dass die innerhalb einer Gruppe konsensfähigen Inhalte und die ihnen zugeordneten verstärkenden Kommentare sich wie ein Lauffeuer verbreiten. Damit bilden sich nicht nur Meinungs- oder Überzeugungsgemeinschaften, sondern auch emotionale Gemeinschaften, die häufig als Empörungsgemeinschaften funktionieren, weil man nicht einfach die eigenen Überzeugungen wechselseitig positiv bestätigt, sondern diese durch die Ablehnung und Herabsetzung anderer Meinungen auch negativ bestärkt. Man hat umso mehr recht, je mehr man andere ins Unrecht setzt.

					In der virtuellen Welt findet häufig das statt, was die Medienphilosophin Anja Breljak social heating nennt: «Debatten und Protestaktionen geraten schneller in die Öffentlichkeit denn je, gerade dann, wenn sie provozieren. Zugespitzte Titel, schockierende Bilder, Falschnachrichten werden, je mehr Empörung oder Anteilnahme sie auslösen, je schneller sie geteilt und wiedergegeben werden, umso weitläufiger durch die Knoten des Netzes katapultiert.»[6] Auf der anderen Seite findet in realen Sozialbeziehungen nicht selten ein social cooling statt: Gewöhnt an Zustimmung innerhalb einer Empörungsgemeinschaft, stört man sich zunehmend an denjenigen, die einem in der realen Welt widersprechen und einen auffordern, die Dinge aus einer anderen Perspektive zu sehen.

					Ebendieser Effekt wird durch die Filterblase extrem verstärkt. Google, Facebook und Co. erzeugen den Filterblaseneffekt durch die von ihnen eingesetzten Algorithmen, die bewirken, dass man zuerst Inhalte angezeigt bekommt, die von Gleichgesinnten stammen oder von ihnen «gelikt» wurden. Das Netz sorgt so dafür, dass man vor allem Dinge sieht, die das eigene Weltbild stützen, während unbequeme, dem eigenen Weltbild entgegenstehende Informationen herausgefiltert werden. Der moderne Nutzer sozialer Netzwerke befindet sich also, wenn er nicht gezielt nach Informationen sucht, die seinen Überzeugungen zuwiderlaufen, in einer Mischung aus Echokammer und Filterblase.

					Solche Filterblasen reduzieren das Wissen, weil sie auf die Wiederholung und Verstärkung des zwar Variierten, aber im Prinzip immer Gleichen setzen, dessen Inhalte dann als ein stabiles Wissen erscheinen. Auf diese Weise werden nicht zuletzt Verschwörungserzählungen verstärkt, die darauf abzielen, einen Schuldigen für alle möglichen Übel zu finden. Narrative, wie etwa die, der Klimawandel sei ebenso erfunden wie Covid-19, lösen damit evidenzbasierte Fakten ab. Solche Narrative, also Ausgangspunkte von Erzählungen oder Erzählmustern, treten freilich nicht als Erzählungen auf, sondern eben als Fakten. Dass es Covid-19 gar nicht gebe, wird als eine mit vielen Beispielen belegte Tatsache behauptet, wie der angebliche Nachweis von gefälschten Statistiken oder einem Wissen, das von der Regierung und den Experten geheim gehalten werde. Gegenläufige Zahlen werden als Lügen ausgegeben.

					Mit solchen Narrativen verbindet sich dann häufig auch ein Fundamentalangriff auf die Wissenschaft, die nur Pseudowissen oder Lügen produziere: Probleme auszublenden und die Wahrnehmung auf bestimmte erwünschte Aspekte zu fokussieren, ist einer der zentralen Aspekte von Narrativen. Daraus zu schlussfolgern, dass Narrative früher oder später von selbst widerlegt werden, würde freilich zu kurz greifen: Den Produzenten der Narrative gelingt es sehr gut, sich gegen Widerlegung zu immunisieren, indem sie abgewandelte Narrative produzieren oder auch neue Narrative, die widersprechende Daten als noch raffiniertere Täuschungsversuche darstellen. An derartige Täuschungsversuche glauben insbesondere solche Personen, die Verschwörungserzählungen anhängen. Wenn andere nicht daran glauben wollen, verstärkt das bei ihnen den Eindruck, sie verfügten über ein exklusives Wissen, denn dieses zeichnet sich ja gerade dadurch aus, dass es anderen nicht zugänglich ist.

					 

					Die Herrschaft solcher Narrative zeigt sich nicht nur in der Abwertung von Expertenwissen, sondern auch in der Abwertung des Qualitätsjournalismus. Im Internet sind die etablierten Massenmedien als Nachrichtenlieferanten zwar weiterhin relevant, aber nicht mehr tonangebend. Häufig reagieren sie eher auf die Kommunikationen der Plattformen, als dass sie deren Informationen dominieren. Die Webplattformen gewinnen immer mehr an Gewicht, ihre Zahl nimmt weiter zu, und die klassischen Medien berichten darüber, welche Reaktionen es «im Netz» auf bestimmte Ereignisse gibt. Die digitale Revolution hat Journalisten als Schleusenwärter des öffentlichen Diskurses in den Augen vieler überflüssig gemacht. Die Zahlungsbereitschaft des Publikums für Journalismus ist geschwunden, die Werbeerlöse, aus denen sich Redaktionen finanzieren, sind rapide geschrumpft. Werbung lässt sich aufgrund der von Google, Facebook und anderen verwendeten Algorithmen, die auf einem immer genaueren Nutzerprofil basieren, im Internet sehr viel gewinnbringender platzieren.

					Das dürfte anfangs der Hauptgrund für den Einsatz von Algorithmen gewesen sein: Je mehr ein Unternehmen, das mit dem Verkauf von Nutzerdaten sein Geld verdient, über die Nutzer weiß, desto gewinnbringender kann es diese Daten vermarkten. Wie der Fall von Cambridge Analytica und die amerikanischen Wahlen von 2016 verdeutlicht haben, als das Team von Donald Trump die Wähler auf der Grundlage spezifischer Profile gezielt ansprechen ließ, lassen sich mit Algorithmen nicht nur Produktpräferenzen, sondern auch Wahlpräferenzen steuern. Die rechtspopulistische Forderung nach Volksentscheiden hat insofern eine gänzlich andere Zielrichtung als die, eine demokratische Beteiligung der Bürger zu steigern – tatsächlich soll die Beeinflussungsfähigkeit gesteigert werden.[7]

					Hinzu kommt, dass Social Bots inzwischen zunehmend leibhaftige Trolle ersetzen, die im Netz im Sinne ihrer Auftraggeber Stimmung machen. Social Bots sind von Algorithmen gesteuerte Programme, die vortäuschen, echte Personen mit Wissen, Meinungen und Emotionen zu sein. Das gelingt ihnen durch die Nachahmung menschlicher Kommunikation. Diese Nachahmung wird besonders dadurch begünstigt, dass sich die Kommunikation auf den Internetplattformen deutlich vereinfacht hat: Durch die Begrenzung von Zeichenzahlen auf Plattformen wie X oder Tiktok, die Nutzung von Emojis und leicht nachahmbaren Parolen gelingt es schon mit einfachen Bots, menschliche Meinungsäußerungen nachzuahmen. Sie sorgen durch tausendfach variierte Kommentare, vor allem aber durch Likes, Shares und Emojis dafür, dass ihre Botschaften im Netz mit Hilfe der Algorithmen verbreitet werden.

					Der Politologe und IT-Experte Simon Hegelich hat 2016 während einer Klausurtagung der österreichischen Verleger vorgeführt, wie einfach das geht: Zehntausend Twitterkonten waren zu diesem Zeitpunkt für 499 Dollar zu haben. Diese mit Roboterintelligenz auszustatten, kostet so gut wie nichts. Bereits ein Drittel aller Twitternutzer, so hat Hegelich geschätzt, könnten Social Bots sein – Tendenz steigend.[8] Facebook hat die Zahl der Bot-Accounts 2016 weltweit mit rund fünfzehn Millionen veranschlagt – was zweifellos deutlich untertrieben ist. Like-Buttons können noch sehr viel billiger erworben werden, und mittlerweile ist deren Steuerung so intelligent, dass sie nicht mehr sofort auffallen, wie noch vor wenigen Jahren, als die Internetadressen der Fans von bestimmten Politikern plötzlich alle aus Russland kamen. Mittlerweile sind die Tarnungen professioneller, und die Internetplattformen sind damit zum idealen Nährboden für jedwede Propaganda geworden.

					Social Bots gefährden die Demokratie enorm. Und auch wenn hinter bestimmten Äußerungen reale Personen stehen: Unwahrheiten und Lügen sind – jedenfalls sehr viel mehr als zuvor – zu Ressourcen im politischen Machtkampf geworden, und die emotionale Erregtheit hat gegenüber der rationalen Argumentation ein deutlich größeres Gewicht erlangt.[9] Im Vergleich zur Beschleunigung durch das Internet wirken die eingeübten Praxen der Demokratie schwerfällig, zögerlich und lahm.[10] Die mediale Unterstützung der bürgerschaftlichen Urteilsfähigkeit und der demokratische Entscheidungsprozess gehen nicht mehr Hand in Hand, sondern arbeiten gegeneinander: Die Kommunikation eilt der praktischen Politik voraus. Letztere kann nicht Anschluss halten an eine Welle von Informationen, in denen immer neue Probleme und Herausforderungen in den Aufmerksamkeitsfokus der Gesellschaft gespült werden.

					Die liberalen und demokratischen Gesellschaften werden mit Desinformationen überflutet, die von einem Großteil der Bürger nicht mehr verarbeitet werden können und dadurch eine breite Spur der Verunsicherung und Angst hinterlassen. Die Beschleunigung der Kommunikation und die Entschleunigung des politischen Prozesses in der liberalen Demokratie stehen in Opposition zueinander. Das wiederum steigert den Wunsch nach einem «starken Mann» sowie klaren Ansagen der Politik und begünstigt den Trend zu autoritären Regimen und die Abwendung von der demokratischen Ordnung.

				
					
						Die Verwundbarkeit der offenen Gesellschaft und die politische Urteilsfähigkeit der Bürger

					
					Dass die Dominanz der Internetplattformen negative Folgen für die Urteilsfähigkeit der Bürger hat, ist das eine; dass die offene, die liberale Gesellschaft damit in einen strategischen Nachteil gegenüber den autoritären Regimen geraten ist, das andere: Während autoritäre Regime sich nämlich weitgehend gegen von außen hereinkommende Nachrichten abschirmen können – die chinesische Führung etwa durch die Great Firewall, mit der sie die Zugriffsmöglichkeiten der Bevölkerung auf Informationen begrenzt, das russische Regime durch das Abschalten bestimmter Anbieter –, ohne dass dies mit ihrem Selbstverständnis kollidiert, gehört es zum Selbstverständnis der liberalen Demokratie, dass sie sich weder medial abschottet noch kommunikativ einigelt. Das nutzen die autoritären Regime, indem sie die Demokratien mit Desinformationskampagnen überziehen, um in ihnen den politischen Unmut zu fördern und die Handlungsfähigkeit der im Amt befindlichen Regierungen zu schwächen. Außerdem geht es den autoritären Regimen darum, das politische Image ihnen genehmer Parteien zu verbessern und das der ihnen gegenüber kritischen Parteien zu beschädigen. Sie nehmen auf diese Weise Einfluss auf die Entscheidungsprozesse von Demokratien, an denen allein die Bürger des betreffenden Landes beteiligt sein sollten. Die liberalen Demokratien sind inzwischen einer für ihre Selbstbehauptung bedrohlichen Außensteuerung ausgesetzt. Im politischen Kampf mit den autoritären Regimen treten sie gewissermaßen mit einem auf dem Rücken gebundenen Arm an.

					Sehen wir uns das etwas genauer an: In den letzten Jahren mischen sich die autoritären Regime, insbesondere das Russland Putins, fortgesetzt in die «inneren Angelegenheiten» der westlichen Demokratien ein, suchen dabei Wahlen zu beeinflussen – das bekannteste und wahrscheinlich folgenreichste Beispiel dafür war die Unterstützung Donald Trumps beziehungsweise die systematische Verbreitung von Falschinformationen über seine Gegenkandidatin Hillary Clinton bei den US-amerikanischen Präsidentschaftswahlen von 2016[1] – oder Entscheidungen zu verhindern, die nicht in ihrem Interesse sind. In der Selbstdarstellung der autoritären Regime ist das eine Reaktion darauf, dass in den Demokratien beheimatete Menschenrechtsorganisationen und politische Stiftungen Oppositionelle und Dissidenten in autoritär-autokratischen Regimen unterstützen und verhindern, dass diese vom Regime mundtot gemacht werden.

					Auf den ersten Blick könnte man auf die Rechtfertigung der autoritären Regime mit der herzustellenden «Waffengleichheit» hereinfallen, wonach hier nur Gleiches mit Gleichem vergolten wird. Tatsächlich gibt es dabei jedoch fundamentale Unterschiede: Die demokratische Unterstützung von Oppositionsbewegungen in autoritär-autokratisch regierten Ländern erfolgt offen und für jeden sichtbar, während die Desinformationskampagnen der autoritären Regime sich im Verborgenen abspielen und zumeist falsche Absender benutzen. Außerdem ist die Unterstützung der häufig in den Straflagern der autoritären Regime inhaftierten Oppositionellen im Wesentlichen humanitärer Art, während die Desinformationskampagnen der Autoritären in die Entscheidungsprozesse eines demokratisch verfassten Landes eingreifen. Es handelt sich also um grundverschiedene Aktionen. Das von den autoritären Regimen lancierte Narrativ, wonach sie sich nur gegen die fortgesetzten Interventionen des «Westens» wehren und mit «gleicher Münze» zurückzahlen, verschleiert vor allem, dass die autoritären Regime sich einen strategischen Vorteil im Kampf beider Systeme verschafft haben, auf den die Demokratien infolge ihrer liberalen Selbstbindungen nicht in gleicher Weise antworten können.

					Man kann darauf mit der Feststellung reagieren, dieser Unterschied sei eigentlich nicht überraschend, spiegele er doch nur das Aktionsmodell autoritärer Regime und das Handeln von Demokratien. Das mag so sein, doch werden bei diesem Achselzucken nicht die unterschiedlichen Eindringtiefen und deren Folgen für die betreffende politische Ordnung berücksichtigt: Ist die Unterstützung, die Menschenrechtsorganisationen und politische Stiftungen für Oppositionelle in autoritären Regimen leisten, allenfalls ein begrenzter Ausgleich für die Nachteile und Einschränkungen, die den Verteidigern der Menschen- und Bürgerrechte vom autoritären Regime auferlegt werden, so geht es in den Desinformationskampagnen der Autoritären gegen die Demokratien um die Erlangung strategischer Vorteile. Während die Demokratien den Schutz von Menschen- und Bürgerrechten sicherzustellen suchen, betreiben die autoritären Regime eine hybride Kriegführung, um die Demokratien zu destabilisieren. In dieser Auseinandersetzung sind die Demokratien strategisch deutlich im Nachteil: Sie sind erheblich leichter und folgenreicher verwundbar als die autoritären Regime, weil diese die Unterstützer von Oppositionellen kurzerhand zu «feindlichen Agenten» erklären und damit ausschalten können, was in Demokratien nicht möglich ist – und im Selbstverständnis liberaldemokratischer Rechtsstaaten auch nicht möglich sein sollte. Sonst müssten einige rechtspopulistische Parteien in Europa wegen fortgesetzter Unterstützung der politischen Ziele Putins verboten und enteignet werden. Das wäre dann tatsächlich «gleiche Münze».

					Worin besteht dann aber die Abwehrlinie liberaler Demokratien und offener Gesellschaften gegen den Angriff der Autoritären, die den gesetzlichen Möglichkeiten dieser politischen Ordnungen entspricht? – Letzten Endes kann demokratische Selbstbehauptung nur in der politischen Urteilsfähigkeit der Bürger liegen, die diese in die Lage versetzt, zwischen zutreffenden Informationen und Desinformationen zu unterscheiden. Das setzt freilich überaus komplexe Prozesse der Aufklärung über die Funktionsmechanismen der Internetplattformen voraus. In der Folge einer gelingenden Aufklärung über das Netz und seine Mechanismen wäre dann das Misstrauen gegenüber Informationen von Seiten der Autoritären größer als das gegenüber denen der Demokratien, weil nur in Letzteren alle Informationen von kritischen Journalisten und Wissenschaftlern überprüft werden und es nur hier einen investigativen Journalismus gibt, der den gesellschaftlichen Interessenverbänden und der Regierung «auf die Finger» schaut.

					Man könnte sich mit diesem Bescheid zurücklehnen und in Sicherheit wähnen, wenn denn diese Urteils- und Unterscheidungsfähigkeit der Bevölkerung in einer Demokratie als vorhanden unterstellt werden könnte. Für diese Annahme gibt es jedoch keinen Grund: zum einen nicht, weil es sich bei diesen Fähigkeiten nicht um ein für alle Mal feststehende Größen handelt, sondern sie beständig neu erarbeitet und gepflegt werden müssen; und zum anderen nicht, weil der Angriff der autoritären Regime sich strukturell immer auch gegen diese Unterscheidungs- und Urteilsfähigkeit der Bürger einer Demokratie richtet. Die Desinformationskampagnen prallen ja nicht auf eine vorhandene und fertig ausgebildete Urteilskraft, sondern haben nicht zuletzt zum Ziel, in deren Entwicklung einzugreifen und ihre Konsolidierung zu verhindern. Offene Gesellschaften und liberale Demokratien lassen ihrem Selbstverständnis und ihren Organisationsprinzipien gemäß zu, dass, obwohl sie von der Urteilskraft der Bürger abhängig sind, strategische Konkurrenten Zugriff auf die Entstehung und Konsolidierung dieser Urteilskraft haben.

					Das ist eine Beobachtung, die auf eine Erweiterung der bereits erwähnten Überlegungen Ernst-Wolfgang Böckenfördes hinausläuft, wonach der demokratische Verfassungsstaat auf Voraussetzungen beruht, über die er selbst nicht verfügt, weil er sie weder zuverlässig generieren noch dauerhaft garantieren kann. Diese Verwundbarkeit ist nicht zu beseitigen, ohne dass damit die Offenheit und Liberalität der demokratischen Ordnung in Frage gestellt wird. Bedenkt man das, so muss die Demokratie sorgfältig mit der für sie überlebenswichtigen Ressource politischer Urteilskraft der Bürger umgehen, um bei fortbestehender Verwundbarkeit eine gewisse Resilienz zu entwickeln. Die Sorglosigkeit, die hier in Gesellschaft und Politik nach wie vor anzutreffen ist, muss in Sorgsamkeit überführt werden, wenn die freiheitliche Ordnung Bestand haben soll. Liberaldemokratische Gesellschaften sind nun einmal verwundbar und können diese Verwundbarkeit nicht durch politische Panzerung beseitigen, wie das autoritäre Regime tun. Aber sie können sie durch politische Resilienz – zumindest teilweise – kompensieren.

				
					
						Das Problem der Einspruchsrechte

					
					Eine weitere Verwundbarkeit der Demokratie liegt darin, dass im Verlauf der letzten Jahrzehnte die Zeitspanne zwischen Beschlussfassung und praktischer Umsetzung immer größer geworden ist. Das betrifft insbesondere Infrastrukturprojekte, wie etwa den Bau von Straßen, Bahnstrecken oder Stromtrassen. Hier zeigt sich, wie langsam die Umsetzung von Entscheidungen vorangeht: Der Ausbau des Schienennetzes, vor allem der für den Güterverkehr, der es ermöglichen würde, in großem Umfang Transportkapazitäten von der Straße auf die Schiene zu verlagern, damit umweltfreundlicher zu gestalten und gesamteuropäisch zu verknüpfen, kommt in Deutschland nicht voran, schlimmer noch, er tendiert gegen null. Das Güterverkehrsnetz zwischen Rotterdam und Genua ist ein europäisches Projekt; während es in der Schweiz, wo der Bau dreier Tunnel nahezu fertiggestellt ist, mit massiven Investitionen vorangetrieben wurde und auch in Italien weitgehend abgeschlossen ist, hinkt der Ausbau in Deutschland den europäischen Plänen um mehr als zwei Jahrzehnte hinterher. Die Züge müssen sich nach wie vor auf Strecken, auf denen der Personenverkehr Vorrang hat, durch das Rheintal schlängeln, wodurch wertvolle Zeit vergeudet wird und der Güterverkehr nicht die vorgesehenen Kapazitäten erreicht. Auch der Ausbau des Stromnetzes von Nord nach Süd, mittels dessen der Strom von Offshore-Windparks in ganz Deutschland nutzbar gemacht werden soll, liegt um Jahre hinter dem ursprünglichen Zeitplan. Das hat im Falle der Bahn mit den viel zu geringen Investitionen in den Streckenausbau, in beiden Fällen aber auch mit dem Planungsrecht und den unterschiedlichen Zuständigkeiten zu tun, deren mangelnde Vernetzung die Umsetzung extrem verlangsamt.

					Es hat aber insgesamt seine Ursache nicht zuletzt in der Erweiterung von Einspruchsrechten, die mit der Novellierung des Umweltrechtsgesetzes von 2006 von Einzelpersonen auf Verbände ausgedehnt wurden.[1] Diese Ausdehnung hat dazu geführt, dass nicht mehr nur unmittelbar von Infrastrukturprojekten betroffene Personen Einspruch einlegen können, denen indes häufig der Aufwand und das Risiko von Prozessen zu groß ist oder für deren Interessen sich ein finanzieller Ausgleich findet, sondern dass dies nunmehr auch Interessengruppen möglich ist, die unter dem Oberbegriff des Natur- und Artenschutzes deutlich häufiger den Weg vor die Verwaltungsgerichte beschreiten und Prozesse über mehrere Instanzen durchhalten können. Daraus hat sich das Paradox entwickelt, dass unter dem Signum des Tier- und Umweltschutzes auch Projekte verhindert oder zumindest extrem verzögert werden, die dem Umweltschutz dienen. Was die Soziologie mit dem Begriff «Nimby» erfasst hat («not in my backyard», «nicht in meiner Nachbarschaft»), ist zu «not in anybody’s backyard» geworden.

					Was einmal unter dem Aspekt der Demokratisierung von Entscheidungen eingeführt worden ist, hat sich so zu einem zentralen Hindernis für die Umsetzung demokratischer Entscheidungen entwickelt. Der Schutz von Schnabelenten, Großtrappen sowie diversen weiteren Tierarten ist zum Hebel bei der Blockierung wichtiger Infrastrukturvorhaben geworden, sobald an die Stelle einer pragmatischen Umsiedlung der fraglichen Tierpopulation ein Rechtsstreit getreten ist, der mitunter ein Jahrzehnt in Anspruch nimmt – und dabei die Demokratie als ineffizient und handlungsunfähig erscheinen lässt. Offenbar gibt es einen Kipppunkt im Verfahren der Entschleunigung, von dem an die Fehlervermeidung in Form des Beratschlagens und eines mehrstufigen Weges bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes oder bei der Umsetzung von Projekten, die von Verwaltungsgerichten überprüft werden, in pure Langsamkeit umschlägt. Dies hat dann nicht mehr eine Optimierung von Entscheidungen, sondern nur noch deren Verschleppung zum Ergebnis. Dieser Kipppunkt ist die Folge eines Demokratieverständnisses, das sich an eine zunehmende Juridifizierung von Entscheidungsabläufen gebunden fühlt, seitdem man die Forderung nach Demokratisierung als Gewährung immer weiterer Einspruchsrechte von Personen und Verbänden missverstanden hat. Die Folge ist, dass Entschlüsse, die zu fassen einige Monate in Anspruch genommen hat, anschließend jahrelang bei Verwaltungsgerichten liegen beziehungsweise auf dem Weg durch die Instanzen irgendwo feststecken. Das raubt der Demokratie Glaubwürdigkeit und fördert Zweifel an ihrer Effektivität beziehungsweise ihrer Fähigkeit, Probleme zügig und entschlossen anzugehen.

					Im politischen Kompositum des demokratischen Rechtsstaats hat sich das Gewicht von der demokratischen Partizipation hin zur Durchsetzung von Einspruchsrechen verschoben. Entgegen den Intentionen der Demokratisierungsforderung ist damit nicht der Einfluss der Bürger, sondern der von Interessenverbänden und Verwaltungsjuristen gewachsen, die in der alltagssprachlichen Orientierung nicht dem Einfluss von «unten» zugerechnet werden. Insofern ist das, was unter der Überschrift der Demokratisierung angekündigt wurde, auf eine Einflussverschiebung hinausgelaufen: weg von der Bevölkerung, hin zu einer professionellen Elite. Dies muss korrigiert werden, wenn eine vitale Zivilgesellschaft als Lebenselixier der Demokratie erhalten bleiben soll. Der Verwaltungsstaat steht in der Gefahr, zu einem Instrument zu werden, das Bürger in Schutzbefohlene verwandelt. Die Anteile der demokratischen Einflussnahme müssen gegenüber denen der juristischen Prüfung und damit der rechtsstaatlichen Begrenzung des Bürgerwillens deutlich gestärkt werden, um zu verhindern, dass die Demokratie weiter an Zustimmung und Unterstützung verliert. Eine Entwicklung, bei der Entscheidungen mehr und mehr juridifiziert werden, woran auch die Regelvorgaben aus Brüssel ihren Anteil haben, muss gebremst werden, damit das populistische Aufbegehren gegen den demokratischen Rechtsstaat nicht weiter um sich greift und die Verbindung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als Ganzes in Frage stellt.

					 

					Der Populismus ist ein Warnzeichen für die Demokratie, die in Reaktion auf eine zunehmende Unzufriedenheit mit ihren Verfahrensabläufen nach Möglichkeiten für eine stärkere Einbindung der Bevölkerung Ausschau halten muss. Hinter den populistisch auftretenden Parteien, das zeigen die Entwicklungen von den USA bis nach Mittelosteuropa, lauert nämlich ein Autoritarismus, der die Unabhängigkeit des Rechtsstaats in Zweifel zieht, aber nicht, um die Einflussfelder des Demokratischen wiederherzustellen, wie er selbst vorgibt, sondern um die eigene Macht auszuweiten und dafür zu sorgen, dass der demokratische Wechsel der Regierung zukünftig ausgeschlossen ist. Zu diesem Zweck versuchen die Populisten nicht nur, die obersten Gerichte in die Hand zu bekommen, indem sie diese mit ihren Gefolgsleuten besetzen, sondern auch die unabhängige Presse zu übernehmen und den öffentlich-rechtlichen Rundfunk sowie das Fernsehen auf ihre politische Linie zu bringen, wie sich dies etwa in Ungarn beobachten lässt. Der Populismus ist ein Feind unabhängiger Instanzen. Populisten an der Macht räumen die Checks and Balances aus dem Weg, um ihre eigenen Vorstellungen ungehindert durchsetzen zu können. Dabei finden sie umso größere Zustimmung in der Bevölkerung, je langwieriger und mühsamer die Verfahrensabläufe in einer juridifizierten Demokratie geworden sind. Die Neutarierung des Verhältnisses von Demokratie und Rechtsstaat muss der Zerstörung beider durch den Populismus zuvorkommen.

					Zweck und Ziel dieser Reformen, die vor allem auf kommunalpolitischer Ebene anzusetzen haben, wo die Bürger an der Gestaltung ihrer Lebenswelt fortgesetzt zu beteiligen sind, muss sein, die politische Urteilsfähigkeit und Urteilskraft in der Bürgerschaft zu stärken. Diese hat unter einer hypertrophen Juridifizierung gelitten. Tatsächlich ist ein die demokratischen Entscheidungen überwuchernder Rechtsstaat eine Variante des Paternalismus, der aus selbständigen Bürgern politische Kinder macht, denen die Verantwortung für ihre Entscheidungen durch deren juristische Prüfung abgenommen wird. Das wiederum hat zur Folge, dass die, die in einem demokratischen Verfahren Entscheidungen fällen, nicht mehr aus den Folgen ihres Entscheidens lernen, weil sie viele ihrer Entscheidungen nach dem langen Weg durch die Verwaltungsgerichte nicht mehr als die ihren ansehen, sondern als solche «des Staates». Diese Entwicklung verstopft die Quelle demokratischer Betätigung beziehungsweise der bürgerschaftlichen Befähigung zur Demokratie. An die Stelle von Urteilsfähigkeit und Urteilskraft tritt immer öfter die «thymotische Energie», also Wut und Zorn, die sich an den «dem Staat» zugeschriebenen Entscheidungen ebenso entzünden wie an der langen Dauer ihrer Umsetzung.

					Das ist ein Sprungbrett für populistische Parteien und autoritäre Führergestalten. Dabei geriert sich das Autoritäre als Türöffner zu einer umfassenden Demokratisierung. Tatsächlich ist es deren Gegenteil. Die wirkliche Sorge um die politische Urteilsfähigkeit der Bürger läuft auf eine Immunisierung gegen die Sirenengesänge des populistischen Autoritarismus im Innern und eine Abwehrlinie gegen die hybride Kriegführung der von außen einwirkenden autokratischen Regime hinaus. Dieses Umsteuern in der Entwicklungsrichtung des demokratischen Rechtsstaats ist nicht als luxuriöses Vorhaben zur Optimierung der Demokratie zu verstehen, sondern als Reaktion auf den globalen Kampf zwischen autoritären und demokratischen Regimen. Es geht dabei um nicht mehr und nicht weniger als das Überleben der Demokratie.

				
					
						Ein Schwund an politischer Führungsfähigkeit

					
					Bleibt die Frage nach der strategischen Führungsfähigkeit des politischen Personals, das auf Grundlage der Auswahlverfahren in einer Demokratie an die Spitze der staatlichen Institutionen gelangt. Auch das ist keine geschmäcklerische Frage, die auf das Image des Führungspersonals als entscheidungsstark und durchsetzungsfähig oder kompromissbereit und opportunistisch abzielt, sondern in ihr geht es vor allem um die Konkurrenzfähigkeit von Demokratien gegenüber autoritären Regimen. Dabei spielt die Fähigkeit, langfristige Perspektiven zu verfolgen, eine herausgehobene Rolle. Auf den ersten Blick hat es nämlich den Anschein, als würden Politiker, die sich in autoritären Regimen auf ein Jahrzehnt und länger als Führungspersonal einrichten, zu einer an langen Linien ausgerichteten Politik sehr viel besser in der Lage sein als die führenden Frauen und Männer in Demokratien, die damit rechnen müssen, am Ende einer Legislaturperiode durch Politiker der Opposition oder auch solche aus den eigenen Reihen abgelöst zu werden.[1] Die Rhythmik möglicher Regierungswechsel in der Demokratie hat zur Folge, dass die politische Aufmerksamkeit auf einen Zeitraum von längstens vier Jahren ausgerichtet ist, der vom Zeitpunkt der Regierungsbildung an kontinuierlich schrumpft, bis er zuletzt nur noch wenige Monate, Wochen und Tage beträgt.[2]

					Das schließt keineswegs aus, dass in Demokratien auch Projekte in Angriff genommen werden, deren Durchführung weit über den zeitlichen Rahmen einer Legislaturperiode hinausreichen, doch stehen diese Vorhaben, wenn sie nicht auf Vereinbarungen von Regierung und Opposition beruhen, immer unter dem Vorbehalt, dass sie von der nächsten Regierung auch tatsächlich fortgeführt werden. Das hat zur Folge, dass die regierungsbildenden Parteien vorwiegend auf Vorhaben setzen, bei denen sie am Ende der Legislaturperiode, wenn der Wahlkampf wieder beginnt, etwas Handfestes vorzuweisen haben. Der Zeitraum, den sie mit entsprechendem Engagement bewirtschaften, ist infolgedessen eng bemessen. Das ist vor allem bei Politikern der Fall, die bei Neuwahlen nicht nur den Weg in die Opposition, sondern auch den Verlust des Mandats befürchten müssen. Derlei spielte in der Ära der Volksparteien, also in der Bundesrepublik der 1950er bis 1990er Jahre, eine geringere Rolle, weil damals eine relevante Zahl von Abgeordneten mit ihrer Wiederwahl in einem «sicheren» Wahlkreis rechnen konnte. Seitdem die Parteienlandschaft jedoch zerfasert ist, gibt es nur noch wenige sichere Wahlkreise, in denen sich strategisch denkende Köpfe behaupten können. In der Vergangenheit wäre auch deren Absicherung auf einem sicheren Platz der Landesliste möglich gewesen, um sie in der Politik zu halten; aber die Plätze auf den Landeslisten werden inzwischen nach Quotierungen vergeben, und da haben die potenziellen Politikstrategen keine Lobby, die für sie eine entsprechende Quote durchzusetzen vermag. Folglich sind sie in der operativen Politik zu einer exotischen Seltenheit geworden.

					Inzwischen besteht die politische Klasse aus versierten Taktikern, und es gibt in ihr kaum noch strategische Köpfe. Das hat zur Folge, dass es zu einer politischen Horizontverengung gekommen ist: Man denkt von Wahl zu Wahl, und wenn man über längere Zeiträume spricht, handelt es sich im Wesentlichen um politische Rhetorik, die für das eigene Engagement und die zugehörige Aufmerksamkeit nachrangig ist. Ein solches Urteil mag in einer Zeit überraschen, in der Klimawandel, Erderhitzung, steigender Meeresspiegel mitsamt all ihren verheerenden Folgen in der öffentlichen Debatte eine herausgehobene Rolle spielen. Aber die Fülle handwerklicher Fehler und die kommunikative Nachlässigkeit, mit der in Deutschland etwa das Gebäudeenergiegesetz auf den Weg gebracht wurde, zeigen, dass es keine strategische Vorbereitung einer Politik gibt, bei der im Vorhinein klar ist, dass sie über lange Zeiträume hin angelegt ist und tief in die Lebensweise der Menschen eingreift. Dementsprechend sind die langfristigen «Menschheitsthemen» zu einer Angelegenheit von Nichtregierungsorganisationen geworden, die mahnen und warnen, aber keine operative Politik betreiben.

					Noch folgenreicher ist der Mangel an strategischen Köpfen in der Auseinandersetzung zwischen Demokratien und autoritären Regimen, wo man das eigene Agieren in Antizipation des Gegenhandelns der anderen anlegen muss, was heißt, flexibel und reaktionsfähig zu sein, ohne konfus zu werden. Im Bereich strategischen Denkens und Handelns begegnet man indes einer weiteren gravierenden Verwundbarkeit der Demokratie, und es ist fraglich, ob die Defizite, die in der politischen Klasse zu identifizieren sind, durch die Auslagerung des Strategischen in Parteistiftungen und Thinktanks kompensiert werden können. In der Regel läuft ein solches Auslagern darauf hinaus, dass von Seiten der Beratungsinstitutionen Vorschläge und Anregungen kommen, wobei nicht zuletzt eindringlich vor bestimmten Entwicklungen gewarnt wird. Aber das findet bei einer auf Kurzfristigkeit gepolten politischen Klasse kaum Resonanz. Die Rat- und Hilflosigkeit, mit der die Europäer, aber auch die US-Amerikaner dem russischen Eingreifen in den syrischen Bürgerkrieg, dem militärischen Überfall auf die Ukraine und dem Einsatz russischer Söldner in der Sahelzone gegenüberstanden und nach wie vor gegenüberstehen, zeigt die strategischen Defizite in der politischen Klasse der westlichen Demokratien ebenso wie die Sorglosigkeit, mit der man in Europa der chinesischen Seidenstraßenstrategie mitsamt ihrer Einflussnahme in Mittelost- und Südeuropa begegnet ist. Auch hier besteht dringender Veränderungsbedarf, wenn man die Konkurrenz mit den autoritär-autokratischen Regimen durchhalten und gewinnen will. Gegenwärtig sieht es dafür nicht gut aus, und der Mangel an strategischen Köpfen in der Demokratie ist eine von mehreren Erklärungen dafür, warum der Westen im zurückliegenden Jahrzehnt gegenüber den autoritären Regimen so stark ins Hintertreffen geraten ist.

				
					Kapitel 2 Die Grenzen Europas als geopolitische Herausforderung

				
					
						Unklare Grenzen – geopolitische Folgen

					
					Der französische Lyriker und Essayist Paul Valéry hat Europa einmal «das Vorgebirge Asiens» genannt. Geografisch trifft das vor allem auf West- und Südeuropa zu sowie auch auf einige Regionen Mitteleuropas. Osteuropa dagegen ist über weite Strecken ein Teil der asiatischen Steppe, die sich durch ganz Nordasien bis zum Pazifischen Ozean zieht und nur von großen Strömen, nicht aber von höheren Gebirgen (mit Ausnahme des Ural) unterteilt wird: zunächst, von Westen her gesehen, von Flüssen, die von Norden nach Süden fließen und ins Schwarze und Kaspische Meer münden, und östlich der Wolga dann von solchen, die von Süden nach Norden zum Eismeer hin strömen. Blickt man von Osten nach Westen, so ist Europa mit seinen bewaldeten Gebirgen ein geoökologisch von Asien getrennter Raum, der im Vergleich zur asiatischen Steppe recht klein ist, obendrein von Gebirgsketten untergliedert und von Flüssen durchschnitten, sodass man ihn durchaus als ein «Vorgebirge Asiens» ansehen kann.

					Oder man begreift Europa und Asien als einen geopolitisch zusammenhängenden Raum, der als «Eurasien» bezeichnet wird und als dessen geografisches Zentrum der britische Geopolitiker Halford Mackinder Westsibirien identifiziert hat, während russische Geopolitiker durchaus im Anschluss an Mackinder dieses Zentrum inzwischen in Moskau verortet haben. Der eurasische Raum ist dieser Vorstellung zufolge der geopolitische Widerpart des maritimen Raums, der im Wesentlichen aus Atlantik und Indopazifik besteht und in dem machtpolitisch früher Großbritannien die Hauptrolle spielte. Seit dem 20. Jahrhundert tun dies die USA. Wo von Eurasien die Rede ist, wird damit eine russische Dominanz im Sinne einer Herrschaft der großen Landmacht reklamiert.

					Man kann freilich auch, wie nach dem Zweiten Weltkrieg der Fall und die politische Vorstellungswelt der meisten Europäer nach wie vor prägend, Westeuropa sowie Teile Mitteleuropas dem atlantischen Raum zurechnen, sie geopolitisch also mit Kanada und den USA verbinden und dabei den Nordatlantik nicht als einen trennenden, sondern verbindenden, als einen gemeinsamen Raum ansehen, der in der NATO institutionelle Gestalt angenommen hat. In der Regel wird die politische Verbindung Europas und Nordamerikas nicht geografisch, sondern historisch und kulturell begründet, von der Besiedlung Nordamerikas durch die (West-)Europäer bis zum gemeinsamen Verständnis von Demokratie und Wirtschaftsverfassung. Der geopolitische Gegenentwurf zu Eurasien ist also der «Westen», der die eurasische Landmasse in West und Ost, in Europa und Asien unterteilt.

					Dabei lässt sich auf antike und frühmittelalterliche Vorstellungen zurückgreifen: auf die politisch-militärische Konfrontation der Griechen mit dem expandierenden persischen Großreich und später auf den politischen Gegensatz zwischen dem Byzantinischen Reich mit Konstantinopel als Zentrum und dem Fränkischen Reich Karls des Großen, das sich als «Wiedergeburt» des Römischen Reichs im Westen verstanden hat. Mit dem Widerstand gegen den expandierenden Islam und dessen erfolgreicher Zurückdrängung kann Europa, das in der «fränkischen Renaissance» dann auch so bezeichnet wurde, eine weitere Legitimation seines Anspruchs geltend machen, ein geopolitisch wie kulturell eigenständiger Raum zu sein, wohingegen Eurasien eine geografische, aber keine politische Größe ist. Der Kampf gegen das im Balkan nach Westen expandierende Osmanische Reich ist als eine weitere Etappe in diesem Konflikt mit Asien verstanden worden, ebenso wie zuvor bereits die Kriege gegen die Mongolen im 12. und 13. Jahrhundert. Europa als politisch wie kulturell eigenständiger Raum gründet sich auf die große Erzählung vom erfolgreichen Widerstand gegen «die asiatische Gefahr» oder auch gegen «die asiatische Despotie».

					Europa ist also mindestens dreimal «erfunden» worden: in politisch-militärischer Hinsicht in der Abwehr des persischen Großreichs in den Schlachten von Marathon und Salamis, was von Herodot dann in der Entgegensetzung von Freiheit und Unterwerfung politisch-kulturell ausgedeutet wurde;[1] in der Erneuerung des Reichsgedankens im Westen mit der Doppelspitze von Kaiser und Papst und auf Grundlage einer eigenen christologischen Vorstellung (Jesus als Leidensmann gegen die byzantinische Vorstellung vom Pantokrator); und des Weiteren im erfolgreichen Kampf gegen die konkurrierende abrahamitische Religion des Islam.[2] Und dann noch einmal im Kampf gegen die Mongolen oder auch die Osmanen. Europa lässt sich darum kaum von den Geografen definieren, sondern ist ein Produkt der Entgegensetzung zum «Osten» beziehungsweise «Norden», wie man im Mittelalter den nordasiatischen Raum nannte. Als Osten galt damals, was wir heute als Nahen Osten oder Vorderen Orient bezeichnen. Die Grenzen Europas, heißt das, sind von Fall zu Fall, von Epoche zu Epoche neu gezogen worden.[3]

					Infolgedessen stellen sich zwei Fragen. Erstens: Wie weit nach Osten reicht die geopolitische Verbundenheit Europas mit dem als «Westen» bezeichneten atlantischen Raum – beziehungsweise wie weit kann und soll sie reichen? Spielen dabei geografische Gegebenheiten die Hauptrolle? Oder wirtschaftliche und politische? Oder womöglich kulturelle? Und welche Bedeutung hat der Willen der in den umstrittenen Regionen lebenden Bevölkerung bei der Frage, ob man dem Westen oder dem Osten zugehört? Diese Frage ist seit dem Krieg um die Ukraine wieder offen und harrt erneut einer Antwort.

					Zweitens: Die USA grenzen an Atlantik und Pazifik, also an zwei Weltmeere, und insofern ist es alles andere als selbstverständlich, dass sie in ihrem geopolitischen Selbstverständnis und ihren geostrategischen Präferenzen beiden Himmelsrichtungen dieselbe Bedeutung oder dem atlantischen Raum gar mehr Gewicht beimessen. Zwar ist Nordamerika von Europa aus besiedelt und geprägt worden, und die meisten US-Bürger haben, wie man sagt, «europäische Wurzeln», aber das ist keine politisch-ökonomische Festlegung für alle Zeiten.[4] Diese Frage ist vor mehr als einem Jahrzehnt neu aufgeworfen und bis heute nicht definitiv beantwortet worden. Die in den 1950er Jahren aufgekommene Vorstellung, sie sei definitiv geklärt und Westeuropa und Nordamerika gehörten unverbrüchlich zusammen, ist brüchig geworden.

					So hat der frühere US-Präsident Barack Obama darauf hingewiesen, dass die USA im 21. Jahrhundert nicht mehr zu einer gleichzeitigen und gleichgewichtigen Machtprojektion in den atlantischen und den pazifischen Raum in der Lage seien und dass in Anbetracht der dynamischen Entwicklung Ost- und Südostasiens das US-amerikanische Hauptaugenmerk künftig dem pazifischen Raum gelten müsse. In der Wahrnehmung der beiden großen Parteien in den USA, der Demokraten und der Republikaner, ist China inzwischen zur politisch wie ökonomisch größten Herausforderung der USA geworden, und Russland spielt nur noch eine zweitrangige Rolle – trotz seines aggressiv-revisionistischen Auftretens im Osten Europas und des Umstands, dass es nach wie vor die weltweit größte Nuklearmacht ist.[5] – Was heißt das für das geopolitische Konstrukt des atlantischen Raums beziehungsweise den transatlantischen Westen? Und was bedeutet das für die Europäer? Könnten sie sich bei einer US-amerikanischen Abwendung und einem wachsenden aggressiven Druck Russlands auf sich allein gestellt behaupten? Was sind die Voraussetzungen einer solchen Selbstbehauptung? Wo würde dann – voraussichtlich – die Ostgrenze Europas verlaufen? Und welche Folgen hätte das für die fortbestehenden, wenn auch durch die Europäische Union relativierten Grenzen innerhalb Europas? All diese Fragen sind durch den russischen Angriff auf die Ukraine neu aufgeworfen worden, und der Ausgang des Krieges um die Ukraine wird eine erste Antwort darauf sein.

					 

					Die geopolitische Vorstellung von Eurasien hat in den letzten zwanzig Jahren als Antwort auf den von vielen Russen bedauerten und betrauerten Zerfall der Sowjetunion eine wachsende Bedeutung erlangt. Bis zum Fall der Berliner Mauer und dem Zerbrechen des dem Sowjetimperium zugehörigen Ostblocks reichte Russland als Kernmacht der UdSSR bis weit nach Europa hinein. Solange Kapitalismus und Sozialismus einander gegenüberstanden, spielten geopolitische Fragen freilich eine nachgeordnete Rolle; wichtiger waren politische Selbstbestimmung und wirtschaftliche Verfassung. Doch mit dem Zusammenbruch der sozialistischen Gesellschaften sind diese Fragen wieder aufgekommen, und seit dem aggressiven Agieren Russlands bestimmen sie die politische Agenda der Europäer.

					Die Ostgrenze Europas war in Jalta und Potsdam festgelegt und bis 1989 nicht mehr verschoben worden. Insofern war deren «Zurückverlegung» auf die polnische Ostgrenze (oder gar an die östliche Grenze von Belarus) für viele Russen eine demütigende Erfahrung. Der wichtigste Vertreter des Eurasismus als geopolitischer Ordnung ist in jüngster Zeit der nationalistische Ideologe Alexander Dugin, dem auch ein gewisser Einfluss auf Staatspräsident Putin nachgesagt wird.[6] Andererseits ist Geopolitik keine allein von der Geografie abhängige Größe, sondern in sie spielen immer auch ökonomische, politische und nicht zuletzt kulturelle Aspekte hinein, mit denen die Zusammengehörigkeit von Räumen geltend gemacht und Grenzen markiert werden. Aber wo verläuft die Grenze zwischen Europa und Asien, und wie lässt sie sich politisch verbindlich machen?[7] Diese Frage hat bereits in den 1990er Jahren, also unmittelbar im Anschluss an den Zerfall des Ostblocks und der Sowjetunion, viele mitteleuropäische Historiker und Kulturtheoretiker umgetrieben.[8] Gehörte Ostmitteleuropa immer schon zum «Westen», wie er nach 1945 politische Gestalt angenommen hat? War infolgedessen die neue russische Westgrenze mit der Ostgrenze Europas identisch, oder sollte man zumindest Teile Russlands Europa als einem zusammengehörigen politisch-kulturellen Raum zurechnen? Waren Belarus und die Ukraine eine Pufferzone zwischen Europa und Russland? Oder würde hier mit der Zeit ein neuer politischer Raum entstehen, in dem die Unterscheidung von West und Ost keine Rolle mehr spielt?

					Bereits in der Debatte über die Oktoberrevolution von 1917 und deren weltgeschichtliche Bedeutung ging es um die Frage, ob die Revolution in Russland eine Fortsetzung oder gar, wie von politisch links stehenden Autoren insinuiert, die Vollendung der Französischen Revolution von 1789 gewesen sei. Demnach hatte der «Westler» Lenin die von Zar Peter dem Großen begonnene Politik einer Verwestlichung Russlands weiter vorangebracht. Andere begriffen diese Revolution von Zielsetzung und Verlauf her – keine schnelle Beendigung des Terrors, sondern, im Gegenteil, dessen Ausweitung und Intensivierung unter Stalin – als genuin russischen, asiatischen oder gar «mongolischen» Traditionen verhaftet, was auf eine neuerliche Bedrohung Europas aus der asiatischen Steppe hinauslief.[9] Auch in Russland ist bereits vor dem Zerfall der Sowjetunion darüber diskutiert worden, ob das Land Europa zugehöre oder ob es eine eigenständige slawische Identität habe und, falls ja, worin diese bestehe.[10]

					Nun war die Herausstellung einer slawischen Identität noch kein Herausdefinieren Russlands aus Europa, hatte doch Johann Gottfried Herder Ende des 18. Jahrhunderts die bis dahin herrschende Vorstellung, Europa bestehe aus zwei Völkerfamilien mit zugehörigen Kulturen, den romanischen und den germanischen Völkern, zu einer Trinität erweitert, indem er die Slawen als dritte Größe, und somit Russland als den wichtigsten Repräsentanten der slawischen Sprache und Kultur, in die europäische Kultur einbezog und damit die asiatische Grenze Europas kulturell weit nach Osten verschob.[11] Geografen hatten das bereits zuvor getan, als sie in Reaktion auf die Westöffnung Russlands unter Zar Peter die europäische Ostgrenze an den Ural und die Wolga verlegten. Dagegen wurde Russland aus Europa herausdefiniert und in eine Antiposition zu Europa gebracht, sobald man seine Identität als «mongolisch» beschrieb und damit auf ein «Erbe» zurückgriff, das definitiv mit der asiatischen Steppe verbunden war. Der identitätspolitische Gegensatz dazu war im russischen Selbstverständnis Sankt Petersburg, die zeitweilige Hauptstadt des zarischen Russlands, das nicht der asiatischen Steppe, sondern einem europäischen Binnenmeer zugehörte. Nicht nur die Europäer stritten um die Zugehörigkeit Russlands zu Europa, sondern auch die Russen selbst, und sie waren sich dabei alles andere als einig.

					Auf die Frage nach der Ostgrenze Europas werden nach wie vor unterschiedliche Antworten gegeben, und das Problem dieser Antworten ist, dass sie sich nicht in einem alles miteinander verbindenden Kompromiss zusammenführen lassen. Nun ist seit dem 24. Februar 2022, dem Beginn des offenen russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine, die politische Ostgrenze Europas – wieder einmal – militärisch umkämpft. Es geht dabei, wie die russischen Drohungen an die Adresse der Europäer deutlich machen, keineswegs nur um die Herrschaft Russlands über die Ukraine oder deren Zugehörigkeit zum russischen Einflussbereich, sondern um die gesamte Westgrenze Russlands vom Baltikum bis zum Schwarzen Meer, also um die Ostgrenze Europas. Und nicht nur das: Es geht um den Fortbestand Europas als politisch und kulturell eigenständige Größe, denn sowohl der geopolitische Entwurf des Eurasismus als auch die Vorstellung vom transatlantischen Westen stellen, wenn auch auf unterschiedliche Weise, in unterschiedlichem Maße und mit unterschiedlichen Konsequenzen, die Eigenständigkeit Europas in Frage. Im einen Fall gehört es mit Asien zusammen, im anderen mit Nordamerika, im ersten Fall ist die Begründung geopolitischer Art, im zweiten auf Verfassungstradition und politische Kultur gestützt.

					Man kann die «Zwischenposition» Europas auch mit Blick auf Abhängigkeiten beschreiben: Die Abhängigkeit Europas von den USA ist wesentlich sicherheitspolitischer Art, wobei die Bedeutung der Sicherheitspolitik als Einschränkung der europäischen Autonomie in dem Maße wächst, wie Russland militärischen Druck auf Europa ausübt und es bedroht. Die wirtschaftliche Abhängigkeit Europas von Russland ist, wie sich nach dem Beginn des Ukrainekrieges gezeigt hat, eine von Rohstoffen; große Teile Mitteleuropas waren und sind auf russische Erdöl- und Erdgaslieferungen angewiesen, weswegen sie Ausnahmeregelungen von den gegen Russland verhängten Sanktionspaketen der EU für sich in Anspruch nehmen. Es wird sich in den kommenden Jahren noch zeigen müssen, ob der Wechsel zu erneuerbaren Energien die europäischen Energiekosten womöglich derart anhebt, dass sich das europäische (und vor allem deutsche) Geschäftsmodell, das den Wohlstand des Landes auf den Export technologisch fortgeschrittener Produkte gründet, in Zukunft nicht aufrechterhalten lässt. Oder zugespitzt: Ist ein auf sich allein gestelltes Europa sicherheitspolitisch und wirtschaftlich überlebensfähig? Oder ist es gezwungen, entweder ein Teil des «Westens» oder ein Teil Eurasiens zu sein? Und ist das eine Entscheidung, die Europa selbst treffen kann, oder wird darüber in einem rückzugswilligen Washington[12] und einem expansiv-revisionistischen Moskau entschieden? Das sind die großen politischen Fragen, die Europa zu beantworten hat, und dabei wird viel von Deutschland und seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit abhängen.

					 

					Neben der Ostgrenze Europas steht seit dem am 31. Dezember 2020 vollzogenen Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union auch die politische und ökonomische Westgrenze wieder zur Disposition: einerseits, weil Europa als politischer Begriff im Gefolge diverser Erweiterungsrunden, der nach Süden, der nach Norden und vor allem der nach Osten,[13] zunehmend mit der Europäischen Union identifiziert wird; und andererseits, weil die Brexit-Debatte im Vereinigten Königreich als Abgrenzung von und Absage an Europa im Sinn einer wirtschaftlichen und politischen Einheit geführt wurde. Für die Brexit-Befürworter war dabei die Vorstellung leitend, das Vereinigte Königreich könne, indem es die atlantische Zusammengehörigkeit mit den USA und Kanada stärke, wieder an die alte imperiale Größe Großbritanniens anschließen.[14] In der Folge des Brexits oszilliert die Westgrenze Europas wieder, und das dürfte sich politisch noch einmal zuspitzen, wenn die USA ihre transatlantischen Verbindungen und die politisch-militärische Kooperation mit den Europäern in der NATO reduzieren sollten. Dann müssten sich die Briten erneut entscheiden: zwischen der politischen Zugehörigkeit zu Europa und der zu Nordamerika. Es steht dabei außer Frage, dass eine verlässliche Entscheidung der Briten für Europa die europäische Selbstbehauptungsfähigkeit deutlich stärken würde, so wie umgekehrt ihre definitive Abwendung von Europa die Europäische Union und wohl auch die NATO dauerhaft schwächen würde. Ein Alleingang Großbritanniens, wie ihn sich die Brexit-Anhänger vorgestellt haben, wird jedenfalls kaum möglich sein. Davon zeugt der abgewirtschaftete Zustand des Landes, den die Labour Party vorgefunden hat, als sie im Sommer 2024 in London an die Macht kam.

					Die Westgrenze Europas, die in Antike und Mittelalter vom Atlantischen Ozean gebildet wurde, ist im 17. und 18. Jahrhundert in Bewegung gekommen, als die Staaten Westeuropas den neu entdeckten Kontinent im Westen für die Erweiterung ihrer Herrschaftsbereiche zu nutzen begannen und in Amerika Siedlungskolonien errichteten: Spanien und Portugal in Mittel- und Südamerika, Frankreich, die Niederlande und vor allem England in Nordamerika. Das hatte zur Folge, dass es zeitweilig keine Westgrenze Europas mehr gab, sondern der Atlantik mit den nördlichen wie südlichen Teilen der Neuen Welt zum europäischen Expansionsraum wurde, der in Gestalt von Kolonien oder Vizekönigreichen organisiert war. Dies änderte sich, als die Siedler der amerikanischen Kolonien von 1775 bis 1783 einen Unabhängigkeitskrieg gegen England führten, nach dessen erfolgreicher Beendigung sie einen eigenständigen Bundesstaat gründeten. Dem folgten dann mit einer zeitlichen Verzögerung von mehreren Jahrzehnten zwischen 1809 und 1825 auch die südamerikanischen Kolonien, womit die europäische Westgrenze – jedenfalls in politischer Hinsicht – wiederhergestellt war.

					Worin bestand damals der Westen? Bis zum Ersten beziehungsweise Zweiten Weltkrieg umfasste die Vorstellung «Westen» im Wesentlichen Großbritannien und die USA, insofern die beiden Seemächte im Verlauf des 19. Jahrhunderts eine enge Bindung eingingen und die Kontinentaleuropäer sich den USA nur von Fall zu Fall verbunden fühlten. Die USA wiederum vermieden es, bündnispolitische Verpflichtungen gegenüber den Europäern einzugehen, weil sie in deren Kriege und Konflikte nicht verstrickt werden wollten. Das zeigte sich noch in der nach dem Ersten Weltkrieg erfolgten Weigerung des US-Senats, dem Genfer Völkerbund beizutreten und sich damit als Garantiemacht der Pariser Friedensordnung politisch an Europa binden zu lassen.

					Die vorherrschende geopolitische Idee vor der Entstehung des «Westens» als zusammengehörigem Raum beidseits des Nordatlantiks war demgemäß die eines Zentrums mit zwei Flügelmächten, bei der Kontinentaleuropa die Mitte bildete und Großbritannien beziehungsweise die USA als der westliche und Russland als der östliche Flügel angesehen wurden.[15] Diese Flügel konnten je nach Lage und politischer Präferenz als befreundet oder bedrohlich begriffen werden. (In der Zeit Napoleons wie der Hitlers wurden beide Flügel als feindlich angesehen, und die Kriege wurden aus der europäischen Mitte heraus nach Osten wie Westen geführt, was beide Male in einer militärischen Katastrophe endete. Auf das geopolitische Modell der Flügelmächte wie das des «Westens» und des Eurasismus wird noch ausführlich zurückzukommen sein.)

					 

					Über einen längeren Zeitraum war auch unklar, ob es eine Nordgrenze Europas gab beziehungsweise in welcher Weise Skandinavien Europa zuzurechnen war – oder ob es sich dabei um einen eigenen Subkontinent handelte. Die Geografen der Antike und teilweise auch noch die des Mittelalters haben Europa an Nord- und Ostsee enden lassen. Wenngleich die Geografen der Neuzeit Skandinavien durchaus Europa zugeschlagen haben, so war diese Zugehörigkeit im Selbstverständnis der skandinavischen Bevölkerung doch lange Zeit alles andere als gesetzt.[16] So haben die Norweger zweimal Nein zu einem EG- beziehungsweise EU-Beitritt gesagt, und die Dänen haben in einem ersten Referendum ebenfalls ihre Distanz gegenüber dem verfassten Europa zum Ausdruck gebracht. Die erst vor kurzem beendete Neutralitätspolitik Schwedens und Finnlands war zeitweilig – auch – ein Zeichen des fehlenden politischen Zugehörigkeitswillens der Skandinavier zu Europa, selbst nachdem beide Staaten, im Gegensatz zu Norwegen, Mitte der 1990er Jahre der EU beigetreten sind – nach einer Volksabstimmung mit einer deutlichen, aber keineswegs überwältigenden Mehrheit für die EU.

					Die wachsende Bedrohung beider Länder durch ein aggressiv revisionistisches Russland hat das geändert: Alle skandinavischen Staaten sind inzwischen NATO-Mitglieder. Skandinavien und das Baltikum sind seitdem mit West- und Mitteleuropa zu einer geopolitischen Einheit verschmolzen, die sich aus dem Osten herausgefordert und bedroht sieht. Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die skandinavischen Vorbehalte gegenüber einer Verteidigungskoalition mit den Europäern zum Verschwinden gebracht. Nicht unbedingt aus eigenem Willen, sondern unter dem Eindruck einer Bedrohung von außen sind Nord- und Zentraleuropa zusammengewachsen.

					 

					Die größte Ähnlichkeit mit der Ostgrenze weist die europäische Südgrenze auf, wenn auch die aktuelle Herausforderung hier nicht aus einer militärischen Bedrohung durch den großen Nachbarn resultiert, wie im Osten, sondern aus der Schwäche der nordafrikanischen Staaten bei der Kontrolle ihrer Grenzen, somit aus Migrationsbewegungen über das Mittelmeer, die von der Ägäis bis zur Meerenge von Gibraltar und darüber hinaus bis zu den Kanarischen Inseln vor der westafrikanischen Küste reichen und die als die zweite große Herausforderung der europäischen Solidarität anzusehen sind. Dass das Mittelmeer bei der Flucht der Migranten eher ein verbindender als ein trennender Raum ist, kann eigentlich nicht überraschen, haben doch die europäischen Anrainerstaaten vom hohen Mittelalter bis weit ins 20. Jahrhundert hinein dieses Meer mitsamt der gegenüberliegenden afrikanischen Küste als ihren Wirtschafts- und Expansionsraum angesehen, in dem sie nach Belieben schalten und walten konnten. Sie schlossen damit an die antike Vorstellung vom Mittelmeer an, als das Römische Reich ein um dieses Binnenmeer organisierter Großraum war.

					Für die Auflösung dieses Raumes sorgten nach dem Eindringen germanischer Stammesverbände ins westliche Mittelmeer vor allem die islamischen Eroberungen des 8. Jahrhunderts, die den mediterranen Raum politisch wie kulturell in einen europäischen Norden und einen arabisch-afrikanischen Süden trennten.[17] Das Mittelmeer wurde damit aus dem Zentralraum des Römischen Reichs und seiner Kultur zu einer Grenze, und diesen Charakter behielt es bis zum Aufstieg der italienischen Seehandelsrepubliken im 12. und 13. Jahrhundert bei. Venedig und Genua bezogen ihren Reichtum aus dem mittelmeerischen Handel und hatten darin bis zum Erstarken des Osmanischen Reichs und der Barbareskenstaaten in Nordafrika eine wirtschaftliche Monopolstellung im mediterranen Raum inne. Hatte es vor dem Aufstieg der Osmanen Kriege gegeben, so waren es Kriege zwischen den italienischen Seehandelsstädten, zwischen Venedig, Genua und Pisa, um die Frage, wer von ihnen wo welche privilegierenden Handelsrechte besaß.[18] Es handelte sich um Kriege der Europäer untereinander um die besten Zugriffschancen auf die Güter des Fernen Ostens, die im Schwarzen Meer oder der Levante zu beziehen und nach Europa zu transportieren waren.

					Die Vorstellung vom Mittelmeer als einem europäisch beherrschten Raum wurde im 19. und 20. Jahrhundert noch einmal erneuert, als Italien, Spanien und vor allem Frankreich die gegenüberliegende Mittelmeerküste mit den Territorien des Maghreb unter ihre Kontrolle brachten und die dortigen Räume von Ägypten und Libyen über Tunesien und Algerien bis nach Marokko ihrem kolonialen Machtbereich einverleibten. Außerdem betrachteten die Briten das Mittelmeer zwischen Gibraltar und Suez als die Achse ihres Empire, die das Mutterland mit der Kronkolonie Indien verband. In dieser Zeit war das Mittelmeer keine Begrenzung Europas, sondern ein Ausdehnungs- und Aufmarschraum, aus dem heraus überseeische Eroberungen gemacht wurden. Als Resultat des Zweiten Weltkriegs verlor Italien seine afrikanischen Kolonien Libyen und Abessinien (Äthiopien), Frankreich gab Tunesien, Algerien und Marokko in den späten 1950er beziehungsweise den frühen 1960er Jahren auf, wobei die Franzosen zuvor noch darüber nachgedacht hatten, ob Frankreich nicht, anstatt sich auf das EWG-Projekt einzulassen, durch die Eingliederung Algeriens in den französischen Staat eine mittelmeerische Macht werden könne – ein Projekt, dem Charles de Gaulle dann ein Ende setzte.[19] Für die Briten verlor das Mittelmeer seine Bedeutung, als sie sich Ende der 1940er Jahre aus Indien zurückzogen, womit Malta, Zypern und Aden für sie ihre vormalige strategische Relevanz einbüßten. Mitte der 1970er Jahre gab Spanien schließlich seine Kolonie Westsahara auf und überließ sie Marokko, weil die Beherrschungskosten den wirtschaftlichen Nutzen des Gebietes deutlich übertrafen.[20] Mit der Entkolonisierung, so lässt sich festhalten, wurde das Mittelmeer wieder zur europäischen Südgrenze.

					Eine scharfe und klare Grenze ist daraus jedoch nicht geworden. Das hätte auch bedeutet, dass sich die Europäer von ihren kulturellen Ursprüngen abgeschnitten hätten, die ihr Selbstverständnis über die Christianisierung Europas und den frühneuzeitlichen Humanismus als Wiederentdeckung der Antike geprägt haben: dem Christentum mit seinen Wurzeln im Vorderen Orient und der klassischen Antike mit Athen und Rom als Zentren, die in einer Abfolge von «Wiederentdeckungen» die Kultur West- und Mitteleuropas formten. Drei Gründungserzählungen verbinden Europa mit der kleinasiatisch-levantinischen und der nordafrikanischen Küste und stellen einen Legitimitätstransfer aus diesen Räumen nach Europa dar: erstens die von Homer geschilderte Heimfahrt des Odysseus aus dem eroberten und zerstörten Troja ins heimatliche Ithaka; zweitens die der Odyssee nachempfundene Reise des Äneas in Vergils Aeneis; und drittens der Bericht des Neuen Testaments über die Reise des Apostels Paulus von Kleinasien nach Rom. Alle diese Reisen waren gefährliche Fahrten über das Mittelmeer. Auch wenn diese Transfererzählungen, die im Spätmittelalter und in der Frühen Neuzeit große politiklegitimatorische Relevanz besaßen, zeitweilig an Bedeutung verloren, so sind sie doch immer wieder in den Vordergrund getreten und spielen eine wichtige Rolle für das europäische Selbstverständnis.[21] Europas Identität hängt am Kultur- und Religionstransfer aus dem Vorderen Orient über das Mittelmeer. Der französische Religionsphilosoph und Kulturhistoriker Rémi Brague hat darum von einer «exzentrischen Identität» gesprochen, die für die Europäer kennzeichnend sei; im Anschluss daran kann man vom Mittelmeer als einer zwangsläufig durchlässigen Grenze sprechen.

					 

					Nun hat sich das komplementäre – was heißt: sich gegenseitig ausschließende wie einander ergänzende – Verhältnis von trennender Grenze und verbindenden Meeren oder Strömen im Laufe der Geschichte immer wieder verändert, und die großräumig integrierenden Imperien haben davon eine andere Vorstellung entwickelt als die sich gegeneinander abgrenzenden Nationalstaaten. Etwas vereinfachend lässt sich sagen, dass für Imperien eine Ordnung des Strömens, des Austauschs und der Überschichtung wichtiger war und ist als eine der scharfen Abgrenzung nach außen, während Staaten – und unter ihnen noch einmal verstärkt Nationalstaaten – großen Wert auf Grenzziehungen legen, womit sie das Trennende und Unterscheidende deutlich stärker gewichten als das Verbindende und Vermischende. Der Nationalstaat, wie er in Europa entstanden und zum weltweiten Vorbild politischer Ordnung geworden ist, beruht auf einer Bündelung zunächst voneinander unabhängiger Grenzen: politischer, wirtschaftlicher, kultureller und sprachlicher Separationen. Imperien dagegen behandeln Grenzen nicht als scharf markierte Linien (borders), sondern als Grenzräume (frontiers), in denen sich der eigene Herrschaftsanspruch ausdehnen, aber auch allmählich verdünnen und verlaufen kann. Unter anderem deshalb sind Imperien in der Regel multinational, multikulturell und multilingual.

					In Europa ist es nicht zur Entstehung einer imperialen Ordnung gekommen (jedenfalls zu keiner, die von Dauer war), sondern hier hat sich das Nationalstaatenmodell durchgesetzt. Im Verlauf der europäischen Geschichte ist daraus ein Gegeneinander von Nationalstaaten geworden, in dem es fast immer um den Verlauf von Grenzen und das Geltendmachen von Einflussgebieten ging. Dieses Gegeneinander wurde ein ums andere Mal mit militärischen Mitteln ausgetragen, was den Kontinent in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ruiniert hat. Die Grundidee des in den 1950er Jahren gestarteten Europaprojekts als «Raum des Friedens und des Wohlstands» war und ist, das politische Gegeneinander in ein verlässliches Miteinander zu verwandeln. Dazu war es unerlässlich, die nationalstaatlichen Grenzen durchlässig zu gestalten und durch unterschiedliche Überlappungsräume zu ersetzen. Der EU-Raum, der Schengenraum und der Euroraum, um nur die wichtigsten zu nennen, sind nicht deckungsgleich, und diese Inkongruenz hat politische Bedeutung.[22]

					Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts, in dem das Grenzregime seine brutalste Form erlangt hatte, haben viele Sozialwissenschaftler und Kulturtheoretiker vorausgesagt, dass nun eine Zeit der Ströme, der Ströme von Gütern und Kapital, Touristen und Informationen beginnen werde. Sie haben diese Prognose freilich nicht mit einer Wiederkehr der imperialen Ordnung verbunden, sondern auf die Entstehung einer globalen Ökonomie gegründet, in der die Bedeutung von Grenzen nur noch marginal sein werde.[23] Dabei wurde Entgrenzung beziehungsweise Grenzdiversifizierung nicht länger als ein spezifisch europäisches, auf einen begrenzten Raum bezogenes Projekt der Befriedung und Verfriedlichung gedacht, sondern es sollte, so die Annahme, fortschreitend den globalen Raum erfassen und die konfliktbehaftete politische durch eine allenfalls konkurrenzorientierte wirtschaftliche Ordnung ablösen. In dem Maße, wie das Strömen an die Stelle des Abgrenzens trat, sollte auch die Politik als entscheidender Faktor der globalen Ordnung durch die Wirtschaft abgelöst werden. Damit hätten auch die Außengrenzen Europas an politischer Relevanz verloren. Daraus ist bekanntlich nichts geworden.

				
					
						Die gescheiterte Ordnungsidee einer entgrenzten Welt

					
					Die Euphorie, die die Erwartung einer buchstäblich grenzenlosen Weltordnung infolge globaler wirtschaftlicher und medialer Verflechtungen auslöste, erhielt bald nach Beginn des 21. Jahrhunderts einen ersten Dämpfer. Es war die von den USA ausgehende Finanzkrise, mit der deutlich wurde, dass eine Welt des grenzenlosen Strömens auch eine der ungehinderten Ausbreitung von wirtschaftlichen Krisen und deren wellenförmiger Aufeinanderfolge sein kann; mit einem Schlag ließ sie die Staaten und deren Regierungen als die einzig verlässlichen Garanten der Währungsstabilität hervortreten. Die räumlich begrenzte staatliche Währungs- und Finanzkontrolle erwies sich als eine mehr oder weniger stabile Barriere und ein effektiver Wellenbrecher.

					Im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts rief dann ein zweites Ereignis die Bedeutung von Grenzen in Erinnerung: Unter dem Druck von Migrationsbewegungen, die im Gefolge von Bürgerkriegen und Dürrekatastrophen im globalen Süden dramatische Ausmaße annahmen, wurde in den reichen Ländern des globalen Nordens die Forderung laut, unerwünschte Zuwanderung strikt zu beschränken und verschärfte Grenzkontrollen durchzuführen. Das Pendel schlug zurück: von der euphorischen Feier des Strömens zum Lob der Grenze. Die Migrationsbewegung hat die politische Aufmerksamkeit auch auf die europäischen Außengrenzen gelenkt und führte zu einem Wiederaufleben der Grenzbündelung, wie sie die Nationalstaaten betrieben hatten: Identitätskontrolle und die geforderte Abweisung derer, von denen man annahm, dass sie kulturell «Fremde» seien.

					Schließlich sorgte, drittens, die Covid-19-Pandemie dafür, dass für einige Zeit selbst innerhalb des der Freizügigkeit verpflichteten EU-Raums die zwischenstaatlichen Grenzen in regelrechte Barrieren verwandelt wurden, an denen es kein Durchkommen mehr gab.[1] Seitdem haben Grenzen und Grenzkontrollen ihre Respektabilität zurückgewonnen, und jeder Entwurf einer Ordnung von Räumen ist auf einer variablen Kombination von Strömen und Grenzen, Verbindendem und Trennendem begründet, wenn er politisch relevant sein soll.[2] Darüber hinaus hat die Verwundbarkeit der globalen Handelsketten infolge des zeitweiligen Ausfalls eines Produzenten, auf den ein Importland angewiesen war, zu wachsender Skepsis gegenüber einer Globalisierung des wirtschaftlichen Austauschs geführt. Die Skepsis steigerte sich schließlich zu der Befürchtung, man könne in eine bedrohliche Abhängigkeit von anderen Ländern geraten, die wirtschaftliche Abhängigkeit als politisches Erpressungspotenzial nutzen würden oder mit der Blockierung wichtiger Seehandelsstraßen, wie zuletzt etwa bei den Angriffen der Huthi-Milizen auf Tanker und Containerschiffe in der Straße von Aden, politische Forderungen durchzusetzen versuchen. So entstand nach einer Ära der Globalisierung eine Politik der Rückverlagerung von Produktionsketten und der Wiedereinführung von Vorratshaltung, um eine größere Resilienz bei längeren Unterbrechungen der globalen Handelsketten zu besitzen.

					Der Traum von einer grenzenlosen Welt, vom global village, in dem auch Informationen grenzenlos zirkulieren, ist bei allen, die Politik nicht als einen geeigneten Ort für exzessive Wunschbilder ansehen, ausgeträumt, und damit hat die Frage nach den Außengrenzen von EU und NATO neue Bedeutung gewonnen. Nationalkonservative und rechtspopulistische Parteien wollen sogar die im Schengenraum obsolet gewordenen innereuropäischen Staatsgrenzen wieder einführen, um die Kontrolle über den nationalen Raum zurückzugewinnen.

					Die Europäer hingen bis vor kurzem der Idee einer Problemlösung durch Globalisierung in besonderer Weise an, hatten sie selbst doch durch die Schaffung eines gemeinsamen Marktes die politischen Gegensätze in Europa entschärft und damit viele aus den innereuropäischen Grenzen erwachsende Probleme beseitigt. Und außerdem hatten sie einen gemeinsamen Wirtschaftsraum geschaffen, der ihnen auf dem Weltmarkt eine größere Durchsetzungsfähigkeit und gegenüber ökonomischen Pressionen mehr Widerstandskraft verschaffte. Sie vertraten die Vorstellung, derlei lasse sich in globalem Maßstab wiederholen. Das hatte dann auch militärorganisatorische Folgen: Gemäß der Idee einer zu pazifizierenden Weltgemeinschaft begann man in Europa damit, die nationalen Armeen von der Landes- und Bündnisverteidigung, wo sie dem Schutz des eigenen Territoriums dienten und dessen Grenzen zu verteidigen hatten, auf Einsätze «in aller Welt» umzustellen. Dort sollten sie zur Beendigung von Bürgerkriegen, zur Sicherung eines brüchigen Friedens oder zum Schutz bedrohter Bevölkerungsgruppen eingesetzt werden. Die Vorstellung einer Schutzverantwortung der Weltgemeinschaft für bedrohte Minderheiten, die unter dem Begriff einer responsibility to protect völkerrechtliche Qualität erlangte, trug erheblich zum Aufbau von Fähigkeiten zu humanitär-militärischen Interventionen bei – konzipiert als Instrument, einen globalen Frieden durchzusetzen und zu sichern.[3] Das Problem dabei war freilich, dass die humanitäre militärische Intervention von ihrem Erscheinungsbild her den imperialen Interventionen der Kolonialzeit ähnlich war und deswegen im globalen Süden eher auf Ablehnung als Zustimmung stieß: Der Hüter der Menschenrechte, so fürchtete man, könne sich schnell in den Herrn der Welt verwandeln oder ein die Weltherrschaft Anstrebender sich als Hüter von Rechten verkleiden. Generell misstraute man im globalen Süden einem völkerrechtlichen Konstrukt, das die im Prozess der Entkolonisierung errungenen Rechte der staatlichen Souveränität wieder in Frage stellte.

					In der Praxis lief die Befähigung zu humanitären militärischen Interventionen auf die Bereitstellung leichter Infanterie und einen schrittweisen Abbau von schweren Panzer- und Panzergrenadiereinheiten hinaus, wie sie für die Bündnis- und Landesverteidigung unverzichtbar sind. Auch die Fähigkeiten zur Luftverteidigung wurden erheblich reduziert. Die Folge dieser Umorientierung war, dass die europäischen Streitkräfte – keineswegs allein die deutschen, wie man in der hierzulande geführten Debatte den Eindruck haben konnte – zu Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine nur noch sehr eingeschränkt zur Landes- und Bündnisverteidigung in der Lage waren. Das führte zeitweilig zu einer politischen Schockstarre und warf die Frage auf, welche und wie viele Waffen man an die bedrängte Ukraine überhaupt abgeben könne, ohne sich dabei selbst zu entwaffnen.

					Inzwischen hat in Reaktion darauf eine erneute Kehrtwende stattgefunden, und die europäischen NATO-Staaten investieren wieder mehr in die Landes- und Bündnisverteidigung. Auch in dieser Hinsicht haben die Grenzen und ihre Sicherung neue Relevanz erlangt. Das Ziel einer Erneuerung der militärischen Fähigkeiten besteht darin, Russland dauerhaft vom Angriff auf einen Mitgliedstaat der NATO abzuschrecken. Das dürfte, jedenfalls auf längere Sicht, zu einer deutlichen Steigerung der Verteidigungsausgaben in den Budgets der NATO-Mitgliedsländer führen. Es ist nicht anzunehmen, dass dies ohne größere innenpolitische Auseinandersetzung über die Bühne gehen wird. Die Vorstellung von einer globalen Schutzverantwortung für unterdrückte und bedrohte Minderheiten in aller Welt ist dabei in den Hintergrund getreten und die Idee einer humanitär-militärischen Intervention zur Wahrnehmung dieser Schutzverantwortung spielt politisch so gut wie keine Rolle mehr. Die Europäer sind mit der militärischen Herausforderung an ihren Grenzen beschäftigt, die sie voll und ganz in Anspruch nimmt.

					Das größte Problem der Europäer bei der Rückkehr zur Landes- und Bündnisverteidigung ist jedoch, dass die südeuropäischen Länder nicht so sehr das expansionistische Russland als die für sie bedrohlichste Herausforderung ansehen, sondern vielmehr die Migrationsbewegungen über das Mittelmeer. Das führt zu einer gespaltenen Aufmerksamkeit der Europäer, was sich auch am Umfang der militärischen und finanziellen Unterstützung für die Ukraine durch die südlichen und westlichen Mitgliedstaaten der EU zeigt. Diese liegt deutlich unterhalb dessen, was, gemessen am prozentualen Anteil des Bruttoinlandsprodukts, die ostmitteleuropäischen und skandinavischen Länder leisten, wo die Bedrohung aus dem Osten als besonders virulent empfunden wird. So betrug der Anteil der Hilfszusagen Lettlands und Litauens für die Ukraine am Ende des Jahres 2023 etwa 1,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, der Norwegens lag bei etwa 0,8 Prozent und der Deutschlands bei 0,42 Prozent, während der Italiens und Spaniens bei 0,03 Prozent lag und der Frankreichs nur 0,02 Prozent betrug. Dazwischen gab und gibt es noch einen Streifen, der von der Schweiz über Österreich und Ungarn bis nach Rumänien reicht, mit einer Unterstützungsrate von null Prozent.[4]

					Umgekehrt zeigen die Ostmitteleuropäer und in wachsendem Maße auch die skandinavischen Länder eine große, bei einigen von ihnen kann man sagen: aggressive Zurückhaltung, sobald es um die Aufnahme und Versorgung von Migranten geht, die über das Mittelmeer in die südlichen Staaten der Europäischen Union gelangt sind und zur Entlastung der Südstaaten anteilig auf alle EU-Mitgliedsländer verteilt werden sollen. Das einzige große Land Mittel- und Westeuropas, das sich gegenüber den Südstaaten der EU als solidarisch erwiesen hat, ist Deutschland, das eine große Zahl von Migranten beziehungsweise Asylbewerbern aufnimmt, obwohl diese auf dem Weg nach Deutschland zwangsläufig durch mehrere EU-Staaten kommen, wo sie eigentlich entsprechend den Dublin-Regeln einen Asylantrag hätten stellen müssen.[5] Sowohl bei der militärischen und wirtschaftlichen Unterstützung der Ukraine als auch bei der Bewältigung der Migrationsbewegungen spielt die Bundesrepublik Deutschland für Europa somit die Hauptrolle. Als «Macht in der Mitte» ist sie zur «Macht der Mitte» geworden, was auch eine Folge ihrer geopolitischen Lage und ihres wirtschaftlichen Gewichts ist. Deutschland ist, ohne dass es diese Position und die mit ihr verbundenen Aufgaben angestrebt hätte, in Fragen der Sicherheits- wie der Migrationspolitik zum Zentrum und wichtigsten Akteur der EU geworden.

				
					
						Der Krieg um die Ostgrenze der Ukraine

					
					Die Frage nach der Ostgrenze Europas ist spätestens seit 2014, seit der russischen Annexion der Krim und der von Russland unterstützten, wenn nicht überhaupt initiierten Separatistengebiete von Donezk und Luhansk, erneut politisch brisant geworden. Um ihre Beantwortung wird mit militärischer Gewalt gekämpft. Dabei haben drei Entwicklungen eine zentrale Rolle gespielt: die politische Abwendung Russlands von Europa; die im Kreml herrschende Vorstellung, Russland müsse die Kontrolle über das Asowsche und das Schwarze Meer (zurück-)gewinnen, wenn es in der globalen Politik eine führende Rolle spielen wolle; und schließlich das Scheitern der Vorstellung, Belarus und die Ukraine könnten eine neutrale Pufferzone zwischen der Europäischen Union und Russland bilden, nachdem beide, Russland und die EU, sich politisch mehr und mehr voneinander entfernt haben.

					Seit der Westöffnung Russlands unter Zar Peter wurde Russland als eine zumindest in politischer Hinsicht europäische Macht angesehen, die zwar zunehmend nach Osten, nach Sibirien hinein, expandierte, deren Zentrum aber in Osteuropa lag, von wo aus das im Entstehen befindliche Riesenreich beherrscht wurde. Man konnte die Ostexpansion Russlands als Pendant zur Westexpansion der am Atlantik gelegenen Staaten Europas ansehen. Tat man das, so handelte es sich bei dem russischen Vordringen nach Sibirien nicht um eine «Enteuropäisierung» Russlands, sondern um eine Ausdehnung Europas nach Osten.

					Der Eintritt Russlands in den europäischen Kulturkreis erfolgte mit der Gründung Sankt Petersburgs, das im Unterschied zum damaligen Moskau als eine durch und durch europäisch geprägte Stadt mit starken französischen, italienischen und deutschen Einflüssen entstand. Als der Regierungssitz von Moskau nach Sankt Petersburg verlegt wurde, war die Stadt an der Newa nicht nur eine zivilisatorische Reverenz vor Europa, sondern auch Ausdruck des politischen Willens der russischen Elite, Europa anzugehören. Diese Entwicklung in Richtung Europa wurde 1709 durch den Sieg des russischen Heeres über die schwedische Armee bei Poltawa unterstrichen,[1] womit Russland in das Konzert der europäischen Groß- und Vormächte eintrat: Es wurde und blieb bis zum Ende des Ersten Weltkriegs ein wichtiger Akteur in der europäischen Pentarchie, und ohne seine Zustimmung konnte in Europa keine politisch bedeutsame Veränderung erfolgen. Russland war eine europäische Macht geworden, was schließlich auch in seiner ausschlaggebenden Rolle in den napoleonischen Kriegen sinnfällig wurde.

					Ein großes Problem für das russische Selbstbewusstsein war jedoch, dass das Land wirtschaftlich und zivilisatorisch Westeuropa weit hinterherhinkte, was bei intensivierter Identitätssuche seit Mitte des 19. Jahrhunderts dazu führte, dass viele russische Intellektuelle über eine Europa entgegengesetzte slawische oder asiatische Identität nachdachten und dabei die führende Rolle Russlands in der europäischen Politik zunehmend als Verhängnis, jedenfalls als eine politische Fehlentwicklung ansahen.[2] Anstelle der Einbindung in die europäische Ordnung und der Orientierung an europäischen Werten wurde der politische Rückzug Russlands nach Osten und die Konzentration auf eine eigene, von Europa unabhängige kulturelle Identität propagiert. Parallel dazu wurde, etwa bei Dostojewski, die europäische Kultur als eine der Dekadenz und der Verkommenheit dargestellt und die zivilisatorische Rückständigkeit Russlands zur Voraussetzung für die Rettung der Welt erhoben – eine Form des Denkens, an die das Russland Putins wieder anknüpft. Folgt man dieser Vorstellung von der Europaferne Russlands, so war und ist die europäische Ostgrenze nach Westen verschoben, weil das osteuropäische Russland sich aus Europa ausgeklinkt hat. Damit stand die Frage im Raum: Wie weit nach Westen sollte und konnte ein sich als nichteuropäisch verstehendes Russland reichen?

					Dem steht die komplementäre, mit dem Zerfall der Sowjetunion politisch erneut virulente Frage gegenüber, wie weit die Europäische Union nach Osten reichen kann und reichen soll, ohne ihre spezifisch europäische Identität aufzugeben. Zudem bedarf es einer Klärung, ob die derzeit führenden Länder der Union bereit sind, weitere Länder im Osten Europas aufzunehmen, wenn deren Beitritt zugleich den politischen Einfluss der Altmitglieder begrenzen und ihren Zugriff auf die Brüsseler Finanztöpfe einschränken würde. Mit Blick darauf hat sich im Inneren einiger EU-Länder eine starke Aversion gegen eine nochmalige EU-Erweiterung ausgebildet, wie sie sich erstmals anlässlich des EU-Beitrittswunsches der Türkei geäußert hat.[3] Sie betrifft nunmehr zentral die Ukraine sowie eine Reihe von Balkanstaaten. So wie ein Beitritt der Türkei zum Europaprojekt bei einer zügigen Weiterführung der Verhandlungen zwischen Ankara und Brüssel vor zwei Jahrzehnten vermutlich am Veto einiger Mitgliedsländer der EU gescheitert wäre, lässt sich auch derzeit beobachten, dass es eine Reihe von Ländern gibt, die aus unterschiedlichen Gründen den EU-Beitritt der Ukraine in der entscheidenden Abstimmung ablehnen würden – allen Lippenbekenntnissen zum Trotz.

					Um einen solchen Eklat zu vermeiden, zögert die Union die Verhandlungen hinaus und dämpft die Erwartungen der Ukraine. Es gibt dabei keinen «Mittelweg», ein sonst bewährter Kompromiss im Europaprojekt, solange man sich nicht entschließt, abgestufte Mitgliedschaften einzuführen, die nicht als Übergangs-, sondern als Dauerlösung angelegt sind. In der Formel vom «Europa der zwei Geschwindigkeiten» ist das verklausuliert angedacht, aber schon bald wieder verworfen worden. Im Prinzip steht dabei der Imperativ einer inneren Balance des Europaprojekts gegen sicherheitspolitische Erwägungen, die etwa, wie im Fall der Türkei, auf eine nachhaltige Einflussnahme im Nahen Osten hin angelegt gewesen wären oder in der jetzigen Lage zum Ziel hätten, Russland definitiv von einem weiteren Ausgreifen nach Westen abzuhalten. Zu den Gründen für die Hinauszögerung dieser Beitritte gehört freilich auch, dass die EU in ihrer gegenwärtigen Struktur kein weiteres Mitglied verkraften kann, weswegen die Aufnahme einer Reihe von Balkanstaaten, die schon lange verhandelt wird, ein ums andere Mal auf die lange Bank geschoben wurde. Nicht zuletzt geht es dabei um die Frage, in welchem Maß das verfasste Europa östlicher werden soll und kann, wogegen die westlichen wie südlichen EU-Mitglieder, also die romanischen Länder, erhebliche Bedenken haben, auch deswegen, weil sie dann an Einfluss verlieren würden und sich als Empfänger von EU-Mitteln auf deutlich geringere Transferzahlungen einstellen müssten.

					 

					Zunächst aber noch einmal zurück zu Russland: Bereits im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts war erkennbar, dass in den geopolitischen Vorstellungen, denen die russische Staatsführung folgte, das Asowsche und das Schwarze Meer eine zentrale Rolle spielten. Für deren Kontrolle wurde als Erstes eine Wiederherstellung der russischen Oberhoheit im Kaukasus, also an der Ostküste des Schwarzen Meeres, ins Auge gefasst. Im 19. Jahrhundert hatte sich das Zarenreich dort als imperiale Macht festgesetzt. Diese Territorien hatten sich beim Zerfall der Sowjetunion politisch verselbständigt, und der Kreml wollte sie wieder in seine Botmäßigkeit bringen, um zu verhindern, dass sie sich nach alternativen wirtschaftlichen und politischen Verbindungen umsahen. Die Machtkonsolidierung im Kaukasus begann mit dem zweiten Tschetschenienkrieg, in dem sich das russische Militär mit einer beispiellosen Brutalität gegen das islamistische Vorhaben durchsetzte, sich von Russland zu trennen.[4] Immerhin konnte der Kreml in diesem Fall im Westen mit einem gewissen Verständnis für sein Agieren rechnen, da es gegen eine islamistische Herausforderung ging, mit der damals auch der Westen konfrontiert war.

					Dem folgte alsbald der Georgienkrieg von 2008. Putin übernahm die militärische Kontrolle über die von Georgien abtrünnigen Territorien Abchasien und Südossetien und legte der Regierung in Tiflis so politische Handschellen an, durch die sie an Russland gekettet wurde.[5] Die russische Dominanz im Kaukasus wurde schließlich durch die Beistandsgarantien für Armenien abgerundet, das sich in einem Dauerkonflikt mit Aserbeidschan um die Enklave Bergkarabach befand, wodurch Armenien in russische Abhängigkeit geriet.[6] Mit dieser Linie von Tschetschenien über Georgien bis Armenien war aus russischer Sicht sichergestellt, dass eine Assoziierung der Kaukasusstaaten seitens der EU unmöglich war, und das schloss eine Verwandlung des Schwarzen Meeres in ein von EU und NATO kontrolliertes Binnenmeer aus. Eine solche Entwicklung wäre mit einem EU-Beitritt der Türkei in Gang gekommen und danach wahrscheinlich nicht mehr aufzuhalten gewesen. Die bulgarische und rumänische Küste am Schwarzen Meer wurde infolgedessen vorerst als politische Ostgrenze Europas festgeschrieben.

					Dem langfristig verfolgten russischen Projekt, einen größeren europäischen Einfluss auf die Schwarzmeerregion zu blockieren, lag offenbar das Trauma zugrunde, dass Russland, das in Zarenzeiten und später noch einmal von 1945 bis 1990 eine der beherrschenden Mächte an der Ostsee gewesen war, seit der politischen Selbständigkeit der baltischen Republiken zu Beginn der 1990er Jahre auf die schmale Passage von Sankt Petersburg und die im Konfliktfall logistisch über den Suwalki-Korridor nur schwer zu versorgende Exklave Kaliningrad zurückgeworfen war. Es hatte damit keinen ungehinderten Zugang zum nördlichen Binnenmeer Europas mehr. Russland war einmal eine Macht an der Ostsee, aber es hatte diesen Status verloren.

					Im Kreml wurde das als geopolitisches Abgeschnittensein wahrgenommen, wodurch die eigenen Einflussmöglichkeiten auf die EU erheblich eingeschränkt waren.[7] Solches sollte sich, so die Schlussfolgerung, am Schwarzen Meer als der südlichen Flanke Europas nicht wiederholen. Um das sicherzustellen, reichte die russische Kontrolle über die Kaukasusstaaten freilich nicht aus, sondern dazu musste die Ukraine – und von ihr als Erstes die Halbinsel Krim – unter russische Herrschaft gebracht werden. Aber wie sollte das vonstattengehen, seitdem die Bevölkerung in der West- und Zentralukraine starke Präferenzen für eine Annäherung an NATO und EU hatte? Für eine Mehrheit der Ukrainerinnen und Ukrainer war Russland inzwischen keine attraktive Alternative mehr zu einer engeren Bindung an Europa. Die vom Kreml seit Beginn des 21. Jahrhunderts betriebene Politik der politischen Pression und wirtschaftlichen Erpressung hatte das genaue Gegenteil des Angestrebten bewirkt und dafür gesorgt, dass der ukrainische Wunsch, Europa zuzugehören, nur noch stärker geworden war.[8]

				
					
						Geopolitische Zurückhaltung der Europäer mit weitreichenden Folgen

					
					Dieser Wunsch stieß bei den Europäern zunächst auf taube Ohren. Für einige EU-Regierungen war ein politisch wie wirtschaftlich zusammengehörendes Europa, das bis zum Asowschen Meer reichen sollte, unvorstellbar – ganz ähnlich, wie zuvor für viele eine Mitgliedschaft der Türkei in der Europäischen Union unvorstellbar gewesen war. Für sie bestand Europa aus West-, Mittel- und Südeuropa sowie Skandinavien, und alles was östlich davon lag, wurde als «fremd» oder als Konkurrent um die begrenzten EU-Finanzmittel angesehen. Auch von einer Überdehnung der EU war die Rede, die sich schnell zu einer politischen Zerreißprobe auswachsen könne.

					Die ohne klares Ergebnis geführte Debatte über die europäische Identität wirkte zunächst als legitimatorischer Sperrriegel gegen den Beitrittswunsch der Ukraine. Einige EU-Länder beriefen sich bei der Zurückweisung des ukrainischen Beitrittswunschs auf die Kopenhagen-Kriterien, denen ein Land mit wirtschaftsoligarchischer Struktur und endemischer Korruption, wie das bei der Ukraine damals der Fall war, auf unabsehbare Zeit nicht genügen werde. Andere machten religionskulturelle Trennlinien geltend, bei denen die orthodoxe Kirche und die kyrillische Schrift als unüberwindliche Differenz herausgestellt wurden (was zuvor bereits freilich auch für Griechenland und Bulgarien hätte gelten müssen). Wieder andere verwiesen auf den gewaltigen Agrarsektor der Ukraine, der die gesamte Landwirtschaftspolitik der EU durcheinanderbringen würde. Und schließlich spielte für die ablehnende Haltung eine wichtige Rolle, dass man in Europa an einer neutralen Pufferzone zu Russland interessiert war und dafür Belarus und die Ukraine ausersehen hatte. Man legte keinen Wert auf eine direkte Grenze mit Russland, weder bei der NATO noch bei der EU, und dementsprechend schob man alle Avancen aus Kiew auf die lange Bank.

					Deutschland und Frankreich verweigerten dann der Ukraine und Georgien auf der Konferenz in Bukarest im Jahr 2008 den Kandidatenstatus der NATO, und die anderen NATO-Mitglieder unternahmen keinerlei Anstrengungen, die beiden Regierungen in dieser Frage umzustimmen – auch die USA versuchten das nicht. Ob freilich ein ukrainischer Kandidatenstatus bei der NATO den Kreml vom Angriff auf die Ukraine abgehalten oder Putin im Gegenteil dazu veranlasst hätte, umgehend anzugreifen, um vor einem NATO-Beitritt der Ukraine vollendete Tatsachen zu schaffen, ist eine unbeantwortbare Frage. Sie ist in Deutschland zwischen Russland-Appeasern und Russland-Skeptikern nach wie vor Gegenstand von Kontroversen. In jedem Fall konnte man sich im Kreml nach Bukarest darauf verlassen, dass Deutschland und Frankreich eine «Einkreisung» Russlands durch den NATO-Beitritt der Ukraine blockieren würden.

					Es kam insofern nicht von ungefähr, dass nach der russischen Annexion der Krim und der Installierung von Separatistengebieten im Donbass Deutschland und Frankreich damit beauftragt wurden, mit der Ukraine und Russland Gespräche über ein Einfrieren der Kampfhandlungen in der Ostukraine aufzunehmen, was dann zu den beiden Minsker Abkommen führte. Das Bemerkenswerte an diesen Verhandlungen war, dass Russland an ihnen als Vermittler – und nicht als ein am schwelenden Krieg Beteiligter – teilnahm, was als eine weitere Appeasement-Konzession an die russische Politik anzusehen ist. Auch der Umstand, dass Deutschland und Frankreich diese Verhandlungen führten, und nicht Großbritannien und die USA, die sich im Budapester Memorandum von 1994 als Signatarstaaten zur Unverletzlichkeit der ukrainischen Grenzen verpflichtet hatten, war eine Konzession an den Kreml: Man beauftragte diejenigen, die zu einer Politik des Nachgebens in der Lage waren, weil sie die Verpflichtungen von Budapest nicht unterschrieben hatten. Der Westen reagierte auf die völkerrechtliche Annexion der Krim also mit Appeasement.

					Neben den sicherheitspolitischen Überlegungen im Sinne einer umfassenden Rücksichtnahme auf mögliche russische Einkreisungsängste dürfte bei der europäischen Distanzwahrung gegenüber der Ukraine eine Rolle gespielt haben, dass deren Vollmitgliedschaft die EU viel Geld gekostet hätte (und nach wie vor kosten würde). Mit ihr wäre nämlich ein großer Nettoempfängerstaat beigetreten, und das hätte bedeutet, dass entweder die Beiträge der Nettozahler hätten erhöht werden müssen oder die Brüsseler Zahlungen an die bisherigen Nettoempfänger, vor allem an die im Zuge der Osterweiterung beigetretenen Länder, aber auch die Leistungen an den größten Empfänger von Finanzhilfen aus dem EU-Agrartopf, nämlich Frankreich, hätten gekürzt werden müssen. Dementsprechend zeigte man sich bis zum 24. Februar 2022 zurückhaltend. Wäre es der Kremlführung allein darum gegangen, die NATO und die EU von den russischen Grenzen fernzuhalten, so hätte sie sich auf diese Zurückhaltung der Europäer gegenüber einer weiteren Beitrittsrunde in Richtung Osten verlassen können. Da es ihr jedoch um die uneingeschränkte Kontrolle über das Asowsche und das Schwarze Meer ging, genügten ihr die Zögerlichkeit und Hinhaltepolitik von EU und NATO nicht.

					Im Gegenteil: Manches spricht dafür, dass Putin angesichts der europäischen Zögerlichkeit zu dem Schluss kam, er könne zumindest Teile der Ukraine Russland einverleiben, ohne dass NATO und EU mit Entschiedenheit darauf reagieren würden. Vermutlich wäre das auch tatsächlich so gewesen, wenn die «spezielle Militäroperation» Russlands wie geplant über die Bühne gegangen wäre und die russischen Streitkräfte das Land ohne größere Gegenwehr besetzt hätten. Erst der entschlossene Widerstand der ukrainischen Armee und der Bevölkerung mitsamt dem Zurückdrängen der russischen Eroberer aus Gebieten, die sie zeitweilig unter ihre Kontrolle gebracht und dort schwerste Kriegsverbrechen begangen hatten, veränderten den Blick der Europäer nach Osten: zunächst den Blick auf Russland, das sich offenbar auch nicht durch großes Entgegenkommen, wie es die Minsker Abkommen darstellten, saturieren ließ, und sodann den Blick auf die Ukraine, deren Bürger nicht bereit waren, sich unters russische Joch zu beugen.

					Der russische Angriffskrieg seit Februar 2022, die exzessiven Gewalttaten des russischen Militärs gegen die ukrainische Zivilbevölkerung und die schweren Angriffe auf die zivile Versorgungsinfrastruktur sowie Wohngebiete des Landes mitsamt Einkaufsmärkten und Krankenhäusern haben dazu geführt, dass die ukrainische Bevölkerung, in der es bis zum Jahr 2022 durchaus Gruppen mit einer großen Nähe zu Russland gab, inzwischen überwiegend prowestlich eingestellt ist und ein Leben unter russischer Herrschaft entschieden ablehnt. Ein auf Dauer angelegtes Vorschieben der russischen Westgrenze auf ukrainisches Territorium in Form eines Diktatfriedens würde mit großer Wahrscheinlichkeit dazu führen, dass es zu einer Migrationswelle von mehreren Millionen Ukrainerinnen und Ukrainern in Richtung Westen käme, sodass die Grenzverschiebung mit der Russifizierung eines von seiner ursprünglichen Bevölkerung weitgehend verlassenen Raumes identisch wäre. Die Kontrolle über das Asowsche Meer, die das russische Militär hergestellt hat, wäre damit gesichert – aber das Schwarze Meer würde erst recht ein umkämpfter Raum werden. Hier wird viel vom Verhalten der türkischen Regierung abhängen, etwa bei der Öffnung oder Schließung der Meerengen zwischen Bosporus und Dardanellen für russische Schiffe. Außerdem hat die russische Flotte im Schwarzen Meer eine Reihe von schweren Verlusten hinnehmen müssen. Im Fall einer ukrainischen Niederlage werden EU und Türkei über die Art ihrer Beziehungen neu nachdenken müssen, womit die Frage der politischen, wirtschaftlichen und auch politisch-kulturellen Ostgrenze Europas erneut auf der politischen Tagesordnung stünde. Im Unterschied zum Donbass hat Russland im Schwarzen Meer eine eher schwache Position.

				
					
						Die orientalische Frage 2.0

					
					Es ist damit zu rechnen, dass die Türkei unter Erdoğan ihre Lage zwischen einem wiedererstarkten Russland, einem notorisch instabilen Nahen Osten mitsamt einem drohenden Krieg zwischen dem Iran und Israel, einem fortschwelenden Bürgerkrieg in Syrien und einem zerfallenen Irak als stabilisierender Faktor ausnutzen und eine Politik als selbständige Mittelmacht betreiben wird. Aus Gründen des sicherheitspolitischen Rückhalts wird sie dabei Mitglied der NATO bleiben, aber sich an Vorgaben und Erwartungen aus Brüssel oder Washington nur dann orientieren, wenn es ihren eigenen Vorstellungen entspricht. Das wird im Westen zu fortgesetzten Irritationen und einer wachsenden Verärgerung führen. Ob es dabei zu einer Verständigung zwischen der Türkei und Russland über Einflusszonen und Herrschaftsgebiete im südlichen Kaukasus kommt, wie es im Verhältnis beider Mächte zu Aserbeidschan und Armenien erkennbar ist, oder ob beide Seiten sehr bald in einen Streit über Einflussgebiete geraten, bleibt abzuwarten. Sicher ist nur, dass die Südostflanke Europas bei einer für Russland erfolgreichen Beendigung des Krieges in der Ukraine nicht zur Ruhe kommen wird, zumal dann nicht, wenn sich NATO und EU hier nachgiebig und konzessionsbereit zeigen und die Ukraine zu größeren Gebietsabtretungen an Russland nötigen.

					Auf die Frage der Ostgrenze Europas bezogen heißt das, dass die eurozentrischen Identitätsvorstellungen einiger EU-Staaten und die sicherheitspolitischen Erwartungen von EU und NATO nicht in ein und derselben politischen Rechnung aufgehen. Rückblickend kann man sagen, dass die lange Identitätsdebatte der Europäer in der Migrationsfrage ein Irrweg war, der sie davon abgehalten hat, über die geopolitischen Konstellationen zwischen Westbalkan und Kaspischem Meer nachzudenken und eine Aufnahme der Türkei in die EU anzustreben, um die Südostflanke Europas zu konsolidieren. Die Europäer hätten gut daran getan, sich für eine geopolitische Lösung anstelle einer identitätspolitischen Reaktion zu entscheiden.

					Dagegen kann man einwenden, die EU wäre dann in die Probleme des Nahen Ostens, die sozioökonomische Stagnation der arabischen Welt (zumindest erheblicher Teile dieser Welt), die Palästinenserfrage, die Selbstbehauptung Israels und vieles andere mehr hineingezogen worden – und das unter Bedingungen, in denen sie mit der Befriedung des Balkans nach den jugoslawischen Zerfallskriegen bereits an die Grenzen ihrer Möglichkeiten gestoßen war. Außerdem sei es klug gewesen, zu der notorisch unruhigen, zwischen diktatorischen Verhältnissen und Rebellionen der Massen hin und her schwankenden islamischen Welt Abstand zu halten. Als «Abstandhalter» sollte die Türkei dienen, die einerseits ein islamischer Staat ist beziehungsweise dies unter Erdoğan immer mehr wurde, aber sich andererseits in der kemalistischen Tradition nach wie vor dem Westen zugehörig fühlt. Wie wichtig die Türkei für Europa war und ist, zeigte sich im EU-Türkei-Abkommen von 2016, in dem die Türkei gegen entsprechende Ausgleichszahlungen der EU zusicherte, die Migrationsbewegungen in Richtung Europa aufzuhalten oder sie zumindest zu entschleunigen. Sie hat damit die Rolle eines gate keeper übernommen, der dafür sorgt, dass Europa durch die Migrationsbewegungen nicht überfordert wird. Das EU-Türkei-Abkommen ist inzwischen zum Vorbild für weitere Verträge mit den Maghrebstaaten an der Europa gegenüberliegenden afrikanischen Mittelmeerküste geworden, die gegen entsprechende Zahlungen seitens der EU dafür sorgen sollen, dass sich die Zahl der über das Mittelmeer nach Europa gelangenden Migranten in Grenzen hält.

					Andererseits hat die Türkei in den letzten zwei Jahrzehnten damit begonnen, die Politik einer osmanisch inspirierten Mittelmacht zu betreiben, in deren Folge sie gegenüber dem Irak und Syrien auch militärisch grenzüberschreitend auftritt. Sie bedient sich dabei der Kurdenfrage als Legitimation für ihre Interventionen, und man kann darüber streiten, ob es sich dabei um eine präventive Terrorabwehr handelt, wie die Türkei selbst argumentiert, oder eine Politik des territorialen Beutemachens in Räumen zerfallener Staatlichkeit. Von der Beantwortung dieser Frage hängt ab, ob man die Türkei als eine Macht der Stabilisierung oder der Ordnungszerstörung in der Region ansieht. Unabhängig davon grenzt die Türkei an einen Raum, in dem ein Kampf um die Hegemonie ausgebrochen ist, bei dem sich nicht absehen lässt, wer am Schluss die Oberhand gewinnt: der Iran oder ein von Saudi-Arabien geführter Verbund arabischer Staaten. Ebenso wenig abzusehen ist, ob die Türkei ein Beobachter dieses Hegemonialkampfes oder ein daran Beteiligter sein wird. Ein vor längerem erfolgter Beitritt zur EU hätte vielleicht dafür sorgen können, dass die Türkei zunächst in einer Beobachterrolle verbleibt, um dann in die Rolle eines Vermittlers überwechseln zu können. Ob die Europäer unter diesen Bedingungen eine stabilisierende Rolle im Nahen Osten hätten spielen können, wissen wir nicht. Sie wären auf jeden Fall, um ein Wortspiel des langjährigen luxemburgischen Außenministers Jean Asselborn zu variieren, zu einem player im Nahen Osten geworden und nicht in der Rolle eines payer verblieben, wie es zurzeit der Fall ist.

					Man kann in den beschriebenen Entwicklungen eine Wiederkehr der «orientalischen Frage» sehen, die im 19. Jahrhundert die europäische Politik geprägt und ein reibungsloses Funktionieren der 1815 im Wiener Kongress wiederhergestellten europäischen Pentarchie verhindert hat. Die «orientalische Frage» resultierte aus dem Niedergang des Osmanischen Reichs, das vom 15. bis zum 18. Jahrhundert über den Balkan immer weiter nach Zentraleuropa vorgestoßen war.[1] Danach hatte ein habsburgisches «Rollback» eingesetzt, und seit Beginn des 19. Jahrhunderts ging es darum, wer das Osmanische Reich in Südosteuropa, auf dem Balkan, im Schwarzmeerraum und in der Ägäis beerben würde: die Mitteleuropäer, die Westeuropäer oder die Osteuropäer?[2] Die Mitteleuropäer hieß: das Haus Habsburg, dessen Expansionsvorstellungen sich auf den Westbalkan und die adriatische Küste beschränkten und das hier eine pax austriaca durchzusetzen versuchte. Wien konnte insofern die Osmanen als Ordnungsmacht des östlichen Balkans akzeptieren und ihnen dort den Status einer regionalen Macht zuerkennen. Um diese Position auf Dauer halten zu können, hätten sich die Osmanen freilich auf dem Ostbalkan und im Schwarzmeerraum militärisch behaupten müssen, wozu sie jedoch immer weniger imstande waren.

					Bedrängt wurde das Osmanische Reich vor allem durch die Osteuropäer, sprich: durch das seit Katharina II. nach Süden expandierende Reich der russischen Zaren, das die Meerengen zwischen dem Bosporus und den Dardanellen unter seine Kontrolle bringen wollte, um sich Zugriff aufs Mittelmeer zu verschaffen. Man kann die russische Südexpansion als eine Variante des zarischen Anspruchs begreifen, eine, wenn nicht die führende Macht Europas zu werden. Die Kontrolle über Byzanz und die Meerengen lief nämlich auf die politische Einlösung des von dem Mönch Filofei von Pskow aufgebrachten und von Zar Iwan III. aufgegriffenen Anspruchs hinaus, das «Dritte Rom» zu sein.[3] Damit ließ sich nicht nur die Hegemonie über den Balkan und das Schwarze Meer begründen, sondern auch eine zentrale Position bei der Regelung der europäischen Angelegenheiten.

					Das russische Vordringen – und das war die westeuropäische Reaktion auf die orientalische Frage – wurde vor allem von den Briten, aber auch von den Franzosen als eine Herausforderung angesehen, wobei die Briten das Osmanische Reich als nördlichen Schutzriegel für ihre Seehandelswege im östlichen Mittelmeer und durch den Suezkanal erhalten wissen wollten, und die Franzosen, zumal Napoleon III., in der russischen Ausdehnung nach Süden einen Angriff auf ihren Anspruch sahen, die dominierende Macht Kontinentaleuropas zu sein. Beide Mächte griffen darum in einer kombinierten Land- und Seeoperation in den russisch-osmanischen Konflikt ein und stoppten im Krimkrieg die Südexpansion des Zarenreichs, was zum folgenreichsten Rückschlag für Russlands Ambitionen im 19. Jahrhundert wurde.[4]

					Die genauere Beschäftigung mit den Konstellationen des 19. und frühen 20. Jahrhunderts, als der unaufhaltsame Niedergang des Osmanischen Reichs im Gefolge der beiden Balkankriege, dem Vorspiel zum Ersten Weltkrieg,[5] die politischen Konstellationen Europas durcheinanderrüttelte, kann für das Verständnis der gegenwärtigen Lage aufschlussreich sein. Damals motivierte die britisch-französische Zusage gegenüber Russland, es könne bei einem Sieg über das Deutsche Reich und das mit den Deutschen verbündete Osmanische Reich die Kontrolle über die Meerengen bekommen, Zar Nikolaus II. dazu, trotz der schweren Niederlagen gegen Deutschland auf den Kriegsschauplätzen im Westen seines Reichs den Krieg weiterzuführen.[6] Das endete in seinem Sturz und der Revolution vom Februar 1917. Nimmt man den russischen Angriff auf die Ukraine und das vorherige Eingreifen des russischen Militärs (sowie der Söldnertruppe Wagner) in Syrien hinzu, so ist die Vermutung naheliegend, dass es dem Kreml nicht nur um die Ukraine geht, sondern um ein geostrategisches Ausgreifen nach Süden, hin zum warmen Meer und zu den Energiereserven der arabischen Welt. Das würde auch die ständige Bezugnahme auf die Zarin Katharina II. in der russischen Propaganda erklären.

					Das erneute Auftauchen der «orientalischen Frage» ist mehr als eine historische Reminiszenz. Es ist eine geopolitische Herausforderung, die auch die Europäer betrifft. Sie legt nahe, bei der Frage nach Putins weiterem Ausgreifen nicht nur auf das Baltikum zu schauen, wie das zurzeit der Fall ist, sondern auch die Räume vom Schwarzen Meer bis zum Nahen Osten im Auge zu behalten. Und sie lässt erwarten, dass die «Männerfreundschaft» zwischen Putin und Erdoğan nicht von Dauer sein wird, sondern das nächste Projekt des Kreml – in Konkurrenz mit einem offensiven Agieren im Baltikum – darauf hinauslaufen könnte, die Türkei in russische Botmäßigkeit zu bringen. Das könnte dann ebenso wie ein russischer Angriff im Baltikum den NATO-Bündnisfall nach sich ziehen. Des Weiteren würde eine russische Einflussnahme auf die Abgabemengen und die Preisgestaltungen bei Erdöl und Erdgas die europäische Wirtschaft von Seiten der arabischen Welt unter erheblichen Druck setzen. Syrien und Iran als Hebel würden dafür wohl nicht genügen; es wäre aber für Russland ein Ansatz, um hier weiterzukommen. Dies wiederum kann aber nur dann gelingen, wenn Russland die Türkei zuvor unter seinen Einfluss gebracht hat.

				
					
						Zentrifugale und zentripetale Kräfte in Europa

					
					Europa ist, vergleicht man es mit Asien, Amerika und Afrika, ein kleiner Kontinent, zumal dann, wenn man seine Ostgrenze nicht am Ural und an der Wolga festmacht, wie es die Geografen nach wie vor tun, sondern sie auf einer imaginären Linie von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer verlaufen lässt. Trotz der flächenmäßigen Überschaubarkeit des Kontinents fällt es der Brüsseler Kommission immer schwerer, das politisch und wirtschaftlich Gemeinsame der Union herauszustellen und dieses Gemeinsame zum Anker einer Fort- und Weiterentwicklung zu machen. Immer wieder gewinnt man den Eindruck, dass die zentrifugalen Kräfte in der EU stärker sind als die zentripetalen, weswegen seit mehr als zwei Jahrzehnten, seit der Einführung des Euro, in der einschlägigen Literatur vor allem von dem Abgrund die Rede ist, an dem Europa stehe: Absturz, Zerfall und Untergang der Europäischen Union sind die Begriffe, in denen diese Szenarien erfasst werden.[1] Wo anstatt von Zerfall und Untergang «nur» von einer Krise oder Illusion gesprochen wird, in der Europa feststecke, handelt es sich um eine entdramatisierte Version der Probleme, infolge derer die EU in ihre gegenwärtige Verfassung geraten ist.[2]

					Daneben gibt es freilich auch eine Reihe von Publikationen, die den Absturz der EU in einen Neustart verwandeln wollen und darauf bestehen, die EU für tot zu erklären, weil das aus ihrer Sicht die Voraussetzung für eine als Problemlösung vorgesehene Auferstehung des Europaprojekts ist.[3] Europa, so eine weitere Versicherung, sei bislang aus jeder Krise gestärkt hervorgegangen und werde das auch in Zukunft tun. Dann gibt es noch jene Buchtitel, die Europa den Status einer potenziellen Weltmacht attestieren, dieses Urteil sogleich aber wieder einschränken, indem sie auf die politische Schläfrigkeit oder die zahlreichen Fehlkonstruktionen der EU verweisen.[4] Die Beobachter und Kommentatoren trauen Europa offenbar alles zu: dass es zerfällt und in Bedeutungslosigkeit versinkt, aber ebenso auch, dass es eine globale Gestaltungsfähigkeit entwickelt, die freilich nicht mehr mit der des 19. Jahrhunderts auf einer Stufe steht. Europa beziehungsweise die Europäische Union ist insofern eine politische Wundertüte, bei der man nicht weiß, was drinnen ist. Deswegen erlebt man fortgesetzt Überraschungen, wenn man in sie hineingreift.

					Lange Zeit drehte sich die Debatte über die Zukunft des Europaprojekts um verfassungspolitische Fragen, vor allem um die Demokratisierung eines institutionellen Gebildes, das zunächst unter wirtschaftspolitischen Imperativen von den politischen Eliten geformt wurde und von Kommissaren verwaltet wird, die nach bestimmten Verteilungsregeln und politischer Opportunität ins Amt kommen, die aber nicht von den Bürgern Europas gewählt werden. Die europäische Einigung ist ein Elitenprojekt, das die Bürger Europas als Nutznießer und Profiteure, aber nicht als Mitgestalter gesehen hat. Immer wieder ist das als ein «Demokratiedefizit» Europas beklagt worden, und es gab nicht wenige Vorschläge, wie dieses zu überwinden wäre.[5] Ein für alle Beteiligten akzeptabler Vorschlag ist dabei nicht herausgekommen. Das hat vor allem mit der Sorge der kleineren Länder zu tun, sie könnten durch die Demokratisierung Europas, die dem Grundsatz one man, one vote folgt, politisch marginalisiert werden. Das ist und bleibt die Grenze einer grundlegenden Demokratisierung Europas. Sie ist mit dem Anwachsen der nationalkonservativen und rechtspopulistischen Parteien in den letzten zehn Jahren unüberwindlicher geworden, als sie zeitweise einmal war. Damit sind auch die Verfassungsprojekte und Demokratisierungsvorschläge, die damals im Gespräch waren, obsolet geworden.

					Mit jeder Erweiterungsrunde ist die Zahl der Kommissare gewachsen, was dazu geführt hat, dass die Kommission immer größer wurde und mehr und mehr den Charakter einer Kompromissmaschine angenommen hat, von der die neu entwickelten Vorhaben mit den bereits laufenden Projekten unter dem Aspekt der Finanzierung austariert werden müssen. Dabei spielen in der Kommission mitunter auch die nationalen Interessen der jeweiligen Mitgliedsländer eine Rolle, doch kommen diese vor allem im Europäischen Rat zur Sprache, der Versammlung der Staats- oder Regierungschefs, wo die erforderlichen Kompromisse zwischen den unterschiedlichen und einander häufig entgegenstehenden nationalen Positionen verhandelt werden. In der Kommission geht es, anders als in dem an nationalen Interessen orientierten Europäischen Rat, vorwiegend um Kompromisse zwischen den diversen Politikfeldern, die gänzlich oder zumindest teilweise in die europäische Zuständigkeit fallen. Da beides jedoch nicht klar und präzise voneinander zu trennen ist, weil einige Politikfelder für bestimmte Staaten von herausragender nationaler Bedeutung sind, andere hingegen weniger oder gar nicht, muss fast immer ein weiterer Kompromiss zwischen dem Kompromiss in der Kommission und dem im Ministerrat gefunden werden, in den dann auch die diesbezüglichen Forderungen und Beschlüsse des Europaparlaments, des dritten Machtzentrums der EU, einzuarbeiten sind. Die in den letzten zwei Jahrzehnten gewachsene Bedeutung des Europäischen Parlaments ist eine Folge der Demokratisierungsbemühungen, die im Ergebnis aber nicht den Einfluss der Bürger Europas erhöht, sondern nur die Kompromissbildung noch um einiges komplizierter gemacht haben. Das erklärt, warum Brüsseler Entscheidungen fast immer so lange auf sich warten lassen. Den Erfordernissen eines Akteurs mit Anspruch auf weltpolitische Relevanz genügt dieses Verfahren der verschachtelten Kompromisse freilich nicht. Solange es fortbesteht, wird die EU nicht als global relevanter Akteur auftreten können. Und sie tut sich schwer damit, auf die Fülle der Herausforderungen schnell und entschlossen zu reagieren.

					Es ist also stets ein Kompromiss aus Kompromissen, der die Leitlinie der europäischen Politik bildet. Dass dieser Kompromiss aus Kompromissen weder den Vorstellungen der Mitgliedstaaten noch denen der zahllosen, auf den diversen Politikfeldern tätigen Lobbyverbänden und Interessengruppen entspricht, gehört zum Wesen eines Kompromisses.[6] Es führt freilich dazu, dass sich die europäische Politik kaum mit den an sie herangetragenen Erwartungen deckt und in der Regel von allen Seiten kritisiert wird. In der Folge ist es üblich geworden, «Brüssel» für alles verantwortlich zu machen, was den Interessen der Mitgliedsländer nicht entspricht oder unterhalb der Forderungen von Interessenverbänden und Nichtregierungsorganisationen bleibt. Häufig ist von «faulen Kompromissen» die Rede, womit diese von Anfang an unter Revisionsvorbehalt gestellt werden.

					Die aufwendige Kompromissbildung ist mit einer Fülle von Regelungen und Ausnahmebestimmungen verbunden, sodass die EU in der allgemeinen Wahrnehmung mit einer alles erfassenden bürokratischen Regelungswut verbunden wird, was seinerseits eine wachsende Europaskepsis und Europakritik nach sich zieht. An die Stelle der in den 1960er und 1970er Jahren überwältigenden Zustimmung zum Europaprojekt als Schaffung eines «Raums des Friedens und Wohlstands», wie sich die EU bis heute bezeichnet, ist in den letzten zwei Jahrzehnten vermehrt Kritik und Ablehnung getreten, womit auch der prozentuale Anteil der Europagegner bei Wahlen zum Europaparlament ständig zugenommen hat. Inzwischen sind die zahlreichen «europaskeptischen» Parteien im Europäischen Parlament zu einer ernst zu nehmenden Bedrohung der EU geworden. Zurzeit spricht alles dafür, dass der Anteil derer, die das Europaprojekt ablehnen und rückabwickeln wollen, weiterhin steigen wird. Das lässt die Kompromissbildung abermals komplizierter werden, was wiederum zur Folge hat, dass die Unzufriedenheit mit «Brüssel» weiterwächst. Ohne tiefgreifende institutionelle Reformen der EU wird diese Entwicklung zu Selbstblockade, Stillstand oder Zerfall führen.

				
					
						Der Fluch der Bürokratisierung

					
					Es drängt sich die Vermutung auf, das Europaprojekt sei infolge seiner verschachtelten Kompromisse, des damit verbundenen Defizits an klaren und zügigen Entscheidungen sowie dem daraus erwachsenen Mangel an politischer Führungsfähigkeit immer mehr zu einer bis ins Kleinste hinein wirkenden Regelungsmaschine geworden, zu einem überdimensionierten Regelgeber und Regelbewirtschafter. Die Rede vom bürokratischen Monster Brüssel, zu dem die EU geworden sei,[1] ist eine Kritik an dem, was die Politik im Verlauf der letzten Jahrzehnte in Reaktion auf die starke Zentrifugalität des politischen Europa aus dem Europaprojekt gemacht hat. Die detaillierten Regeln in der EU sind gleichermaßen eine Folge davon wie eine Kompensation dafür, dass die Union bei der Klärung der großen politischen Fragen sowie einer grundlegenden Reform ihrer Führungsstrukturen und Mitgliedschaftsverhältnisse nicht vorangekommen ist. In Jonathan Swifts Gullivers Reisen haben die Liliputaner den ihnen als ein Riese erscheinenden Gulliver mit einem Geflecht von Fäden zu fixieren versucht, damit er ihnen, sobald er erwacht, nicht gefährlich werden kann. So wollten die Zwerge seiner Herr werden. Das lässt sich auf Europa übertragen, wo die Bürokraten mit Regeln, Vorschriften und Ausnahmebestimmungen die politische Kraft der EU fixiert haben. So wollen sie, wie sie meinen, die EU vor sich selbst schützen.

					Des Weiteren ist, zusätzlich zu den genuin Brüssel anzulastenden Problemen, eine politische Praxis entstanden, bei der all das auf «Brüssel» geschoben wird, was den Regierungen im nationalen Rahmen zu schaffen macht oder womit die Bevölkerungen der Mitgliedsländer unzufrieden sind. Immer dann, wenn die Unzufriedenheit in einem EU-Land hochkocht und politisch folgenreich zu werden droht, wird «Brüssel» zum dafür Verantwortlichen erklärt. Die EU ist zum Abschieberaum für Unzufriedenheit in der nationalen Politik geworden. Das ist freilich nicht bloß ein propagandistisches Manöver, sondern auch ein politisch-operativer Vorgang: Fast alles, was man im Innern der Staaten nicht lösen kann oder bearbeiten will, wird an die EU überwiesen, wo man es dann leicht kritisieren kann. Die EU ist zum Ermöglichungsraum dafür geworden, dass sich die nationalen Regierungen, wenn es ihnen opportun erscheint, aus der Verantwortung schleichen können. Gleichzeitig werden aber auch immer wieder Einschnitte in das Geflecht der europäischen Bürokratie angekündigt, um die Abläufe einfacher und schneller zu machen. Diese Reformen kommen jedoch entweder nicht zustande oder versanden bereits im Anfangsstadium. Die versprochenen Entbürokratisierungen sind fast so zahlreich wie die Klagen über eine EU, die zu einem Gestrüpp von Verordnungen und Regeln geworden sei, in dem sich keiner mehr auskenne. Tatsächlich gleicht die EU oftmals dem von den Liliputanern gefesselten Gulliver, der sich, als er erwachte, vor lauter kleinteiligen Fesseln zunächst nicht rühren konnte.

					Aber warum sind die zahllosen Anläufe zur Entbürokratisierung der EU, die in den letzten Jahrzehnten unternommen wurden, allesamt fehlgeschlagen? An mangelnder publizistischer Unterstützung kann es kaum gelegen haben, und auch nicht an fehlendem Rückenwind aus den mächtigen Einflussgruppen der großen Mitgliedsländer. Vieles spricht dafür, dass es in der EU einen strukturellen Zwang zur bürokratischen Regelung gibt, der sich gegen das Ansinnen eines energischen Bürokratieabbaus zwecks Kostenersparnis und Entscheidungsbeschleunigung behauptet hat – und das selbst dann, als die dem Bürokratieabbau entgegenkommenden Ideen des Neoliberalismus den Zeitgeist bestimmten. Der Grund für dieses Beharrungsvermögen des Bürokratischen kann nur in den Strukturen der EU selbst liegen, weswegen die Vermutung naheliegt, dass die Regelungsdichte, das Bürokratiegestrüpp in der Union ein unverzichtbarer Faktor des Zentripetalen, der Zentrumsbildung ist, der den zentrifugalen Tendenzen in der Union entgegenwirkt. Ist das richtig, so kann die EU auf diese Bürokratisierung nicht verzichten, ohne damit den Fliehkräften freie Bahn zu geben. Die Bürokratie ist demnach eine Kompensation des Fehlens einer politischen Führung, und weil deren Integrationskraft nicht vorhanden ist, muss sie durch Bürokratie und rechtliche Regelungen ersetzt werden.

					Diese Fliehkräfte, die von den nationalen Besonderheiten und spezifischen Interessen der Mitgliedsländer gespeist werden, wirken auf die Union ein und bewegen sie in eine für die jeweiligen Interessengruppen vorteilhafte Richtung. Weil in der EU inzwischen viele Länder mit unterschiedlichen Wirtschafts- und Sozialstrukturen versammelt sind – Agrarländer und Industriestaaten sowie Länder mit postindustriellen Strukturen –, hat das zur Folge, dass die Mitgliedstaaten in einander entgegengesetzte Richtungen ziehen. Die daraus erwachsenden Zentrifugalkräfte würden, kämen sie ungehindert zur Wirkung, zu einem Hin und Her oder womöglich zum Auseinanderbrechen der Union führen. Dem wirkt die Bürokratisierung entgegen, indem sie die Zentrifugalität in ein Gestrüpp von Regelungen und Ausnahmen hineinzwingt, das ihr die Kraft nimmt, mit der sie die EU zerreißen könnte. Die komplexen Mechanismen der Union, von der aufwendigen Kompromissbildung bis zur exzessiven Bürokratisierung, arrangieren die Zentrifugalität so, dass sie im Ergebnis wirkt, als ob sie eine Kraft der Zentripetalität wäre. Der Preis dafür ist Zögerlichkeit und häufiger Stillstand im Getriebe der Union. Man kann die Bürokratisierung somit als eine aus der Not geborene Reaktion auf die Fliehkräfte begreifen.

					Die Überbürokratisierung der EU, heißt das, ist deren «Lebensversicherung» gegen ein ungehemmtes Einwirken des Zentrifugalen. Sie ist der politische Hort jener zum Zentrum hin gerichteten Kräfte, auf die die Union in ihrer gegenwärtigen Verfassung nicht verzichten kann. Das erklärt, warum bislang alle mit großem Tamtam begonnenen Projekte einer Entbürokratisierung der EU nach einiger Zeit sang- und klanglos verschwunden sind. Diese «Lebensversicherung» hat zur Folge, dass die Union sich in einen schwerfälligen, fast unbeweglichen Koloss verwandelt hat, der vor allem mit sich selbst beschäftigt ist. Bürokratisierung ist eine Form der Problembearbeitung, die eine Fülle neuer Probleme schafft. Das wirft die Frage auf, ob sich nicht Alternativen finden lassen, bei denen die Wirkung des Zentripetalen zu geringeren Kosten zu haben ist. Darauf wird ausführlicher zurückzukommen sein, wenn es um die Frage nach dem Zentrum der EU geht. Hier nur so viel: Bürokratisierung kann den Problemdruck im Innern senken und Zentrifugalität einhegen. Sie ist geeignet, die Vorkämpfer des Zentrifugalen zur Verzweiflung zu bringen und in die Resignation zu treiben. Aber sie hat einen hohen Preis, und der besteht einerseits im immer geringeren Einfluss der Bürger auf die Politik der Union und andererseits in deren weitgehender Handlungsunfähigkeit nach außen. Beides ist zeitweilig verkraftbar, aber auf Dauer überwiegen die Kosten den Nutzen.

				
					
						Erweiterungsrunden und Zentrifugalkräfte

					
					Mit der Zahl der Mitgliedsländer haben auch die Fliehkräfte in der EU immer weiter zugenommen. In Reaktion darauf kam es zu einem noch dichteren Regelsystem und Bürokratiegestrüpp. Nur so ließ sich die Union unter den gegebenen Umständen – dem Fehlen eines politischen Zentrums und dem Verzicht auf eine mehrstufige Mitgliedschaft – im Gleichgewicht halten und eine bedrohliche Schlagseite verhindern. Diese zunächst abstrakte – oder wenn man so will: politikmechanische – Überlegung wird durch einen Blick auf die Geschichte des Europaprojekts bestätigt: War die EWG, die Wirtschaftsgemeinschaft der ursprünglichen Sechs, in bürokratischer Hinsicht noch recht schlank, so haben die Süd-, Nord- und vor allem die in zwei Runden erfolgte Osterweiterung des Europaprojekts zu einem beständigen Anwachsen der Bürokratie geführt. Das hat die positiven Effekte des gemeinsamen Marktes, die aus dem Wegfall der Grenzkontrollen und Zollregime zwischen den Mitgliedsländern erwuchsen, mit der Zeit erheblich reduziert.

					Mit der Süd- und der Osterweiterung traten der Gemeinschaft obendrein Staaten bei, die sich sozialstrukturell erheblich von den ursprünglichen sechs unterschieden und die damit ein strukturelles Gefälle zwischen Nettozahler- und Nettoempfängerstaaten in die Gemeinschaft gebracht haben. Das ist zu einem weiteren Faktor der Zentrifugalität geworden. – Wäre es unter diesen Umständen nicht besser gewesen, das Europaprojekt wäre kleiner und schlanker geblieben und hätte sich auf passgenaue Assoziierungsabkommen mit den Beitrittskandidaten beschränkt? Diese Frage drängt sich im Rückblick geradezu auf. Europa, so kann man sagen, ist immer größer und unbeweglicher geworden, und es hat parallel dazu immer weiter an Handlungsfähigkeit eingebüßt.

					Es gab freilich eine Reihe von Gründen, die für die jeweiligen Beitrittsrunden sprachen und dafür sorgten, dass sie in Gang gesetzt wurden: Bei der Süderweiterung, die Portugal, Spanien und Griechenland betraf, ging es um die Stabilisierung der in diesen Ländern gerade erst wiederhergestellten Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Dem lag die Erwartung zugrunde, der Beitritt zum gemeinsamen Markt werde in diesen Ländern einen Prosperitätsschub auslösen, der die jungen Demokratien nachhaltig festige. Das war auch – alles in allem – der Fall.

					Die Norderweiterung wiederum war eine eher unproblematische Runde, weil die beitretenden Länder denen des ursprünglichen Europaprojekts strukturell ähnlich waren und als Nettozahler den vorherigen Beitritt der Nettoempfänger des Südens im Gemeinschaftsbudget zumindest teilweise ausgleichen sollten. Auch das ist so eingetreten. Das Problem war hier eher, dass für die Bevölkerung der beitrittswilligen Länder des Nordens und Nordwestens die Vorteile des Beitritts zur EG oftmals nicht groß genug waren, um die damit verbundenen Souveränitätseinschränkungen in Kauf zu nehmen (weswegen Norwegen und die Schweiz nicht beitraten und Dänemark erst im zweiten Anlauf dazu bereit war), oder dass sie im Verlauf ihrer Mitgliedschaft Sonderkonditionen aushandelten, die ihre Beitragszahlungen begrenzten und unterhalb des sonst üblichen Niveaus einfroren (was bei den Briten in der Ära Margaret Thatchers der Fall war). Inzwischen war der gemeinsame Markt mitsamt seinen zollpolitischen Abschottungen gegenüber Nichtmitgliedern jedoch bereits so groß, dass es erhebliche wirtschaftliche Nachteile mit sich brachte, wenn man ihm nicht angehörte. Insofern ging von der wirtschaftlichen Gemeinschaft ein starker Sog zum Beitritt aus. Das Europaprojekt zog immer weitere Mitglieder an, und das tut es nach wie vor, was die Gefahren einer politischen Überdehnung ständig vergrößert hat. In einer Formel gefasst: Wirtschaftliche Attraktivität schmälert politische Handlungsfähigkeit, wenn dem nicht durch strukturelle Reformen der Gemeinschaft entgegengewirkt wird.

					Am riskantesten für das Europaprojekt waren die beiden Osterweiterungen, weil mit ihnen Länder beitraten, deren Sozialstruktur und Wirtschaftskraft sich deutlich von denen der bisherigen Mitgliedsländer unterschieden. Es handelte sich um Staaten, die sich zum Zeitpunkt des Beitritts noch im Prozess der Transformation von einer sozialistischen Staatsplanungswirtschaft in eine kapitalistische Marktwirtschaft befanden (was mit erheblichen Korruptionsrisiken verbunden war und ist), und es war absehbar, dass diese Länder auf Jahrzehnte hinaus Nettoempfängerstaaten bleiben würden. Ob sie sich wirklich kulturell dem Westen, wie er oben beschrieben wurde, zugehörig fühlten oder in Anbetracht ihrer Geschichte und der wirtschaftlichen Verflechtung mit der ehemaligen Sowjetunion starke Ostbindungen aufwiesen und diese beibehalten wollten, blieb eine offene Frage. Einigen ging es erkennbar darum, die Vorteile beider Seiten in Anspruch zu nehmen: die finanziellen Transfers aus dem Westen, die Zugehörigkeit zum europäischen Wirtschaftsraum und die politischen Kontakte nach Moskau mitsamt kostengünstigen Energielieferungen. Auf jeden Fall konnte man bereits zum Zeitpunkt des Beitritts davon ausgehen, dass die überzogenen Erwartungen, die man in Mittelosteuropa in die Union setzte, kaum zu erfüllen waren. Es musste darum mit Enttäuschungen und einer schleichenden Abwendung von der EU gerechnet werden.

					Das hat sich, nicht in den baltischen Staaten, wohl aber in Bulgarien und Rumänien, bewahrheitet.[1] Außerdem sind dort rechtskonservative oder rechtspopulistische Parteien aufgekommen, die einen europaskeptischen Kurs verfolgen. Womit man freilich überhaupt nicht gerechnet hat, ist die notorische Vetospielerrolle Ungarns unter Ministerpräsident Viktor Orbán und dessen langer Verbleib an der Macht, nachdem Ungarn 1989 das erste Land war, das den Eisernen Vorhang geöffnet und damit einen Prozess in Gang gesetzt hat, an dessen Ende der Zusammenbruch des Ostblocks stand. Man hätte in Brüssel allerdings damit rechnen können, dass bei einem derartigen Aufwuchs der Mitgliedstaaten, zumal solcher in Ostmittel- und Südosteuropa, die Wahrscheinlichkeit von Vetospielern deutlich steigt. Richtiger wäre es gewesen, mit einer gestuften Mitgliedschaft zu arbeiten, bei der den hinzukommenden Ländern kein Vetorecht zugestanden worden wäre und sie auch nicht die Position des Ratspräsidenten hätten übernehmen können. Man beachtete das offenbar auch deswegen nicht, weil man auf eine dauerhafte Dankbarkeit der Länder setzte, denen man – großzügig, wie man das selber sah – die Tür zur EU geöffnet hatte, obwohl man wusste, dass sie auf lange Sicht eine wirtschaftliche und fiskalische Belastung darstellen würden. Dankbarkeit war und ist jedoch eine Erwartung, die im politischen Feld nie eingelöst wird. Dass sie dennoch gehegt wird, ist nicht zuletzt die Folge einer überbordenden Freundschaftsrhetorik, die den Blick für die Kalküle und Interessen der betreffenden Länder trübt. Vor allem die deutsche Politik hat unter Helmut Kohl eine Freundschaftsrhetorik gepflegt, die sie nicht im instrumentellen Sinn politischer Nutzenfreundschaft handhabte, sondern an die sie offenbar selbst glaubte.[2]

					Eine Reihe von politischen Gründen sprach jedoch allen Bedenken zum Trotz für eine Erweiterung der Europäischen Union nach Osten: Da war zunächst der energisch vorgetragene Wunsch eines überwiegenden Teils der Bevölkerung in jenen Ländern, die dem Sowjetimperium gerade erst entkommen waren, dem Verbund der europäischen Staaten beizutreten und damit der Zugehörigkeit zu Europa – und eben nicht zu Russland – eine institutionelle Gestalt zu verleihen. Dieser Wunsch wurde durch die lange vor 1989 immer wieder zu hörenden Versicherungen westlicher Politiker verstärkt, wonach «Europa», was auch immer damit genau gemeint war, nicht an Elbe und Oder ende, sondern dass Ostmittel- und Südosteuropa selbstverständlich dazugehörten. Die Frage der Grenzen Europas, der politischen, kulturellen und wirtschaftlichen, wurde von einem feuilletonistischen Problem zur politischen Herausforderung. Die Rhetorik des Kalten Krieges, die eine Zusammengehörigkeit Ost- und Westeuropas herausgestellt hatte, wurde damit zu einer Selbstbindung, die nunmehr eingelöst werden musste. Man konnte den beitrittswilligen Ländern und deren Bevölkerungen kaum die kalte Schulter zeigen und die Osterweiterung der Gemeinschaft auf die lange Bank schieben, wie die EU das sonst tat, wenn sie sich überfordert fühlte. Die Politik der langen Bank war und ist eines der beliebtesten Mittel, um Versprechen und Zusagen zu relativieren.[3] Im Fall der EU-Osterweiterung gab es mehrere Gründe, warum man sich ihrer nicht bediente.

					Da waren zunächst gravierende sicherheits- und geopolitische Argumente, die für den Beitritt der ostmitteleuropäischen und südosteuropäischen Staaten zum Europaprojekt sprachen: Nach der 1918/19 erfolgten politischen Neukonstituierung jenes europäischen Raums, der bis zum Ende des Ersten Weltkriegs unter den Großreichen der russischen Zaren, der österreichischen Habsburger und der preußischen Hohenzollern aufgeteilt war, ist es in Ostmitteleuropa infolge historisch fragwürdiger und politisch umstrittener Grenzziehungen zwischen 1919 und Mitte der 1920er Jahre zu zahlreichen Kriegen gekommen; der zwischen Polen und Sowjetrussland – tatsächlich handelte es sich um mehrere Kriege, in denen es um inzwischen zur Westukraine und zu Belarus gehörende Territorien ging – war der längste und härteste unter ihnen. Weiterhin sind der Krieg zwischen Ungarn und Rumänien um Siebenbürgen sowie der zwischen Griechenland und der Türkei um die kleinasiatische Küste hervorzuheben.[4] Es war darum nach 1990 nicht auszuschließen, dass die damaligen Konflikte nun, nach dem Ende ihres Eingefrorenseins im Sowjetimperium, wieder aufleben und den gesamten Raum in eine Krisen- und Konfliktzone verwandeln würden.

					Diese allgemeine Befürchtung wurde durch die zu Beginn der 1990er Jahre ausgebrochenen jugoslawischen Zerfallskriege verschärft, als diese den gesamten Balkan in Brand setzten und eine Migrationsbewegung auslösten, die nicht zuletzt Deutschland erheblich zu schaffen machte.[5] Seit der Veränderung des russischen Verhaltens gegenüber NATO und EU musste man darauf achten, dass Länder, die man auf der langen Bank warten ließ, nicht zu Trittsteinen einer russischen Expansion wurden. Man geriet also, ohne dass man das sogleich wahrgenommen und begriffen hätte, unter den Zugzwang geopolitischer Überlegungen, die mit den sozialstrukturellen und politisch-kulturellen Bedenken gegen eine Osterweiterung der EU konkurrierten und zuletzt den Ausschlag für eine Erweiterung gaben. Darüber hinaus musste man davon ausgehen, dass bei einer Nichtaufnahme der mittelost- und südosteuropäischen Länder in den Wirtschaftsraum der EU die ökonomische Krise, die sich dort infolge des Zerfalls des von Moskau dominierten «Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe» ausgebreitet hatte, über lange Zeit fortdauern würde; dies hätte wiederum zu politischer Instabilität in den betreffenden Ländern und zu einer unbeherrschbaren Migration nach Westen geführt.

					Es gab somit mehrere gewichtige Gründe dafür, dass sich die EU mit dem Beitritt der ostmittel- und südosteuropäischen Länder nicht allzu viel Zeit lassen konnte; sie musste für Stabilität durch Prosperität sorgen und vermeiden, dass sich dort aufgrund historischer Erinnerungen politische Ressentiments gegenüber den Nachbarstaaten ausbreiteten, die, sobald sie ins kollektive Gedächtnis Einzug gehalten hatten, nicht mehr aus der Welt zu schaffen waren.[6] Eine Politik der langen Bank war deswegen keine praktikable Reaktion auf die Herausforderung aus dem Osten. Die Furcht vor einem instabilen Raum zwischen östlicher Ostsee und Schwarzem Meer – einem Raum, der von Nationalsozialismus wie Bolschewismus mit mörderischer Gewalt überzogen worden war, weswegen der amerikanische Historiker Timothy Snyder ihn als Bloodlands bezeichnet hat[7] – dürfte dabei zunächst eine größere Rolle gespielt haben als die Befürchtung, ein wiedererstarktes revisionistisches Russland könne versuchen, einen Teil des zerfallenen äußeren Sowjetimperiums wieder unter seine Kontrolle zu bringen. Die Osterweiterung der EU – und begleitend der NATO – war also keineswegs, wie anschließend im russischen Narrativ kolportiert, gegen Russland gerichtet, sondern diente vor allem der Stabilisierung eines Raums, der sonst zu einem der Konflikte und Kriege am östlichen Rand der EU zu werden drohte.[8]

					Zum strukturellen Problem der EU wurde freilich nicht so sehr, dass man die Osterweiterung in Gang setzte, sondern wie man es tat. Man hatte sich nämlich auf den Beitritt einer derart großen Zahl von Staaten mitsamt der Aussicht auf weitere Beitrittsrunden, die vorwiegend den Balkan betreffen würden, nur unzulänglich oder gar nicht vorbereitet: Weder schaffte man das Einstimmigkeitsprinzip innerhalb der Europäischen Union ab, noch machte man sich ernstlich Gedanken über eine zwei- oder dreistufige Mitgliedschaft mit entsprechend unterschiedlichen Rechten und Pflichten der betreffenden Staaten, sondern folgte bedingungslos den Vorgaben der Vollmitgliedschaft. Das führte nach einiger Zeit zu dem, was der englische Historiker Paul Kennedy in anderem Zusammenhang als imperial overstretch, als imperiale Überdehnung bezeichnet hat.[9] Im Fall der Europäischen Union lief diese Überdehnung darauf hinaus, dass das Zentrum zu schwach war, um die unterschiedlichen Peripherien in einer fairen und angemessenen Weise mit politischer Aufmerksamkeit und wirtschaftlicher Prosperität zu versorgen, und dass die an den Außengrenzen der Union gelegenen Staaten in Anbetracht ihrer unterschiedlichen Blickrichtungen nach Osten und Süden und unter dem Eindruck alter Freund- wie Feindschaften nicht auf eine gemeinsame politische Linie zu bringen waren. Man hatte schlichtweg die Dynamik der Fliehkräfte unter- und die einigende und verbindende Kraft ökonomischer Integration überschätzt.

				
					
						Überdehnung und Sollbruchstellen der EU

					
					Politisch konkretisiert: Man setzte in Brüssel und den europäischen Hauptstädten darauf, dass nach dem Scheitern des Verfassungsvertrags infolge der ablehnenden Referenden der Franzosen und Niederländer im Jahre 2005 die einende Kraft des Euro (der indes gar nicht in allen Mitgliedsländern der Union eingeführt wurde) groß genug sein würde, um die Defizite an politischer Steuerungsfähigkeit in der Union auszugleichen. Das sollte sich bei der Überschuldungskrise der südlichen EU-Länder, insbesondere den Problemen, in die Griechenland infolge einer verfehlten Wirtschafts- und Finanzpolitik geraten war, als fundamentaler Irrtum erweisen.[1] Unabhängig davon hatte man dem Euro bei seiner Einführung bereits Erwartungen aufgebürdet, von denen hätte klar sein müssen, dass er sie nie und nimmer würde erfüllen können. Auch hatte man die Euro-Einführung zunächst mit einem Ausbau der politischen Union verbunden, der dann nicht erfolgte. Die Länder schauten beim Euro auf ihre je eigenen Bedürfnisse und Interessen und übersahen dabei die Erfordernisse des Gesamtverbandes.

					Die Folge dieser Überforderung des Euro als der in der EU vorherrschenden Währung war eine Machtverlagerung, die unterhalb der institutionellen Strukturen der Europäischen Union stattfand und bei der – politisch sichtbar etwa in der Frage eines Verbleibs von Griechenland im Euroraum und den Auflagen, die Athen hierfür zu erfüllen hatte – Berlin an die Stelle von Brüssel trat: Sämtliche Länder nämlich, die an einer strikten Fortführung der fiskalischen Stabilitätspolitik interessiert waren, versammelten sich hinter der Position Deutschlands, das auf einer Einhaltung der Schuldengrenze bestand und die Europäisierung nationaler Schulden ablehnte. Im Gegenzug bildeten die Länder mit einer hohen eigenen Staatsverschuldung eine Koalition, die auf eine europäische Vergemeinschaftung der nationalen Schulden drängte. Diese Gruppe war indes zu schwach, um ihre Vorstellungen durchzusetzen, weil sie dafür das Regelwerk des Euro und der Europäischen Zentralbank hätte ändern müssen. Das war gegen die deutsche Position und ihre Unterstützer nicht durchzusetzen. So kam es zu einer Spaltungslinie, die Nord- und Mitteleuropa von Teilen Westeuropas und vor allem von Südeuropa trennte. Das war die erste «Sollbruchstelle», die in der EU beziehungsweise im Euroraum entstand. Die Währungsfrage wurde damit zu einer Überlebensfrage der Union.

					Eine Flexibilisierung der deutschen Position aber, in deren Folge Deutschland aus der politischen Schusslinie der Gegenkoalition herausgekommen wäre, hätte vermutlich das Ende der Europäischen Union, jedenfalls des Euro als gemeinsamer Währung der wichtigsten EU-Staaten, bedeutet. In der deutschen Bevölkerung hätte dann nämlich eine tendenziell mehrheitsfähige antieuropäische Stimmung Platz gegriffen. Diese Stimmung hätte über kurz oder lang den tragenden Pfeiler der Union, eben Deutschland, zum Austritt aus dem Euroraum gebracht, und vermutlich hätte dann eine Mehrheit der deutschen Wahlbevölkerung auch für den Austritt aus der Union votiert. Es war dies die Zeit, in der sich hierzulande die populistische, aber damals noch nicht durchgängig nationalistische AfD konstituierte, deren Programm strikt gegen eine Aufweichung der von Deutschland vertretenen Austeritätspolitik gerichtet war und die stattdessen eine Verschärfung der Verschuldungsgrenzen verlangte. Um einen massenhaften Zulauf zur AfD zu verhindern, musste die Regierung am politischen Kurs der Austerität und der Ablehnung einer Schuldenvergemeinschaftung festhalten. Mit anderen Worten: Die EU konnte die Empörung der Griechen über die ihnen gemachten Auflagen zum Schuldenabbau verkraften, aber eine Austrittsstimmung im wirtschaftlich bei weitem potentesten Land hätte sie nicht überstanden. In der Folge dessen bildete sich ein antideutsches Ressentiment in jenen EU-Ländern heraus, die von einer europäischen Vergemeinschaftung ihrer nationalen Schulden finanziell und wirtschaftlich erheblich profitiert hätten. Sie fühlten sich von den Deutschen geknebelt.

					Im Rückblick lässt sich festhalten, dass die Debatte über die Verschuldung der südlichen EU-Staaten und die mit einem Mal sichtbar gewordene politische Macht Berlins zu einem Stimmungsumschwung in der Union geführt hat, zu einem Kipp- und Wendepunkt, an dem die bis dahin in nahezu allen Mitgliedsländern vorherrschende europafreundliche Grundstimmung in eine europaskeptische bis europaablehnende Haltung bei einem Teil der Bürger umschlug – und zwar sowohl bei denen, die gegen die Schuldenvergemeinschaftung waren, als auch bei jenen, die sie vehement forderten. Diese Europaskepsis ist seitdem nicht mehr verschwunden. Sie hat überdies den kontinuierlichen Aufstieg rechts- wie linkspopulistischer Parteien in sämtlichen Ländern der EU begünstigt. Hinzu kommt, dass seitdem die deutsch-französische Achse, zuvor das politisch verlässlichste Element der Union und ein Faktor für ihren Zusammenhalt, nicht mehr funktioniert, weil Berlin und Paris sich mit einer gehörigen Portion Misstrauen zu beobachten begannen: Die Franzosen wurden misstrauisch, weil ihnen die Deutschen aufgrund ihrer wirtschaftlichen Macht die seit den 1960er Jahren überlassene politische Führungsrolle streitig machten, und die Deutschen misstrauten den Franzosen, weil diese in wirtschaftlichen Fragen, bei denen Deutschland bislang der tonangebende Teil in der Gemeinschaft gewesen war, ein Bündnis mit den Südstaaten der Union eingegangen waren, das die bisherigen Arrangements in Frage stellte. – Die Peripherie wirkte aufs Zentrum zurück, und diese Rückwirkung machte das bis dahin durch die deutsch-französische Achse stabilisierte Zentrum fragil; die sich im Innern der beiden Länder aufbauenden Zentrifugalkräfte paralysierten das bisherige Zentrum. Es entstand die bereits beschriebene Trennlinie zwischen Norden und Süden als Faktor des Zentrifugalen.[2] Deutlicher kann sich eine imperiale Überdehnung im Sinne Paul Kennedys nicht zeigen.

					Aus der gemeinsamen Ablehnung einer Schuldenvergemeinschaftung in EU und Eurozone von Deutschland, den skandinavischen und ostmitteleuropäischen Ländern erwuchs indes keine stabile Koalition. Als nach einiger Zeit die Überschuldung der europäischen Südstaaten politisch in den Hintergrund trat und der Umgang mit den Migrationsbewegungen sowie die Unterbringung der Geflüchteten die innereuropäische Debatte bestimmten, bildeten sich neue Koalitionen, die ganz anders zusammengesetzt waren: Der von Polen angeführte Großteil der ostmitteleuropäischen Länder verweigerte sich jeglicher Aufnahme von Migranten aus arabischen oder afrikanischen Ländern, wodurch die südeuropäischen Staaten hätten entlastet werden sollen.[3] Auch die skandinavischen Staaten entschlossen sich zu einer deutlich restriktiveren Politik gegenüber Asylbewerbern, wohingegen Deutschland, das bereits in den Jahren 2015 und 2016 die meisten nach Europa Geflüchteten aufgenommen hatte, sich zur Aufnahme eines größeren Anteils der über das Mittelmeer Gekommenen bereit erklärte. Jedenfalls verschanzte es sich nicht hinter dem Verweis auf die außerordentlichen Belastungen der Jahre 2015 und 2016. Damit befand sich Deutschland in einer Koalition mit den Südstaaten der Union, die von den Mitteleuropäern eine größere Solidarität einforderte. Das wurde relativ schnell zur zweiten «Sollbruchstelle» der EU.

					Man kann hier einwenden, eine solche Politik sei in Anbetracht der wirtschaftlichen Potenz Deutschlands und seiner Angewiesenheit auf Arbeitskräfte naheliegend gewesen, muss dann aber auch hinzufügen, dass die «Willkommenskultur», wie sie 2015 hierzulande geherrscht hat, schon bald einem Gefühl der Überforderung gewichen ist. Das hat zur Folge, dass all die Parteien, die eine Politik der relativen Offenheit verantworten, in den demoskopischen Erhebungen erhebliche Verluste bei den Wählerpräferenzen hinnehmen müssen. Es war im Wesentlichen die Sorge um den Zusammenhalt der Europäischen Union, von der die deutsche Entscheidung zur Aufnahme von Migranten motiviert war, nachdem eine EU-weite Regelung bei der Verteilung von Migranten am Widerstand der Ostmitteleuropäer gescheitert war. Auch das ist als ein Indikator der Überdehnung zu sehen: Ein Kompromiss war nicht möglich.

					Das deutsche Interesse an der Zuwanderung von Fachkräften kann ebenfalls nur begrenzt als Motiv für eine Politik der relativen Offenheit angeführt werden, denn die Integration der Migranten, die 2015 und 2016 nach Deutschland kamen, hat sich als sehr viel schwieriger, langwieriger und teurer erwiesen, als man zunächst erwartet hatte. Die gezielte Anwerbung von Arbeitskräften wäre der einfachere und effektivere Weg gewesen, um die Industrie mit Facharbeitern und die Pflegeeinrichtungen mit entsprechendem Personal zu versorgen. Dennoch hat Deutschland weiterhin die mit Abstand höchste Zahl an Migranten aufgenommen. Es hat eine strikt an den eigenen Interessen orientierte Politik zugunsten des Zusammenhalts der Union hintangestellt und ist damit zur wichtigsten Kraft des Zentripetalen in der Europäischen Union geworden. Es hat versucht, die Sollbruchstellen der Union zu kitten und deren Überdehnung abzufedern, und zu beidem war es als einziger Mitgliedstaat der EU in der Lage. Damit haben sich die Macht- und Einflussverhältnisse in der Union grundlegend verändert. Das wiederum ist von den bislang einflussreichen Ländern mit erheblichem Misstrauen beobachtet worden.

				
					
						Deutschlands veränderte Position und Rolle in Europa

					
					Ohne es zu wollen und ohne diese Position auf irgendeine Weise angestrebt zu haben, ist Deutschland im Verlauf der letzten zehn Jahre zur Zentralmacht[1] der Europäischen Union geworden – keineswegs nur aufgrund seiner Lage in der Mitte des EU-Raums, sondern vor allem durch die Aufgabe, für den Zusammenhalt der EU zu sorgen. Zusätzlich ist es von den USA als der wichtigste sicherheitspolitische Partner (leader in partnership) auf dem europäischen Kontinent herausgestellt worden. Gleichzeitig wird es aber auch von Seiten Russlands mit politischen Avancen überzogen, die letzten Endes zum Ziel haben, die Deutschen aus dem Verbund von NATO und EU herauszulösen und es stattdessen in die wirtschaftliche und politische Nähe zu Russland zu bringen.[2] Auch hier geht es darum, mithilfe der Deutschen, der «Macht in der Mitte» Europas, politische Kontrolle über einen Kontinent zu erlangen, von dem sich die USA allmählich – oder auch schlagartig – zurückziehen werden.

					Seit Beginn des Ukrainekriegs und der offen russlandfreundlichen Politik der populistischen Parteien in Deutschland steht damit die «deutsche Frage», die von 1871 bis 1945 die europäischen Konstellationen beherrscht hat, wieder auf der politischen Tagesordnung. Lautete sie damals, dass das Deutsche Reich zu groß sei, um ein Staat unter anderen in Europa zu sein, und zu klein, um ganz Europa unter seine Kontrolle zu bringen (was bekanntlich in zwei Weltkriegen katastrophal scheiterte), so lautet sie nunmehr: Treffen die Deutschen eine klare Entscheidung für den Westen und eine Politik des Zusammenhaltens der Europäischen Union, nach Möglichkeit an der Seite der USA, notfalls aber auch ohne sie in der Rolle einer europäischen Zentralmacht? Oder entscheiden sie sich für eine Annäherung an Russland mit der Folge eines Auseinanderbrechens von NATO und EU, was die Voraussetzung für eine engere Bindung zwischen Berlin und Moskau ist?

					Unverkennbar ist es ein zentrales Interesse der russischen Politik, das umzukehren, was der Historiker Heinrich August Winkler vor Jahren mit Blick auf die deutsche Geschichte des 20. Jahrhunderts als den «langen Weg nach Westen» bezeichnet hat,[3] und Deutschland in eine strategische Koalition mit Russland zu bringen – ein Projekt, über das sich der russische Geopolitiker Alexander Dugin, dem, wie erwähnt, ein gewisser Einfluss auf Putin nachgesagt wird, viele Gedanken gemacht hat. Für ihn ist eine Koalition mit Deutschland neben der Verbindung zum Iran die zweite Achse, mit deren Hilfe die angebliche «Einkreisung» Russlands durch den Westen aufgesprengt und ein eurasischer Machtblock gegen den maritimen Block des «Westens» errichtet werden kann.[4] Damit würden jene geopolitischen Konstellationen wiederhergestellt, die im 19. Jahrhundert zwischen den antinapoleonischen Befreiungskriegen und dem Auslaufen des Bismarckschen «Rückversicherungsvertrags» mit Russland die machtpolitischen Konstellationen Europas geprägt haben. Auch danach spielten sie mehrfach eine wichtige Rolle.[5] Der 1922 abgeschlossene Vertrag von Rapallo ist eine weitere Wegmarke dieser Politik einer deutschen Ostbindung.

					Man muss davon ausgehen, dass die strategischen Köpfe hinter den rechtspopulistischen bis rechtsextremistischen Parteien, aber auch eine Reihe linker Kritiker der deutschen Westbindung[6] eine Entwicklung in diese Richtung vorantreiben wollen. Damit steht die «deutsche Frage» wieder auf der politischen Agenda. An ihr wird sich entscheiden, ob die Geopolitik des 21. Jahrhunderts von einem eurasischen Raum in Konfrontation mit einem maritimen Raum geprägt sein wird – oder ob es weiterhin «den Westen» geben wird, in dem Europäer und US-Amerikaner zusammenwirken beziehungsweise Europa einen eigenen Weg zwischen den ihrer Sicherheitsgarantien für die Europäer überdrüssig gewordenen Vereinigten Staaten und einem revisionistisch agierenden Russland beschreitet. Unerwartet und völlig unvorbereitet stehen die Deutschen mit einem Mal wieder vor dieser Frage, die sie eigentlich hinter sich gelassen zu haben glaubten. Die Beschäftigung mit ihr und die fällige Beantwortung ist diesmal darum so tückisch und gefährlich, weil die Frage nach der politischen Selbstverortung Deutschlands nicht unmittelbar gestellt wird, sondern sich unter dem Deckmantel ganz anderer Probleme verbirgt: Wie stark und wie lang wird und will sich die Bundesrepublik auf Seiten der Ukraine engagieren? Wie relevant ist der Zufluss billiger Rohstoffe und Energieträger aus Russland für Deutschland als Industriestaat? Wie groß wird die politische Distanz zu EU und NATO durch das Anwachsen rechtspopulistischer Parteien bei den Wahlen in Deutschland werden? Wie viel Energie ist die deutsche Politik bereit, in die Aufgaben einer Zentralmacht der EU zu investieren? Und zu welchem Investment ist sie dabei dauerhaft in der Lage?

					Die Frage der Bereitschaft in Gestalt eines politischen Willens, die beschriebenen Aufgaben zu übernehmen, hängt nicht zuletzt von der Geschichtspolitik ab, in der die deutsche Geschichte des 20. Jahrhunderts aufbereitet und im kollektiven Gedächtnis der Deutschen verankert wird. Bislang ist darin die Westbindung zentral, weswegen die Rechtspopulisten und Rechtsextremen durch eigene Narrative, zumeist solche, die an russische Narrative angelehnt sind, das kollektive Gedächtnis der Deutschen «umzukrempeln» versuchen. Es ist abzusehen, dass das Verständnis der deutschen Geschichte in nächster Zeit erneut zum Austragungsort von Kontroversen wird, die über das politische Selbstverständnis einer Mehrheit der Bürger entscheiden. Die große Entscheidung findet also im metapolitischen Raum statt, und das heißt, dass nicht immer leicht zu erkennen ist, welche politischen Folgen aus metapolitisch zustande gekommenen Entwicklungen resultieren. Und die Fähigkeit eines ebenso verlässlichen wie dauerhaften Investments in das Europaprojekt wird davon abhängen, ob die deutsche Politik zu veränderten Schwerpunktsetzungen bei der Budgetaufstellung bereit und in der Lage ist – vom Umgang mit der Schuldenbremse bis zu dem für die Geschichte der alten Bundesrepublik zentralen Projekt einer umfassenden gesellschaftlichen Integration durch den immer weiter vorangetriebenen Ausbau des Wohlfahrtsstaates.

					Der Umbau des Haushalts und die Umschichtung von Mitteln aus der Sozial- in die Verteidigungspolitik wie in den Zusammenhalt Europas wird nicht ohne grundlegende politische Konflikte abgehen, die auf offener Bühne ausgetragen werden. Die Frage, ob Deutschland die Zentralmacht eines nach Westen orientierten Europas oder eine an Russland angelehnte Macht sein wird, dürfte nicht nur anhand geopolitischer Herausforderungen und wertepolitischer Präferenzen entschieden werden; es hängt auch von der Bereitschaft einer Mehrheit der Bürger ab, auf einige Elemente des Wohlfahrtsstaates zu verzichten, um die finanziellen Mittel zu haben, die für die Wahrnehmung der Aufgaben einer Zentralmacht vonnöten sind.

				
					Kapitel 3 Deutschland – die Macht der Mitte

				
					
						Das Problem der Mitte

					
					Der Titel des Buches – Macht im Umbruch – signalisiert, dass sich die vormalige Weltordnung in Auflösung befindet oder gar vor dem Zusammenbruch steht. Aber er sagt nichts darüber aus, in welche Richtung die Entwicklung gehen und wie die künftige Weltordnung aussehen wird: Ob es sich um eine anarchische Staatenwelt handelt, also um Konstellationen, in der man weder mit Regeln noch mit verlässlichen Strukturen rechnen kann, oder ob eine neue Hierarchie der führenden Mächte entstehen wird, die eine gewisse Überschaubarkeit der Konstellationen sowie, im günstigen Fall, auch eine Regelstruktur im Verhältnis der Großen untereinander aufweisen wird. Und ob die Großen sich darum bemühen werden, die für den Umgang untereinander vereinbarten Regeln in ihren je eigenen Einflussgebieten durchzusetzen. Hier definitive Aussagen zu treffen, wäre in Anbetracht der zahllosen Weggabelungen, an denen wir in den kommenden Jahren stehen werden, und angesichts der Fülle von dabei zu bedenkenden Unwägbarkeiten reine Scharlatanerie. Das ändert freilich nichts daran, dass die voraussichtlich an der Gestaltung einer künftigen globalen oder auch bloß regionalen Ordnung Beteiligten sich auf das, was möglich ist und worauf sie prospektiv Einfluss haben können, vorbereiten wollen – und vorbereiten müssen, wenn sie tatsächlich Einfluss nehmen möchten. Das betrifft insbesondere die Europäer, bei denen in jeder Hinsicht offen ist, ob sie Subjekt oder Objekt der zukünftigen Weltordnung sein werden.

					Die materielle Vorbereitung auf eine solche Einflussnahme – die Bereitstellung von Ressourcen, die Schaffung institutioneller Strukturen und die Erarbeitung einer entsprechenden Strategie als Leitlinie der operativen Politik – hat zur Voraussetzung, dass zunächst die Entwicklungsperspektiven mitsamt ihren jetzt bereits abschätzbaren Folgen und Risiken durchdacht werden. Man kann das in der Form von frei entworfenen Szenarien tun, aber dafür müsste man eigentlich mehr über den Fortgang der globalen Geschichte wissen, als man seriös wissen kann. Das heißt, dass solche Szenarien eine große Beimischung an rein Spekulativem enthalten. Außerdem ist davon auszugehen, dass die einfließenden Zukunftsannahmen in Richtung von «Wünschbarkeiten» tendieren und nicht hinreichend realitätsgesättigt sind. Es handelt sich unter diesen Umständen eher um politische Tranquilizer als um belastbare Szenarien der zukünftigen Entwicklung. Deswegen werden im folgenden Kapitel zunächst eine Reihe von in der Geschichte des politischen Denkens aufzufindenden geopolitischen Modellen beschrieben, bei denen man mit guten Gründen davon ausgehen kann, dass in ihnen, den Flügel-Modellen wie den Mitte-Modellen, Konstellationen durchdacht worden sind, die auch in der Zukunft Europas wieder auftauchen können. Sie entstammen überwiegend dem 19. Jahrhundert, als nach dem Zusammenbruch der napoleonischen Ordnung die Frage im Raum stand, wie Europa neu geordnet werden solle und wem dabei ein wie großes Gewicht zukommen könne. Diese Offenheit der Entwicklung dauerte bis 1871 an, bis zur Klärung der deutschen Frage durch die Gründung des Kaiserreichs, mit dem eine starke Mitte entstand, auf die die Flügelmächte zu reagieren genötigt waren. Man kann diese Modelle als Zerfalls-, aber auch als Reformszenarien der Europäischen Union lesen.

					Bevor sich die Darstellung dieser Frage zuwendet, wird es indes zunächst um die Frage gehen, ob und inwieweit die Deutschen als «Macht in der Mitte» Europas eine Vorstellung von ihrer eigenen politischen Mitte haben oder ob diese Mitte seit der Erneuerung des Reichs im Westen durch Karl den Großen ein vagabundierender Ort war, der nie lange Bestandsdauer hatte. Oder anders gefragt: Haben die Deutschen eine Idee von Führung, die den Erfordernissen eines nicht zentralisierten politischen und wirtschaftlichen Raumes entspricht – oder drücken sie sich um eine Antwort herum, sobald die Führungsfrage konkret wird und an sie adressiert ist? Dafür hat das gegenwärtige Problem Pate gestanden, bei dem die Regierung seit längerem gefordert ist, aber so tut, als hätte sie damit nichts zu tun: Wie soll es mit Europa weitergehen, wenn das transatlantische Bündnis, in dem die Position der Führungsmacht an die USA «outgesourct» worden ist, nicht mehr bestehen sollte – sei es, weil die USA sich aus Europa zurückgezogen haben, sei es, weil die Europäer sich von den USA abgewandt haben? Die Befassung mit dieser Frage wird sich bis zum Schluss des Buches durchziehen.

					Da bei der Zukunft Europas den Deutschen eine Schlüsselposition zufällt, konzentriert sich dieses Kapitel auf eine Betrachtung des Umgangs, den die deutsche Politik und in deren Gefolge ein Großteil der deutschen Bevölkerung in der Vergangenheit mit der geopolitischen Position der Mitte bevorzugt hat. Die Frage, die an den Umgang mit der Mittellage zu richten ist, ist somit eine doppelte: Sie zielt erstens darauf, ob die Deutschen dabei mit Blick auf ihr Eigeninteresse erfolgreich gewesen sind oder aber nicht, und zweitens geht es darum, welche Folgen das deutsche Agieren aus einer starken, aber fast immer als bedroht wahrgenommenen Mitte für Europa als Ganzes gehabt hat. Dazu ist ein langer und sorgfältiger Blick in die Vergangenheit mitsamt ihren geopolitischen Konstellationen erforderlich.

				
					
						Deutschland auf der Suche nach seiner eigenen Mitte

					
					Als der Frankenkönig Karl – er ging als Karl der Große in die Geschichte ein – am Weihnachtstag des Jahres 800 das Römische Reich im Westen erneuerte, indem er sich von Papst Leo III. zum Kaiser krönen ließ und damit das Fränkische Reich aus einem nach den germanischen Stammesbildungen der Völkerwanderungszeit benannten regnum in ein imperium verwandelte, war klar, dass dieses Reich eine politisch-kulturelle Mitte brauchte, eine Mitte, die seinen Anspruch auf die politische Oberhoheit in West- und Mitteleuropa zu repräsentieren vermochte. Die Symbolik eines glanzvollen Zentrums der Macht war umso stärker vonnöten, als Karl sein Reich durch die Kaiserkrönung auf Augenhöhe mit dem Byzantinischen Reich gehoben wissen wollte. Aber Byzanz besaß nach wie vor eine größere Legitimität beim Anspruch auf die Nachfolge des Römischen Reichs, und keine Stadt im Fränkischen Reich konnte sich auch nur entfernt mit dem Glanz und der Größe von Byzanz messen, der von Kaiser Konstantin am Bosporus gegründeten zweiten Hauptstadt des Römischen Reichs.[1] Kaiser Karl hatte ein Repräsentationsproblem.

					Rom selbst, wo Karls Krönung stattgefunden hatte, kam als Zentrum des im Westen erneuerten Reichs nicht in Betracht, weil es außerhalb der fränkischen Reichsbildung lag und zudem die Stadt des Papstes war. Der hatte den Legitimitätstransfer von dem in der Mitte des 5. Jahrhunderts unter dem Ansturm germanischer Völkerschaften zusammengebrochenen Weströmischen Reich auf das Fränkische Reich in einem sakralen Akt vorgenommen, einem Akt, der mehrere Jahrhunderte übersprang. Infolgedessen würde der Kaiser in Rom unterhalb des Papstes stehen, stets der Zweite sein. Das kam für Karl nicht in Frage. Außerdem war Rom zu weit von den Zentren seiner Macht entfernt, in denen er präsent sein musste, um die Kontrolle über sie nicht zu verlieren. Die exzentrische Position, die das Fränkische Reich im Nordwesten Europas einnahm, seine Randständigkeit gegenüber dem einstigen Machtzentrum Rom, machte es erforderlich, in ebendiesem Nordwesten ein glanzvolles Zentrum zu errichten; es sollte dem Erneuerungsprojekt des Kaisertums einen politischen Mittelpunkt geben, ihm kulturelle Strahlkraft und Glanz verleihen, nicht zuletzt, um die eintreffenden Gesandtschaften zu beeindrucken und ihnen eine bleibende Vorstellung von der Macht des neuen Herrschers zu vermitteln. Karls Wahl fiel auf Aachen, die Stadt, in der er – vermutlich – geboren war und die nunmehr als seine Herkunfts- und Hauptstadt präsentiert wurde.

					Ein Teil des Projekts, die unterlegene Stellung des Kaisers im Nordwesten Europas wegzuerzählen und ihn in der Konkurrenz mit dem byzantinischen Herrschaftsanspruch aufzuwerten, findet sich in den fränkischen Reichsannalen, wo es heißt, der Papst habe von Karl vor der Krönung zum Kaiser aus den Händen seiner stadtrömischen Feinde gerettet werden müssen, also den Schutz Karls benötigt. Auch berichten diese Annalen davon, bereits vor Karls Krönung in Rom seien byzantinische Gesandtschaften zu ihm gekommen, um den Frankenkönig um Hilfe in den innerbyzantinischen Machtkämpfen sowie den Kriegen gegen den expandierenden Islam zu bitten.[2] Der Papst und der Kaiser in Byzanz seien demnach auf Karl angewiesen gewesen, vor allem auf seine Kriegsmacht, die damit als eine eigene Legitimitätsquelle ins Spiel kam.

					Ein weiteres Projekt zum Legitimitätserwerb des neuen Reichs war der Ausbau Aachens zum Herrschaftszentrum, zur ausstaffierten Mitte des Fränkischen Reichs. Dabei knüpfte man bewusst an die Formensprache der Spätantike an. Karl ließ Aachen nicht nur als «neues Rom» bezeichnen,[3] sondern trieb auch eine entsprechende Ausgestaltung der Stadt voran – vom Bau der Pfalzkapelle bis zu Bädern, die zum Symbol für die Wiederherstellung römischer Zivilisation an den Grenzen des einstigen Reichs wurden.[4] Für den Bau der Kaiserpfalz und der Pfalzkapelle, dem heutigen Aachener Dom, wurden antike Baumaterialien aus Italien herangeschafft, um auch eine materielle Legitimität für Aachen reklamieren zu können. Beim Bau der Pfalzkapelle orientierte man sich an der Formensprache der Kirche San Vitale in Ravenna, der Stadt, wo die letzten Weströmischen Kaiser und anschließend der Ostgotenkönig Theoderich residiert hatten. Dies alles waren semiotische Markierungen der Mitte des neuen Reichs.

					Neben Byzanz und Rom hatte Aachen noch eine weitere Konkurrenz um die Position der Mitte auszuhalten, und das war die zu Jerusalem als dem Zentralort des christlichen Heilsversprechens. Auf den mittelalterlichen Weltkarten, etwa der von Hereford oder der von Ebstorf[5] – beide entstanden freilich erst vier Jahrhunderte später als das neue Reich im Nordwesten –, trat an die Stelle Roms als politisches Zentrum der antiken Welt Jerusalem als heilsgeschichtliches Zentrum. Darin kam die Höherstellung des Heilsgeschichtlichen gegenüber dem Politisch-Administrativen zum Ausdruck. Jerusalem nahm die Mitte der Weltkarten ein. Es gab in der mittelalterlichen Welt ein ausgeprägtes Bedürfnis nach der Mitte, nach einem Zentrum, und dabei konkurrierten politische, kulturelle und religiöse Zentren miteinander um den vornehmsten Platz. Sie waren die Träger einer in den Raum eingeschriebenen Sinnhaftigkeit.

					Der Blick auf Aachen als Karls Projekt einer politisch-symbolischen Markierung seines Reichs ist auch darum aufschlussreich, weil es den Deutschen danach nie mehr gelang, eine solche Mitte herauszustellen, nicht einmal mit Berlin als Hauptstadt des Deutschen Reichs zwischen 1871 und 1918, insofern Berlin, vordem «nur» preußische Hauptstadt, immer in Konkurrenz zu München, Dresden und Stuttgart stand, den Hauptstädten der neben Preußen das «Bismarckreich» bildenden Königreiche Bayern, Sachsen und Württemberg, und weil Berlin obendrein von Hamburg, Köln und Frankfurt als großen Handelsstädten und Wirtschaftsmetropolen in seinem Zentralanspruch bedrängt wurde. Ein Rom, Paris, Madrid oder London war Berlin auch vor seiner Zerstörung im Zweiten Weltkrieg nicht – und wird es auch nicht mehr werden.[6] Das hat mit der späten Nationalstaatsbildung Deutschlands zu tun, aber auch damit, dass sich Deutschland als Zentralraum des Heiligen Römischen Reichs, wie das von Karl begründete Reich nach neuerlichem Zerfall und wiederholter Erneuerung seit der Stauferzeit genannt wurde, zu einem polyzentrischen Gebilde entwickelte, in dem es kaum eine Region gab, die nicht für sich reklamieren konnte, zumindest für begrenzte Zeit einmal Zentrum des Reichs gewesen zu sein.

					Spätestens mit der Teilung des Frankenreichs im Vertrag von Verdun, der 843 geschlossen wurde, aus der zunächst ein westfränkisches Reich, ein ostfränkisches Reich und das Mittelreich Lotharingien hervorgingen (wobei Letzteres, dem auch die Kaiserwürde zugefallen war und das die Position der Mitte einnehmen sollte, bald zwischen West- und Ostfranken zerrieben wurde), war die große Zeit Aachens als Zentrum des Reichs vorbei. Aber selbst in der Aachener Zeit hielten sich die Herrscher nur zeitweise dort auf. Sie zogen von Pfalz zu Pfalz, weil sie sich um die Probleme in den verschiedenen Regionen des Reichs kümmern und dort durch physische Präsenz ihre Position als Oberherr sichtbar machen mussten.

					Im ostfränkischen Reich wiederum, das dann das Reich der Deutschen wurde, entstand keine Aachen vergleichbare Zentralstadt, sondern die Kaiser entschieden sich für Räume, in denen sie Herr über größere Territorien waren, wo ihre Hausmacht lag, sie sich bevorzugt aufhielten und wo sie Pfalzen und Dome als Zentren und Symbole ihrer Macht errichteten. Für die Sachsenkaiser waren das der Harz und dessen Umgebung, für die salischen Kaiser der Mittelrhein von Speyer über Worms bis Mainz, für die Staufer zunächst der südwestdeutsche Raum, bis Friedrich II. dann das Reich von Süditalien aus regierte.[7] Unter den Luxemburgern verlagerte sich das Machtzentrum nach Böhmen und Schlesien mit Prag als Zentrum, und mit den Habsburgern gelangte dieses Zentrum in die Herzogtümer Österreich, Steiermark und Kärnten, bis dann Wien zur Hauptstadt des Reichs wurde. Das blieb es auch bis ins 19. Jahrhundert hinein. Wien lag zwar im Zentrum der habsburgischen Hausmacht, die sich seit dem 16. Jahrhundert nach Osten und Südosten ausdehnte, aber mit Blick auf das Reich war Wien eine buchstäblich dezentrierte Hauptstadt. Frankfurt als Ort der Kaiserwahl, Aachen als Krönungsort, Nürnberg als Stadt, in der die Reichsinsignien aufbewahrt wurden, sowie Regensburg als Sitz des Reichstags konnten das nur notdürftig ausbalancieren. Wo war die Mitte zu finden, wo lag das Zentrum des Reichs? Diese Frage blieb bis zur Auflösung des Reichs zu Beginn des 19. Jahrhunderts unbeantwortet.

					Das Fehlen einer großen, reichen und mächtigen Stadt als Zentrum des Reichs, die eine entsprechende Attraktivität auf die kulturellen und intellektuellen Eliten ausübte, kam dem antiurbanen Affekt des Christentums entgegen. Ihn hatten die frühen Christen aus dem alttestamentarischen Judentum übernommen: Babylon und Ninive, die großen Städte Mesopotamiens, wurden im Alten Testament als Orte menschlicher Hybris und moralischer Verderbnis dargestellt; räumliche Distanz zu großen Städten galt als Chance der Gottesnähe. Vor allem die Wüste verbürgte eine Nähe zu Gott, weswegen die biblischen Propheten Männer aus der Wüste waren. Die Megastädte dagegen, zumeist Räume des Polytheismus, wo vielen Göttern geopfert wurde, waren nach prophetischer Auffassung dem Untergang geweiht; sie hatten keine Zukunft. Sie sollten zerfallen oder untergehen, denn sie waren Orte der Sündhaftigkeit und Unzucht.

					Diese Vorstellung hat sich in säkularer Form in Deutschland bis in die jüngere Zeit gehalten, etwa wenn der Dichter Eduard Paulus unter dem Eindruck des deutschen Sieges über die Franzosen nach der Kapitulation von Paris Anfang 1871 schrieb: «Babel ist gefallen. […] Siegesadler fliegen über weite Meere bis an die Grenzen der Welt und verkündigen den Menschen: Babel ist gefallen: Der Kaiser der Deutschen hat ihr den Fuß auf den Nacken gesetzt.»[8] Das war eine Variante säkular gewendeter Heilsgeschichte, in der ein tief sitzender Affekt gegen das Zentrum der europäischen Zivilisation, Paris eben, zum Ausdruck kam. In der von Thomas Mann und anderen während des Ersten Weltkriegs gepflegten Entgegensetzung von (französischer) Zivilisation und (deutscher) Kultur hat das seine bis weit ins 20. Jahrhundert hineinreichende Fortsetzung gefunden.[9]

					Was von Thomas Mann als Konzentration aufs Kulturelle und Distanz gegenüber dem bloß Zivilisatorischen behauptet wurde, kann freilich auch als Präferenz für ein politisches Biedermeier angesehen werden, hier verstanden als eine wenig glanzvolle Kombination aus dem Bedürfnis nach Heimeligkeit und gelegentlichem Großmannstum, das dann bramarbasierend und brutal auftritt. Max Weber hat darin ein Sichabfinden mit politischer Epigonalität gesehen, von der die Mitte eines politischen Raumes in Mittelmaß und Mittelmäßigkeit verwandelt wird. Weber schließt darin an Nietzsches Kritik der Mittelmäßigkeit an, die Nietzsche für eine politisch hochgefährliche Verbindung gehalten hat, weil darin Sehnsucht nach einem Cäsar und Selbstbescheidung im Spießbürgerlichen ineinanderfließen – die Karikatur des Strebens nach einer semiotisch herausgehobenen Mitte. Max Weber hat derlei als «das harte Schicksal des politischen Epigonentums» bezeichnet.[10] Epigonentum, so Weber, mache sich breit, wenn der Anspruch auf die Mitte-Position zur Feier der Mittelmäßigkeit heruntergekommen sei.

					 

					Daneben hat es im deutschen Bemühen um eine Semiotik der Mitte eine Suche gegeben, die abseits der großen Städte erfolgte und sich, wenngleich sie sich auf die geografischen Räume der Wälder und Felder, der Dörfer und Kleinstädte beschränkte, alles andere als ein Verharren im Mittelmaß verstand. Es handelte sich um das, was man zeitweilig als das «kulturelle Herz» Deutschlands oder das «heimliche Deutschland» bezeichnet hat; gemeint ist der Raum zwischen Wartburg und Weimar, zwischen dem Naumburger Dom mit der Stifterfigur Uta und der Universität von Jena, die für eine gewisse Zeit das Zentrum von Gelehrsamkeit und literarischer Produktivität in Deutschland war.[11] In diesem Raum entstand um 1200 mit der Wartburg als Mittelpunkt eines der Zentren der deutschsprachigen Literatur; hier hat Luther mit seiner Bibelübersetzung die neuhochdeutsche Sprache wenn nicht geschaffen, so doch geprägt; hier hat das Dioskurenpaar Goethe und Schiller die Weimarer Klassik hervorgebracht; hier ist bald danach die deutsche Romantik entstanden. So jedenfalls haben es die Literaturgeschichten erzählt.[12]

					Diese literaturgeschichtlich entworfene geistige Mitte sollte ausgleichen, dass es in Deutschland keine politische Mitte gab oder es ihr an kultureller Attraktivität fehlte. Der antiurbane Affekt wurde in der Konstruktion eines literarischen Mittelpunkts mitsamt seinen heilsgeschichtlichen Ursprüngen ins Säkular-Kulturelle überführt. Wohl nirgendwo kommt dieser Transfer des Religiösen ins Kulturelle besser zum Ausdruck als in Goethes Gedicht Auf Miedings Tod, in dem es heißt: «O Weimar! dir fiel ein besonderes Los! / Wie Bethlehem in Juda: klein und groß.»[13] Die Vorstellung vom Musenhof als der «geistigen Mitte», der in einer Kontraposition zum politischen Zentrum stand, lief nicht nur auf eine konservative Modernekritik hinaus, in der das Provinzielle gegen die Metropole als Ort der Maßlosigkeit und der Herrschaft anonymer Massen in Stellung gebracht wurde, sondern diese «geistige Mitte» war zugleich die Verabschiedung des gebildeten Bürgertums aus der Politik beziehungsweise sie rechtfertigte dessen Distanz gegenüber der Politik.

					Bei Goethe und Schiller verband sich das mit einer weitreichenden Kritik an der Französischen Revolution, wobei diese Kritik auf eine Ersetzung der revolutionären Politik durch kulturelle Erziehung abzielte.[14] Die Vorstellungen der Französischen Revolution, so der «Mythos Weimar»,[15] seien nicht mit politischen Mitteln zu erreichen, sondern allein auf dem Weg einer kulturellen Selbsterziehung des Menschengeschlechts. Im fünften Brief Über die ästhetische Erziehung des Menschen hat Schiller diesen Gedanken ausführlich begründet. Er wurde fortgeführt in Thomas Manns Formel von der «machtgeschützten Innerlichkeit», in der ein tiefes Bedürfnis der Deutschen zum Ausdruck komme. Manns Kritik an der von ihm selbst zeitweise propagierten Idee einer Trennung von Kultur und Politik und die Präferenz für eine vom Staat geschützte Geistigkeit ist in seinem Künstlerroman Doktor Faustus zu finden, der bezeichnenderweise in der imaginären Kleinstadt Kaisersaschern spielt. Kaum ein Land hat die Provinz so sehr als Mitte begriffen und dabei die Kultur gegen die Politik ausgespielt wie die Deutschen, aber nirgendwo hat es auch eine so ausgeprägte Kritik an der Feier des Provinziellen als vermeintlichem Raum der Rettung gegeben wie in Deutschland.

					Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die Suche der Deutschen nach der Mitte von Staat und Nation ist eine Geschichte des Scheiterns oder zumindest doch der fortgesetzten Unzufriedenheit, und das in politischer wie kultureller Hinsicht. Wie aber kann ein Land, das es nicht zu einer Politik und Kultur miteinander vermittelnden Hauptstadt gebracht hat, den Anspruch erheben, die Mitte Europas zu sein – einen Anspruch, der nicht nur wegen der geografischen Mittellage Deutschlands in der Europäischen Union, sondern auch beim Blick auf die Rolle als deren bei weitem größter Nettozahler und als deren zusammenhaltende Macht naheliegend ist. Ist nicht vielmehr zu befürchten, dass dies auf ein erneutes Scheitern hinauslaufen wird? Oder gilt genau das Gegenteil? Weil die Deutschen wissen, wie entnervend die Suche nach der alles integrierenden Mitte sein kann, haben sie großes Verständnis dafür, wenn andere sich mit einer selbstbewussten Mitte schwertun, und präsentieren sich selbst darum nur bescheiden und zurückhaltend als Mitte.

				
					
						Randlagen und Mittepositionen

					
					Die Drift der Deutschen in die beschriebene Politikdistanz, ihre Suche nach der Mitte im Geistigen und Kulturellen, lässt sich zu einem guten Teil mit den in Deutschland immer wieder empfundenen Defiziten an politischer Macht, mit dem schmerzlichen Wahrnehmen von Macht- und Einflusslosigkeit erklären. Und das in doppelter Hinsicht: zum einen mit der Einflusslosigkeit der bürgerlichen Schichten (und erst recht der unterbürgerlichen) gegenüber einem bis über 1848 hinaus durch keine Verfassung gebundenen Herrscher, der mit einem effizienten bürokratischen Apparat und einem auf ihn eingeschworenen Heer den Staat lenkte; zum anderen mit der allgemeinen Erfahrung einer Machtlosigkeit des Reichs in Europa, weswegen vom Dreißigjährigen Krieg bis zu den napoleonischen Kriegen die europäischen Hegemonialkriege bevorzugt auf dem Territorium des Reichs ausgetragen wurden. Man wandte sich resigniert vom politischen Geschehen ab, weil man dort ein ums andere Mal nur der Vergeblichkeit eigener Anstrengungen begegnete.

					In den Vorstudien zu seinem unvollendet gebliebenen Gedicht Deutsche Größe hat Schiller aus den deprimierenden Erfahrungen der Deutschen im Ringen um politische Macht und Einfluss die Konsequenz gezogen: «Darf der Deutsche in diesem Augenblick, da er ruhmlos aus einem tränenvollen Kriege geht,[1] […] darf er sich seines Namens rühmen und freun? […] Ja, er darfs. Deutsches Reich und deutsche Nation sind zweierlei Dinge. Die Majestät des Deutschen ruhte nie auf dem Haupt seiner Fürsten. Abgesondert von dem Politischen hat der Deutsche sich einen eigenen Wert gegründet, und wenn auch das Imperium unterginge, so bliebe die deutsche Würde unangefochten. Sie ist eine sittliche Größe, sie wohnt in der Kultur.»[2] In der Schlussansprache des Hans Sachs in Richard Wagners Meistersingern taucht dieser Gedanke fast wortgleich wieder auf: «Zerging’ in Dunst / das heil’ge röm’sche Reich, / Uns bliebe gleich die heil’ge deutsche Kunst!»[3] Da kann es kaum verwundern, dass die Deutschen nach dem Scheitern ihrer machtpolitischen Ambitionen, zumal nach 1945, als sie sich in furchtbare Verbrechen verstrickt hatten, in Kunst und Kultur als identitätspolitischem Halt Zuflucht gesucht – und zeitweilig auch gefunden – haben.[4]

					Es ist jedoch nicht so, dass sich die Deutschen bei ihrer Beschäftigung mit der Mitte Europas, der Stellung Deutschlands darin und daran anschließend der Frage, was und wo die Mitte Deutschlands sei, auf Kunst und Kultur beschränkt hätten – keineswegs. Sobald es um die Entfaltung politischer Macht und deren Ausdehnung über den Kernbereich Deutschlands hinausging, also um die machtpolitische Umsetzung des Reichsgedankens als dem Zentrum Europas, mit dem sich die Vorstellung einer maßgeblichen politischen Position in Europa verband, tauchte das «Sandwich-Problem» als zentrale Herausforderung auf. Als «Sandwich» wird in der Geopolitik das Bedrängtsein der Mitte von (mindestens) zwei Seiten bezeichnet. Diese Herausforderung hat die Deutschen von der Teilung des Frankenreichs an begleitet, wobei sie sich nach Osten hin gegen die immer wieder an- und eindringende Steppenreiterei der Ungarn, der Mongolen und schließlich der Osmanen zu behaupten hatten, während sie im Westen mit der Aufteilung des Zwischenreichs von Kaiser Lothar und dessen Nachfolgegebilden beschäftigt waren. Das hat sie schon bald in Kriege mit dem westfränkischen Reich, eben mit Frankreich, verwickelt.

					Die geopolitische Angstvorstellung einer Einschnürung oder Einkreisung entstand daraus jedoch erst nach der Bismarckschen Reichsgründung, als Deutschland nach Jahrhunderten der «schwachen Mitte» eine «starke Mitte» geworden war. Für die schwache Mitte war typisch, dass man immer wieder die Erfahrung des Eindringens anderer Mächte in die Territorien des Reichs machte, weswegen prinzipiell aus einer Perspektive der Abwehr und Verteidigung heraus gedacht wurde. In Phasen der starken Mitte ging es hingegen darum, die eigene Macht in die Umgebung hineinzuprojizieren und nach Möglichkeit Eroberungen zu machen, was indes riskant war, weil man eine Rückenbedrohung sowie eine umfassende Koalitionsbildung gegen die eigene Expansion befürchten musste. Die Lage in der Mitte einer regionalen Ordnung ist deutlich komplizierter als eine Randlage, weil Letztere nur mit einem oder allenfalls wenigen Gegenspielern zu tun hat, nicht aber mit vielen.

				
					
						Die Mitte und die Flügel: Erster Ausflug in die Geschichte des geopolitischen Denkens

					
					Die geopolitische Analyse eines machtpolitischen Agierens aus der Mitte heraus begann nicht in Deutschland, sondern in Frankreich, das bereits unter Ludwig XIV. eine expansive Politik betrieb, sich dabei aber übernahm, als es sowohl gegen Großbritannien als auch gegen das Haus Habsburg Krieg führen musste. Damit waren die französischen Kräfte auf Dauer überfordert. Das wiederholte sich in großem Stil, als Napoleon einen Dauerkonflikt mit Großbritannien austrug und sich gleichzeitig einer im Osten immer wieder aufs Neue entstehenden antihegemonialen Koalition zu erwehren hatte. Über längere Zeit gelang es dem Kaiser, die Gegner durch die schnelle Bewegung seiner Truppen, das Operieren auf der «inneren Linie», einzeln in Entscheidungsschlachten zu bezwingen, bevor sie sämtliche Kräfte mobilisiert und ins Feld geführt hatten.

					Napoleons Problem war, dass er die Briten nicht auf diese Weise packen konnte, da sie durch den Ärmelkanal geschützt waren und er vor einem Landungsunternehmen zurückschreckte, nachdem er keine Seeherrschaft herzustellen vermocht hatte. Also versuchte er, den englischen Handel zu treffen und den Warenaustausch zwischen dem europäischen Festland und den Britischen Inseln durch eine Kontinentalsperre zu unterbinden. Als dies nicht die gewünschte Wirkung hatte, griff er im Spätsommer 1812 Russland an, von dem er vermutete, dass es die gegen England verhängte Handelssperre unterlief. So wollte er den Briten die letzte Hoffnung auf einen starken Widerpart nehmen, der ihm, Napoleon, auf dem Festland Einhalt gebot. Dieser Feldzug gegen Russland, mit dem er aus der eingekreisten Mitte ausbrechen wollte, wurde zum Anfang vom Ende des napoleonischen Kaiserreichs. Selbst ein so genialer Stratege wie Napoleon war schließlich der gegen ihn gerichteten Koalition nicht gewachsen und verlor einen Krieg, den er an mehreren Fronten, in Russland, in Mitteleuropa und in Spanien, gleichzeitig zu führen gezwungen war. Wie kein anderer vor ihm hat Napoleon es verstanden, die Vorteile der Mitteposition für sich auszunutzen, aber zuletzt ist er doch an deren Nachteilen gescheitert.

					 

					Die geopolitische Vorstellung von den zwei Flügelmächten, die eine Mitte schützen oder bedrohen, geht auf den Abbé Guillaume-Thomas Raynal zurück, der dieses Konzept in seiner Histoire des deux Indes (1770) skizziert hat.[1] Ursprünglich war Raynal ein jesuitischer Priester, der aber bald philosophisch-politische Interessen entwickelte und sich in den Kreisen der französischen Aufklärer bewegte. Seine Histoire des deux Indes, die drei Auflagen erfuhr, wurde mehrfach verboten und auf den Index gesetzt. Von seiner Grundidee einer stabilen, am Frieden orientierten Weltordnung her war Raynal ein Anhänger des Gleichgewichtsgedankens, und ein solches Gleichgewicht wollte er auch im globalen Maßstab zwischen Frankreich und Großbritannien hergestellt wissen. Mit Blick auf die realen Verhältnisse sah er Frankreich jedoch eingeschlossen zwischen einem von den Briten dominierten Westindien – worunter er in extremer Dehnung des Begriffs vor allem Nordamerika verstand – und einem von der britischen Ostindischen Kompanie beherrschten Ostindien (dem heutigen Indien, Pakistan und Bangladesch). Unter Rückgriff auf das spanisch-habsburgische Projekt einer Universalmonarchie, gegen das Frankreich im 16. und 17. Jahrhundert angekämpft hatte,[2] sprach er deshalb vom Vereinigten Königreich als einer «maritimen Universalmonarchie». Frankreich wurde von den Briten zwischen dem nordamerikanischen Halbkontinent und dem indischen Subkontinent in die Zange genommen und auf diese Weise daran gehindert, sich so zu entfalten, wie es für ein globales Gleichgewicht erforderlich gewesen wäre. Die Vorstellung eines maritimen Reichs, das universale Ansprüche erhebt und die globale Ordnung dominieren will, hat in der Geopolitik nach Raynal immer wieder eine große Rolle gespielt. In der jüngeren russischen Geopolitik ist es ein Synonym für das, was andernorts als «globaler Westen» bezeichnet wird.

					Raynal fasste in der von ihm ausgemachten Umklammerung Frankreichs durch das Britische Empire die Kriege zusammen, die im Verlauf des 18. Jahrhunderts zwischen den beiden großen Mächten ausgetragen worden waren. In der einschlägigen Literatur werden diese Kriege retrospektiv auch als ein erster Weltkrieg bezeichnet. Aber letzten Endes waren es für Raynal nicht unbedingt die kriegerischen Aktionen, die den Engländern die Machtposition einer doppelten Flügelmacht gegenüber den Franzosen verschafft hatten, sondern es war der Handel, der sie zu einer weltumspannenden Macht hatte werden lassen. Dem Handel kommt, Raynal zufolge, in der Zivilisationsgeschichte die Rolle «eines universalgeschichtlichen Motors» zu:[3] Es sei die vereinigende und zivilisierende Macht des Handels, welche die Entstehung einer gesitteten Weltgesellschaft voranbringe. Handel und Krieg sind für Raynal somit die beiden einander ergänzenden wie einander ausschließenden Kräfte, von denen in begrenzten Räumen wie in globalem Ausmaß Ordnung hergestellt wird.

					Diese geschichtstheoretische Position machte es für Raynal unmöglich, gegen England eine bellizistisch-antimerkantile Position zu beziehen. Er setzte, wie bald danach auch Adam Smith in The Wealth of Nations (1776), auf die pazifizierende Kraft des Handels, der die Führung von Kriegen unattraktiv werden lasse, und warnte vor Handelskriegen, also einer Hybridisierung von Krieg und Handel, die den Eintritt in eine Epoche der Weltkriege zur Folge haben werde: «Die Handelskriege sind um so verderblicher, als durch den derzeitigen Einfluss des maritimen Elements auf das Kontinentale und durch Europas Einwirkung auf die drei übrigen Erdteile die Feuersbrunst alles erfaßt. Zwiste zwischen zwei seefahrenden Nationen übertragen sich auf deren Alliierte und lähmen selbst die neutrale Partei.»[4] Frankreich solle, so Raynal, vor allem im Handel aufholen und ruinöse Kriege vermeiden, um zu einem globalen Gleichgewicht mit England zu kommen.[5]

					Die zitierte Passage ist für die hier zur Debatte stehende geopolitische Frage nach der Mitte und den Flügeln überaus aufschlussreich. Sie zeigt, dass Raynal Europa für die Mitte der globalen Ordnung und Großbritannien mit seinen Besitzungen in Nordamerika sowie Indien für die Macht der Flügel gehalten hat. – Aber wie würde sich Kontinentaleuropa gegen diese durch den Handel und die globale Flottenpräsenz der Briten übermächtig gewordene «maritime Universalmonarchie» in einen das globale Gleichgewicht wiederherstellenden Gegenpol verwandeln lassen? Raynal sah zwei Möglichkeiten: einerseits eine enge Kooperation der europäischen Mächte, insbesondere einen Zusammenschluss der Flotten Frankreichs und Spaniens als ein Gegengewicht zur britischen Handels- und Kriegsflotte; und andererseits eine Schwächung, womöglich ein Wegbrechen des amerikanischen und/oder des indischen Flügels, auf denen die britische Dominanz beruhte – also etwa einen Unabhängigkeitskrieg der amerikanischen Siedler gegen das Londoner Machtzentrum, wie er wenige Jahre nach dem Erscheinen der Histoire tatsächlich begann, oder einen Aufstand der Inder gegen ihre Ausbeutung durch die Britische Ostindienkompanie, der damals freilich noch mehr als ein Jahrhundert auf sich warten lassen sollte. Man hat in Raynal deswegen einen frühen Theoretiker der Entkolonialisierung gesehen. Tatsächlich ging es ihm jedoch im Wesentlichen um die Wiederherstellung des französisch-europäischen Einflusses auf die globale Ordnung, und dafür setzte er auf den Untergang des britischen Kolonialreichs infolge kolonialer Aufstände. Die Entkolonialisierung war für Raynal ein Mittel zum Zweck und kein Zweck an sich.

					Es war vor allem Frankreich, das Raynal im Auge hatte, wenn er von «Europa» sprach. «Europa» war für ihn ein französisch dominiertes Westeuropa, und die europäische Westgrenze verlief aus seiner Sicht im Ärmelkanal, womit er die Britischen Inseln aus Europa hinausdefinierte und Frankreich zum Kernland der politisch-zivilisatorischen Mission Europas und damit zu dessen Mitte machte. Osteuropa war in Raynals geopolitischen Überlegungen kein wesentlicher Faktor. Als der französische Staatspräsident Charles de Gaulle 1963 und erneut 1967 das Beitrittsgesuch Großbritanniens zur EWG ablehnte, tat er dies aus Gründen, die denen Raynals ähnlich waren: Die von ihm beanspruchte französische Führungsrolle in (West-)Europa konnte Frankreich nur spielen, wenn Großbritannien aus dem Europaprojekt herausgehalten wurde – und Mittel- sowie Osteuropa nicht genügend Gewicht hatten, was infolge der politischen Teilung des Kontinents in Jalta und Potsdam damals der Fall war.[6] Die mit dem Ende des Ost-West-Konflikts erfolgte Ostverschiebung der europäischen Mitte hat Frankreich nicht, wie bei Deutschland der Fall, in die Hände gespielt, sondern es geopolitisch in eine Randlage gebracht. Das verweist zurück auf die oben erörterte Frage nach den Grenzen Europas: Wo die Mitte liegt, hängt davon ab, wo zuvor die Grenzen des Gesamtraums gezogen wurden.

					 

					Die geopolitische Rolle der Mitte änderte sich des Weiteren, sobald die Flügel nicht für eine einzige Macht standen, wie bei Raynal, sondern einander entgegengesetzte Prinzipien verkörperten, sodass die Mitte nicht zwingend von ihnen bedroht, bedrängt und eingekreist wird, sondern auch als Vermittler, als ein Akteur des Ausgleichs und der Balance, politischen Einfluss ausüben kann. Das ist in Joseph Görres’ Schrift Europa und die Revolution aus dem Jahr 1821 der Fall,[7] in der Görres an die Stelle der Flügelmächte die Vorstellung der politischen Extreme setzt, wobei das Osmanenreich das Prinzip des Despotismus (eine Fortsetzung der klassischen Vorstellung von der «orientalischen Despotie») und die USA das Prinzip der grenzenlosen Freiheit und Autonomie verkörpern. Görres hat die politische Bedrohung durch eine ideologische Herausforderung abgelöst. Aufgrund ihrer Einseitigkeit sowie ihrer fehlenden Ausbalancierung stehen, wie Görres meint, beide Flügel, der osmanische Despotismus und der amerikanische Anarchismus, für das Risiko einer ungebremsten Radikalisierung, während Europa als Mitte für den Ausgleich zwischen beiden Antipoden sorgt. Görres, ein aus dem Rheinland stammender katholischer Publizist, der zunächst revolutionären Ideen anhing, bevor er sich dem Liberalismus und schließlich einer reaktionären Denkweise zuwandte, hat Europa damit zum ordnungspolitischen Zentrum eines weltpolitischen Systems gemacht. Zu Beginn der 1820er Jahre, als nach zwei Jahrzehnten ununterbrochener Kriege in Europa Frieden herrschte und dieser Frieden auf Dauer gestellt werden sollte, drehten sich seine Überlegungen nicht in einer machtpolitischen Perspektive um Einkreisung und Strangulation, sondern um Werte und Prinzipien, die er gemäß den Imperativen des Gleichgewichts in die Balance bringen wollte.[8]

					 

					Dagegen stellte der Abbé Dufour de Pradt in seiner Schrift Du Congrès de Vienne (1815–1816) den machtpolitischen Aspekt heraus,[9] als er in modifiziertem Anschluss an Raynal die Idee eines unter französischer Vorherrschaft geeinten Europas entwickelte, das in der Lage sein müsse, sich gegen die übermächtigen Kolosse England und Russland zu behaupten. Auch de Pradt hatte zum Zeitpunkt, als er seine Schrift über den Wiener Kongress veröffentlichte, eine bewegte politische Entwicklung hinter sich: Zunächst Ultraroyalist, war er später Günstling Napoleons geworden, der dafür sorgte, dass er die Bischofswürde erlangte; er überwarf sich dann aber mit Napoleon und wurde zum Verfechter einer wiederhergestellten Monarchie. Nach der napoleonischen Russlanderfahrung und dem militärischen Scheitern des Kaisers in den Weiten des Ostens war es für de Pradt nicht mehr allein das Britische Empire, das Europa umfasste und einschnürte, wie bei Raynal, sondern das Zusammenspiel einer Land- und einer Seemacht. De Pradt war vor allem an der Selbstbehauptung Europas und einer dauerhaften Sicherung seines Lebensstandards gelegen, weshalb er die Dekolonisierung begrüßte, sofern sie zulasten des Britischen Empire ging. Eine gemäßigte Sklaverei der schwarzen Bevölkerung in Afrika, der Karibik und den beiden Amerikas wollte er aber durchaus aufrechterhalten wissen, weil die Befreiung der Schwarzen nach seiner Auffassung zulasten der Europäer gehen würde.[10]

					Was de Pradt besonders beschäftigte, war das Ringen zwischen England und Frankreich, das er, wie es später auch deutsche Autoren mit Blick auf das Wilhelminische Kaiserreich taten, historisch mit den drei Punischen Kriegen zwischen Rom und Karthago parallelisierte. Dabei sah er Frankreich in der Position Roms und England in der Karthagos. Er war sich aber darüber im Klaren, dass es den Franzosen nicht möglich sein würde, England einen «Karthagischen Frieden» aufzuzwingen, einen Unterwerfungsfrieden, mit dem der Kontrahent machtpolitisch ein für alle Mal ausgeschaltet wäre. Ein neues Römisches Reich werde ein unter französischer Vorherrschaft geeintes Europa darum nicht; vielmehr müsse es sich immer wieder aufs Neue gegen die für Frankreich unbezwingbare Flügelmacht England behaupten, und das werde ihm umso eher möglich sein, je weiter der Emanzipationsprozess der von den Briten kolonisierten Völker voranschreiten werde. Dekolonisierung war für de Pradt also, ganz ähnlich wie für Raynal, ein Instrument französisch-europäischer Machtpolitik.

					De Pradt begriff die europäische Selbstbehauptung gegen England, die große maritime Flügelmacht, als eine wesentlich französische Aufgabe, während er die Verteidigung Europas gegen Russland als Aufgabe Preußens und Österreichs ansah. Zu diesem Zweck schlug er eine «Ostverschiebung» Preußens vor, wobei es die den Hohenzollern im Wiener Kongress zugefallenen Gebiete an Rhein und Mosel an Frankreich abtreten und als Ausgleich dafür sich das Königreich Sachsen und die Territorien bis zur Weichsel einverleiben sollte. Dem Wiener Kaiserreich wiederum sollten Serbien und Bosnien zugeschlagen werden, sodass beide, Preußen und Österreich, in der Lage seien, Russland, die landgestützte Flügelmacht Europas, in Schach zu halten. De Pradt ging davon aus, dass infolge des Wiener Kongresses Russland zu stark, weil zu weit nach Europa hineinreichend, und Frankreich durch den im Wiener Kongress erfolgten Verlust der Gebiete am Rhein zu schwach geworden seien, und wollte dies korrigiert wissen. Die doppelte Frontstellung der Europäer nach Westen wie nach Osten, die de Pradt damit ins Spiel brachte, war ein Gegenentwurf zur tatsächlichen Ordnung Europas, wie sie mittelfristig aus dem Wiener Kongress hervorgegangen war. In ihr war eine aus Russland, Österreich und Preußen bestehende «Heilige Allianz» als konservativer Block gegen eine von England und Frankreich gebildete liberale Allianz positioniert. Damit waren die beiden «Flügelmächte», Russland und England, Bestandteil der europäischen Ordnung, in die sie auch mehrfach intervenierten oder die sie, wenn man so will, von den Rändern her dominierten.

					Gegen die im Wiener Kongress wiedererrichtete europäische Pentarchie, die an die von Napoleon zertrümmerte Pentarchie der Westfälischen Ordnung anschloss,[11] machte de Pradt geltend, dass England und Russland Weltmächte seien, die einen erheblichen Teil ihrer Ressourcen aus anderen Kontinenten bezogen, weswegen sie den Staaten der europäischen Ordnung und den ihnen verfügbaren Kräften überlegen seien. Das war bei England als globaler Handelsmacht unmittelbar einsichtig, galt aus de Pradts Sicht aber auch für Russland: Durch seine militärische Expansion im Fernen Osten, in Zentralasien und vor allem im Kaukasus bedrohe es das europäische Gleichgewicht. Man müsse dagegen ein stabiles europäisches Mächtesystem errichten, das die Russen vom Überschreiten der Weichsel abhalte und sie daran hindere, sich am Bosporus und den Meerengen dauerhaft festzusetzen. Aus diesem Grund müsse auch das Osmanische Reich als antirussische Barrieremacht gestärkt werden. Diese Aufgabe wies de Pradt wiederum Frankreich zu, das insofern nicht nur im Westen, sondern auch im Südosten Europas aktiv werden und damit die politische Mitte und Zentralmacht des Kontinents bilden sollte. Man kann davon ausgehen, dass die Entscheidung Napoleons III., sich am Krimkrieg gegen Russland zu beteiligen und dabei ein Bündnis mit dem Osmanischen Reich einzugehen, mit den geopolitischen Überlegungen de Pradts zu tun hatte.

					Die Mitteposition des von de Pradt entworfenen Europa war freilich nicht nur machtpolitischer Art, sondern gründete sich auch auf politische Wertvorstellungen: Der russische Despotismus – diese Sicht teilte de Pradt mit den meisten Liberalen und Demokraten des 19. Jahrhunderts – bedrohte die Freiheit Europas. Die bei Görres mit den Osmanen verbundene Vorstellung von der «orientalischen Despotie» verschob de Pradt nach Norden, zu Russland hin. England wiederum gefährdete, so de Pradt weiter, den europäischen Wohlstand, seitdem es sich gegen seine früheren Konkurrenten Spanien, die Niederlande und Frankreich durchgesetzt hatte. Er beschrieb die britischen Stützpunkte und Besitzungen im Bild einer Kette, an welche die Europäer gefesselt seien und zu der allein der englische Neptun den Schlüssel habe. Im Unterschied zu Russland sei England keine militärische Gefahr für Europa, da es nur in geringem Umfang über Landstreitkräfte verfüge und allenfalls Handelsstädte zerstören könne. Die Europäer seien jedoch wirtschaftlich vom Vereinigten Königreich abhängig und könnten insofern durch britische Handelsblockaden erpresst werden. Es waren also recht verschiedenartige Flügel, die de Pradt als Bedrohung Europas ansah, weswegen in seinem weltpolitischen Entwurf die Gegenmaßnahmen der Europäer unterschiedlicher Art sein sollten.

					 

					Die hier dargestellten geopolitischen Theorien von Raynal, Görres und de Pradt sind für die sich abzeichnenden Entwicklungen der globalen Ordnung und die Rolle Europas deshalb aufschlussreich, weil sich Analogien auftun, Ähnlichkeiten und Unterschiede zu den gegenwärtigen und zukünftigen Herausforderungen: Dass Europa die Mitte einer weltpolitischen Ordnung sei, mag schon immer eurozentrisches Denken gewesen sein, aber das hatte im späten 18. und frühen 19. Jahrhundert einen engen Bezug zu den realen globalen Machtverhältnissen. Ein eurozentrischer Blick auf die Welt ist inzwischen weder in politischer noch in wirtschaftlicher Hinsicht «realistisch», und er wird es auch im weiteren Verlauf des 21. Jahrhunderts nicht mehr sein. Die Positionierung Kontinentaleuropas in der Mitte einer geopolitischen Ordnung ergibt heutzutage nur noch dann Sinn, wenn sie ausdrücklich als eine Fokussierung der globalen Verhältnisse im Hinblick auf die Stellung Europas in der Welt begriffen wird, als eine Perspektivierung, bei der die Europäer die globalen Verhältnisse zu sich selbst ins Verhältnis setzen. Das Eurozentrische erhebt dabei keinen absoluten, sondern bloß einen relativen Geltungsanspruch. Den kann man den Europäern kaum als Hybris zum Vorwurf machen, denn eine solche Perspektivierung der globalen Ordnung auf die eigene Position und Rolle darin ist jedem möglich. Wir haben es hier also mit einem Eurozentrismus ohne Exklusivität zu tun.

					Ist diese Relativierung vorangestellt, so ist die Herausforderung des alten Kontinents durch einen militärisch bedrohlichen Akteur und eine wirtschaftlich wie technologisch überlegene Macht im Mitte-Flügel-Modell politikanalytisch durchaus sinnvoll – jedenfalls dann, wenn man davon ausgeht, dass die gegenwärtige Allianz zwischen Europa und Nordamerika keineswegs in Stein gemeißelt ist und wahrscheinlich nicht auf Dauer bestehen wird. Wer ihr Ende nicht in Betracht zieht und die daraus resultierenden Folgen nicht bedenkt, handelt politisch fahrlässig. Bei dieser Analogie fällt ein wichtiger Unterschied zu den früheren Analysen auf: Die Herausforderung Europas erwächst beim Blick auf die USA nur zu einem Teil aus einer Gefährdung seiner wirtschaftlichen Stellung infolge der technologischen Überlegenheit Nordamerikas; zum anderen Teil ist sie die Folge des absehbaren politisch-militärischen Rückzugs der Amerikaner aus Europa. Es handelt sich somit um eine Situation, die aus Präsenz und Nichtpräsenz der USA gleichzeitig resultiert. Perspektivisch heißt das, dass sich die Europäer entscheiden müssen, ob sie sich, weil sie ganz auf sich allein gestellt zu schwach sein könnten, eher dem transatlantischen Westen, also den USA, zuneigen oder ob sie es künftig stärker mit dem Osten, also mit Russland, halten wollen, um der von dort ausgehenden militärischen Bedrohung durch Anpassung zu entgehen sowie – das gilt vor allem für Deutschland – aus Russland kostengünstig Rohstoffe und Energieträger als Grundlage ihres Wirtschaftsmodells zu beziehen. Letzteres ist die geoökonomische Dimension der geostrategischen Optionen.

					Die Entscheidung zwischen einer Anlehnung in Richtung Westen oder in Richtung Osten ist eine, die zugleich die Einheit des Europaprojekts in Frage stellen und die EU politisch spalten könnte. Möglich ist, dass sich zwar der größere Teil Europas für den Westen entscheidet, also für den atlantischen Wirtschaftsraum mit den USA als dominanter Macht, aber doch auch ein gewisser Teil für den Osten, somit für den eurasischen Raum und für Russland, wie das in der europäischen Geschichte seit dem 18. Jahrhundert immer wieder der Fall war. Nicht auszuschließen ist auch, dass die Europäer sich dafür entscheiden, einen eigenständigen Weg zwischen West und Ost zu gehen, indem sie die Voraussetzungen dafür schaffen, entsprechend stark und selbstbewusst aufzutreten. Das würde neben einer grundlegenden Umorganisation im Innern der EU auf eine strategische Neubestimmung des geostrategischen Verhältnisses zum globalen Süden hinauslaufen, aus dem Europa dann die Rohstoffe und Energieträger, auf die es angewiesen ist, beziehen müsste. In den globalen Ordnungsvorstellungen würde dann aus der Sicht einer imaginierten Mitte, eben der Europas, der Süden, insbesondere Afrika, eine größere Relevanz haben als der besorgte Blick nach Osten und Westen.

					Auf die hier referierte Flügelmachtdebatte bezogen heißt das: Was bei Raynal und de Pradt politisch als «Entkolonisierung» gedacht wurde, würde dann auf eine geostrategische Verbindung mit dem globalen Süden hinauslaufen. Dabei stünden die Europäer, auch das wird aus dem Modell deutlich, in Konkurrenz mit dem «Westen» und dem «Osten», also mit den Flügeln, die ebenfalls am Süden als Rohstofflieferant und zukünftigem Markt für hochwertige Gebrauchsgüter interessiert sind. Mit Russland und China ist dieser Konflikt in vollem Gange; gegenüber den USA war er bislang vor allem ein französisches Problem, das sich in seinen afrikanischen Einflusszonen vor allem von den Nordamerikanern herausgefordert gesehen hat.[12]

					Tatsächlich verläuft die betriebene Politik nie so prinzipialistisch, wie das in einem geopolitischen Modell vorgezeichnet ist. Aber das Mitte-Flügel-Modell lässt doch grundsätzlich erkennen, worin die großen Alternativen der europäischen Selbstpositionierung in den nächsten Jahrzehnten bestehen, eine Hybridisierung der hier umrissenen Alternativen einer Orientierung nach Westen, Osten oder Süden eingeschlossen. Es ist indes zu befürchten, dass eine solche Hybridisierung nicht das Ergebnis einer grand strategy der Europäer sein würde, sondern ein hinter dem Rücken der Akteure sich herausbildendes Ergebnis: das Resultat eines vielgestaltigen Ad-hoc-Handels, bei dem keiner gewollt hat, was dabei herausgekommen ist – zu dem aber alle durch die Verfolgung ihrer jeweiligen Eigeninteressen kräftig beigetragen haben. Das ist die kritische Dimension modelltheoretischer Überlegungen: dass sie die Konstellationen aus großem Abstand ins Auge fassen und so den Blick schärfen für das, was herauskommen kann und herauskommen soll. Fast immer hat die Politik die Nase zu tief in den zu bearbeitenden Problemen und Herausforderungen, um derlei sehen und bedenken zu können. Dazu bedarf es einer Theorie, die aus der Distanz heraus die geopolitischen Optionen sowie deren Implikationen und Folgen beschreibt. Ausflüge in die Geschichte des geopolitischen Denkens sind darum keine Luxusspaziergänge, auf die sich auch leicht verzichten ließe, sondern sie stellen ein Sortiment von «Brillen» zur Verfügung, mit denen sich die Lage sehr viel genauer erkennen lässt, als es ohne sie möglich wäre.

				
					
						Einkreisung und «zweite Front»

					
					Was in den Überlegungen zur geopolitischen Mitte und zu den Flügelmächten prinzipiell deutlich wird, sind die erheblichen Expansionsnachteile, die ein politischer Akteur hat, wenn er in der Mitte zwischen zwei Großmächten angesiedelt ist, Mächten zumal, die sich, sobald die Macht in der Mitte Expansionsvorstellungen entwickelt, miteinander verbünden und den aus der Mitte heraus Agierenden in die Zange nehmen. Die Lage in der Mitte lässt sich geostrategisch darum auch als das Ergebnis einer «zweiten Front» im Rücken des jeweiligen Expansionisten begreifen, was heißt, dass Lagen in der Mitte nicht einfach da und gegeben sind, sondern von den jeweiligen Gegenspielern gezielt hergestellt werden. Eine solche Strategie der «zweiten Front» im Rücken des Kontrahenten haben die Franzosen bereits im Verlauf des 16. Jahrhunderts verfolgt, als sie sich im Kampf gegen das habsburgische Hegemonialprojekt in Europa mit dem Osmanischen Reich im Südosten verbündeten: Dessen ständiger Druck auf die habsburgische Grenze in Ungarn führte dazu, dass Wien seine Kräfte nie gegen Frankreich konzentrieren konnte, sondern stets starke Truppenkontingente gegen einen jederzeit möglichen «türkischen» Vorstoß in Richtung Wien bereithalten musste. Darauf suchte das habsburgische Wien Kontakt zum Safawidenreich in Persien, damit dieses seinerseits die osmanische Ostgrenze bedrohte und auf diese Weise eine Massierung seiner Streitkräfte gegen Ungarn und Kroatien verhinderte. Es ging um ein «In-die-Mitte-Nehmen» des jeweiligen Kontrahenten, was als Vorform oder Variante einer Strategie der Einkreisung beschrieben werden kann.

					Die Vorstellung einer «zweiten Front» oder Rückenbedrohung war auch im Vorfeld des Ersten Weltkriegs von Belang, als die französische Republik ein Bündnis mit dem Reich der russischen Zaren einging, durch das Deutschland im Kriegsfall in die Zange genommen werden sollte. Das war indes nur möglich, weil gegen Ende des 19. Jahrhunderts der von Bismarck geschlossene «Rückversicherungsvertrag» mit Russland ausgelaufen war, mit dem der umsichtige Kanzler in Fortsetzung der Anlehnung Preußens an Russland als Großmacht des Ostens eine politisch riskante Mitteposition des Deutschen Reichs verhindern wollte. Die deutsche Politik wurde im Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert von der französisch-russischen Allianz überrascht, weil sie weniger in den Kategorien einer mächtebezogenen Geopolitik gedacht als sich vielmehr wertepolitisch darauf verlassen hatte, dass ein seine revolutionären Traditionen pflegendes Frankreich und das soziopolitisch reaktionäre Russland niemals zusammenfinden würden. Als das dann doch der Fall war, breitete sich in Berlin die obsessive Vorstellung eines Eingekreistseins aus, die sich in weltpolitischen Krisen panikartig zuspitzen konnte. Dieses Empfinden spielte auf dem Weg in den Ersten Weltkrieg eine wesentliche Rolle.

					In der Pariser Friedensordnung, die dann die Pentarchie ablöste, welche bis zum Beginn des Ersten Weltkriegs die europäische Politik kontrolliert hatte, und auf eine grundlegende Neuordnung der machtpolitischen Konstellationen Europas hinauslief, war eine vergleichbare russische Rückenbedrohung Deutschlands nicht möglich. An die Stelle des Zarenreichs war nunmehr Sowjetrussland (ab 1922 in Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken umbenannt) getreten, das, wie Deutschland als Verlierer des Krieges, in Paris nicht mit am Tisch der verhandelnden Mächte gesessen hatte; auf Seiten der Siegermächte wusste man nicht, ob es sich politisch stabilisieren ließ und welche Allianzen es dann eingehen würde.[1] Also wurde auf französisches Drängen hin von der östlichen Ostsee in Richtung Schwarzes Meer mit den baltischen Republiken, Polen, der Tschechoslowakei sowie einem deutlich vergrößerten Rumänien ein Cordon sanitaire errichtet, wie man diese politische Sperrlinie nannte. Sie sollte einerseits als Rückenbedrohung Deutschlands dienen und andererseits ein Vordringen der Bolschewiki nach Westen unmöglich machen. Sie war also vor allem als ein Puffer zwischen dem Osten und der geografischen Mitte gedacht. So sollte verhindert werden, dass ein revisionistisches Deutschland und ein revolutionäres Sowjetrussland miteinander kooperierten und durch diesen Zusammenschluss womöglich zu einer veritablen Bedrohung der Pariser Friedensordnung würden.[2] Wertepolitisch war das eher unwahrscheinlich, geopolitisch aber nicht auszuschließen. Die Allianzbildung folgte dann demselben Muster wie die zwischen der französischen Republik und dem Reich der russischen Zaren.

					Es war geostrategisch somit naheliegend, dass die deutsche Politik beziehungsweise – präziser – Teile der politischen Elite Deutschlands darauf aus waren, diese Barriere nach und nach niederzureißen. Der erste Schritt in diese Richtung war der am 16. April 1922 abgeschlossene Vertrag von Rapallo, mit dem die Weimarer Republik und Sowjetrussland aufeinander zugingen, weil beide Seiten sich davon strategische Vorteile versprachen:[3] Die Deutschen setzten damit das Zeichen, dass sie nicht von einer Wiederherstellung der im Weltkrieg aufgelösten wirtschaftlichen Bindung an den Westen abhängig sein wollten und Möglichkeiten sahen, Widerstand gegen die Reparationsforderungen Frankreichs und Belgiens zu leisten. Und Sowjetrussland sah im Vertrag von Rapallo die Chance, sich einer Eingliederung ins westliche Wirtschaftssystem zu verweigern, was mit einer Anerkennung der russischen Kriegs- und Vorkriegsschulden gegenüber Frankreich und Großbritannien verbunden gewesen wäre – der Anerkennung von Schulden also, die das Zarenreich gemacht hatte und die die Bolschewiki nicht zurückzahlen wollten – und auch tatsächlich nie zurückzahlten.

					Es gab also gemeinsame Interessen bei der Ablehnung der Pariser Friedensordnung. In Rapallo vereinbarten Deutschland und Sowjetrussland die Wiederaufnahme diplomatischer und wirtschaftlicher Beziehungen und verzichteten gleichzeitig auf wechselseitige Entschädigungen und Wiedergutmachungen, die sich auf den Verlauf des Krieges bezogen hätten. Unter der Hand wurde dabei auch in Fortführung von zuvor bereits begonnenen Geheimgesprächen eine militärische Zusammenarbeit verabredet, in deren Folge die Reichswehr die Versailler Beschränkungen unterlief und die Rote Armee an moderne Waffen beziehungsweise an das zu deren Herstellung erforderliche Wissen herankam. Mit dem Vertrag von Rapallo hatten die beiden Parias der Pariser Friedensordnung, Deutschland und Russland, Perspektiven für den Ausbruch aus ihrer geopolitischen Einschließung gesucht.

					 

					Der in den letzten Jahrzehnten infolge der stabilen Westbindung der Bundesrepublik Deutschland weithin in Vergessenheit geratene Vertrag von Rapallo ist inzwischen wieder zu einer von der politischen Rechten wie der Linken wahrgenommenen Option der deutschen Politik geworden, gewissermaßen zu einem «kurzen Weg nach Osten», der auf Verständigung mit einem expansiv-revisionistischen Russland hinausläuft und eine politische Abkehr vom Westen zur Folge hätte. Wenn inzwischen gar von einem «Nichtangriffspakt» zwischen den Europäern und Russland die Rede ist, der freilich erst nach dem Ende des Ukrainekriegs geschlossen werden solle, so ist der Bezug zum Vertrag von Rapallo unüberhörbar. Die Beschäftigung mit diesem inzwischen mehr als ein Jahrhundert zurückliegenden Vertrag ist also keine Abschweifung in die Geschichte, sondern eine Erkundung der politischen Optionen, die einer «Macht in der Mitte» prinzipiell zur Verfügung stehen, anhand historischen Materials. Rapallo ist einer der Fälle, an denen die politische Urteilskraft der Bürger geschult werden kann.

					Man muss freilich zwischen dem Rapallovertrag als politischem Symbol und als realpolitischem Instrument unterscheiden. Als Letzteres kam ihm nur eine begrenzte Wirkung zu, nachdem Außenminister Walther Rathenau und Reichskanzler Joseph Wirth zeitweilig gezögert hatten, den Vertrag überhaupt zu unterzeichnen, und nach der Unterzeichnung mit dem Gedanken seiner sofortigen Kündigung spielten. Sie befürchteten, durch den Vertrag ihre Verhandlungsposition bei den von Frankreich und Belgien geforderten Reparationen nicht verbessert, sondern verschlechtert zu haben. Darin kam ein grundsätzliches Problem einer Politik aus der Mitte zum Ausdruck: die sich immer wieder neu stellende Frage, mit welcher der beiden Seiten man sich durch eine Annäherung die größeren Vorteile verschaffen kann und bei wem man sich die größeren Nachteile einhandelt. Ein Teil der politischen Klasse, angeführt von dem späteren Außenminister Gustav Stresemann, setzte auf eine Annäherung an den Westen, ebenfalls um den von dort ausgehenden Druck bei den Reparationsforderungen zu vermindern, was in diesem Fall auf direktem und nicht auf indirektem Weg erreicht werden sollte. Stresemann ging davon aus, dass eine politische wie wirtschaftliche Annäherung an Sowjetrussland für Deutschland mehr Nachteile als Vorteile mit sich bringen würde, weil dies die Wiedereingliederung Deutschlands in den atlantischen Wirtschaftsraum eher verzögerte als voranbrachte. Außerdem spielten für ihn die politisch-ideologischen Gegensätze zu den Bolschewiki eine erhebliche Rolle.

					Der Blick dieses Teils der politischen Klasse war nach Westen gerichtet, und deswegen betrieb sie eine Politik der schrittweisen Integration Deutschlands in die Pariser Friedensordnung, die 1925, drei Jahre nach Rapallo, in den Vertrag von Locarno mündete, der die Aufnahme in den Genfer Völkerbund zur Folge hatte und schließlich zu einer deutlichen Reduzierung der Deutschland auferlegten Reparationslast führte.[4] Dem stand, neben der KPD, die aus ideologischen Gründen für eine Anlehnung an Sowjetrussland beziehungsweise die Sowjetunion war, eine Gruppe um General von Seeckt, den Chef der Heeresleitung, und Freiherr von Maltzan, einen hohen Beamten im Auswärtigen Amt, gegenüber, die sich allen ideologischen Gegensätzen zum Trotz von einer Öffnung nach Osten die größeren Vorteile versprach. Letzten Endes setzte sich in der Politik der Weimarer Kabinette die West- gegen die Ostorientierung durch, weswegen der Rapallovertrag für die operative Politik Weimars, sieht man einmal von der «Schwarzen Reichswehr» in der Sowjetunion ab,[5] zunächst keine größere Rolle spielte. Die Deutschen standen als klassische Macht in der Mitte in der Weimarer Republik wieder einmal vor der Frage, ob sie sich nach Westen oder nach Osten orientieren sollten, und mussten beide Optionen gegeneinander abwägen.

					Das wird vor allem deutlich, wenn man Rapallo als Symbol für die deutsche Option nimmt, eine dem Westen oder eine dem Osten zugewandte Politik zu betreiben, also politische Spielräume zu haben, durch die man für sich Vorteile aushandeln konnte. Mitunter begriff man Rapallo als Wiederaufnahme der politischen Ost-Option, die für Preußen seit der Spätphase des Siebenjährigen Krieges zum machtpolitischen Rückhalt geworden war. Versteht man Rapallo als «Geschichtszeichen», so steht es für historische Verbindungslinien zurück bis zu den drei Teilungen Polens, an denen sich neben Preußen auch Österreich und vor allem Russland beteiligt hatten; mit Blick nach vorn führen Verbindungslinien bis zum Hitler-Stalin-Pakt vom August 1939 und dessen geheimem Zusatzprotokoll, in dem festgelegt war, wie Polen von NS-Deutschland und der UdSSR in die Zange genommen, militärisch niedergeworfen und anschließend erneut aufgeteilt werden sollte.

					Der deutsche Überfall auf Polen war der Schlussakt bei der Auflösung des Cordon sanitaire, in deren Verlauf nach dem Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich im Herbst 1938 zunächst das Sudetenland okkupiert und im Frühjahr 1939 dann die «Rest-Tschechei» zerschlagen worden war.[6] Nach der Niederwerfung Polens und dem Nichtangriffsvertrag mit der Sowjetunion hatte Hitler «nach Westen» freie Hand und konnte mit der Wehrmacht Dänemark und Norwegen besetzen sowie Frankreich erobern, da er für eine Rückendeckung im Osten keine nennenswerten Kräfte zurückhalten musste.[7] Mit dem Überfall auf die Sowjetunion im Sommer 1941 kehrte Hitler, nachdem er die militärische Bedrohung im Westen – vermeintlich – beseitigt hatte, die deutsche Expansionsrichtung wieder nach Osten um, was der Anfang vom Ende des nationalsozialistischen Deutschlands war – definitiv, seitdem die Westmächte zunächst in Italien und dann in Frankreich neue Fronten eröffnet hatten, womit die Deutschen abermals in die Zange eines Mehrfrontenkrieges geraten waren. Die deutsche Strategie eines Ausgreifens zunächst nach Osten, dann nach Westen und anschließend erneut nach Osten, die den Mehrfrontenkrieg durch eine Abfolge voneinander getrennter «Feldzüge» zu vermeiden suchte, scheiterte an einer im Verlauf des Krieges entstandenen Umfassungskoalition. Osten und Westen hatten sich auf Dauer nicht von der Mitte und aus der Mitte heraus gegeneinander ausspielen lassen.

					Die geopolitische Mitte steht somit nicht nur für die Gefahr des Eingekreistwerdens, die fast immer das Ergebnis politischer Fehleinschätzungen ist – sie bietet auch eine politische Optionsvielfalt, bei der man sich für die eine oder die andere Seite entscheiden kann oder gar muss beziehungsweise auf eine grundsätzliche Festlegung verzichtet und Präferenzentscheidungen von Fall zu Fall trifft. Bei dieser Optionsvielfalt mitsamt Entscheidungserfordernis droht der geopolitischen Mitte freilich die Spaltung der eigenen Gesellschaft, weil die eine Partei Präferenzen für die Option A und die andere Präferenzen für die Option B hat. Solange dabei die große Mehrheit einer kleinen unbedeutenden Minderheit gegenübersteht, handelt es sich um ein überschaubares Risiko, und die Politik wird in der Regel dem Wunsch der großen Mehrheit folgen. Die Risiken der politischen Entscheidung wachsen jedoch in dem Maße, wie sich die konträren Positionen in den Präferenzen der Bevölkerung einander quantitativ annähern, was zur Vermehrung der Zauderer und Entscheidungsvermeider in der politischen Klasse und zu tiefen, ideologisch angereicherten Gegensätzen in der Gesellschaft führt. Darauf wird später noch zurückzukommen sein.[8]

					In dieser Lage mehren sich, wenn die Mitte-Macht dem nicht durch eigenes Agieren zuvorkommt, auch die Einflussnahmen der Nachbarmächte, die mit Verlockungen und Drohungen die Macht in der Mitte jeweils auf ihre Seite zu ziehen und sie für die Option A oder B zu gewinnen suchen. Von den drei geopolitischen Konstellationen, die es für eine Macht in der Mitte gibt, ist die erste, die Einkreisung durch feindlich gesonnene Großmächte, sicherlich die bedrohlichste; die zweite, eine Entscheidung für die eine oder die andere Seite treffen zu müssen und sich dabei die düpierte Seite zum Widersacher, wenn nicht zum Feind zu machen, die riskanteste; die dritte Möglichkeit, bei der man von Verbündeten und befreundeten Mächten umgeben ist, die bequemste, denn sie steht für eine glückliche politische Konstellation, von der zu hoffen ist, dass es bei ihr bleibt. In einer solchen Lage befindet sich Deutschland innerhalb der Europäischen Union seit mehr als drei Jahrzehnten. Davor befand es sich fast immer in Konstellationen, die als Einkreisung wahrgenommen wurden oder bei denen man sich, wie in der Zeit des «Kalten Krieges», an der «Front» einander entgegengesetzter Allianzen befand. Diese drei Optionen sollen im Folgenden anhand der deutschen Geschichte und der sie begleitenden geopolitischen Debatten veranschaulicht werden.

				
					
						Von der wohltemperierten über die saturierte zur eingekreisten Mitte: Zweiter Ausflug in die Geschichte des geopolitischen Denkens

					
					Der politische Publizist Constantin Frantz, ein in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts viel gelesener Autor, der danach weithin in Vergessenheit geraten ist,[1] hat in seinen 1859 veröffentlichten Untersuchungen über das europäische Gleichgewicht die These vertreten, die nach den Napoleonischen Kriegen im Wiener Kongress wiederhergestellte europäische Pentarchie sei Mitte des 19. Jahrhunderts bereits wieder zerfallen. Frantz hatte zeitweilig im diplomatischen Dienst Preußens gestanden, hatte diesen dann jedoch verlassen, weil er sich voll und ganz der politischen Publizistik widmen wollte, vermutlich aber auch, weil er eine unter preußischer Dominanz erfolgende deutsche Nationalstaatsbildung nach westeuropäischem Vorbild ablehnte. Seine These vom Zerfall der europäischen Pentarchie begründete Frantz damit, dass Großbritannien und Russland sowie schließlich auch Frankreich infolge ihrer Kolonialpolitik zu Weltreichen aufgestiegen seien, wohingegen Österreich und Preußen, die beiden anderen der europäischen Pentarchie zugehörigen Mächte, sich auf den Kontinent beschränkt hätten und deswegen keine Weltmächte geworden seien. Frantz sieht darin keine machtpolitische Herausforderung der europäischen Mitte, worauf diese ihrerseits mit Machterweiterung reagieren müsse, wie das im Theorem der Flügelmächte der Fall ist, sondern konstatiert bloß, dass die drei zu Weltmächten gewordenen europäischen Reiche nicht mehr ins politische Format Europas passten und stattdessen gemeinsam mit den USA eine globale Tetrarchie, eine weltpolitische Viererherrschaft bildeten. Frantzʼ Antwort auf diese Entwicklung war eine geopolitische Verkleinerung der europäischen Mitte, indem er sie mit dem Reich der Staufer identifizierte (wobei er dieses freilich nach Osten und Südosten erweiterte) und für eine Erneuerung dieses mittelalterlichen Reichs plädierte, das zum Oberherrn über Mitteleuropa aufsteigen und es gegen die Einflussnahme der vier Weltmächte beschützen sollte. Dieses Reich sollte föderativ verfasst sein. Unterm Strich lief das auf eine globale Pentarchie hinaus, in der sich ein räumlich begrenztes Europa gegen die vier Weltmächte behaupten musste.

					Daran ist erstens bemerkenswert, dass Frantz keinen historischen Bezug zum Reich der Karolinger herstellt, weil dies ein wesentlich westeuropäisches Reich gewesen sei, das mit kriegerischer Gewalt nach Mitteleuropa ausgegriffen habe. Im Unterschied dazu war die von ihm favorisierte staufische Reichsbildung eine genuin mitteleuropäische Ordnung, in der die Franzosen keine Rolle spielten. Die Franzosen gehörten ebenso wenig wie die Russen zu Mitteleuropa. Der Bezug auf die Staufer ist, zweitens, deswegen hervorzuheben, weil damit weder die Habsburger noch die Hohenzollern als Referenz bei der Neuordnung des europäischen Zentrums die ausschlaggebende Rolle spielten. Frantz ignorierte damit Herrscherhäuser, die zur Zeit der Veröffentlichung seiner Überlegungen tatsächlich um die Vorherrschaft in Mitteleuropa konkurrierten und um die sich Anhängerschaften gebildet hatten, die entweder ein von Wien oder ein von Berlin beherrschtes Mitteleuropa zum Ziel hatten. Gegen diese Alternative setzte er eine dritte Option, für die er indes keine andere Herrscherfamilie als Träger zu benennen wusste als die politisch nicht mehr existenten Staufer.

					Gegen die politische Alternative Habsburg oder Hohenzollern bot er also ein «drittes Deutschland» auf, das sich mit dem österreichischen Kaiserhaus arrangieren sollte und sich ausdrücklich nicht als deutscher Nationalstaat verstand. Es sollte vielmehr in der Tradition des mittelalterlichen Reichs einen multinationalen Charakter haben, wobei den Deutschen innerhalb des Reichs freilich eine gewisse Führungsrolle zufallen würde.[2] Das heißt: Wenn sich die Vorherrschaftsfrage jenseits eines allzu macht- und einflusslosen «dritten Deutschlands» auf die Alternative Preußen oder Österreich zuspitzte, optierte Frantz für Österreich, weil das Wiener Reich von seiner Anlage her vielgestaltiger war als Preußen und insofern zum Träger eines multinationalen Gebildes geeignet war, das die europäische Mitte politisch organisieren sollte. Die «europäische Mission» der Deutschen bestand bei Frantz somit darin, einem multinationalen Raum vorzustehen und sich als Schutzmacht der vielen kleinen Nationen Europas zu profilieren – und nicht zu einer national geeinten und gleichzeitig expansiven Macht aufzusteigen. Man kann das als die «wohltemperierte» Mitte der politischen Ordnung Europas bezeichnen.

					Frantz reagierte also auf die von ihm diagnostizierte Erosion der europäischen Pentarchie infolge des Aufstiegs von drei beteiligten Mächten zu Weltmächten nicht, indem er diese Großmächte als «Flügelmächte» begriff, die Europa in die Zange nahmen, sondern setzte ihnen eine nicht expansionsfähige Ordnung entgegen, die stärker an der Diversität der ihr zugehörigen kleinen Nationen als an einer machtpolitischen Ertüchtigung der Mitte orientiert war. Anstatt, wie die französischen Autoren Raynal und de Pradt, Europa als eine von den Flügeln her bedrängte und bedrohte Mitte zu begreifen, favorisierte er die Verkleinerung Europas auf eine vielgestaltige, stark diversifizierte Mitte, die keinerlei weltpolitische Ambitionen besaß, sondern der es allein auf ihren Fortbestand als multinationaler und vielsprachiger Raum ankam. Dazu war sie freilich auf eine prinzipiell defensiv ausgerichtete Schutzmacht – eben die Deutschen – angewiesen.

					Das war eine doppelte Absage: eine an das Ordnungsmodell des Nationalstaats und eine an die Idee der Imperienbildung, der die europäischen Randmächte Russland, Großbritannien und Frankreich gefolgt waren, die aber in der europäischen Mitte keine Resonanz gefunden hatte, weil man dort (jedenfalls bis zu dem Zeitpunkt, als Frantz seine Schrift veröffentlichte) keine Kolonialpolitik betrieben und auch keinerlei Ambitionen zur Seeherrschaft entwickelt hatte. Man kann auch geltend machen, dass für Mitteleuropa infolge der geografischen Konstellationen eine Kolonialreichsbildung nicht in Frage kam beziehungsweise Imperialität als geopolitische Option nicht nahelag. Darauf setzte Constantin Frantz. Man kann seine Vorstellung bei gewissen Variationen als Blaupause für das Europaprojekt seit Ende des Ost-West-Konflikts ansehen, als man in Brüssel und den europäischen Hauptstädten davon ausging, eine Ordnung des Friedens entwickeln zu können, ohne in der Lage sein zu müssen, auf die globale Ordnung Einfluss nehmen zu können. Die sollten die Weltmächte unter sich ausmachen.

					Bekanntlich hat die europäische Geschichte in der Zeit nach Frantz’ Entwurf – nicht zuletzt infolge deutscher Machtpolitik – einen anderen Verlauf genommen als den von ihm skizzierten. Man kann jedoch, wie gesagt, die Europäische Union in ihrem gegenwärtigen Zustand – nach dem Zerfall der Kolonialreiche keine Expansionsbestrebungen nach außen mehr, multinationale Vielfalt, hochkomplexe Entscheidungsprozesse mit Blockademöglichkeit durch wenige, auch kleine Mitgliedsländer – als eine Konstruktion nach den Vorstellungen von Constantin Frantz begreifen, jedenfalls als eine politische und sozioökonomische Entschärfung des Weges der Nationalstaatsbildung, den Europa zuvor beschritten hatte. Die Schutzmacht, die inzwischen als der Hüter dieses machtlosen und selbst kaum verteidigungsfähigen politischen Gebildes agiert, ist jedoch nicht Deutschland, sondern diese Funktion haben die außereuropäischen USA übernommen. Das lag über lange Zeit im geostrategischen Interesse der USA, aber dieses Interesse hat sich in den letzten Jahrzehnten immer weiter abgeschwächt beziehungsweise hat sich verschoben, sodass für die Zukunft mit einem US-amerikanischen Rückzug aus dieser Rolle der Führungsmacht Europas zu rechnen ist.

					Die Europäer werden infolgedessen eine eigene Selbstbehauptungsfähigkeit entwickeln müssen und sich nicht länger auf eine außereuropäische Schutzmacht verlassen können. Andernfalls sind sie gezwungen, auf den guten Willen der Großen zu vertrauen, in der Hoffnung, dass die sich für Europa nicht weiter interessieren, oder sie müssen sich darauf einstellen, von diesen herumgeschubst zu werden oder nach der Pfeife eines dieser Großen zu tanzen. Russland ist der politische Akteur, der sich sowohl ideologisch als auch militärisch dafür platziert. Deutschland wird in einem selbstbehauptungsfähigen Europa sicherlich nicht an die Stelle der USA als Schutzmacht der Mitte treten können – und dies vermutlich auch nicht wollen –, aber es wird eine deutlich wichtigere Rolle spielen müssen als bisher, wo es sich, umgeben von Freunden, bequem eingerichtet hat. Die dritte der oben genannten Optionen ist mit dem absehbaren Rückzug der USA aus Europa somit dahin, und die Deutschen stehen erneut vor den zwei erstgenannten Optionen.

					 

					Constantin Frantzʼ Vorstellung von einem sich als Schutzmacht der vielen kleinen Nationen Mitteleuropas verstehenden Reich, in dem die Deutschen eine Vormachtstellung einnehmen sollten, wurde im Verlauf des Ersten Weltkriegs erneut virulent, als der liberale Theologe und Politiker Friedrich Naumann 1915 ein Buch mit dem knappen Titel Mitteleuropa veröffentlichte, in dem er einen Entwurf zur politischen und wirtschaftlichen Neuordnung der europäischen Mitte nach dem Ende des Krieges vorlegte.[3] Er ging bei der Niederschrift davon aus, dass der Große Krieg, wie man den Weltkrieg zunächst nannte, mit einem machtpolitischen Patt enden und das habsburgische Kaiserreich, also Österreich-Ungarn, fortbestehen würde; die verbündeten Mächte in der Mitte Europas wären jedoch für längere Zeit vom atlantischen Wirtschaftsraum ausgeschlossen beziehungsweise die Westmächte würden ihnen vorerst keinen umfassenden Zugang zu den Märkten dieses Raumes einräumen.[4] Naumann reagierte mit der letztgenannten Annahme auf die britische Handelsblockade, die den Ausschluss Deutschlands vom atlantischen Wirtschaftsraum zur Folge hatte. Er skizzierte einen gegenüber der britischen Seemacht leidlich blockadefesten Wirtschaftsraum und zugleich einen politischen Raum, der sich gegen ein militärisch bedrohliches Russland, das im ersten Kriegsjahr bis weit nach Ostpreußen eingedrungen und Österreich-Ungarn in Galizien eine Reihe schwerer Niederlagen beigebracht hatte,[5] zu verteidigen imstande sein sollte. Naumanns Mitteleuropa war also ein Entwurf mit zwei Fronten der Selbstbehauptung: einer im Westen und einer im Osten.

					Als Naumann seine Konzeption entwickelte, stand es für die verbündeten Mächte Deutschland und Österreich-Ungarn militärisch nicht zum Besten: Die Deutschen hatten sich im Nordwesten Frankreichs und in Belgien «eingegraben», und an einen Angriff zur siegreichen Beendigung des Krieges war vorerst nicht zu denken. Österreich-Ungarn war nach den schweren Verlusten vom Herbst 1914 und Winter 1914/15 zu einer umfassenden Offensive ohne deutsche Unterstützung nicht mehr in der Lage.[6] Obendrein zeichnete sich ab, dass beide Mächte schon bald mit erheblichen Problemen bei der Lebensmittelversorgung sowie der Waffen- und Munitionsproduktion zu rechnen hatten. Es war also im Wesentlichen eine defensive Status-quo-Konzeption, die Naumann im Weltkrieg entwarf, weit entfernt von den in Deutschland sonst kursierenden Entwürfen einer weit ausgreifenden Annexionspolitik.[7] Im Vergleich zu diesen waren seine Vorstellungen durchaus realistisch.

					Das von Raynal und de Pradt durchdachte Problem einer europäischen Mitte, die von Flügelmächten in die Zange genommen werden kann, taucht bei Naumann wieder auf, ebenso wie die von Constantin Frantz ausgeführte Idee einer geografisch verkleinerten Mitte, nach der der europäische Kontinent nicht vom Atlantik bis zum Ural reichte, sondern die Mitte Europas, eben Mitteleuropa, der zu verteidigende und zu schützende Raum sein sollte. Naumann ging es um die wirtschaftliche Selbstbehauptung der europäischen Mitte gegen die westlichen Flügelmächte USA und Großbritannien und die militärische Verteidigung gegen die östliche Flügelmacht Russland. Damit bestanden Vorgaben für den Raum, den Mitteleuropa umfassen sollte: Er musste groß genug und von seiner Ressourcenvielfalt her hinreichend ausgestattet sein, sodass er ohne Zugang zu den Weltmeeren überlebensfähig war, und gleichzeitig musste seine Topografie so beschaffen sein, dass er sich nach Westen wie nach Osten mit den zur Verfügung stehenden begrenzten Kräften verteidigen ließ. Da die je an die Mitte angrenzenden Seiten nicht gleichartig waren, wäre die europäische Mitte freilich auf sehr unterschiedliche Art herausgefordert gewesen, was ihr einiges abverlangt hätte.

					Das Problem eines gegenüber dem geografischen Europa auf die europäische Mitte verkleinerten Raumes besteht freilich darin, dass infolge der Verkleinerung die Gefahr der Einkreisung erheblich höher ist als bei einem größeren Europa, da der zu verteidigende Raum im Westen nicht mehr am Atlantik oder am Ärmelkanal endet, sondern von Frankreich, Belgien und den Niederlanden her gegen den auf Mitteleuropa reduzierten Raum Landfronten gebildet werden können, die das Gros der militärischen Kräfte binden. Das wiederum muss zur Schwächung der Verteidigungsfähigkeit im Osten führen. Einkreisung ist, will man den Begriff präziser fassen, die verschärfte Variante dessen, was man allgemein als Zweifrontenkrieg bezeichnet. Einkreisung ist mehr als ein Krieg an zwei Fronten, sondern besagt, dass man von allen Seiten her umfasst wird oder doch umfasst werden kann.

					Die Reaktion auf diese geostrategische Konstellation schwankte bei den Deutschen: Auf der einen Seite stand die zuversichtlich-selbstbewusste Formel «Viel Feind, viel Ehr’», die aus dem strategischen Dilemma eine heroische Tugend machte, was aber keine Antwort auf die politisch-militärische Herausforderung war. Trotzige Entschlossenheit ist eben keine Strategie. Eine strategische Antwort war hingegen die offensive Vorstellung, man müsse den Ring der Einkreisungsmächte mit einem entscheidenden Schlag aufbrechen, wobei man jedoch keine Zeit verlieren dürfe und schneller losschlagen müsse als die Einkreisungsmächte. Man müsse ihnen zuvorkommen, sobald die politischen Zeichen auf Krieg stünden. Das heißt, dass man ständig mit der Idee eines Präventivkriegs befasst war. Aus dieser Direktive resultierte in Deutschland seit Anfang des 20. Jahrhunderts eine Tendenz zur politischen Panik, wie sie sich dann im ebenso ungeschickten wie unglücklichen Agieren der Reichsregierung und des Generalstabs im Juli und August 1914 zeigte. Die reale oder auch bloß als solche wahrgenommene Einkreisung war (und ist)[8] der worst case der Mitteposition, den ein politischer Akteur unter allen Umständen vermeiden beziehungsweise verhindern muss. Die deutsche Politik hat es durch Unbedachtheit und Ungeschick geschafft, sich mehrfach in diese Position zu manövrieren.

					Es ist freilich keineswegs so, dass den deutschen Politikern die Risiken einer panischen Reaktion auf die drohende Einkreisung nicht bewusst gewesen wären. Als Reichskanzler Bernhard von Bülow den Einkreisungsbegriff am 14. November 1906 erstmals zur Beschreibung der geostrategischen Lage des Kaiserreichs verwendete, warnte er Frankreich davor, Deutschland «wie ein Tier im Walde» einzukreisen.[9] War das Tier im Walde nämlich erst einmal umzingelt und fand keinen Ausweg mehr, würde es zum Angriff übergehen. In den von der französischen Politik hergestellten Konstellationen musste Frankreich, so Bülow, damit rechnen, dass es unvermittelt zur kriegerischen Konfrontation kam. Für deeskalierende Verhandlungen würde es unter den Bedingungen einer Einkreisung keine Zeit geben.

					Es handelte sich um eine überaus ernst zu nehmende politische Warnung, die Bülow im Spätherbst 1906 aussprach, als er der französischen Politik signalisierte, sie müsse infolge ihrer Einkreisungsstrategie mit einem Krieg auch dann rechnen, wenn sie selbst keine Angriffsposition gegenüber Deutschland einnehme. Das war von Bülow durchaus klug und weitsichtig formuliert, um ein Hineinstolpern in den Krieg zu vermeiden. Andererseits hatte Bülow selbst durch einige Äußerungen, in denen er vom Aufstieg Deutschlands zur Weltmacht, dem berühmten «Platz an der Sonne», sprach, zu dieser Politik der Einkreisung beigetragen. Die wiederum war darauf angelegt, ein weiteres Ausgreifen der Deutschen in Afrika wie im Nahen und Mittleren Osten zu verhindern und dabei das Kaiserreich in der Mitte Europas einzuschnüren – was darauf hinauslief, die Einflusszonen des Deutschen Reichs auf Mitteleuropa zu beschränken.

					 

					Paradigmatisch für einen aus der Defensive heraus gegen die Einkreisungsmächte geführten Selbstbehauptungskrieg war im kollektiven Gedächtnis der Deutschen – sofern sie propreußisch eingestellt waren – der Siebenjährige Krieg, in dem sich Friedrich II. gegen eine übermächtige Koalition aus Österreich, den kaisertreuen Teilen des Reichs sowie Russland und Frankreich behauptet hatte. Der Mythos des Großen Königs wurde bei Beginn des Ersten Weltkriegs zu dem Versprechen, dass sich auch das eingekreiste Kaiserreich in diesem Krieg behaupten werde.[10] In dem Essay Gedanken im Kriege hat Thomas Mann schon bald nach Kriegsbeginn die schwierige Lage in der Mitte durch den Verweis auf Friedrich in eine Quelle politischer Zuversicht umgedeutet:

					«Unbesorgt! Wir stehen am Anfang, wir werden um keine Prüfung betrogen sein. Friedrich, nach allen Heldentaten, war im Begriffe unterzugehen, als ein gutes Glück, der russische Thronwechsel, ihn rettete. Und Deutschland ist heute Friedrich der Große. Es ist sein Kampf, den wir zu Ende führen, den wir noch einmal zu führen haben. Die Koalition hat sich ein wenig verändert, aber es ist sein Europa, das im Haß verbündete Europa, das uns nicht dulden, das ihn, den König, noch immer nicht dulden will, und dem noch einmal in zäher Ausführlichkeit, in einer Ausführlichkeit von sieben Jahren vielleicht, bewiesen werden muss, dass es nicht angängig ist, ihn zu beseitigen.»[11]

					Wer sich eingekreist fühlt, empfindet jeden Krieg als einen existenziellen Krieg, in dem die Zweck-Ziel-Mittel-Unterscheidung an Bedeutung verliert, weil es um den puren Fortbestand als politischer Akteur geht. Die Folge ist ein Verlust an politischer Rationalität – und an strategischem Denken. An seine Stelle treten Heroismus und das Vertrauen auf den Zufall.

					Im Vergleich zu Friedrich Naumann hat Thomas Mann die eingekreiste Mitte noch weiter verkleinert und sie unter Abzug Österreich-Ungarns auf das Deutsche Reich begrenzt, was die Voraussetzung dafür war, dass er das Wilhelminische Reich in das Preußen Friedrichs beziehungsweise den preußischen König selbst hineinspiegeln konnte. Damit machte er das übrige Europa zum Feind der Mitte. Von den in globaler Perspektive apostrophierten Flügelmächten ist bei Mann nicht die Rede, wie überhaupt weltpolitische Perspektiven bei ihm keine Rolle spielen. Er begreift den Krieg als einen europäischen Krieg, bei dem man auf einen Sinneswandel des Zaren in Sankt Petersburg («der russische Thronwechsel») setzen muss. Um diesen Krieg durchzustehen und sich am Schluss politisch und militärisch zu behaupten, genügte für Thomas Mann trotzige Entschlossenheit. Ressourcenfragen und materielle Durchhaltefähigkeit verschwanden bei ihm hinter dem Glauben an sich selbst, hinter Mut und Geduld: Das Heroische siegte über das Materielle, der Kampfeswille verdrängte die Frage nach Ressourcen und Logistik.

					Thomas Mann fährt demgemäß fort: «Es ist auch seine [Friedrichs] Seele, die in uns aufgewacht ist, diese nicht zu besiegende Mischung aus Aktivität und durchhaltender Geduld, dieser moralische Radikalismus, der ihn den anderen so widerwärtig zugleich und entsetzlich wie ein fremdes und bösartiges Tier erscheinen ließ. Sie wussten nichts von seiner Unbedingtheit – wie sollten sie, da es für sie nicht um Tod und Leben ging –: das war sein sittlicher Vorteil. Auch ist nicht glaubhaft, daß ihnen heute die Tiefe deutscher Entschlossenheit zugänglich sein sollte, – die einen sind zu weit verbürgerlicht, die anderen zu roh und dumpf, um ihrer fähig zu sein. […] Unbesorgt! Wir werden geprüft werden. Deutschlands Sieg wird ein Paradoxon sein, ein Sieg der Seele über die Mehrzahl ganz ohne gleichen. Der Glaube an ihn ist wider alle Vernunft, – daß Deutschland fest und gelassen ist in diesem Glauben, das ist des Wunders Anfang, unvergeßbar schon für alle Geschichte.»[12] Die strategischen wie logistischen Dilemmata der Mitte sollten durch rückhaltlose Begeisterung und unbegrenzte Durchhaltebereitschaft kompensiert werden.

					Die beiden Passagen aus Thomas Manns Kriegsessay werden hier zitiert, um den Rekurs auf entschiedene Opferbereitschaft als Mittel gegen die physische Überlegenheit der Gegenseite – die neben dem schnellen Angriff zweite Form der Reaktion auf Einkreisung – sichtbar zu machen. Das erklärt nicht nur den deutschen Durchhaltewillen von 1914 bis 1918, sondern ist auch für die gegenwärtigen Konstellationen des Ukrainekrieges relevant: Dass es die Ukraine als eigenständigen politischen Akteur noch gibt, hat vor allem mit dem Widerstands- und Durchhaltewillen der ukrainischen Streitkräfte und der ukrainischen Gesellschaft zu tun – und erst im Anschluss daran mit den westlichen Waffen- und Munitionslieferungen sowie der Finanzhilfe, die den wirtschaftlichen Zusammenbruch des Landes verhindert hat. Ohne den in dieser Hartnäckigkeit unerwarteten Widerstand der Ukrainer und Ukrainerinnen in den ersten Wochen und Monaten des Krieges wäre alle westliche Hilfe zu spät gekommen. Der heroische Widerstand war die Voraussetzung dafür, dass der Westen überhaupt die Möglichkeit hatte, dem angegriffenen Land zur Hilfe zu kommen. Nach den ersten Monaten des Krieges, in denen der ukrainische Widerstandswille ausschlaggebend war, haben indes die logistischen und strategischen Fragen mehr und mehr an Bedeutung gewonnen, und es ist inzwischen klar, dass von ihrer Beantwortung der Ausgang des Krieges abhängt.

					Das seit dem März 2022 von einigen deutschen Politikern geäußerte Anraten, die Ukraine solle den Widerstand gegen Russland aufgeben und in einen russischen Diktatfrieden einwilligen oder zumindest einen Waffenstillstand entlang der aktuellen Frontlinien anbieten, ist häufig als ein «Lernen aus der eigenen Geschichte» dargestellt worden. Das Problem dieses «Arguments» ist, dass Deutschland weder 1914 noch 1939 angegriffen wurde, sondern in der Rolle des Angreifers agierte. Das russische Auftreten ist also eher mit dem Deutschland von 1914 und 1939 zu vergleichen, was heißt, dass der mit Friedensimperativen garnierte Lernappell, wenn er an die Ukraine adressiert ist, an den falschen Kandidaten gerichtet wird. Das Beispiel der Ukraine zeigt aber auch, dass mit trotzigem Widerstandswillen allein ein solcher Krieg nicht zu gewinnen ist. In einem nach den Vorgaben der Ermattungsstrategie geführten Materialkrieg entscheiden zuletzt die Ressourcen – was der Westen erst spät begriffen hat, sonst hätte er seine Waffen- und Munitionsproduktion sehr viel früher hochgefahren.

					Der andere Aspekt, der bei den hier angestellten Überlegungen zur Einkreisung eine Rolle spielt, ist der Umstand, dass sich die Ukraine seit 2014, seit der Annexion der Krim durch Russland und den geschaffenen Separatistengebieten von Luhansk und Donezk, tatsächlich als «eingekreist» begreifen kann: im Norden durch Russland und seinen engen Verbündeten Belarus; im Osten durch die Separatistengebiete, mit denen den Russen der Sprung über das Asowsche Meer gelungen war, sowie den bald darauf begonnenen Bau der Brücke über die Meerenge von Kertsch, die Russland mit der annektierten Krim verbindet und zudem dazu dient, das Asowsche Meer in ein russisch kontrolliertes Gewässer zu verwandeln; im Süden durch die von Russland besetzte Krim, von der aus die russische Schwarzmeerflotte die ukrainische Küste zeitweilig kontrollieren konnte; zuletzt auch von Westen her durch die in Transnistrien, einem von der Republik Moldau abtrünnigen Gebiet, stationierten russischen Truppen.

					Gleichzeitig machten die russischen Politiker, die für die militärische Einkreisung der Ukraine verantwortlich waren, ihrerseits in einem fort geltend, sie seien vom Westen her eingekreist. Dieser Westen sei drauf und dran, die Ukraine als vorgeschobene Position gegen Russland aufzurüsten, und dabei verfolge er das Ziel, «Russland zu vernichten», wie es der russische Außenminister Lawrow wiederholt erklärte. Das war eine Täter-Opfer-Umkehr durch die Lancierung eines entsprechenden Narrativs: Diejenigen, die selbst eine zielstrebige und militärisch forcierte Einkreisung der Ukraine betrieben haben, stellen sich als Opfer einer Einkreisung dar, gegen die sie sich mit dem Angriff auf die Ukraine zur Wehr setzen müssen. Das Einkreisungsnarrativ ist nicht selten das Passepartout für die Führung von Angriffskriegen. Darum ist Misstrauen angebracht, wenn von Einkreisung die Rede ist.

				
					
						Einkreisung – häufiger gefühlt als tatsächlich der Fall

					
					Die Faktizität einer Einkreisung und ihre Wahrnehmung sind in der Regel nicht dasselbe, auch wenn beides für den Eingekreisten vorderhand auf dasselbe hinausläuft. Im Nachhinein und aus der Distanz betrachtet stellen sich die Verhältnisse meist anders dar als unter dem unmittelbaren Eindruck des Geschehens. Aber gab es tatsächlich plausible Gründe dafür, dass der Kreml im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts zu dem Ergebnis gelangen konnte, der Westen betreibe eine systematisch angelegte Einkreisungspolitik gegen die Russländische Föderation? Oder anders gefragt: Ist eine Analogie zwischen dem Deutschland von vor 1914 und dem Russland von vor 2014 plausibel, wenn es um die Wahrnehmung der geostrategischen Konstellationen seitens der politischen Elite geht?

					Als die große nordasiatische Landbrücke ist Russland schon allein aufgrund seiner Ausdehnung nicht einzukreisen. Weder war es während des fraglichen Zeitraums im Osten durch das seiner Küstenlinie vorgelagerte Japan herausgefordert, noch lässt sich solches von der russischen Westgrenze sagen: Im Norden grenzten mit Finnland und Schweden zwei – damals, inzwischen nicht mehr – neutrale Länder an, die der NATO angehörenden baltischen Republiken waren aufgrund fehlender strategischer Tiefe keine Bedrohung für Russland, und obendrein bildeten Finnland und Schweden zusammen mit Belarus und der Ukraine als nicht der NATO angehörende Staaten einen neutralen Puffer gegenüber dem Westen. Zwar hatte sich die Ukraine im Jahr 2008 gemeinsam mit Georgien um den Status eines NATO-Beitrittskandidaten bemüht, aber das war von Deutschland und Frankreich noch in demselben Jahr auf der Konferenz von Bukarest blockiert worden. Wenn es dem Kreml nur um die verlässliche Verhinderung eines NATO-Beitritts der Ukraine gegangen wäre, hätte er sich auf Deutschland und Frankreich sowie weitere NATO-Staaten verlassen können – vor allem auf Deutschland, das sich bei seiner Energieversorgung in russische Abhängigkeit begeben hatte. Diese Abhängigkeit wäre auch gegenüber einem Regierungswechsel resistent gewesen.

					Und die USA? Die hatten, Demokraten wie Republikaner, China als die alle anderen Konkurrenten in den Schatten stellende Herausforderung ausgemacht und schenkten Russland keine große Aufmerksamkeit. Das spricht gegen die Annahme, dass sie in irgendeiner Weise eine Politik der Einkreisung gegenüber Russland betreiben wollten. Eine «Regionalmacht», als die US-Präsident Obama Russland bezeichnet hatte, kreist man nicht ein, wenn man selbst eine Weltmacht ist. Bei der angeblichen Einkreisung Russlands handelt es sich um ein Legitimationsnarrativ des Kreml, mit dem Russland sich als defensiver Akteur präsentieren wollte. Für eine reale Erfahrung, die im Kreml die Alarmsirenen hätte ertönen lassen können, fehlte jede Grundlage.

					Die russische Mitteposition war geopolitisch somit von einer grundlegend anderen Qualität als die Deutschlands zwischen 1871 und 1945. Russland ließ und lässt sich nicht von Osten und Westen in die Zange nehmen – und einkreisen, also von allen Seiten umfassen, ließ und lässt es sich schon ganz und gar nicht, weil an seiner langen Südgrenze die USA und ihre Verbündeten, jedenfalls nach dem Abzug aus Afghanistan, geopolitisch keine Rolle spielen. Wenn Russland sich hier mit Herausforderungen konfrontiert sah und sieht, so sind diese eher islamistischer Art, gegenüber denen Russland sich nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 in den USA mit dem Westen in einer informellen Allianz befand und das auch so kommunizierte. Die geopolitische Mitte Russlands ähnelte insofern eher jener, die Theodore Poesche und Charles Goepp Mitte des 19. Jahrhunderts mit Blick auf die USA entworfen haben, als sie den Vereinigten Staaten von Amerika die Möglichkeit einer ungehinderten Machtprojektion sowohl in den Atlantischen als auch in den Pazifischen Ozean attestierten.[1] Eine Herausforderung durch Flügelmächte, mit der sich die kontinentaleuropäischen Geopolitiker befassten, gab es für die USA nicht, und ebenso wenig gab es sie für Russland am Beginn des 21. Jahrhunderts.

					Russland ist trotz der mit dem Zerfall der Sowjetunion erfolgten Verkleinerung seines Raumes in einer ähnlichen Lage wie die USA: Hitler hatte 1941 mit dem japanischen Bündnis versucht, die damalige UdSSR in die Zange zu nehmen. Da die Japaner jedoch kein Interesse an einer Gebietserweiterung auf Kosten der Sowjetunion hatten (was der für die Sowjets arbeitende Spion Richard Sorge nach Moskau meldete), sondern sich ganz auf den Krieg gegen die USA sowie die europäischen Kolonien in Ost- und Südostasien konzentrierten, führte Stalin einen Einfrontenkrieg gegen Nazideutschland und seine Verbündeten und konnte seine Streitkräfte gegen die Invasoren aus dem Westen einsetzen. Eine politische und militärische Koordination über so große Entfernungen hinweg, wie sie die eurasische Landmasse darstellt, ist zudem kaum möglich.[2] Einkreisung als strategisches Konzept ist an die Kleinräumigkeit Europas gebunden. In globaler Perspektive ist sie keine Strategie, sondern ein Narrativ. Bei allen nach dem Ende des Ost-West-Konflikts geführten geostrategischen Debatten über den Gegensatz zwischen dem kontinentalen Russland und der maritimen US-Macht dürfte den Männern im Kreml klar gewesen sein, dass Russland nicht einkreisbar ist, zumal dann nicht, wenn es in einem Bündnis mit China steht. Dass dieses China freilich auf längere Sicht die größere und folgenreichere Herausforderung der russischen Position in Asien sein kann, steht auf einem anderen Blatt als dem der Einkreisung.

					 

					Die Mitte kann, wenn sie nicht einen ganzen Kontinent umfasst, eingekreist werden, wie es den Deutschen mehrfach erging beziehungsweise wie sie es wahrnahmen. Deutschland hat seit einigen Jahrzehnten das Glück, weder ein Frontstaat an der Trennlinie zwischen zwei Blöcken zu sein noch eine von gegnerischen Allianzen umfasste Macht, die von der Vorstellung umgetrieben wird, sich gegen diese zur Wehr setzen und ihre Umfassung aufsprengen zu müssen. Es ist vielmehr von Verbündeten, «Freunden», wie es im deutschen Politiksprech heißt, umgeben. Das ist jedoch keine unumstößliche Konstellation, sondern muss mit politischer Klugheit und Voraussicht immer wieder aufs Neue gesichert werden. Nach 1948, als die amerikanische Entscheidung zum Verbleib in Europa fiel, haben die USA nämlich in großem Stil eine kluge Politik der Mitte-Sicherung betrieben, insofern sie sich nicht mehr auf Atlantik und Pazifik als schützende Weltmeere verlassen wollten, nachdem sich das im Verlauf des Zweiten Weltkriegs – im Pazifik bedrohlicher als im Atlantik – als Illusion herausgestellt hatte. Sie setzten nun darauf, die im Osten und Westen jeweils gegenüberliegende Küste beziehungsweise die ihr vorgelagerten großen Inseln in einem US-amerikanisch dominierten Bündnissystem zu organisieren. Die Voraussetzung für das Funktionieren dieser Allianzen war, dass die USA in höherem Maße als die Verbündeten selbst für deren Sicherheit sorgten. Das erfolgte vor allem durch das Aufspannen atomarer Schutzschirme. Als Gegenleistung beanspruchten die USA die Hegemonialposition innerhalb der Bündnissysteme. Die Kosten und Lasten dieser Sicherung der Gegenküste konnten sie sich über Jahrzehnte leisten, ohne dass ein diese Politik betreibender Präsident deswegen mit größerem Widerspruch aus der Wählerschaft rechnen musste.

					Das hat sich geändert, seitdem der Anteil des US-amerikanischen Bruttoinlandsprodukts an der globalen Wertschöpfung prozentual gesunken ist und die USA sich im Nahen und Mittleren Osten auf politische Herausforderungen eingelassen haben, deren Ertrag für ihre eigene Sicherheit in keinem angemessenen Verhältnis zu den unternommenen Aufwendungen stand. Im Gegenteil: die US-Interventionen haben die Region eher destabilisiert als ihr eine geordnete Entwicklung verschafft. In Reaktion auf das daraus erwachsene Gefühl der Überforderung haben die US-Administrationen – die der Demokraten vorsichtig und bedacht, die der Republikaner abrupt und destruktiv – sich aus der Rolle eines «Hüters» der globalen Ordnung zurückgezogen und auch damit begonnen, ihr Engagement in Europa zurückzufahren, um sich langfristig auf den indopazifischen Raum zu konzentrieren. Perspektivisch geben sie damit die Position einer gesicherten Mitte auf und verabschieden sich aus der Rolle einer Schutzmacht Europas. Unter dem Einfluss einer von populistischen Vorstellungen und Parolen getriebenen politischen Kultur konzentrieren sie sich auf sich selbst und betrachten ihre Verbündeten – was vor allem für die Republikaner unter Trump gilt – als Erbringer von Leistungen, von denen vor allem die USA profitieren sollen.

					Das läuft auf die Umkehr der vormaligen, für «den Westen» konstitutiven Lastenverteilung hinaus – und das wird das Bündnis als politischer Akteur schwerlich auf Dauer verkraften können: dass der reichste und mächtigste Akteur ein Kostgänger der kleineren und schwächeren Verbündeten sein will. In der Folge werden die USA ihre überaus komfortable Position in der Mitte der globalen Ordnung verlieren und in eine geopolitische Randlage geraten, was für sie kurzfristig Kostenvorteile, aber langfristig erhebliche geopolitische Nachteile hat. Stattdessen wird Europa in eine Mittellage geraten, in der es sich entscheiden muss, ob es – und das ist die neue alte geopolitische Frage – eher nach Westen oder aber nach Osten gute Beziehungen unterhalten will. Es ist zu erwarten, dass das auf eine Zerreißprobe innerhalb der EU und des europäischen Arms der NATO hinauslaufen wird. Wer dabei für «den Osten» und wer für «den Westen» optieren wird, dürfte neben den politischen Erfahrungen, die man jeweils mit Russland und den USA gemacht hat, von der Stärke der rechtspopulistischen Parteien in den einzelnen Ländern abhängen. Will man die dabei zu erwartenden Dynamiken antizipieren, so lohnt sich ein Blick auf die deutsche Geschichte der letzten zwei Jahrhunderte.

				
					
						Politisch-strategischer Exkurs: Ziel und Zweck eines Krieges sowie Operieren auf der «inneren» und der «äußeren» Linie

					
					In seinem Werk Vom Kriege (1832) hat der preußische General und Kriegstheoretiker Carl von Clausewitz zwischen Zweck und Ziel des Krieges unterschieden: Den Zweck, so Clausewitz, lege die Politik fest, und in ihm werde festgehalten, was ein Akteur «mit dem Krieg» erreichen wolle; über das Ziel entscheide dagegen die Spitze des Militärs, und in ihm werde festgelegt, was dieser Akteur «in dem Krieg» erreichen müsse, um dem Zweck Genüge zu tun.[1] Das war zunächst nur eine Präzisierung der späterhin viel zitierten Clausewitz-Formel, wonach der Krieg «eine Fortsetzung des politischen Verkehrs, ein Durchführen desselben mit anderen Mitteln» sei:[2] Wie die Diplomatie ein den politischen Entscheidungen nachgeordnetes Instrument sei, so sei dies auch das Militär. Der Krieg habe darum «seine eigene Grammatik, aber nicht seine Logik».[3] Das schließe freilich ein, dass die Politik dem Militär keine Zwecke vorgeben dürfe, die mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln nicht zu erreichen seien.

					Die Politik hat dabei zunächst zu entscheiden, ob der von ihr ins Auge gefasste Zweck eher auf diplomatischem Wege oder mit den Mitteln militärischer Gewalt verfolgt werden soll und welches der beiden Instrumente dabei mit höheren Kosten und Risiken verbunden ist. Sie muss sich jedoch davor hüten, Zwecke vorzugeben, die weder auf diplomatischem noch auf militärischem Wege realisierbar sind, wobei ein Scheitern der Diplomatie mit geringeren Kosten verbunden ist als ein Scheitern des Militärs: Diplomatische Schlappen sind leichter zu verkraften als militärische Niederlagen. Die Frage nach der Eignung des eingesetzten Instruments ist darum bei einem Krieg vordringlicher als im diplomatischen Verkehr, und deswegen hat beim Einsatz des Militärs auch noch größere Sorgfalt zu walten als bei der Diplomatie ohnehin schon. Dazu Clausewitz: «Also noch einmal: der Krieg ist ein Instrument der Politik; er muß notwendig ihren Charakter tragen, er muß mit ihrem Maße messen; die Führung des Krieges in seinen Hauptumrissen ist daher die Politik selbst, welche die Feder mit dem Degen vertauscht, aber darum nicht aufgehört hat, nach ihren eigenen Gesetzen zu denken.»[4]

					Es ist aus Clausewitzʼ Sicht jedoch nicht ausgeschlossen, dass die Politik dem Instrument des Krieges Zwecke vorgibt, die mit ihm und in ihm prinzipiell nicht oder nur in besonderen, eher unwahrscheinlichen Ausnahmefällen zu erreichen sind. Clausewitz besteht freilich darauf, dass es einen «Streit zwischen den politischen und den kriegerischen Interessen» der Sache nach nicht geben kann, weil der Krieg ja ein Mittel der Politik sei und darum nicht in Gegensatz zu ihr treten könne. Die Politik müsse aber die Leistungsfähigkeit des Instruments kennen, dessen sie sich bediene: «Daß die Politik an den Krieg Forderungen macht, die er nicht leisten kann, wäre gegen die Voraussetzung, daß sie das Instrument kenne, welches sie gebrauchen will, also gegen eine natürliche, ganz unerläßliche Voraussetzung.»[5] – Das ist eine eher normative als empirische Aussage. Clausewitz weiß sehr wohl, dass in einer Reihe von Fällen die Politik vom Krieg etwas erwartet hat, was er nicht leisten konnte. Nicht der Einfluss der Politik auf die Kriegführung sei hierbei zu tadeln, wie manche meinten, sondern die Politik selbst, denn «wo diese Einwirkung vom Ziel entfernt [ist], ist die Quelle nur in der verkehrten Politik zu suchen».[6] Das ist, wenn man so will, die kühle Gegenposition zu der von Thomas Mann am Anfang des Ersten Weltkriegs vertretenen Sicht, wonach die Deutschen nur eine übergroße Heroizität und Durchhaltebereitschaft aufbringen müssten, um sich in einem Krieg, für dessen Ausmaß die Politik verantwortlich war, behaupten zu können.

					Clausewitz fasst diese Überlegung wie folgt zusammen: «Nur dann, wenn die Politik sich von gewissen kriegerischen Mitteln und Maßregeln eine falsche, ihrer Natur nicht entsprechende Wirkung verspricht, kann sie mit ihren Bestimmungen einen schädlichen Einfluß auf den Krieg haben. Wie jemand in einer Sprache, der er nicht ganz gewachsen ist, mit einem richtigen Gedanken zuweilen Unrichtiges sagt, so wird die Politik dann oft Dinge anordnen, die ihrer eigenen Absicht nicht entsprechen. Dies ist unendlich oft vorgekommen, und dies macht es fühlbar, daß eine gewisse Einsicht in das Kriegswesen von der Führung des politischen Verkehres nicht getrennt werden sollte.»[7]

					Einen Schritt weiter gedacht heißt das, dass die Politik sich davor hüten muss, in eine Lage zu geraten, aus der sie sich nur noch mit militärischen Mitteln befreien kann. Sie ist gehalten, aus einer überaus misslichen Lage durch das Ausschöpfen diplomatischer Mittel wieder herauszukommen – etwa indem man Verbündete gewinnt, deren Unterstützung die Einkreisung auflöst oder ihre unmittelbaren Folgen begrenzt. An dieser Herausforderung ist die deutsche Politik vor dem Ersten Weltkrieg folgenreich gescheitert. Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es keine politische Mitte des Kontinents mehr, und Deutschland selbst wurde zwischen den sich schon bald nach Kriegsende konfrontativ gegenüberstehenden Machtblöcken von Ost und West geteilt. Damit gab es auch kein einheitliches Deutschland mehr. Deutschland war an den geopolitischen Herausforderungen der Mitte gescheitert.

					Es war der von Thomas Mann in seinen patriotischen Schriften zu Beginn des Ersten Weltkriegs gefeierte und mit dem Deutschland von 1914 identifizierte preußische König Friedrich, der Preußen durch eine Reihe von Fehleinschätzungen und Fehlentscheidungen im Vorfeld des Siebenjährigen Krieges bündnispolitisch in eine politisch-militärische Mittellage und damit in eine Einkreisung hineinmanövriert hatte, in der er sich danach nur mit Glück, aber auch Geschick militärisch zu behaupten vermochte.[8] Ähnliche Fehler unterliefen der deutschen Politik zu Beginn des 20. Jahrhunderts, als sie sich Russland und England gleichermaßen zum Feind machte.[9] Damit hatte man angesichts der russisch-britischen Rivalität in Zentralasien, von Rudyard Kipling als the Great Game bezeichnet, eigentlich nicht rechnen müssen, ebenso wenig wie ein Bündnis zwischen Frankreich und Russland vorherzusehen war: eine Allianz zwischen der sich auf ihre revolutionäre Herkunft berufenden Republik und dem reaktionären Zarenreich. Friedrich II. war es durch schnelle Offensiven zu Beginn des Krieges und später durch geschickte Operationen auf der «inneren Linie» gelungen, sich militärisch zu behaupten, also den Krieg nicht zu verlieren und seine Eroberungen aus den zwei vorangegangenen Schlesischen Kriegen zu behalten. Als Feldherr hat er wettgemacht, was er als Politiker falsch gemacht hat. Das ist dem Deutschen Reich im Ersten Weltkrieg nicht gelungen. Der Verlauf des Siebenjährigen Krieges und damit das Geschick Friedrichs hing viel zu sehr von Zufällen ab, um als politisches Vorbild dienen zu können.

					Die geopolitische Lage eines Landes zwischen Großmächten, die darauf aus sind, diese Macht in der Mitte in die Zange eines Zweifrontenkrieges zu nehmen, ist in der Geschichte des strategischen Denkens unter dem Rubrum eines «Operierens auf der inneren Linie» durchdacht worden. Zwar hat sich Clausewitz in Vom Kriege gegen den geometrischen Doktrinarismus gewandt, der die Vorteile von innerer und äußerer Linie unmittelbar gegeneinander verrechnen zu können meinte, der also die Bedeutung des Zufalls und des Unvorhersehbaren mit Lineal und Zirkel zum Verschwinden bringen wollte. In einigen Studien ist Clausewitz dann aber doch den Chancen eines Operierens auf der inneren Linie nachgegangen. Innere Linie heißt dabei, dass man die Truppen auf dem kürzesten Weg von dem einen zum anderen Frontabschnitt verlegen und auf diese Weise sehr viel schneller Schwerpunkte des Angriffs bilden kann als die Einkreisungsmächte, die ihre Truppen immer außen um den Eingekreisten herumführen müssen. Einen Vorteil, den der auf der inneren Linie Operierende im Übrigen auch bei der Abwehr von Offensiven der Einkreisenden hat.

					Diese Überlegungen stellte Clausewitz unter dem Eindruck der Revolutionen von 1830 in Paris und Warschau an, als Preußen damit rechnen musste, in einen Zweifrontenkrieg gegen die an die Macht gekommenen revolutionären Regierungen in Frankreich und Polen verwickelt zu werden.[10] Clausewitz hat dabei die operativen Vorteile des auf der inneren Linie Operierenden relativiert, indem er die äußere Linie als eine wesentlich gegen den Ressourcenzufluss zugunsten des Eingekreisten gerichtete Strategie begriffen hat, durch die der von dem zur Fortführung des Krieges erforderlichen Nachschub abgeschnitten werden sollte, während bei der inneren Linie «das Gefecht das einzige wirksame Mittel im Kriege» sei.[11] Wer auf der inneren Linie operiert, heißt das, muss auf intensivere Weise Krieg führen als ein auf der äußeren Linie Operierender, für den es mitunter genügt, den Ressourcenzufluss an den Eingekreisten zu blockieren, um seinen Zweck zu erreichen.

					Generalisiert man Clausewitzʼ fallbezogene Überlegungen, so heißt das, dass ein Operieren auf der äußeren Linie von der Annahme ausgeht, man habe Zeit und diese Zeit arbeite für die eigene Seite, weil mit der Verringerung und schließlich vollständigen Blockierung des Nachschubs die Kräfte des Gegners immer schwächer würden, bis er schließlich erschöpft und ermattet aufgeben müsse. Ein auf der inneren Linie Operierender hat diese Zeit dagegen nicht, und deswegen muss er von Anfang an die den Kampf entscheidende Schlacht suchen, in der er den Ring der Einkreisungsmächte aufsprengt, um den dringend benötigten Ressourcenzufluss zu ermöglichen. Er steht also unter Zeitdruck und muss auf dem Schlachtfeld erfolgreich sein. Dabei hat er den Vorteil, dass er seine Truppen sehr viel schneller verlegen und leichter an Schwerpunkten konzentrieren kann als ein auf der äußeren Linie operierender Gegner. Außerdem kann er die Ergebnisse des taktischen Lernens an den unterschiedlichen Fronten sehr viel schneller als ein auf der äußeren Linie Operierender an die gegenüberliegenden Fronten weitergeben. Bezieht man das auf den Ukrainekrieg, so zeigt sich, dass die westlichen Unterstützer in ihrer Zögerlichkeit davon ausgingen, bei der Beeinträchtigung der russischen Kriegführungsfähigkeit durch Wirtschaftssanktionen und Handelsblockaden sowie der Lieferung von Waffen und Munition an die Ukraine Zeit zu haben, während die auf der inneren Linie operierenden ukrainischen Streitkräfte tatsächlich diese Zeit nicht hatten. Die Probleme, in die die Ukraine durch die mangelnde Unterstützung des Westens geraten ist, waren eine Folge unsauberen strategischen Denkens beziehungsweise einer Einmischung der (westlichen) Politik in die (ukrainische) Strategie, die das Instrument des Krieges überforderte.

					Die Unterscheidung zwischen innerer und äußerer Linie läuft für Clausewitz also nicht auf eine geometrische Berechnung der jeweiligen Vor- und Nachteile hinaus, sondern zeigt, dass die äußere Linie bei entsprechenden geostrategischen Konstellationen ein Operieren gegen die Versorgungslinien des Gegners ermöglicht, während die innere Linie eine beschleunigte Suche nach der Entscheidungsschlacht erzwingt. Die Position in der Mitte nötigt zum Kampf, wohingegen der Einkreisungsring die Option des Abwartens bietet – freilich nur so lange, wie der von innen Agierende nicht seinerseits angreift und den Ring der Einkreisenden an einer bestimmten Stelle aufzusprengen sucht. Ein solcher Zeitdruck entsteht auch, wie im Ukrainekrieg zu beobachten, wenn die Wirtschaftssanktionen als Attacke auf die Kriegführungsfähigkeit des Angreifers nicht die erwartete Wirkung zeitigen; dann nämlich steht der auf der äußeren Linie Agierende vor dem Problem, zu einem direkten Eingreifen in das Kriegsgeschehen gezwungen zu sein. Das genau wollte und will der Westen vermeiden, hat aber keine Antwort auf die offene Frage gefunden.

					Handelt es sich bei dem auf der äußeren Linie Operierenden um eine aktive Einkreisungsmacht, die selbst im Krieg mit den Eingekreisten steht und nicht nur deren Unterstützer ist, so muss sie sich auf eine Schlacht einlassen, jedenfalls dann, wenn sie nicht über einen tiefen Rückraum und hinreichende Kräfte verfügt, die es ihr ermöglichen, den Ring bei dessen Ausbuchtung durch den Eingekreisten geschlossen zu halten, was heißt, dass sie sich zurückziehen kann, ohne dabei die Einkreisung aufgeben oder lockern zu müssen. Der von innen Kommende muss dann nachstoßen, aber je weiter er vorstößt, desto mehr nähert er sich dem «Kulminationspunkt des Angriffs», wie Clausewitz die mit dem Vorstoß abnehmende Kraft des Angreifers bezeichnet. Damit geht er das Risiko ein, die von ihm gesuchte Entscheidungsschlacht unter für ihn zunehmend ungünstigen Bedingungen schlagen zu müssen.[12] Vom Schwedenkönig Karl XII. über den französischen Kaiser Napoleon I. bis zu Hitler sind die Angreifer Russlands beziehungsweise der Sowjetunion an dieser Herausforderung gescheitert. Auch das hätte im Kreml für einen gelassenen Umgang mit der angeblich von der Ukraine ausgehenden Bedrohung sorgen können, wenn man denn in ihr tatsächlich eine Gefahr für die eigene Sicherheit gesehen hätte.

					Das andere Dilemma eines Operierens auf der inneren Linie besteht darin, dass es sich bei dem die äußere Linie Kontrollierenden um eine Seemacht handeln kann, die für eine Landmacht nur schwer oder überhaupt nicht angreifbar ist – zumal dann nicht, wenn die Seemacht, was zu erwarten ist, von der Anzahl ihrer Schiffe und von deren Fähigkeiten her deutlich überlegen ist. Napoleon verlor im Seekrieg gegen die Briten die beiden großen Seeschlachten von Abukir und Trafalgar, und die Deutschen konnten die Seeschlacht vom Skagerrak zwar als taktischen Erfolg verbuchen, doch strategisch handelte es sich für sie um einen Fehlschlag: Die britische Blockadelinie zwischen den schottischen Inseln und Südnorwegen konnte nicht aufgebrochen werden, und genau darum war es bei dem Vorstoß der Kriegsmarine in die Nordsee gegangen.[13]

					Im Landkrieg dagegen hatte sich Napoleon über zwei Jahrzehnte als Virtuose des Operierens auf der inneren Linie gezeigt: Die Geschwindigkeit, mit der er seine Truppen bewegte, und seine Fähigkeit, diese am Ort des Aufeinandertreffens mit dem Gegner zu konzentrieren, sorgten dafür, dass er eine Schlacht nach der andern – und damit bis zum Russlandfeldzug von 1812 alle von ihm geführten Landkriege – gewann, ohne in größere Probleme zu geraten.[14] Dabei kam ihm die geografische Begrenztheit des mitteleuropäischen Kriegsraumes zugute. Die Folgen, die aus der räumlichen Weite Russlands für seine Art der Kriegführung erwuchsen, hat Napoleon unterschätzt. Er hat die Raumgebundenheit seiner Strategie offensichtlich nicht wirklich begriffen und ist an dieser Fehleinschätzung militärisch gescheitert.[15] Hitler und die Wehrmacht sind Napoleon darin mehr als ein Jahrhundert später gefolgt.

					Der auf der inneren Linie Operierende unterliegt also nicht nur dem Zwang zur Schlacht und steht dabei unter Zeitdruck, sondern muss die Entscheidungsschlacht auch im grenznahen Bereich schlagen. Er muss vermeiden, dass er bei der Verfolgung eines sich zurückziehenden Gegners gezwungen ist, seinen Operationsraum zu überdehnen, weil ihn das für Gegenoffensiven des Kontrahenten verwundbar macht. Zusammengefasst heißt das: Eine Kriegführung aus der Mitte heraus eröffnet einem gut gerüsteten und taktisch versierten Akteur dann – aber auch nur dann – eine Reihe von Vorteilen, wenn der Kriegsschauplatz geografisch begrenzt ist, weil den Umfassungsmächten wenig Möglichkeiten zum strategischen Rückzug bleiben. Ist das nicht der Fall und die Mächte der Umfassung und Einkreisung können weiträumig operieren, sei es zur See oder zu Lande, so wird der aus der Mitte heraus Operierende mit großer Wahrscheinlichkeit den Krieg verlieren. Diese Erfahrung haben nahezu alle europäischen Mächte gemacht, die aus einer Mitte heraus auf Expansion durch Krieg gesetzt haben.

				
					
						Vom Schlieffenplan zum Hitler-Stalin-Pakt

					
					Die Erfahrungen, die von den Deutschen beim politisch-militärischen Agieren aus der Mitte heraus gemacht wurden, zerfallen in zwei Abschnitte, die unterschiedlicher kaum sein könnten: Da ist zunächst das dem 19. Jahrhundert zugehörende Jahrzehnt der deutschen Einigungskriege; allesamt wurden sie erfolgreich geführt, der von der Politik dem Militär gesetzte Zweck in ihnen vollumfänglich erreicht. Daneben gibt es aber auch die beiden Weltkriege in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, die militärisch verloren wurden und an deren Ende im ersten Fall Deutschland verkleinert wurde und im zweiten Fall als politischer Akteur zu bestehen aufhörte. Dieser Unterschied bei einer Kriegführung aus der Mitte heraus lässt sich anhand der gerade vorgestellten politisch-strategischen Überlegungen erklären: Bei keinem der drei Einigungskriege war Preußen beziehungsweise Deutschland von Kontrahenten eingekreist, weil Bismarck alle diesbezüglichen Gefahren, die sehr wohl bestanden, politisch beiseitegeräumt hatte. Des Weiteren wurden alle diese Kriege in geografisch begrenzten Räumen ausgetragen, wodurch die Risiken einer räumlichen Ausweitung gering waren – nicht zuletzt auch deswegen, weil keiner dieser Kriege sich über längere Zeit hinzog, sodass der politische Konflikt schnell, man kann sagen: in einer Schlacht entschieden wurde – gegen Dänemark an den Düppeler Schanzen, gegen Österreich bei Königgrätz und gegen Frankreich bei Sedan. Zweck und Ziel im Clausewitzschen Sinn hatten zusammengepasst; Bismarck, der Herr des politischen Zwecks, hatte sich ein ums andere Mal gegen die darüber hinausgehenden Zielvorstellungen des Militärs durchgesetzt.[1]

					Das war in den beiden Weltkriegen des 20. Jahrhunderts anders: Deutschland war bei Ausbruch des Ersten Weltkriegs gemeinsam mit seinem Verbündeten Österreich-Ungarn politisch wie militärisch tatsächlich eingekreist, und das war es auch im Zweiten Weltkrieg seit dem Sommer 1941, seit dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion, da Großbritannien im Westen, auch wenn es keine Truppen mehr auf dem Kontinent stehen hatte, nicht aus dem Krieg ausgeschieden war: Zur See und in der Luft dauerte der Krieg im Westen fort. Darüber hinaus ist eine räumliche Begrenzung des Krieges durch Sequenzierung der Angriffsziele, worauf die Deutschen zunächst gesetzt hatten, nur in den ersten Kriegsjahren gelungen;[2] spätestens mit der Kriegserklärung Hitlers an die USA am 11. Dezember 1941 war der Krieg zum Weltkrieg geworden, womit für die Deutschen keine Möglichkeit zu seiner schnellen Beendigung mehr bestand – außer durch eine umgehende Kapitulation, zu der das Regime infolge seiner Kriegführung und seiner ideologischen Zwecksetzung, die Vernichtung des europäischen Judentums, nicht bereit war. Diese Zwecksetzung unterscheidet den Zweiten Weltkrieg von allen vorherigen Kriegen.

					 

					Seine gesamte Dienstzeit über hatte Generalstabschef Alfred von Schlieffen über die Herausforderung eines Zweifrontenkrieges gegen Frankreich und Russland nachgedacht und dabei sämtliche vorstellbaren Alternativen durchgespielt: von der strategischen Defensive, an der die zu offensiven Operationen gezwungenen Einkreisungsmächte schließlich erschöpft scheitern würden, bis zu einer schnellen überwältigenden Offensive, mit der ein Arm der Zange, die Deutschland umfasste, zerbrochen werden sollte. Schlieffen kam dabei zu dem Ergebnis, dass Deutschland einen langewährenden Krieg aufgrund seiner geopolitischen Lage verlieren würde, und verwarf daher die Defensivstrategie. Zu einem langen Krieg waren das Deutsche Reich und sein Verbündeter Österreich-Ungarn, die sogenannten «Mittelmächte», infolge ihrer Angewiesenheit auf Ressourcenzufluss von außen jedoch nicht in der Lage. Der Krieg musste schnell entschieden werden, wenn er mit einem Sieg der «Mittelmächte» enden sollte.

					In einer Denkschrift, die Schlieffen 1905 bei seinem Ausscheiden aus dem Großen Generalstab hinterließ, hatte er Vorstellungen zu einer Offensive entwickelt, die später unter der Bezeichnung «Schlieffenplan» von sich reden machten. Tatsächlich hat jedoch erst Schlieffens Nachfolger Helmuth von Moltke der Jüngere, der Neffe des großen Moltke, des Siegers von Königgrätz und Sedan, daraus einen detaillierten Plan gemacht, weswegen in der jüngeren Forschung auch vom «Schlieffen-Moltke-Plan» gesprochen wird.[3] Die Pointe von Schlieffens Denkschrift bestand in dem Vorschlag, den Ring der Umfassungsmächte nicht an der schwächsten, sondern an der stärksten Stelle aufzusprengen. Die schwächste Stelle wäre wohl der Balkan gewesen, wo Russland eine Reihe von Verbündeten auf seine Seite gebracht hatte, die relativ schnell niederzuwerfen gewesen wären. Aber ein größerer Erfolg dort hätte für die Gesamtlage keine nachhaltigen Folgen gehabt: Der Einkreisungsring hätte an den entscheidenden Abschnitten fortbestanden und seine Wirkung entfaltet. Eine Alternative dazu wäre ein Angriff auf Russland gewesen, aber der hätte sich in der Tiefe des Raumes verloren, sobald sich die Russen zurückzogen. Also konzentrierte sich Schlieffen auf die stärkste Stelle ohne eine strategische Rückzugsoption der Einkreisungsmacht, und das war Frankreich.

					Schlieffen, der bei seinen Überlegungen vermutlich durch Hans Delbrücks Darstellung vom überwältigenden Sieg Hannibals über die Römer bei dem Städtchen Cannae beeinflusst war,[4] wollte die französischen Kräfte in einer groß angelegten Umfassungsbewegung einkreisen, sie von ihrem Nachschub abschneiden und zur Kapitulation zwingen, wie das dem älteren Moltke im Jahre 1870 bei Metz und Sedan gelungen war – nur dass die von Schlieffen entworfene Operation sehr viel größer und umfassender angelegt war als die von 1870 und tendenziell das gesamte französische Heer ausschalten sollte. Die Franzosen sollten nach Schlieffens Plänen somit selbst zu Eingekreisten werden. Um dieses Ziel zu erreichen, war Schlieffen sogar bereit, auf die strategischen Vorteile der inneren Linie zu verzichten und selbst auf der äußeren Linie zu operieren. Deswegen entschied er sich für die Umfassung und gegen den Durchbruch.

					Die Entscheidung für die Umfassung war freilich nicht nur rein militärischer Art, betraf also nicht nur die Ziele in dem Krieg, sondern tangierte in einer entscheidenden Frage auch den Zweck dieses Krieges, über den eigentlich allein die Politik zu befinden hatte. Die jedoch wurde mit den folgenreichen Implikationen des Plans nicht wirklich befasst beziehungsweise der Generalstab sah darin eine rein militärische Angelegenheit, in die sich die Politik nicht einmischen sollte – die das wohl auch ihrerseits nicht wollte. Das Problem der Umfassung war folgendes: Die Franzosen hatten in Reaktion auf die Niederlagen von 1870 an der Grenze zu Deutschland einen dichten Festungsgürtel angelegt, der sich nicht so schnell durchstoßen ließ, wie das für einen unter Zeitdruck stehenden Angreifer erforderlich war. Auf französischem Staatsgebiet diesen Festungsgürtel zu umgehen, hätte die Umfassungsbewegung schon bald ins Stocken gebracht, weil sie einer gefährlichen Flankenbedrohung aus dem Festungsgürtel heraus ausgesetzt gewesen wäre. Also entschied sich Schlieffen dafür, die Umfassungsbewegung über die neutralen Staaten Belgien und die Niederlande durchzuführen, wo mit einem Stoß in die linke Flanke der vorrückenden Deutschen nicht zu rechnen war. Der jüngere Moltke begrenzte diese Umfassungsoperation dann auf Belgien, weil ihm die Neutralität der Niederlande als Schutzschild über den vorstoßenden Armeen wertvoller erschien als eine breiter angelegte Umfassung.

					Das hatte jedoch, rein militärisch betrachtet, den Preis, dass die Deutschen bei ihrem Vormarsch auf eine einzige leistungsfähige Eisenbahnverbindung angewiesen waren. Politisch wiederum brachte die Respektierung der niederländischen Neutralität nicht viel, weil es bei der Verletzung der belgischen (sowie der luxemburgischen) Neutralität blieb und die Briten die Präsenz deutscher Truppen an der flandrischen Küste Belgiens ohnehin um einiges bedrohlicher empfanden als deren Präsenz an der niederländischen Küste. Der unter Verweis auf die Verletzung der belgischen Neutralität erfolgte Kriegseintritt der Briten auf der Seite von Frankreich und Russland verschärfte die Einkreisung Deutschlands durch seine Gegner, da die britische Seeblockade zur Abriegelung Deutschlands von den Weltmeeren führte. Außerdem führte der englische Kriegseintritt zu einem erheblichen Kräftezuwachs auf Seiten der gegen die Mittelmächte Deutschland und Österreich-Ungarn gerichteten Koalition. Die von Schlieffen entworfene Umfassung der Einkreisungsmächte hat im Ergebnis also eine Verdichtung der eigenen Einkreisung bewirkt.

					Die deutsche Seite ist um der militärischen Vorteile willen, die sie sich von der auf Schlieffen zurückgehenden Umfassungsoperation versprach, erhebliche politische Risiken eingegangen, und nach Beginn der Operationen hing alles davon ab, dass die große Umfassung militärisch reibungslos klappte. Von Anfang an stand der Plan unter erheblichem Zeitdruck: Die Offensive musste unmittelbar nach der Mobilmachung beginnen, und ihr Erfolg beruhte auf einem Marschtempo, das nur einzuhalten war, wenn die neutralen Länder, durch die der Vorstoß erfolgte, keinen Widerstand leisteten.[5] Das war bei den Luxemburgern der Fall, nicht aber bei den Belgiern, und im Zusammenhang mit diesem Widerstand kam es zu deutschen Gewalttaten gegen mutmaßliche «Heckenschützen», bei denen es sich womöglich um Zivilisten handelte, die gar nicht auf die deutschen Soldaten geschossen hatten, die aber umgehend von den Deutschen exekutiert wurden. Des Weiteren kam es zur Zerstörung von Kulturgütern, wie der Bibliothek von Löwen, was als «deutsche Greuel» von der Entente propagandistisch genutzt wurde. Schließlich führte der zähe Widerstand der nach Frankreich verlegten britischen Divisionen zu einer Verlangsamung des deutschen Vormarschs, was den Erfolg des gesamten Vorhabens in Frage stellte.

					Außerdem entwickelte sich der «Drehtüreffekt» nicht, auf den Schlieffen gesetzt hatte, weil die französische Offensive in Lothringen früh steckenblieb. So konnten die hier eingesetzten Truppen, als dem französischen Oberkommando klar wurde, was die Deutschen vorhatten, aus Lothringen abgezogen und in den Großraum Paris verlegt werden, wo sie zusammen mit den britischen Einheiten in eine Lücke der deutschen Umfassungsbewegung hineinstießen. Das wiederum veranlasste Generalstabschef Moltke dazu, die Offensive abzubrechen und den Rückzug auf gut zu verteidigende Stellungen anzuordnen. Damit aber war der Schlieffenplan gescheitert. Er hatte sich als zu filigran und zu komplex erwiesen, um erfolgreich umgesetzt werden zu können. Der Ausbruch, der die politisch Einkreisenden militärisch selbst einkreisen sollte, war gescheitert, und die politischen Risiken, die man auf deutscher Seite dafür eingegangen war, wurden zu handfesten Nachteilen, die sich im weiteren Verlauf des Krieges immer stärker bemerkbar machten und schließlich dazu führten, dass das Deutsche Reich den Krieg verlor.

					Das genuin politische Problem der Deutschen im Kampf gegen die tatsächliche oder vermeintliche Einkreisung bestand darin, dass sie sich weder vor noch während des Krieges darüber verständigen konnten, wer von den drei großen Mächten des gegen Deutschland gerichteten Bündnisses der «eigentliche» Feind sei, gegen den man mit aller Entschlossenheit kämpfen musste, während man mit den anderen durch ein entsprechendes Entgegenkommen, durch Kompromisse und Konzessionen, womöglich zu einem Separatfrieden kommen konnte. Dementsprechend war es der Politik auch nicht möglich, einen Zweck des Krieges zu formulieren, der als Vorgabe für die militärische Zielsetzung hätte dienen können. In der Folge setzte sich das Militär selbst Ziele, die politisch kaum abgestimmt waren, und aus der Gesellschaft meldeten sich zunehmend Stimmen, die ihrerseits Vorschläge zum Zweck des Krieges machten, was in der Regel auf weitreichende Annexionen hinauslief. Das führte binnen kurzem zu Erwartungen über den Ausgang des Krieges, die mit den dem Deutschen Reich zur Verfügung stehenden Mitteln und Fähigkeiten nicht zu erfüllen waren und die gleichzeitig Verhandlungen zur Beendigung des Krieges blockierten. Die überschäumende Kriegszieldiskussion in Deutschland war nicht zuletzt das Resultat einer geopolitischen Mittellage, die Expansion in tendenziell alle Himmelsrichtungen vorstellbar machte, was über kurz oder lang jedoch die militärischen Fähigkeiten der Deutschen überforderte.[6] Die politische Führung hätte der Kriegszieldebatte, die aus den oberen Kreisen der Gesellschaft heraus geführt wurde, mit aller Entschiedenheit entgegentreten müssen, was sie aber nicht tat, um die Opferbereitschaft im Militär wie in der Zivilgesellschaft nicht in Frage zu stellen.

					Für die deutsche Kriegführung selbst hieß das: Eine politische Strategie zur Aufsprengung des Einkreisungsrings wurde nicht entwickelt, und so blieb es bei Opportunitätserwägungen der Obersten Heeresleitung, die entschied, wann und wo die besten Erfolgsaussichten für eine Offensive bestanden. Die deutsche Gesellschaft wiederum war in der Frage einer Kräftekonzentration nach Osten oder Westen tief gespalten: Für die einen war der politische Hauptfeind Russland, das in ihrer Wahrnehmung für politische Unterdrückung («russische Knute») und exzessive Grausamkeit («asiatische Horden») stand. Das war für die politische Kriegsunterstützung seitens der Sozialdemokratie von großer Bedeutung. Man kann das im Rückblick daran erkennen, dass nach dem Zusammenbruch des Zarenreichs in den Revolutionen vom Februar und Oktober 1917 die Entschlossenheit der politischen Linken in Deutschland, den Krieg fortzusetzen, immer stärker nachließ, was schließlich bis weit in das sozialdemokratische Milieu hineinreichte.

					Mit dem Transfer Lenins quer durch Deutschland, einer Voraussetzung für dessen Eingreifen in den Verlauf der Revolution in Russland, hatten das Berliner Außenministerium und der Generalstab diese Entwicklung selbst entschieden befördert. Der Lenin-Transfer mündete dann in den Frieden von Brest-Litowsk, mit dem am 3. März 1918 der Krieg im Osten beendet war.[7] Aus militärischer Sicht war damit die Einkreisung aufgebrochen, und damit wurden auch die Kräfte frei, die erforderlich waren, um die Kriegsentscheidung im Westen zu erzwingen. Aus politischer Sicht war jedoch der reaktionäre Feind im Osten verschwunden, dessen bedrohliche Offensiven nicht zuletzt die Sozialdemokraten dazu gebracht hatten, die Kriegspolitik fortdauernd zu unterstützen. Für sie hatte nunmehr eine weitere Fortsetzung des Krieges Sinn und Zweck verloren, und dementsprechend setzte dieser Teil des politischen Spektrums in der deutschen Gesellschaft auf eine schnelle Kriegsbeendigung.

					Ein anderer, etwa ebenso großer Teil der Gesellschaft sah dagegen in England und Frankreich den Hauptfeind, weswegen man den Krieg nach seiner Auffassung nicht beenden könne, ohne Frankreich besiegt und England ein für alle Mal vom Festland vertrieben zu haben. England wurde vorgeworfen, es sei kapitalistisch und materialistisch. Beides wurde als Bedrohung der vorgeblich genuin deutschen Gemeinschaftsvorstellungen dargestellt.[8] Der behauptete Gegensatz von «deutscher Kultur» und «französischer Zivilisation» dagegen, der in den ersten Monaten des Krieges eine zentrale Rolle gespielt hatte, auch und vor allem in den Essays von Thomas Mann, war in den Jahren 1917 und 1918 in den Hintergrund getreten. Gegen Frankreich spielten weniger ideologische als vielmehr geostrategische Überlegungen die Hauptrolle, und dabei ging es um Annexionen, mit denen die deutsche Hegemonialposition in Europa gefestigt und der Einfluss Englands auf dem Kontinent, vor allem auf die Niederlande und Belgien, beendet werden sollte. Der Teil der deutschen Gesellschaft, der diesen Vorstellungen anhing, war konservativ, in der politischen Rechten organisiert und setzte auf einen «Siegfrieden», um den Einfluss der politischen Linken nach dem Krieg in Grenzen zu halten. Diese Gruppen standen hinter der Erklärung des uneingeschränkten U-Boot-Krieges gegen England, der zum Kriegseintritt der USA führte, und sie setzten auch auf die Frühjahrsoffensive von 1918, mit der Frankreich besiegt werden sollte. Als beides scheiterte, war der Krieg für Deutschland endgültig verloren und ein für das Reich politisch erträglicher Friedensschluss nicht mehr möglich.[9]

					Im deutschen Agieren zwischen 1914 und 1918 wird neben der genuin militärischen Herausforderung, die eine praktikable strategische Antwort verlangte, auch ein politisches Problem sichtbar, das mit der geografischen Mittellage verbunden ist: die bereits angesprochene Frage nämlich, wen man aus der Gruppe der Einkreisungsmächte für den Hauptfeind hält, gegen den man das Gros seiner Kräfte konzentrieren muss und nach dessen Niederwerfung man den Krieg, notfalls auch unter Konzessionen an die verbliebenen Gegner, beenden kann. Nur wenn die Macht in der Mitte so stark ist, dass sie den Herausforderern auf beiden Seiten überlegen ist, wozu auch eine geschickte Bündnispolitik beitragen kann – beides lässt sich im Fall der USA während des Zweiten Weltkriegs beobachten, als sie im pazifischen Raum von Japan angegriffen wurden und im atlantischen Raum gegen das nationalsozialistische Deutschland und das faschistische Italien Krieg führten –, muss sie sich nicht zwischen einer Schwerpunktsetzung auf der einen oder der anderen Seite entscheiden, sondern kann gleichzeitig Krieg nach beiden Seiten führen und am Ende beide Kriege gewinnen. Neben der militärischen Fähigkeit, den Krieg auf beiden Seiten erfolgreich zu führen, spielte beim Sieg der USA im Zweiten Weltkrieg eine Rolle, dass das Land politisch geeint war und zu keinem Zeitpunkt das Erfordernis bestand, sich zwischen der einen und der anderen Seite zu entscheiden. Dementsprechend gab es auch keine Forderungen, den Krieg gegen Japan zu beenden, nachdem das nationalsozialistische Deutschland niedergeworfen und besetzt worden war.

					Im Fall des Deutschen Reichs war das 1914 gänzlich anders: Es ist überaus fraglich, ob die Sozialdemokraten für die Kriegskredite gestimmt hätten, wenn nicht das zarische Russland unter den Deutschland bedrohenden Feinden gewesen wäre. Auch muss offenbleiben, ob ein Verzicht auf den uneingeschränkten U-Boot-Krieg den Kriegseintritt der USA verhindert hätte. Ebenso wie die Frage, ob eine konzessionsbereite deutsche Friedensinitiative Ende 1917/Anfang 1918, als das Reich nach dem Ausscheiden Russlands aus dem gegen die Mittelmächte gerichteten Bündnis relativ stark dastand, zu einer Beendigung des Krieges mit für Deutschland erheblich besseren Konditionen als denen von Versailles geführt hätte. Es war, sicherlich nicht nur, aber in jedem Falle auch, die innere Gespaltenheit des kaiserlichen Deutschlands, die dazu geführt hat, dass der Erste Weltkrieg so verloren wurde, wie er verloren wurde. Die Niederlage von 1918 und die daran anschließende Vorstellung vom Dolchstoß in den Rücken des «im Felde unbesiegten» Heeres[10] wiederum hat erheblich dazu beigetragen, dass Deutschland eine revisionistische Macht wurde, die darüber nachdachte, wie sie die Ergebnisse des Ersten Weltkriegs in einem neuerlichen Krieg verändern könnte. Eine geopolitische Mittellage in Verbindung mit einer im Innern gespaltenen Gesellschaft, die durch den Krieg zunächst geeint und in dessen Verlauf umso tiefer gespalten wurde, war eine Konstellation, die den Deutschen in keinerlei Hinsicht bekommen ist und der weder die politische Klasse noch ein erheblicher Teil der Gesellschaft gewachsen war.

					 

					Vorgeschichte und Verlauf des Zweiten Weltkriegs als neuerlicher Versuch der Deutschen, aus der Mitte des Kontinents heraus die Hegemonie über Europa zu gewinnen, müssen hier nicht noch einmal in allen Schritten nachvollzogen werden.[11] Einzelne Etappen des Wegs in den Zweiten Weltkrieg sind indes genauer zu betrachten, weil sich darin bemerkenswerte Ähnlichkeiten zur Vorgeschichte des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine zeigen. Zunächst jedoch zum «Lernen» der Deutschen aus dem Ersten Weltkrieg, durch das ein abermaliges Scheitern vermieden werden sollte: Zentraler Imperativ dieses «Lernens» war, einen großen und langen Krieg zu vermeiden und stattdessen eine Reihe von räumlich wie zeitlich begrenzten Kriegen zu führen. Einen Krieg wie den von 1914 bis 1918 zu wiederholen, lag zunächst weder in Hitlers Absicht, noch hatten das die konservativen Eliten und das Militär vor, als sie damit begannen, über räumlich wie zeitlich begrenzte Revisionskriege nachzudenken. Im Verlauf dieser Revisionskriege sollten zunächst die Territorien zurückgewonnen werden, die Deutschland im Friedensvertrag von Versailles verloren hatte und die den in der Pariser Friedensordnung neu entstandenen Ländern zugeschlagen worden waren.[12] Diese Revisionskriege sollten des Weiteren die Vormachtposition des Deutschen Reichs in Europa erneuern.

					Dass das auf den entschiedenen Widerstand Frankreichs stoßen würde, das in den Pariser Verhandlungen der Siegermächte eine Ordnung Europas angestrebt hatte, in der die deutsche Hegemonie ein für alle Mal beseitigt sein sollte,[13] war im Prinzip klar. Unklar war hingegen, welche Anstrengungen die Pariser Regierung zur Verteidigung der Versailler Ordnung in ihrer Gesamtheit unternehmen würde und ob sie dabei auf die – notfalls auch militärische – Unterstützung Großbritanniens zählen konnte. Die zentrale Herausforderung bei der Vorbereitung dieser Revisionskriege bestand für die Deutschen demnach darin, eine strategische Allianz der Mächte im Westen und Osten Deutschlands zu verhindern und darauf zu achten, dass unterschiedliche Interessen von Paris und London ein gemeinsames Agieren beider Länder verhinderten. Wie aber sollte das möglich sein, da Frankreich sich doch als Garantiemacht der östlich von Deutschland neu entstandenen Staatenkette von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer verstand und die Briten auf Frankreich als ihren «Festlandsdegen» angewiesen waren?

					Während gemäßigte Konservative, Liberale und Sozialdemokraten seit den 1920er Jahren darüber nachdachten, wie sie Deutschland in der nach dem Weltkrieg entstandenen europäischen Friedensordnung einen allseits respektierten Platz verschaffen konnten, von dem aus sich das Land wirtschaftlich und fiskalisch wieder auf die Beine bringen ließ, dachten die politisch rechts beheimateten Konservativen, die nationalistische und die nationalsozialistische Rechte, aber auch die 1919 neu entstandene Kommunistische Partei Deutschlands darüber nach, wie sich die Pariser Friedensordnung von Grund auf würde revidieren lassen. Die Ziele, die von der politischen Rechten wie der äußersten Linken dabei verfolgt wurden, waren zwar radikal verschieden – für die äußerste Linke ging es um die Verwirklichung des proletarischen Internationalismus, für die politische Rechte um die Wiederherstellung der deutschen Vormachtstellung in Europa –, aber sie setzten auf denselben Bündnispartner: auf Sowjetrussland, seit 1922: die Sowjetunion, in der sie einen mächtigen Hebel bei der Zerschlagung der Pariser Ordnung sahen. Und diese Gemeinsamkeiten gingen noch einen Schritt weiter, denn bei der äußersten Linken wie bei der Rechten wurde der neu geschaffene Cordon sanitaire von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer als Behinderung der politischen Ziele angesehen, und dementsprechend sollte er beseitigt werden: aus kommunistischer Sicht, weil er die Verbindung zwischen dem russischen und dem deutschen Proletariat verhinderte,[14] aus rechtsnationalistischer Sicht, weil er der Wiedererrichtung einer deutschen Hegemonie in Mitteleuropa im Wege stand.

					Es waren im Wesentlichen drei Komplexe, um die sich das politisch-militärische Lernen der politischen Rechten und des Generalstabs drehte. Erstens ging es um die Frage, wie sich ein Kriegsverlauf deutlich beschleunigen ließ, um die Zeit der Kampfhandlungen so zu verkürzen, dass ein Krieg nach den Imperativen der Niederwerfungsstrategie geführt werden konnte und man nicht in einen Ermattungskrieg hineingeriet. Den nämlich konnte Deutschland als Macht in der Mitte ohne hinreichende eigene Ressourcenausstattung nicht gewinnen, hatte es doch keinen unverstellbaren Zugriff auf die globalen Ressourcen. Zweitens: Wie ließ sich für den Fall, dass der Krieg dann doch länger dauerte, sicherstellen, dass den Deutschen der Zugang zum Nordatlantik durch eine britische Seeblockade nicht versperrt wurde, wie das im Ersten Weltkrieg der Fall gewesen war? Das war nicht nur für die Kriegführung selbst, sondern auch für eine gesicherte Versorgung der Bevölkerung wichtig. Und drittens: Wie war es möglich, den Cordon sanitaire so zu zerschlagen, dass es nicht zu einem massiven Eingreifen der Westmächte kam, insbesondere Frankreichs, und wenn doch eine Reaktion des Westens erfolgte, sie keine relevante Wirkung mehr hatte? Es ging darum, vollendete Tatsachen zu schaffen, sodass es den politischen Willen und die militärischen Fähigkeiten der Franzosen und Briten überforderte, sie rückgängig zu machen. Man wollte die Antikriegsstimmung in Frankreich und Großbritannien für eine Revision der Machtverhältnisse in Europa ausnutzen.

					Beginnen wir mit Letztgenanntem, da davon die Antwort auf die beiden erstgenannten Fragen abhing. Man hatte beobachtet, dass Frankreich nach den schweren Verlusten, die es im Ersten Weltkrieg erlitten hatte – die Zahl der Gefallenen pro Tausend mobilisierte Männer lag dort etwa um ein Fünftel höher als in Deutschland, und das bei einer seit dem späten 19. Jahrhundert niedrigeren demografischen Reproduktionsrate als der deutschen –, nicht allein gegen Deutschland vorgehen konnte, sondern auf die Unterstützung der Briten angewiesen sein würde. Das hatte sich bei der französischen Nichtreaktion auf den Einmarsch deutscher Truppen ins entmilitarisierte Rheinland gezeigt, wobei die Rheinlandbesetzung immerhin ein gravierender Bruch des Versailler Vertrags war. Frankreich hatte das hingenommen, weil die Briten in dieser Frage überaus zurückhaltend auftraten. In Berlin nahm man das als Zeichen dafür, dass Paris auch weitergehende Revisionen des Versailler Vertrags hinnehmen würde. Auch wusste man in Berlin, dass das Vereinigte Königreich für die Staaten des Cordon sanitaire keine Garantieerklärung abgegeben hatte, um nicht in die kontinentaleuropäischen Konflikte verwickelt zu werden, sondern sich auf den Erhalt seines im Weltkrieg bereits geschwächten Empire konzentrieren zu können. Außerdem hatten sich unter den Briten nach 1919 die Zweifel verstärkt, ob der Eintritt in den Ersten Weltkrieg wirklich in ihrem Interesse gewesen sei.[15]

					Also musste die deutsche Politik bei der Infragestellung des Cordon so vorgehen, dass die britische Eingriffsbereitschaft nicht geweckt wurde; das Ziel war, Frankreich als Unterstützungsmacht der ostmitteleuropäischen Staaten zu isolieren. Sofern doch mit einem französisch-britischen Eingreifen zu rechnen war, musste man mit der Sowjetunion einen Nichtangriffspakt schließen, um einen großen Zweifrontenkrieg zu vermeiden. Dann kam es nämlich nur noch darauf an, den betreffenden Cordon-Staat schnell niederzuwerfen, bevor die Westmächte kriegsbereit waren. Davon, dass die Sowjetunion für eine solche Allianz zu gewinnen war, war man in Berlin überzeugt, weil auch für sie mit der Formierung des Cordon Gebietsverluste verknüpft gewesen waren, die die Führung im Kreml revidieren wollte. Man dachte also über ein Bündnis der beiden großen revisionistischen Mächte nach. Vor allem unter dem Einfluss der geopolitischen Schule Karl Haushofers, mit der Hitlers Stellvertreter Rudolf Heß eng verbunden war, wurde die Idee einer Allianz zwischen Deutschland und der Sowjetunion entwickelt, bei der zwar ideologische Gegensätze bestanden, aber ähnliche Formen totalitärer Herrschaft zusammentrafen.[16] Eine Allianz mit den Sowjets war der deutschen Politik vertraut, weil bereits mit dem Vertrag von Rapallo und der Ausbildung von Reichswehreinheiten in Russland Schritte in Richtung einer solchen strategischen Kooperation erfolgt waren.[17]

					Am Anfang dieser Revisionspolitik stand der «Anschluss» Österreichs an das Deutsche Reich am 12./13. März 1938. Damit zu beginnen, lag nahe, weil Österreich selbst nicht Bestandteil des Cordon war, des Weiteren, weil dort der am Ende des Ersten Weltkriegs bestehende Wunsch eines Beitritts zu Deutschland von den Siegermächten blockiert worden war (was gegen das von US-Präsident Woodrow Wilson proklamierte Selbstbestimmungsrecht der Völker verstieß), und nicht zuletzt, weil sich in Österreich seit einigen Jahren ein klerikalfaschistisches Regime an der Macht befand, für das in den Krieg zu ziehen den «Westmächten» kaum opportun erscheinen würde. Außerdem gab es dort eine starke nationalsozialistische «Fünfte Kolonne», auf die Hitler bauen konnte. In der Folge kam der Hauptwiderstand gegen den «Anschluss» auch zunächst von Mussolini, dem faschistischen Führer Italiens, sodass sich die machtpolitische Veränderung in Europa als ein innerfaschistischer Konflikt ausnahm, in den sich die «Westmächte» sinnvollerweise nicht einmischten.[18] Dementsprechend reibungslos ging dieser erste Schritt bei der geopolitischen Umgestaltung Europas über die Bühne. Folgenreich daran war, dass damit die Tschechoslowakei, ein zentrales Glied des Cordon, durch das neu entstandene Großdeutsche Reich von drei Seiten umfasst wurde. Hier konnte man tatsächlich von einer weitgehenden Einkreisung des Landes sprechen. Es war abzusehen, dass es das nächste Opfer der deutschen Revisionsbestrebungen sein würde.

					Der erste Schritt beim Zerbrechen des Cordon erfolgte gegen die Tschechoslowakei, einen der wenigen Staaten Europas, die damals noch demokratisch regiert wurden. Ansatzpunkt dazu war die Sudetenkrise, bei der Hitler im Sommer 1938 eine angebliche Unterdrückung der deutschen Minderheit ins Spiel brachte und ultimativ die Abtretung des Sudetengebiets an Deutschland verlangte. Er unterlegte diese Forderung mit Kriegsdrohungen, sodass Frankreich und England sich die Frage stellen mussten, ob sie für diesen Teil der Tschechoslowakei Krieg führen wollten. Mussolini bot sich als Vermittler an – nicht zuletzt, weil das seine internationale Reputation erhöhte. Im Ergebnis der Münchner Konferenz vom 29. September 1938, an der neben Hitler und Mussolini der französische Ministerpräsident Édouard Daladier und der britische Premierminister Neville Chamberlain teilnahmen, wurde das Sudetenland dem Deutschen Reich zugeschlagen und die Tschechoslowakei dementsprechend verkleinert. Im Gegenzug gestand Hitler zu, keine weiteren Revisionen in Mitteleuropa vornehmen zu wollen. Ein zusätzlicher Coup des Münchner Abkommens bestand darin, dass die Tschechoslowakei Teile der Südslowakei und der Karpato-Ukraine an Ungarn sowie das Teschener Gebiet an Polen abtreten musste. Die Verschiebung von Grenzen blieb damit nicht auf Deutschland begrenzt, sodass Hitler über zwei Komplizen und Profiteure seiner Erpressungsaktion verfügte.[19]

					Die «Westmächte» – zumindest der britische Premier Chamberlain hat sich diesbezüglich euphorisch geäußert – hofften, durch dieses politische Entgegenkommen das revisionistische Drängen Deutschlands besänftigt und den Frieden in Europa für lange Zeit gesichert zu haben. Darin täuschten sie sich jedoch, denn Hitler und die ihm ergebenen Militärs verfolgten ihre Pläne zu einer weitreichenden Umgestaltung der politischen Landkarte Europas weiter, als sie im März 1939 die von ihnen so bezeichnete «Rest-Tschechei» zwangen, ein Protektorat des Deutschen Reiches zu werden, während die Slowakei zu einem Satellitenstaat der Deutschen wurde. Das Appeasement der westlichen Mächte konnte Hitlers Expansionsvorstellungen nicht saturieren. Er hatte sich an die in München gemachten Zusagen nicht gehalten und den Cordon sanitaire an einer zentralen Stelle aufgesprengt. Von nun an ging man in Paris und London davon aus, dass man ihn nur noch mit militärischen Mitteln stoppen konnte. Doch darauf waren weder Frankreich noch Großbritannien vorbereitet.

					Als Hitler im August 1939 die Übergabe des Korridors durch Westpreußen mitsamt der Freien Stadt Danzig an Deutschland forderte und Polen sich weigerte, dieser Forderung nachzukommen, war abzusehen, dass es zum Krieg kommen würde.[20] Die Frage war nur, was für ein Krieg das sein würde: ein zeitlich und räumlich begrenzter Krieg, in dem die Deutschen es mit einem auf sich allein gestellten Polen zu tun hatten, oder ein großer Krieg, der ganz Europa erfasste und an dem tendenziell alle europäischen Großmächte beteiligt sein würden. Damit stand das zentrale Element der deutschen Strategie zur Disposition: der Imperativ, die politischen Zwecke in einem schnellen Niederwerfungskrieg zu verwirklichen. Das aber war nur zu erreichen, wenn man Polen durch die Schaffung einer zweiten Front im Rücken einkreiste und damit sicherstellte, dass die Sowjetunion dem Land nicht zur Hilfe kommen würde, sodass die polnischen Streitkräfte in ihrem Abwehrkampf über keinerlei strategische Tiefe verfügten. Dazu diente der Hitler-Stalin- beziehungsweise Ribbentrop-Molotow-Pakt mit dem geheimen Zusatzprotokoll, in dem die Sowjetunion zum Komplizen Hitlers wurde.[21]

					Hitler hatte mit dieser Allianz der Diktatoren sein Ziel, beim Angriff auf Polen freie Hand zu haben, weitgehend erreicht. Aber Stalin hatte sich für den deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt, wie die offizielle Bezeichnung des Vertrags lautete, eine Ausdehnung der Sowjetunion nach Westen ausbedungen, die tendenziell bis an die westlichen Grenzen des einstigen Zarenreichs reichte. Alle diesbezüglichen Regelungen waren in einem geheimen Zusatzprotokoll festgehalten, wonach der westliche Teil Polens sowie Litauen als deutsches Einflussgebiet und Ostpolen, Finnland, Estland und Lettland als sowjetisches Einflussgebiet vorgesehen waren. Nachdem am 1. September 1939 die Wehrmacht Polen angegriffen hatte, folgte ihr die Rote Armee am 17. September mit dem Angriff von Osten her. Nach der vollständigen Besetzung Polens durch die beiden Aggressoren wurde am 28. September zwischen den Deutschen und den Sowjets ein Grenz- und Freundschaftsvertrag geschlossen, der die im Zusatzprotokoll vorgesehene Aufteilung Osteuropas noch einmal modifizierte: Die deutsche Einflusszone wurde bis zum Bug vorverlegt, und die Sowjets erhielten als Kompensation dafür Litauen zugesprochen. Gleichzeitig wurde ein Bevölkerungsaustausch vereinbart: In der Sowjetunion sowie den baltischen Staaten siedelnde Volksdeutsche sollten «heim ins Reich» geholt werden.[22] Damit war – vorerst – sichergestellt, dass Deutschland, auch wenn ihm Frankreich und Großbritannien in Reaktion auf den Angriffskrieg in Polen inzwischen den Krieg erklärt hatten, keinen Zweifrontenkrieg führen musste, wie es im Ersten Weltkrieg der Fall gewesen war.

					 

					An dieser Stelle liegt ein kurzer Vergleich mit dem russischen Agieren in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten nahe. Es ist klar, dass sich die Geschichte nicht wiederholt, schon gar nicht im Verhältnis eins zu eins. Aber ein «Lernen aus der Geschichte» gibt es durchaus, und zwar nicht nur in der Weise, dass man die Fehler, die man selbst in der Vergangenheit gemacht hat, nicht wiederholt, sondern sie vermeidet, wie das hier für das deutsche Agieren zwischen 1936 und 1939 als «Lernen aus dem Ersten Weltkrieg» dargestellt wurde. Das gilt aber auch für die Art, in der politische Akteure sich erfolgreich verlaufene Etappen in der Geschichte anderer Mächte ansehen und daraus Schlussfolgerungen für ihr eigenes Vorgehen ziehen. Es spricht vieles dafür, dass sich die politische Führung im Kreml, als sie den Plan für die Wiederherstellung Russlands als imperiale Macht entwarf, am deutschen Agieren in den Jahren 1938 und 1939 orientierte. Als Indiz dafür kann die (vermutlich unbedachte) Bemerkung Putins im Interview mit dem amerikanischen Journalisten Tucker Carlson vom Februar 2024 angesehen werden, als er erklärte, es sei ein Fehler der polnischen Regierung gewesen, Hitler im August 1939 in der Frage des Korridors und der Freien Stadt Danzig nicht nachgegeben zu haben. Dies habe zum Zweiten Weltkrieg geführt. Die Bemerkung zeigt, dass man sich im Kreml mit Hitlers Agieren in den Jahren 1938 und 1939 beschäftigt hat, und es zeigt weiterhin, dass Putin dabei den Kriegsbeginn vom September 1939 aus deutscher und nicht aus polnischer Perspektive gesehen hat. Obendrein bestätigt es die Richtigkeit von Clausewitz’ Beobachtung, wonach sich der Eroberer gern als friedliebend ausgebe und vorzugsweise ohne Widerstand in das zu erobernde Land einziehe.[23]

					Als Erstes ging es der russischen Führung darum, ihre Einflusszone auf der östlichen Seite des Schwarzen Meeres Schritt für Schritt zu konsolidieren und dabei eine Annäherung der dortigen Staaten an EU und NATO, etwa im Fall Georgiens, zu verhindern. Als Legitimation seines – gegen Georgien auch militärischen – Vorgehens nahm Putin den Schutz russischer Minderheiten für sich in Anspruch, wie das auch die deutsche Führung in der Sudetenlandfrage getan hatte. Und er verließ sich darauf, dass den Europäern und erst recht den USA ein Konflikt mit Russland in diesem Raum zu unbedeutend und zugleich zu kostspielig sein würde, um dagegen energische Schritte zu unternehmen. Als sich diese Einschätzung als richtig erwiesen hatte, wiederholte er im Jahre 2014 dieses Vorgehen gegenüber der Ukraine mit der Besetzung und Annexion der Krim sowie der Schaffung der Separatistengebiete von Donezk und Luhansk. Damit verstieß er gegen die russische Selbstverpflichtung im Budapester Memorandum von 1994, in dem Russland die Unverletzlichkeit der ukrainischen Grenzen garantiert hatte – im Gegenzug dafür, dass die Ukraine die aus der Konkursmasse der UdSSR auf ihrem Gebiet verbliebenen Atomwaffen an Russland abgab. Und er düpierte die beiden westlichen Signatarmächte des Budapester Memorandums, das Vereinigte Königreich und die USA, in der Erwartung, dass diese dafür ein weiteres Mal keinen großen Konflikt mit Russland auf sich nehmen würden. Was sie auch nicht taten.

					Damit hatte Putin die «Friedensliebe» des Westens abermals richtig eingeschätzt, denn die USA und die Briten beschränkten sich auf symbolische Reaktionen. An ihrer Stelle verhandelten Frankreich und Deutschland die beiden Minsker Abkommen, die sich in mancher Hinsicht wie eine Wiederholung des Münchner Abkommens ausnahmen, weil sie die russischen Annexionen durch das «Einfrieren» der Kampfhandlungen de facto akzeptierten. Dass es nicht gelang, die Kämpfe in den Oblasten Luhansk und Donezk tatsächlich zu beenden, lag nur insofern auch an der Ukraine, als deren Streitkräfte sich einer Ausweitung der Separatistengebiete widersetzten und teilweise auch bemüht waren, die Separatisten zurückzudrängen. Dass das der Ukraine von einigen westlichen Politikern zum Vorwurf gemacht wurde, musste Putin und seine Umgebung in der Auffassung bestärken, dass «der Westen» nicht bereit sein würde, für die territoriale Unversehrtheit der Ukraine einen größeren Konflikt mit Russland zu riskieren. Diese Einschätzung der westlichen «Friedensliebe» dürfte mithin den Ausschlag für Putins Angriffsbefehl vom 24. Februar 2022 gegeben haben. Hätten die Ukrainer gegen diesen Überfall nicht entschlossenen Widerstand geleistet und die Angreifer zum Teil aus von ihnen bereits besetzten Gebieten wieder vertrieben, so wäre die «Spezialoperation» Russlands erfolgreich gewesen und «der Westen» hätte die territoriale Neuordnung Ostmitteleuropas hingenommen, wenn auch umkleidet von Protestnoten und Wirtschaftssanktionen. Es war der Widerstand der Polen im Herbst 1939 und der Widerstand der Ukrainer seit dem Februar 2022, die dafür sorgten, dass die Pläne der Eroberer nicht aufgingen.

					 

					Für den Kriegsverlauf in Polen, um auf den Beginn des Zweiten Weltkriegs zurückzukommen, blieb die französische und britische Kriegserklärung an Deutschland (auf eine Kriegserklärung gegen die Sowjetunion hatte man in Paris und London verzichtet) irrelevant, denn es kam im Westen zu keinen größeren Kampfhandlungen. Weder die Franzosen noch die Briten sahen sich zu einer Offensive zwecks Entlastung der polnischen Armee in der Lage,[24] und so blieb es bei vereinzelten Schusswechseln und gelegentlichen Bombenangriffen auf einige deutsche Städte. Man sprach vom «komischen» oder «seltsamen Krieg» (drôle de guerre), der im Westen stattfand.[25] Diese Entwicklung hatte nicht zuletzt zur Voraussetzung, dass das deutsche Militär beim «Lernen» aus dem Ersten Weltkrieg auch dem zweiten Imperativ genügt hatte: der Beschleunigung des Kriegsverlaufs durch den Einsatz massierter Panzerverbände. Die Panzer stießen im «Polenfeldzug» tief in das gegnerische Hinterland vor, womit eine Verhärtung zurückgenommener Frontlinien verhindert wurde. So kam es nicht zu einem Stellungskrieg, wie er während des Ersten Weltkriegs an der Westfront geführt worden war.[26] Als die Sowjets in den Krieg eingriffen (womit die polnische Vorstellung, die Front gegen die Deutschen weiter im Osten zu stabilisieren, hinfällig wurde), hatte die Wehrmacht bereits Westpolen und große Teile Zentralpolens überrannt. Der Begriff des «Blitzkrieges» kam auf; er stand propagandistisch vor allem dafür, dass dieser Krieg gänzlich anders verlief als der Erste Weltkrieg.[27]

					So erfolgreich der Krieg gegen Polen für die deutsche Seite auch zu Ende gegangen war – Hitler und die Wehrmachtführung hatten nun das Problem, dass sich Deutschland mit Frankreich und Großbritannien im Krieg befand. Der Krieg war also mit dem Sieg über Polen nicht zu Ende, sondern es stand die Frage im Raum, wie es im Westen weitergehen sollte. Hitler hatte zwar Mitte der 1930er Jahre mehrfach erklärt, er hege gegenüber Frankreich keinerlei Revisionsabsichten und wolle Elsaß-Lothringen nicht nach Deutschland zurückholen – aber das können auch rein taktische Äußerungen gewesen sein, die den Zweck hatten, die französische Politik in Sicherheit zu wiegen und damit zu verhindern, dass man sich in Frankreich auf einen Krieg vorbereitete. In ähnlicher Weise hat ja auch Putin im Vorfeld des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine versichert, dass Russland nicht an einen Angriff auf das Nachbarland denke. Der Angreifer stelle sich zumeist als friedliebend dar, schrieb Clausewitz, denn er bevorzuge es, wenn er ohne nennenswerten Widerstand das Nachbarland unter seine Kontrolle bringen könne.[28] Tatsächlich hat kaum ein europäischer Politiker in den Jahren 1938 und 1939 in seinen Reden so viel vom Frieden gesprochen wie Hitler (was im Übrigen auch für Putin im Vorfeld seines Angriffskrieges gilt).

					Aber nun befand man sich bereits im Kriegszustand, und es war aus deutscher Sicht zu befürchten, dass sich im Westen ein langewährender Krieg entwickelte, auch wenn Briten und Franzosen vorerst nichts unternahmen, sondern einfach abwarteten und den Krieg aus einer strategischen Defensivposition heraus in die Länge zogen. Solches konnte nicht im Interesse Deutschlands sein, das im Hinblick auf die ihm verfügbaren Ressourcen nur zu kurzen Kriegen mit schneller Entscheidung in der Lage war. Die Deutschen mussten die Initiative ergreifen, um den Krieg im Westen einer baldigen Entscheidung zuzuführen, und dabei hatten sie darauf zu achten, dass ihre Kriegsflotte – dritter Imperativ – nicht, wie 1914 bis 1918, in der Nordsee eingeschlossen blieb, sondern der Nordatlantik als Operationsraum zur Verfügung stand.

					Mit der schnellen Besetzung Dänemarks und Norwegens, bei der die Deutschen, überfallartig organisiert, nicht nur einer Anlandung britischer Truppen zuvorkamen, sondern auch die norwegischen Fjorde – Bereitstellungsräume für Kriegsschiffe – unter ihre Kontrolle brachten, wurden der Zugriff auf den Nordatlantik und der Export von schwedischem Eisenerz nach Deutschland gesichert.[29] Der mit einer strategischen Überraschung, nämlich dem Vorstoß durch die Ardennen, bald danach eröffnete Krieg gegen Frankreich, der nächste «Blitzkrieg», endete mit der schnellen Niederwerfung des Landes.[30] Damit war Hitler auf dem Höhepunkt seiner Erfolge und seines Ansehens in Deutschland angelangt. Er hatte jedoch ein Problem, das seine Planungen durcheinanderbrachte: Die Briten gaben nicht auf, und der neu ernannte Premierminister Winston Churchill erklärte, das Vereinigte Königreich werde mit Deutschland keinerlei Verhandlungen über eine Kriegsbeendigung führen, sondern weiterkämpfen, bis das Nazireich besiegt sei. Das war der entscheidende Strich durch Hitlers Pläne, denn einen langewährenden Krieg würde Deutschland nicht durchhalten können – oder es würde infolge der erforderlichen Ressourcenzuflüsse aus der Sowjetunion in wirtschaftliche Abhängigkeit von Stalin geraten. Ob Churchills Durchhaltewille erlahmt wäre, wenn es den Briten nicht gelungen wäre, ihr nach Frankreich entsandtes Expeditionskorps bei Dünkirchen zu evakuieren und England in der Folge dessen ohne erfahrene Soldaten dagestanden hätte, muss hier dahingestellt bleiben.[31]

					Für Hitlers Entschluss, den Nichtangriffsvertrag mit Stalin zu brechen und im Sommer 1941 die Sowjetunion anzugreifen, mag der ideologische Gegensatz zwischen Nationalsozialismus und Bolschewismus eine größere Rolle gespielt haben, aber vor allem dürfte dazu beigetragen haben, dass Hitler nicht zum Juniorpartner Stalins werden wollte, was bei einem sich hinziehenden Krieg im Westen zwangsläufig der Fall gewesen wäre. Die Fragen der Versorgung holten das auf schnelle Kriegsentscheidungen angewiesene Deutschland ein, und in der Folge mussten die Deutschen einen Zweifrontenkrieg führen, den sie nur verlieren konnten: auf der einen Seite die strategische Tiefe der Sowjetunion, in der die operative Überlegenheit der Wehrmacht ihre Wirkung verlor, und auf der anderen Seite die schier unerschöpflichen Ressourcen der maritimen Mächte Großbritannien und USA, die die Ressourcen des von den Deutschen eroberten und ausgeplünderten Europas weit übertrafen. Die Deutschen hatten aus der Niederlage im Ersten Weltkrieg operativ-militärisch viel gelernt, aber all das spielte zuletzt keine Rolle: Sie verloren den Krieg und hinterließen ein zerstörtes Europa. Im Rückblick bleibt festzuhalten, dass es Churchills uneingeschränkter Wille zum Widerstand war, an dem Hitlers Pläne scheiterten.

					 

					Das Ende Deutschlands als selbständiger politischer Akteur und das Verschwinden der politischen Mitte Europas infolge der Schrumpfung und Teilung Deutschlands hatte in Europa nicht das Wiederaufleben einer Ordnung autonomer Nationalstaaten zur Folge, wie sich das manche für die Zeit nach dem Kriegsende vorgestellt haben mögen. Vielmehr entstanden im politisch-ideologisch geteilten Europa zwei Machtblöcke, die sich antithetisch gegenüberstanden: der des Westens und der des Ostens. Innerhalb dieser Bipolarität tauchten zwar die Nationalstaaten bei geografisch veränderten Territorien wieder auf, aber sie waren alles andere als eigenständige politische Akteure, sondern blieben eingebettet in die politischen Vorgaben aus Moskau und Washington.[32] Die beiden Mächte freilich unterschieden sich hinsichtlich der Reichweite und der Erwartung von Folgebereitschaft: Im Westen waren die Spielräume, die den Staaten zur Verfügung standen, sehr viel größer, solange sie nicht die Bündnisloyalität in Frage stellten; im Osten dagegen reichten die Vorgaben bis tief in die sozioökonomischen Strukturen hinein, und die Führung im Kreml begnügte sich nicht mit einer förmlichen Loyalität innerhalb des Bündnisses, sondern erwartete bedingungslose Treue. Insgesamt aber galt für die vier Jahrzehnte von 1949 bis 1989: Europa spielte im globalen Rahmen eine immer kleinere Rolle, auch wenn Briten und Franzosen sich diesbezüglich gern übertriebene Vorstellungen von ihrer fortbestehenden weltpolitischen Bedeutung machten. In Deutschland war das nicht der Fall: Hier war man mit der Teilung – ihrer Überwindung oder ihrer Aufrechterhaltung – beschäftigt und setzte in der auf Wiedervereinigung bedachten Bonner Republik auf eine «Politik der kleinen Schritte».

					Was lässt sich von dieser Geschichte einer militärisch-gewaltsamen Expansion aus der Mitte heraus lernen? Dass sie in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle auf längere Sicht zum Scheitern verurteilt ist. Sie kann in der Anfangsphase, wenn sie die Schwerfälligkeit und Leichtgläubigkeit der Kontrahenten ausnutzt, große Erfolge haben, aber sobald diese begriffen haben, mit wem sie es zu tun haben, und gegen ihn kooperieren, wendet sich das Blatt sehr schnell. Das war im Verlauf des Zweiten Weltkriegs in Europa wie in Ostasien der Fall. Beim Einsatz militärischer Gewalt hat der aus der Mitte heraus Agierende erhebliche Nachteile, bei denen vor allem der limitierte Ressourcenzugriff ausschlaggebend ist. Dagegen hat die Mitteposition in Friedenszeiten viele Vorteile, wenn die Macht in der Mitte gute Beziehungen mit den sie umgebenden Nachbarn pflegt. «Lernen aus der Geschichte» hieß für die Deutschen nach 1945, dass die Bewahrung des Friedens in Europa für sie von überlebenswichtiger Bedeutung war. Davon wird im folgenden Kapitel die Rede sein.

					Die deutsche Suche nach der eigenen Mitte zeigt, dass der Ort der Mitte keineswegs ein für alle Mal feststeht, sondern sich mit den geopolitischen Konstellationen sowie in Reaktion auf kulturelle Erwartungen verändern kann. Das gilt auch für die globale Ordnung, bei der die, die den maritimen Raum bevorzugen, die «Mitte» in den Ozeanen suchen, etwa, wie bei der NATO, im Nordatlantik, während die, die das Terrane präferieren, wie der hier bereits angesprochene Halford Mackinder, die «Mitte» in Asien ausmachen. In beiden Fällen handelt es sich um Räume, die nicht eingekreist werden können, weil sie dafür zu groß, zu unzugänglich oder zu fluide sind. Die Rede von der eingekreisten Mitte ergibt nur Sinn, wenn es sich um die Mitte von begrenzten Räumen handelt, die vom Zufluss der Ressourcen aus der Umgebung abhängig sind und durch eine Strategie der Wirtschaftssanktionen in die politische Resignation gezwungen werden können.

					Die Befassung mit der «Mitte im Krieg» zeigt aber auch, dass die Rechtfertigung von Angriffsoperationen mit dem Argument, man sei von gegnerischen Mächten umzingelt und eingekreist, zumeist eine bloße Behauptung ist, die den tatsächlichen geopolitischen Konstellationen nicht entspricht. Das Einkreisungsargument ist nur nachvollziehbar, wenn der sich als eingekreist Wahrnehmende selbst starke Expansionsabsichten hat, bei deren Umsetzung er sich behindert fühlt, insofern die Kontrahenten seine Expansion durch einen festen Gürtel verhindern wollen. Das Vorgeschobene gilt mit Sicherheit auch für die aus dem Kreml lancierte Behauptung, Russland sei von der NATO eingekreist worden und habe mit dem Angriff auf die Ukraine präventiv reagiert: Moskau war allenfalls in seinen Expansionsabsichten behindert. Und dasselbe gilt auch für die Behauptung, man interveniere zum Schutz von der eigenen Nation angehörenden Minderheiten. Darin sind sich Hitlers Erklärungen zu den Sudetendeutschen und die Verlautbarungen Putins zu den Russen im Donbass überaus ähnlich.

					Bleibt noch das Bild der Flügel, die von der Mitte her gedacht werden. Es ist dies eine Ordnungsvorstellung, die für sich in Anspruch nimmt, ein Zentrum zu kennen, um das herum die politische Welt geordnet ist, und die dabei das auch sonst verbreitete Rechts-links-Schema nutzt. Diese Ordnungsidee bietet eine starke Orientierungsleistung für die politischen Akteure aus der Mitte geopolitischer Räume an und ordnet deren Optionen sehr übersichtlich, wobei machtpolitische, aber auch wertorientierte Aspekte eine Rolle spielen können. Dem Vorteil der klaren Orientierung steht freilich eine Reduzierung der sich bietenden politischen Optionen als Nachteil gegenüber, die das Sichtfeld der Akteure und damit deren Handlungsmöglichkeiten einschränkt: Sie blicken nach rechts oder links, nach Westen oder Osten – und sehen sonst wenig.

				
					Kapitel 4 Hat «der Westen» eine Zukunft?

				
					
						«Der Westen» – ein fragiler Akteur der globalen Ordnung

					
					Was als «der Westen» bezeichnet wird, ist nicht nur eine geopolitische Größe im machtpolitischen Mit- und Gegeneinander der großen Akteure, sondern ebenso eine wertepolitische Allianz mit einer Reihe von Selbstverpflichtungen und Selbstbindungen, aber auch mit Selbstermächtigungen. Zu den Werten gehört vor allem die politische Trias aus individuellen Freiheitsrechten, bürgerschaftlicher Politikpartizipation und der Überprüfbarkeit politischer Entscheidungen auf ihre Verfassungskonformität hin. Diese Trias wird als liberaldemokratischer Rechtsstaat beziehungsweise – in Deutschland – als freiheitlich-demokratische Grundordnung bezeichnet.[1] Des Weiteren gehört zum Selbstverständnis des Westens eine freie, staatsunabhängige öffentliche Kommunikationskultur sowie eine wesentlich über Märkte gesteuerte Wirtschaftsordnung, die möglichst korruptionsresistent ist. Die starke Wertebetonung hat auch zur Folge, dass viele Länder des Westens gegenüber all jenen Staaten Distanz wahren, die Bürger- und Menschenrechte notorisch verletzen, und gegen jene, die das in erheblichem Ausmaß tun, mit wirtschaftlichen Sanktionen, mitunter gar mit Interventionen vorgehen. Es ist jedoch absehbar, dass die Ära des westlichen Werteexports zu Ende gehen und der Westen mehr und mehr seine Werte entweder als exklusives Identitätsmerkmal gegenüber dem Osten und dem Süden begreifen wird oder diese Werte zunehmend relativiert und die mit ihnen verbundene Selbstverpflichtung aufgibt. Die in den zurückliegenden drei Jahrzehnten gehegte Vorstellung, wonach sich die westlichen Werte global durchsetzen werden, hat inzwischen viel von ihrer Plausibilität verloren.

					Die fünf Merkmale – Freiheitsrechte, Politikpartizipation der Bürger, Verfassungsbindung politischer Entscheidungen, freie öffentliche Kommunikation und marktwirtschaftliche Ordnung – weisen freilich in ihrer jeweiligen Ausgestaltung und der Art ihrer Kombination eine erhebliche Bandbreite auf: So kann die politische Partizipation entweder über die Wahl von Repräsentanten der Bürgerschaft oder direktdemokratisch über Volksabstimmungen organisiert sein, in Form einer Konkurrenz von Parteien oder von Personen, wobei Parteienkonkurrenz charakteristisch für die parlamentarische Demokratie ist, Personenkonkurrenz dagegen für ein Präsidialsystem. Ebenso kann die Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit von Entscheidungen ein ständiger Begleiter des politischen Prozesses sein – oder aber der Weg zum Verfassungsgericht nur in Ausnahmefällen beschritten werden. Des Weiteren kann die Presse im einen Fall in den Händen weniger Eigentümer konzentriert und im anderen Fall von Besitz und Einfluss her breit gestreut sein. Die Funktionsweise der Märkte kann gegen Monopolbildung stark geschützt sein, oder der Zusammenschluss von Unternehmen wird bis zu einer marktbeherrschenden Stellung zugelassen, um nicht von Lieferungen aus – im schlimmsten Fall – autokratisch regierten Ländern abhängig zu sein. Die innere Ordnung des Westens ist also nicht an scharf definierte Vorgaben gebunden, sondern überaus unterschiedlich ausgestaltet. Eine Reihe von Werten und Verfahren sind jedoch essenziell; wo sie nicht mehr gelten oder dauerhaft missachtet werden, endet im Fall einer wertepolitischen Definition dessen, was als «Westen» bezeichnet wird, die Zugehörigkeit zu ihm. Das betreffende Land wechselt dann aus der Gruppe der liberaldemokratischen Rechtsstaaten in die der autoritären, wenn nicht gar autokratischen Regime hinüber.

					Ginge es freilich nur nach der werte- und identitätspolitischen Definition des Westens, wie sie hier umrissen wurde, so würde das heißen, dass autoritär regierte Länder nicht länger zum Westen gehören können und das Militärbündnis beziehungsweise die Wirtschaftsgemeinschaft umgehend verlassen müssen. Das ist – und war –in vielen Fällen jedoch nicht der Fall; erstens weil man nicht weiß, ob die Distanznahme der betreffenden Regierung zu den westlichen Werten das letzte Wort ist oder ob das nach den nächsten Wahlen und bei veränderten Mehrheiten wieder rückgängig gemacht wird. Man will dann dem Land durch den Ausschluss aus dem Westen, seiner Verteidigungsallianz und seiner Wirtschaftsgemeinschaft, nicht den Rückweg versperren oder ihn unnötig erschweren. Zweitens legen geostrategische Imperative häufig nahe, ein werte- und demokratiepolitisch «abgewandertes» Land dennoch im westlichen Bündnis zu halten und es durch den Ausschluss aus der Staatengemeinschaft des Westens nicht der bündnispolitischen Gegenseite in die Arme zu treiben. Das könnte demnächst bei den USA der Fall sein, was freilich ein rein hypothetisches Szenario ist. Das Spannungsverhältnis zwischen wertegebundener Identität und geopolitischen Erfordernissen ist ein permanenter Stresstest für den Westen, bei dem die ihm zugehörigen Staaten selten einer Meinung sind, wie mit einer zum westlichen Wertesystem auf Distanz gegangenen Regierung beziehungsweise Gesellschaft umzugehen ist: Bei den einen stehen geopolitische, bei den anderen werte- und identitätspolitische Aspekte an erster Stelle. Dementsprechend gibt es im Westen einen ständigen Disput über die Grenzen des Tolerierbaren, das Erfordernis einer «klaren Kante» und die Imperative der Geopolitik, die nahelegen, die Wertebindung gegenüber der Notwendigkeit geopolitisch geschlossener Räume hintanzustellen.

					Das betrifft im Übrigen nicht nur den Ausschluss von «Abtrünnigen», sondern auch die Aufnahme von Beitrittswilligen, bei denen geopolitische Imperative für eine Aufnahme sprechen, aber eine wertebezogene Zugehörigkeit zum Westen nicht wirklich gegeben ist. Mit Blick auf NATO und EU lässt sich festhalten, dass beim Verteidigungsbündnis die geopolitischen Imperative stärker gewichtet werden, während in der Europäischen Union ein größeres Gewicht auf die wertebezogene Identität gelegt wird. Das lässt sich am Beispiel der Türkei veranschaulichen: Sie ist seit vielen Jahrzehnten Mitglied der NATO, aber die Beitrittsverhandlungen mit der EU sind immer wieder ausgesetzt und inzwischen de facto beendet worden, weil bei einigen Mitgliedstaaten – zu Recht – erhebliche Bedenken hinsichtlich der demokratischen Struktur der Türkei und ihrer Bindung an das Rechtsstaatsprinzip bestehen.[2] So ist die Türkei außerhalb der EU geblieben und hat inzwischen damit begonnen, als eine eigenständige Mittelmacht an der Schnittstelle zwischen Europa und dem Nahen und Mittleren Osten zu agieren. Dabei hat sie sich immer weiter vom Westen als einer Wertegemeinschaft entfernt, auch deswegen, weil es keine hinreichenden Anreize gab, auf dessen Gesamtinteressen Rücksicht zu nehmen.[3] Das wiederum hat die politischen Einflussmöglichkeiten des Westens am Schwarzen Meer und im Nahen Osten erheblich eingeschränkt, ohne dass sich mit Sicherheit sagen lässt, dass die jüngere Entwicklung bei einer EU-Mitgliedschaft der Türkei einen grundlegend anderen Verlauf genommen hätte.

					Wird der Westen auf der Grundlage einer wertebezogenen Identität definiert, so ist er geografisch nicht festgelegt, und ebenso wenig ist er über bestimmte Regionen und Himmelsrichtungen definierbar. Potenziell kann er überall sein, und tatsächlich werden Australien und Neuseeland, beides ehemalige britische Siedlungskolonien, sowie Japan und Südkorea dem Westen zugerechnet, obwohl sie von dessen Zentrum im Nordatlantik geografisch weit entfernt sind. Nennen wir diesen geografisch entgrenzten Begriff des Westens den globalen Westen. Es ist keine geopolitische, sondern eine wertepolitische Einheit. Der Vorteil einer wertebezogenen Identitätsdefinition besteht darin, dass es sich bei ihr um ein offenes Konzept handelt, bei dem jedes Land, wenn es den wertepolitischen Vorgaben des Westens entspricht, als ihm zugehörig gelten kann. Aus diesem Zugehörigkeitsgefühl können Unterstützungszusagen wie Beistandserwartungen erwachsen, bei denen aber im Unterschied zu einer formellen Mitgliedschaft in einer Wirtschaftsgemeinschaft oder einem Militärbündnis keine ausdrückliche Verbindlichkeit besteht. Die territoriale Zerstückelung des als Westen identifizierten Raumes beeinträchtigt zudem die Möglichkeit, sich gegenseitig zu helfen in der Auseinandersetzung mit Gegnern der westlichen Werte- und Politikvorstellungen.

					Eine derart offene Definition des Westens ist, sobald sie sicherheitspolitisch herausgefordert wird, auf einen mächtigen Hegemon angewiesen, der im globalen Rahmen an beliebigen Orten militärisch präsent sein kann, wodurch die räumliche Zersplitterung dann keine größere Rolle mehr spielt. Diese Aufgabe ist beim globalen Westen in der Vergangenheit den USA zugefallen, aber es ist unwahrscheinlich, dass sie die erforderliche Omnipräsenz in Zukunft aufrechterhalten können. Nach den jugoslawischen Zerfallskriegen, bei deren Beendigung die USA der maßgebliche Akteur waren, war eigentlich klar, dass die Nordamerikaner künftig solche Aufgaben in Europa nicht mehr übernehmen würden.

					Der globale Westen ist mit dem allmählichen Rückzug der USA aus der Politik einer weltweit handlungsfähigen und handlungsbereiten Macht zu einem fragilen Konstrukt geworden. Die Hochzeit einer geopolitisch unspezifischen Vorstellung vom Westen, eben dem globalen Westen, waren die zwei, drei Jahrzehnte nach dem Zusammenbruch des Ostblocks, als viele glaubten, das westliche Politik- und Gesellschaftsmodell werde sich überall durchsetzen. In dieser Zeit dominierten identitätsbezogene Vorstellungen, und die Imperative eines geopolitisch geschlossenen Raums rückten ins zweite Glied. Das hat sich mit dem Aufstieg Chinas und dem aggressiv-revisionistischen Agieren Russlands geändert. Inzwischen spielen geopolitische Überlegungen eine deutlich wichtigere Rolle als wertepolitische Vorgaben. Dieser Umschwung ist nicht ohne erhebliche Irritationen über die politische Bühne gegangen, zumal die Gewichtsverlagerung von der Wertebindung zur Geopolitik zur Folge hat, dass der politische Einfluss von Akteuren, deren wertepolitische Zugehörigkeit zum Westen sehr wohl in Frage gestellt werden kann, gestiegen ist. Ungarn und die Türkei sind dafür Beispiele.

					Das Problem einer ausschließlich wertebezogenen Identitätsdefinition wiederum besteht darin, dass das demokratische Selbstverständnis nahelegt, das Ausscheren oder Ausscheiden eines Staates aus der westlichen Wertegemeinschaft, wenn es denn auf Grundlage einer zweifelsfrei demokratischen Entscheidung erfolgt, hinzunehmen und einem Staat, der eigene Wege gehen will, keine Steine in den Weg zu legen – selbst dann nicht, wenn daraus erhebliche Nachteile für die Verteidigungs- und Selbstbehauptungsfähigkeit des Bündnisses erwachsen. Autoritäre Bündnissysteme dagegen halten Ausscheidewillige mit Gewalt im Bündnis, und sie können das tun, ohne dabei in Widerspruch mit ihrem Selbstverständnis zu geraten. Demokratische Bündnissysteme sind ihrer normativen Selbstbindungen wegen zu solchen Zwangsverpflichtungen nicht in der Lage.

					Das ist auf den ersten Blick ein gravierender Nachteil für die Allianz der Demokraten, die entweder widerstandslos eine Schwächung ihrer Verteidigungsfähigkeit hinnehmen muss oder gegen ihr politisches Selbstverständnis verstößt, wenn sie – mit welchen Mitteln auch immer – ein austrittswilliges Mitglied am Verlassen der Allianz hindert. Genauer betrachtet ist der Vorteil, den autoritär organisierte Allianzen durch die zwangsweise Unterbindung des Austritts haben, jedoch nur ein scheinbarer: Bei einer erzwungenen Mitgliedschaft kann sich ein Bündnis nicht sicher sein, ob die fraglichen Mitgliedstaaten im Ernstfall zuverlässige Verbündete sind oder zur Gegenseite überlaufen, sobald sie die Gelegenheit dazu haben. In der Vergangenheit hat man im Westen über die Frage einer erzwungenen Bündnisloyalität nicht weiter nachgedacht, weil man keinen plausiblen Grund dafür sah, warum ein dem reichen Westen angehörender Staat dessen Allianzen und Wirtschaftsgemeinschaften verlassen sollte, um sich einem im Vergleich zum Westen sehr viel ärmeren Verbund anzuschließen. Das hat sich mit dem relativen ökonomischen Abstieg des Westens und dem wirtschaftlichen Aufstieg Chinas und seines Politikmodells geändert. Das autoritäre Politikmodell ist seit einiger Zeit weltweit auf dem Vormarsch.[4] Und es hat vor allem im globalen Süden eine Reihe von Anhängern gefunden. Außerdem motiviert die russische Politik eine Reihe von Ländern mit kostengünstigen Energie- und Rohstofflieferungen dazu, sich in die Gefolgschaft Russlands einzureihen. Der Westen ist inzwischen ganz anders herausgefordert, als er es in der Zeit des Kalten Krieges war.

					Politisch ungeschickt sind demokratische Allianzen freilich dann aufgebaut, wenn deren Mitglieder das Recht des Austritts haben, aber die Mehrheit der Mitgliedstaaten nicht über die Möglichkeit verfügt, einen Staat aus der Gemeinschaft auszuschließen, wenn dessen Bündnistreue fraglich geworden ist und er sich den Entscheidungen der Allianz notorisch widersetzt. In der Regel nutzt der Betreffende seine Mitgliedschaft dann vor allem dazu, Entscheidungen zu verzögern oder gar zu verhindern. Er wird zum politischen Vetospieler. In der NATO wie der EU gilt das seit einigen Jahren für Ungarn, dessen Regierungschef Viktor Orbán sich offensichtlich vom Zerfall der NATO und der EU Vorteile für sein Land verspricht, aber bis auf weiteres alle Privilegien der Mitgliedschaft in Anspruch nimmt.[5] Im Falle Orbáns gibt es ein doppeltes Motiv für die Blockadepolitik: die Verstetigung seiner Herrschaft und die Revision der Grenzen, die Ungarn im Vertrag von Trianon, dem Ungarn betreffenden Teil der Pariser Friedensordnung von 1919, aufgezwungen wurden. Ob dieses Kalkül aufgehen kann, steht auf einem anderen Blatt. Hier geht es zunächst nur darum, dass die Sanktionsmöglichkeiten des Bündnisses und der Union gegenüber der Obstruktion eines Bündnisangehörigen überaus gering sind.

					Nun ist davon auszugehen, dass es in der politischen Elite eines vom Ausschluss aus dem Westen bedrohten oder bereits ausgeschlossenen Landes Kräfte gibt, die in Reaktion darauf eine weitere Annäherung an die politische Gegenseite betreiben, die also ein Überwechseln in das Lager der autoritär verfassten Staaten zum Ziel haben.[6] Dabei könnte es, nehmen wir noch einmal das Beispiel Ungarns, attraktiv sein, wenn das Land das westliche Militärbündnis (NATO) verlässt, aber weiterhin im Wirtschaftsverbund der EU verbleibt, weil seine ökonomische Struktur darauf ausgerichtet ist und diese sich nicht so schnell umbauen lässt. Im Fall Ungarns ist das vor allem die Automobilindustrie, seitdem deutsche Autobauer Teile ihrer Produktion nach Ungarn ausgelagert haben. Die Fahrzeuge beziehungsweise deren Komponenten werden nach der Fertigung in andere europäische Staaten ausgeführt. Das zur EU gehörende Ungarn genießt dabei alle Vorzüge des zollfreien Im- und Exports von Gütern und Dienstleistungen. Wenn diese Vorteile durch einen Ausschluss aus der EU gestrichen und hohe Zölle erhoben würden, würde dies das ungarische Wirtschaftsmodell erheblich treffen und das Land in eine schwere wirtschaftliche Krise stürzen. Die Regierung käme unter großen politischen Druck, von dem sie auch die neuen «Freunde», seien dies nun Russland oder China, nicht so schnell wie erforderlich befreien könnten. Der Zugang zum EU-Markt wäre jedenfalls versperrt. Das Konglomerat der westlichen Allianzen und Gemeinschaften würde damit eine Widerstands- und Durchsetzungsfähigkeit bekommen, die es bislang nicht hat. Der Westen könnte auf die fortgesetzten Blockaden und Erpressungen mit Gegendruck reagieren, der mit großer Wahrscheinlichkeit ein Einlenken des betreffenden Landes beziehungsweise seiner politischen Führung zur Folge hätte. Vermutlich dürfte allein die Möglichkeit dazu genügen, um das Verhalten einer Regierung grundlegend zu verändern.

					Tatsächlich ist es gegenwärtig im Westen jedoch so, dass ein Land alle Vorteile der Zugehörigkeit haben und sich zugleich um sämtliche Verpflichtungen, die aus dieser Zugehörigkeit erwachsen, drücken oder ihnen zuwiderhandeln kann – von der Bündnisloyalität, etwa der Unterstützung der Ukraine mit Waffen- und Munitionslieferungen, bis zur Respektierung der wertebezogenen Selbstbindungen. Die Folge ist eine Inanspruchnahme, um nicht zu sagen: Ausplünderung des Bündnisses bei gleichzeitig demonstrativem Desinteresse gegenüber den zentralen Werten und Zwecken der Allianz. Der Betreffende konsumiert den Output des «Westens» in Gestalt von Leistungen und Privilegien, ohne dass er dem einen eigenen Input gegenüberstellen muss, mit dem er zur Handlungsfähigkeit von NATO und EU beiträgt.

					Dieses Problem des Westens, mit dem die kommunikative Verwundbarkeit durch Desinformationskampagnen und Hackerangriffe vor allem aus Russland korrespondiert[7] ebenso wie die wirtschaftliche Verwundbarkeit der EU durch den Aufkauf von technologisch führenden europäischen Unternehmen seitens chinesischer Investoren, wobei Vergleichbares in China für Europäer nicht möglich ist,[8] ist bislang kaum diskutiert worden. Es ging bei strukturellen Schieflagen immer nur um die Einhaltung des Zwei-Prozent-Kriteriums in den Militärausgaben der NATO-Länder, das unter der Überschrift «Trittbrettfahrer» (free-rider) verhandelt wurde. Tatsächlich hat das hier Angesprochene eine sehr viel größere Tragweite als das Trittbrettfahrer-Problem: Es handelt sich um die strategische Ausnutzung der liberaldemokratischen Selbstbindungen im Militärbündnis und in der Wirtschaftsunion mit dem Ziel, diese zu schwächen oder zu zerstören. Ein solches Szenario ist in der Vergangenheit nicht in den Blick geraten, weil die Grunderfahrung des Westens war, dass viele Länder an den Rändern Europas möglichst schnell in NATO und EU aufgenommen werden wollten, und man in Brüssel nicht davon ausging, dass sie die Aufnahme betrieben, um anschließend den Westen von innen her in Schwierigkeiten zu bringen. Die jüngsten Erfahrungen mit Ungarn und einigen anderen mittelost- und südosteuropäischen Ländern, in denen rechts- oder linkspopulistische Bewegungen die Regierung bilden, gehen indes in eine andere Richtung.[9] Das ist ein wesentlicher Grund dafür, warum hier auch vom geopolitisch definierten Westen als einem fragilen Akteur in der globalen Ordnung die Rede sein muss.

					 

					Was in den frühen 2000er Jahren überflüssig erschien, ist inzwischen zu einem elementaren Erfordernis für die Handlungsfähigkeit von NATO und EU geworden: die Verfügbarkeit von Disziplinierungs- und Stabilisierungsinstrumenten, die gegenüber notorischen Blockierern zum Einsatz gebracht werden können. Ganz offensichtlich reicht das Rechtsstaatsverfahren der EU, an dessen Ende immerhin der Entzug der Stimmrechte steht, nicht aus, da dieser letzte Schritt durch den Widerspruch eines einzigen Mitglieds (das nicht der Betroffene selbst sein darf) blockiert werden kann. So ist bis zur Abwahl der nationalistisch-rechtskonservativen PiS (Partei für Recht und Gerechtigkeit) in Warschau ein ums andere Mal Polen den Ungarn und Ungarn wiederum den Polen beigesprungen, sobald ein Stimmrechtsentzug in der EU als Sanktion wegen schwerwiegender Rechtsstaatsverstöße drohte. Nachdem sich Polen aus dieser Rolle verabschiedet hat, ein Ergebnis der Abwahl der PiS und der Rückkehr von Donald Tusk und der liberalkonservativen Bürgerplattform an die Spitze der Warschauer Regierung, ist nicht auszuschließen, dass die Slowakei die Rolle übernehmen wird. Andere könnten diesem Vorbild bei der Blockade der EU folgen. Im Ergebnis heißt das, dass zwei Staaten genügen, um den Geleitzug der übrigen fünfundzwanzig Staaten anzuhalten oder in eine andere Richtung fahren zu lassen. Die Wahl Trumps zum 47. Präsidenten der USA dürfte die Position der Vetospieler in den europäischen Allianzen noch einmal verbessert haben.

					Die EU oder auch der europäische Teil der NATO ist unter diesen Umständen nicht in der Lage, bei einem zeitweiligen Ausfall der USA als Führungsmacht des transatlantisch definierten Westens die Aufgaben des bei weitem größten und stärksten Bündnismitglieds, zumal der nuklearen Schutzmacht Europas, auch nur für eine begrenzte Zeit zu übernehmen. Das aber ist zwingend erforderlich, um die Selbstbehauptungsfähigkeit des westlichen Bündnisses gegenüber seinen Kontrahenten und Gegnern sicherzustellen. Das hat sich etwa bei der zeitweiligen Blockade der US-Militärhilfen für die Ukraine durch die Republikanische Partei gezeigt. Ein solches Quidproquo ist vonnöten, um die Durchhaltefähigkeit des Westens im geopolitischen wie im wertepolitischen Sinn sicherzustellen; mit der ersten Amtszeit Donald Trumps ist dieses Erfordernis eine konkrete Voraussetzung für die Überlebensfähigkeit des Westens geworden. Seit Trumps Präsidentschaft dominiert in der wissenschaftlichen Literatur und der politischen Publizistik die Sorge, dass ein derart fragiles Konstrukt, wie es der Westen nun einmal ist, womöglich von Niedergang, Zerbrechen und Verschwinden bedroht ist.[10] Es steht außer Frage, dass der Westen so schnell wie möglich widerstandsfähiger werden muss, und das nicht nur gegenüber seinen äußeren Gegnern, sondern auch gegen die auf den Zerfall der westlichen Ordnung Wettenden in seinem Inneren.

				
					
						Optionen für eine «Härtung» des Westens

					
					Es ist jedoch kein einfacher Weg, der bei der Erneuerung und Stabilisierung des Westens zu beschreiten ist, da auf ihm die geopolitischen Imperative wie die wertepolitischen Identitätsmarkierungen in gleicher Weise zu berücksichtigen sind. Eine Auflösung dieses Spannungsverhältnisses ist weder in Richtung der geopolitischen Imperative noch in der einer uneingeschränkten wertepolitischen Selbstbindung ratsam – in Richtung Geopolitik nicht, weil dann die wertepolitische Identität unter die Räder käme und der Westen zu einer Allianz würde, wie es deren viele gegeben hat und gibt. Außerdem wäre dann die Durchhaltefähigkeit des Westens allein an seine Macht, seine Gewaltfähigkeit und seine ökonomische Potenz gebunden, also an seine hard power. Ebenso wenig ist diese Spannung auflösbar in Richtung einer rein wertebezogenen Identität, bei der es vorwiegend um Wertebindung und Selbstverpflichtung geht, aber keine Instrumente zur Verfügung stehen, mit denen die Grundlagen der Selbstbindung nach innen zur Geltung gebracht oder die politischen Werte gegen Angriffe von außen verteidigt werden können. Das gilt auch für die Abwehr von Hackerangriffen und den Umgang mit von autoritären Regimen initiierten Desinformationskampagnen, mit denen die Funktionsweise offener demokratischer Gesellschaften attackiert wird.

					Es bedarf somit einer durchdachten Strategie zum Einsatz von soft power, und es genügt dabei nicht, fortgesetzt den Rückgriff auf diese anzumahnen, um den Gebrauch von hard power zu vermeiden. Ein solches Agieren ist für den strategischen Gegenspieler, die autoritären Regime, allzu leicht durchschaubar und wird umgehend als Schwäche ausgelegt – was sie in vielen Fällen ja auch ist. Eine Strategie des komplexen Zusammenwirkens von soft und hard power gibt es in Europa aber nicht, und ihre Bedeutung ist selbst in den USA umstritten.[1] Die besorgniserregende Fragilität des Westens kann nur dann überwunden werden, wenn beides, Geopolitik und Wertebindung, beachtet und respektiert wird. Aber wie soll das möglich sein?

					Ein abschreckendes Beispiel für die Folgen einer Vernachlässigung der geopolitisch-machtbezogenen Dimension eines Bündnissystems stellen NATO und Europäische Union in den letzten drei Jahrzehnten dar. Im Anschluss an Francis Fukuyamas Prognose einer Alternativlosigkeit von Demokratie und Kapitalismus ging man davon aus, das westliche Modell der politischen und sozialen Ordnung werde sich über kurz oder lang weltweit durchsetzen und die Gegner dieser Ordnung könnten nur noch hinhaltende Rückzugsgefechte führen. Mit einer Gegenoffensive des autoritären Lagers, die die Entwicklungsrichtung zum «globalen Westen» aufhalten könne, sei nicht mehr zu rechnen – so die damals vorherrschende Sicht. Aus dieser generalisierten Sorglosigkeit erwuchs dann eine Politik, die auf eine Reduzierung der Verteidigungsfähigkeit hinauslief, die China durch Aufnahme in die Welthandelsorganisation den Eintritt in die westlichen Wirtschaftskreisläufe ermöglichte (ohne den Eintritt in die WTO wäre der Aufstieg Chinas nicht in der Form möglich gewesen, in der er inzwischen stattgefunden hat) und die keinerlei Vorsorge für den Fall betrieb, dass das eigene Bündnissystem von Übelwollenden blockiert und der Wohlstandstransfer innerhalb der Union als Instrument zur Bereicherung von Oligarchen in einigen Teilen Europas genutzt würde. Diese Politik folgte durchaus einem strategischen Plan, den man unter die Überschrift «Frieden schaffen mit immer weniger Waffen» stellen kann, aber dieser Plan beruhte auf Voraussetzungen, die nicht selbstverständlich und von einem bestimmten Zeitpunkt auch nicht mehr gegeben waren.

					Die Konstrukteure des Lissaboner Vertrags und der Osterweiterung der EU handelten auf der Grundlage ebendieser generalisierten Sorglosigkeit, als sie die Möglichkeit des Austritts von Mitgliedstaaten vorsahen, aber nicht die Option der Gemeinschaft, ein notorisch störendes Mitglied ausschließen zu können. Wo politische Vorsicht geboten gewesen wäre, vertrauten sie auf einen irreversiblen Gang der Geschichte und glaubten, damit seien alle politiktheoretischen Beobachtungen früherer Zeiten obsolet geworden. Dem hat, um auch das festzuhalten, eine an Unbedachtheit schwerlich zu übertreffende Politikwissenschaft kräftig beigepflichtet. Sie hat das in der politischen Ideengeschichte akkumulierte Wissen über die Optionen politischer Akteure für veraltet erklärt und stattdessen auf Konstellationen gesetzt, die sie für dauerhaft und irreversibel hielt. Tatsächlich aber waren diese Konstellationen kontingent und können inzwischen als der Vergangenheit zugehörig angesehen werden. Die erneute Beschäftigung mit der Geschichte des politischen Denkens ist ein probates Gegenmittel gegen allzu optimistische Naivität. Schauen wir uns den Zusammenhalt von Bündnissystemen also etwas genauer an.

					Den einer liberalen Bündniskonstruktion entgegengesetzten, freilich durchaus abschreckenden Weg hat die athenische Demokratie im 5. vorchristlichen Jahrhundert beschritten, als sie nach der erfolgreichen Selbstbehauptung der Griechen in den Schlachten von Marathon, Salamis und Plataiai einen Seebund aufbaute, der aus einigen attischen Städten und den meisten Inseln des Ägäischen Meeres bestand; der Austritt aus dem Bund wurde als Verrat angesehen und umgehend mit militärischen Mitteln unterbunden. Des Weiteren pochten die Athener als Führungsmacht des Attisch-Delischen Seebundes darauf, dass es innerhalb des für sie relevanten geopolitischen Raumes der Ägäis keine Neutralität geben könne – die Städte und Inseln mussten sich für oder gegen Athen entscheiden. Letzteres hatte zur Folge, dass Athen sie mit Krieg überzog und ihren Verbleib im Seebund oder die Unterwerfung unter ihn mit militärischer Macht erzwang. Die Räson des Seebundes war geopolitischer Art und sah vor, dass Unzufriedenheiten und Streitigkeiten im Innern der Bündnismitglieder nicht zu einem Ausscheren aus dem Bund führen durften.

					Obendrein versuchten die Athener, sich die Loyalität der Seebundmitglieder zu sichern, indem sie im Innern der Städte die demokratische Partei unterstützten und stärkten, weil diese proathenisch war, während sie die oligarchische Partei, die stärker den Spartanern als den innergriechischen Konkurrenten Athens oder auch dem persischen Großreich im Osten zuneigte, schwächen oder gänzlich ausschalten wollten. Für sie war die Demokratie keine wertegebundene Verfassungsform mit entsprechenden Selbstbindungen, sondern das Ergebnis innenpolitischer Machtkämpfe, in denen die auf athenische Rückendeckung angewiesene Partei der Demokraten die Oberhand gewonnen hatte. Daran sollte und durfte sich nichts ändern, so der zentrale Imperativ der athenischen Bündnispolitik. Die inneren Machtverhältnisse bei den Bündnern und die politischen Konstellationen im Seebund entsprachen einander. Die Athener brachten das im Dialog mit den widerständigen Meliern zum Ausdruck, als sie erklärten, nicht Recht, sondern Macht sei in der Politik die ausschlaggebende Größe. Demgemäß war der Peloponnesische Krieg eine gewaltsame Auseinandersetzung, die gleichermaßen zwischen den Städten wie innerhalb der Städte ausgetragen wurde. Das hat diesem Krieg eine zusätzliche Intensität und Grausamkeit verliehen.[2]

					Während des Ost-West-Konflikts hat der autoritäre, von der Sowjetunion dominierte Osten beim Zusammenhalt des Bündnisses das machtpolitische Vorgehen à la Athen übernommen und mit offener Gewalt für den Verbleib im Warschauer Pakt gesorgt: 1953 in der DDR, 1956 in Ungarn und 1969 in der Tschechoslowakei. Der Westen hat im Innern der ihm im Rahmen der Bipolarität zugefallenen Räume keineswegs immer konsequent gewaltfrei agiert, selbst dann nicht, wenn den geopolitisch unerwünschten Entwicklungen demokratische Entscheidungen zugrunde lagen (wie etwa im Jahr 1973 in Chile, das der westlichen Hemisphäre, aber keinem westlichen Bündnis angehörte, als die USA einen Militärputsch gegen die Regierung Allende anzettelten, um eine befürchtete Annäherung Chiles an Moskau zu verhindern). Aber im Großen und Ganzen intervenierte er in Mitgliedstaaten nicht mit militärischen Mitteln, sondern bediente sich nahestehender Gruppierungen innerhalb des betreffenden Staates. Zumeist handelte es sich dabei um das Militär des jeweiligen Landes. Das sorgte mit einem Putsch dafür, dass die dem Westen gefährlich erscheinenden Kräfte von der Macht verdrängt wurden oder von vornherein nicht in deren Nähe kamen. Das kam nicht oft vor und wenn, dann eher an der Peripherie des Westens als in seinem Zentrum. Aber es kam vor. Die Bündnisräson entsprach nicht immer den Werten, auf denen das Bündnis errichtet war und als deren Verteidiger es sich darstellte.

					Wo Derartiges bekannt wurde, entwickelten sich innerhalb des Westens politische Proteste. Die ebbten nach einiger Zeit zwar wieder ab, aber es blieb ein latenter Antiamerikanismus, der gegen die Vormacht des Militärbündnisses als Akteur des geopolitischen Zusammenhalts gerichtet war. In seiner scharfen Variante verlangte dieser Antiamerikanismus die Auflösung des Bündnisses oder zumindest den Austritt des eigenen Landes, während die melancholisch-resignative Variante des Protests darauf hinauslief, dass man die politischen Werte als tragende Säule des Westens in Erinnerung rief und sie gegen jene Politiker, die geopolitische Imperative höherstellten als wertepolitische Selbstverpflichtungen, ins Feld führte. Die Politik der US-Administration, die Wertbindungen mitunter ignorierte, hat den Westen machtpolitisch zusammengehalten, aber dabei die Unterstützung des Bündnisses durch die Bevölkerung in den Mitgliedstaaten geschwächt. Das wirkt bis heute nach, nicht zuletzt in Gestalt eines erheblichen Misstrauens gegenüber der US-amerikanischen Politik. Das gilt für die meisten europäischen Länder und wird dort von links- wie rechtspopulistischen Parteien bespielt.

					Nachdem 1991 mit dem Warschauer Pakt und der Sowjetunion der Widerpart des Westens zerfallen war und die Rede vom Westen als dem «Sieger des Systemkonflikts» die Runde machte, breitete sich eine gewisse Liberalität gegenüber zweifelhaften Akteuren im Bündnis aus; man nahm es nicht mehr so genau mit den geopolitischen Imperativen und stellte stattdessen die Wertebindung heraus: Es gab ja kein gegnerisches Bündnis und auch keinen relevanten Wirtschaftsverbund mehr, dem sich diejenigen hätten anschließen können, die sich – aus welchen Gründen auch immer – in der westlichen Allianz unwohl fühlten oder sie ablehnten. Als sich das mit dem wirtschaftlichen Aufstieg Chinas und einer zunehmend aggressiver werdenden Politik Russlands änderte, reagierte der Westen nicht darauf, sondern tat so, als könne alles beim Alten bleiben: Weder zog man die Bündnisvorgaben merklich an, noch sorgte man für eine Erhöhung der Verteidigungsfähigkeit. Man ließ der Entwicklung hin zu einem fragilen Westen freien Lauf und reagierte erst, als Wladimir Putin und Xi Jinping die Schwäche des Westens, des transatlantischen wie des globalen Westens, für ihre Ziele und Zwecke ausnutzten.

					Fragilität und Hyperstabilität, so ist festzuhalten, sind einander entgegengesetzte, aber gleichermaßen bedrohliche Entwicklungszustände von großen Bündnissystemen. Beide werden durch die Sorge um die eigenen Werte erzeugt beziehungsweise erwachsen aus einer wertepolitischen Infragestellung durch den Konkurrenten. Sie sind auf ihre je eigene Weise das Ergebnis eines unvollständigen Ausbalancierens der Spannung zwischen geopolitischen Imperativen und einer wertegebundenen Identität des Westens. Der demokratische Westen muss im Unterschied zu den autoritären Regimen diese Spannung aushalten, und das heißt: Nicht Sorglosigkeit gegenüber geopolitischen Veränderungen und wertepolitischen Distanzierungen ist die Alternative zur harten und mitunter brutalen Bündnisräson der autoritären Regime (die Niederschlagung der Demokratiebewegung in Belarus ist dafür ein Beispiel), sondern das ständig neue Ausbalancieren von geopolitischen Imperativen und wertepolitischen Bindungen.

				
					
						Eine Infragestellung «des Westens»: das Verhältnis USA–Europa

					
					Wie zuvor beschrieben, ist «der Westen» nicht nur eine im Spannungsfeld von geopolitischen Überlegungen und wertepolitischen Vorgaben oszillierende Größe, sondern mit ihm werden auch Akteure von unterschiedlicher Macht benannt: In der Regel steht der Begriff für den politisch-ökonomischen Zusammenhalt zwischen Nordamerika (USA und Kanada) sowie West- und Mitteleuropa, was man den transatlantischen Westen nennen kann, und ist dabei ein Synonym für den von der NATO umfassten Raum – was weniger ist als der globale Westen, der allein wertebezogen definiert ist, aber mehr ist als die auf Europa begrenzte EU. Mitunter wird der Begriff aber auch im engeren Sinn für die Europäische Union verwendet, insofern sie der eurasischen Landmasse als eine eigenständige Größe gegenübersteht. Dieser politische Raum soll hier europäischer Westen heißen. Im ersten Fall, dem transatlantischen Westen, geht es um einen politischen Akteur im globalen Rahmen, der im Kalten Krieg der Widerpart des Ostblocks war und jetzt überwiegend als ein wirtschaftlicher Konkurrent Ostasiens und politischer Gegenspieler Russlands verstanden wird. Im letztgenannten Fall, dem europäischen Westen, geht es hingegen überwiegend um die Eigen- und Selbständigkeit West- und Mitteleuropas gegenüber einem sich als Zentralmacht Eurasiens begreifenden Russland. Die unterschiedlichen Verwendungen des Begriffs sind jedoch nicht präzise voneinander zu trennen, sondern gehen häufig ineinander über. Nicht selten sind beide Räume beziehungsweise die in ihnen relevanten Akteure zugleich gemeint, wenn vom «Westen» die Rede ist. Und daneben beginnt auch der globale Westen bündnispolitische Eigenschaften zu entwickeln, wie die gemeinsamen Flottenmanöver und Luftwaffenübungen der jüngsten Zeit im Indopazifik zeigen.

					In diesem Verschwimmen des je Gemeinten schwingt nach, dass der Begriff in der Zeit einer bipolaren Weltordnung geprägt worden ist, in der die Konfrontation zwischen Westen und Osten die politischen Verhältnisse bestimmt hat, ganz so, wie die beiden Pole eines Magneten die Eisenspäne ihrer Umgebung sortieren.[1] Es kommt darin aber auch zum Ausdruck, dass der Westen nicht mehr der politisch einheitliche Raum ist, der er bis Ende der 1980er Jahre war, sondern dass sich in ihm Differenzen, Distanzen und Dissonanzen entwickelt haben, die für ein allmähliches Auseinanderdriften von USA und Europa stehen. Diese Differenzen sind struktureller Art und greifen damit tiefer, als es der Fall wäre, wenn es sich nur um die zeitweiligen politischen Präferenzen von Regierungen handeln würde. Am deutlichsten steht für die Erosion des Westens die von US-Präsident Obama geprägte Formel pivot to Asia, der amerikanischen Hinwendung nach Ost- und Südostasien, die Obama mit dem Hinweis unterstrichen hat, er selbst sei der erste im pazifischen Raum, nämlich auf Hawaii, geborene Präsident der USA. Inzwischen droht Donald Trump immer wieder damit, den transatlantischen Westen zu zertrümmern.

					Auch wenn man darin bloß eine semantische Wendung gegen das von Obamas Amtsvorgänger George W. Bush betriebene politisch-militärische Engagement der USA im Nahen und Mittleren Osten (von den Amerikanern als Greater Middle East bezeichnet) sieht und darauf verweist, dass die USA bis heute nach wie vor in Europa und im Nahen Osten engagiert seien, so steht der pivot to Asia doch dafür, dass der indopazifische Raum aufgrund seiner dynamischen Wirtschaftsentwicklung von großen Teilen der politischen und wirtschaftlichen Elite der USA als die eigentliche Herausforderung ihrer globalen Hegemonie angesehen wird. Man kann auch sagen, dass sich damit das Zentrum der Herausforderung vom Politisch-Militärischen zum Politisch-Ökonomischen verschoben hat und Letzteres für die langfristige Perspektive der USA als globaler Akteur steht. Das aktuelle Engagement der USA für die Ukraine und Israel stellt dann nur eine zeitweilige Unterbrechung dieser auf größere Zeiträume hin angelegten Verschiebung dar. Wie auch immer: der pivot to Asia und ein dramatischer Bedeutungszuwachs des indopazifischen Raums in den Herausforderungsanalysen der USA stehen für einen Bedeutungsverlust Europas in der geostrategischen Ausrichtung der US-Politik und damit für eine Schwächung des als transatlantischer Westen bezeichneten politischen Akteurs.

					Nimmt man Obamas strategische Neuausrichtung der amerikanischen Politik als das (vorläufige) Gravitationszentrum dieser Entwicklung, so lässt sich die von dem unter Präsident George W. Bush amtierenden Verteidigungsminister Donald Rumsfeld ins Spiel gebrachte Unterscheidung zwischen einem «neuen» und einem «alten Europa» als Beginn dieser schrittweisen Entfremdung zwischen dem europäischen und dem US-amerikanischen Teil des transatlantischen Westens begreifen und die grundsätzliche Infragestellung der NATO-Bündnisverpflichtung durch Präsident Donald Trump als deren vorläufiger Endpunkt. Auch wenn offenbleiben muss, ob die erneute Präsidentschaft Trumps die Entfremdung vertiefen wird oder ob die aggressiv-revisionistische Politik des russischen Präsidenten Putin, die auf längere Zeitstrecken hin angelegt sein dürfte, zu einer Revitalisierung und Festigung der transatlantischen Bindungen führen kann, ist doch unwahrscheinlich, dass die enge, uneingeschränkte Kooperation zwischen den USA und Europa aus der Zeit des Ost-West-Konflikts wiederaufleben wird. Für die auf den indopazifischen Raum konzentrierten Vereinigten Staaten kann und wird Europa nicht mehr dieselbe Rolle spielen wie für eine USA, deren Widerpart die tief in Europa stehende Sowjetunion war.

					Aber auch die Europäer haben sich in den drei Jahrzehnten nach dem Ende des Ost-West-Konflikts von den USA entfernt und deren Position als hegemoniale Führungsmacht des Westens mehrfach in Frage gestellt. Dabei haben sicherlich auch der herkömmliche Antiamerikanismus sowie der Zweifel an der wertepolitischen Lauterkeit der USA eine Rolle gespielt.[2] Aber vor allem konnte nach 1991, seit dem Zerfall der Sowjetunion und dem Ende des Warschauer Pakts, geltend gemacht werden, man sei nicht mehr auf die USA als Schutzmacht angewiesen und könne darum eine viel US-fernere Politik betreiben. Die Distanzierung vieler Europäer von den USA wurde durch den Dritten Golfkrieg, die US-Militärintervention gegen den Irak zum Sturz des Diktators Saddam Hussein, noch verstärkt; der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder bezeichnete diese Distanzierung von der US-geführten Irak-Intervention Anfang August 2002 als «unseren deutschen Weg» und baute zusammen mit Frankreich innerhalb der NATO eine Gegenposition zu der von Großbritannien und weiteren europäischen Ländern unterstützten Politik auf. Obendrein wurde damals heftig darüber diskutiert, ob die USA innerhalb des Bündnisses noch der «wohlwollende Hegemon» von früher seien oder sich inzwischen als ein imperiales Zentrum aufführten, dem die Mitgliedsländer des Bündnisses bedingungslos zu folgen hätten.[3] Das politische Scheitern der USA im Irak mitsamt dem Fehlschlag der Libyen-Intervention, die zwar zum Sturz Gaddafis führte, aber einen bis heute andauernden Bürgerkrieg in dem nordafrikanischen Land hinterließ, war ein weiterer Grund für die Distanzierung einiger europäischer Länder von den USA.[4] Schließlich kam noch der wirtschaftliche Aufstieg Chinas hinzu, in dessen Folge China zeitweilig zum wichtigsten Handelspartner Deutschlands (noch vor den USA) wurde, was erheblich zu gegenseitigem Misstrauen beitrug.

					Nicht zuletzt die Distanznahmen der USA gegenüber Europa sowie die Europas gegenüber den USA dürften dazu geführt haben, dass inzwischen immer häufiger die Europäische Union gemeint ist, wenn vom «Westen» die Rede ist. Das läuft nicht nur auf eine räumliche Verkleinerung des als Westen Bezeichneten hinaus, sondern auch auf eine Verringerung seiner politischen wie militärischen Fähigkeiten und führt insofern zu der Frage, ob dieser verkleinerte und geschwächte Westen überhaupt die Fähigkeit hat, sich selbst zu behaupten, beziehungsweise wie und in welche Richtung sich die EU verändern muss, um als ein eigener, von den USA weithin unabhängiger Akteur auftreten zu können – in politischer und militärischer, aber auch in wirtschaftlicher und technologischer Hinsicht. Oder ob das EU-Europa zu strategischer Autonomie grundsätzlich nicht in der Lage ist. Dabei ist die Frage der sicherheitspolitischen Autonomie Europas nicht auf die äußere Sicherheit beschränkt, sondern schließt auch die innere Sicherheit ein. Das zeigt sich darin, dass bei verhinderten (zumeist islamistischen) Anschlägen in europäischen Ländern die entscheidenden Hinweise fast immer von US-amerikanischen Diensten gekommen sind, von denen die europäische Internetaktivität offenbar sehr viel genauer beobachtet wird als von den europäischen Diensten.

					Diejenigen, die eine europäische Befähigung zu strategischer Autonomie anzweifeln, setzen durchaus unterschiedliche Akzente: Während die einen auf die politische Verfasstheit der EU verweisen und in Frage stellen, dass daraus jemals ein politisch handlungsfähiger Akteur werden könne, stellen andere die militärischen Defizite der Europäer heraus und heben hervor, dass innerhalb der NATO nach wie vor die USA drei Viertel der militärischen Fähigkeiten des Bündnisses bereitstellen – ein Abstand, den die Europäer niemals aufholen könnten. Wieder andere betonen das wirtschaftliche und technologische Gefälle zwischen den USA und Europa; gerade im Bereich der neuen Technologien, von der Herstellung von Halbleitern über die Anwendung von künstlicher Intelligenz bis zur Fertigung von Batterien, seien die Europäer gegenüber den USA hoffnungslos im Rückstand. Des Weiteren wird auf die weitgehenden Einschränkungen geheimdienstlicher Aktivitäten in Europa (vor allem in Deutschland) verwiesen, was zur Folge habe, dass dieser Teil der inneren Sicherheit quasi an die USA «outgesourct» worden sei. Und schließlich wird noch unterstrichen, dass mit dem politischen Aufstieg von nationalkonservativen und rechtspopulistischen Parteien in Europa ein Rückfall in die Zeiten nationalstaatlicher Parzellierung drohe, der, da mit einer national-protektionistischen Wirtschaftspolitik verbunden, eine europäische ökonomisch-technologische Aufholjagd gegenüber China und den USA unmöglich mache.

					Das alles ist richtig und steht für die Sorglosigkeit der Europäer in einer Zeit, als sie im Zeichen wirtschaftlicher Globalisierung auf die Weiterentwicklung oder den vorsorglichen Schutz der eigenen technologischen Fähigkeiten nicht geachtet und unter dem Eindruck allgemeiner militärischer Abrüstung auch auf die Sicherstellung und Fortentwicklung ihrer militärischen Fähigkeiten keinen besonderen Wert gelegt haben. Man vertraute darauf, dass mit der Globalisierung des «Westens», seiner politischen Ordnung wie seiner wirtschaftlichen Struktur, ein Denken in den Kategorien von Freundschaft und Feindschaft überholt sei und man alles, Rohstoffe wie Fertigprodukte, bei einem Anbieter bekommen könne, ohne dabei in Abhängigkeit von ihm zu geraten. Anstatt strategisch zu denken und zu agieren, dachten und handelten die Europäer wie Betriebswirte, deren zentrale Kategorie die Verringerung der Kosten und die Steigerung der Gewinne ist. Wie sich das verändern lässt und was die Voraussetzungen für ein grundlegendes Umsteuern sind, soll später ausführlich erörtert werden. Hier und jetzt dienen die Defizite Europas, von der politischen Verfasstheit der EU bis zur Technologiepolitik, als Markierungen strategischer Verwundbarkeit, an denen Gegner und Konkurrenten ansetzen können, um Europa zu schwächen und die EU von außen her zu zerstören. Die Leitdevise bei deren Agieren dürfte die Zurückdrängung und Paralysierung des Westens sein, beginnend bei der Abstandsvergrößerung zwischen den USA und Europa über die Rückverwandlung der EU in eine reine Freihandelszone ohne gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik bis zur Auflösung der Europäischen Union, ihre Zersplitterung in eine Ansammlung von einzelnen Staaten, die selbst in regionaler Hinsicht nur marginale Akteure sind.

				
					
						Europa in der US-amerikanischen Geostrategie

					
					In seinem Buch The Grand Chessboard (1997) hat Zbigniew Brzezinski, Sicherheitsberater unter Präsident Jimmy Carter und einer der führenden geopolitischen Theoretiker der USA im ausgehenden 20. Jahrhundert, die Auffassung vertreten, die USA könnten nur dann die weltweit führende Macht bleiben, wenn es ihnen gelinge, Europäer und Chinesen an ihrer Seite zu halten beziehungsweise sie auf ihre Seite zu bringen. Nur so ließe sich ein wiedererstarktes Russland, von dessen Rückkehr auf die weltpolitische Bühne Brzezinski ausging, in Schach halten und daran hindern, erneut ein Imperium aufzubauen, das die global leadership der USA herausfordern und ihr gefährlich werden könne.[1] Er wollte dafür Sorge tragen, dass die USA nicht der Verführungskraft des unipolaren Momentums erlagen und eine weltweite Herrschaft zu errichten versuchten, sondern sich in kluger Selbstbescheidung auf eine globale Führungsposition beschränkten. Doch auch das, so Brzezinski, werde auf Dauer nur möglich sein, wenn die USA eine enge Beziehung zu den Europäern pflegten und gleichzeitig dafür sorgten, dass sich keine strategische Verbindung zwischen Russland und China entwickelte. Brzezinski war ein entschiedener Vertreter des größeren, des transatlantischen Westens und sah in ihm die Voraussetzung für den Fortbestand einer globalen Führungsposition der USA.

					Im Rückblick ist festzuhalten, dass beide Ziele verfehlt wurden: Die Beziehungen der USA zu den Europäern sind bis zum Beginn des offenen russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine im Februar 2022 immer fragiler geworden, und parallel dazu haben sich die Beziehungen zwischen China und Russland, zumal seit dem Beginn des offen ausgetragenen Ukrainekriegs und der westlichen Wirtschaftssanktionen, zu immer engeren und dichteren Verbindungen entwickelt. Allerdings hat nicht Russland, sondern China die Position der dominierenden Macht übernommen. Putin ist von Xi Jinping abhängig – und nicht umgekehrt.[2] Dazu haben nicht zuletzt die westlichen Wirtschaftssanktionen gegen Russland in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine beigetragen, denn China ist – neben Indien – als Abnehmer der zuvor nach Europa gegangenen Erdöl- und Erdgasimporte eingesprungen und hat so entscheidend dazu beigetragen, dass Russland infolge der westlichen Sanktionen nicht den Staatsbankrott erklären musste.[3]

					Keiner der US-Präsidenten in der Nachfolge Bill Clintons ist den Empfehlungen und Ratschlägen Brzezinskis gefolgt: George W. Bush hat unter dem Eindruck der Terrorangriffe auf New York und Washington am 11. September 2001 das US-amerikanische Engagement auf den Nahen und Mittleren Osten sowie Zentralasien umgelenkt, beides Räume, denen Brzezinski nur eine untergeordnete geopolitische Bedeutung beigemessen hat – und in beiden Räumen sind die USA politisch gescheitert. Und Barack Obama hat mit seinem pivot to Asia, dem außenpolitischen Schwenk nach Asien, der als Reaktion auf die ökonomisch-technologische Herausforderung der USA durch China bei gleichzeitiger Verminderung des Engagements im Nahen Osten zu verstehen ist, die Bedeutung der transatlantischen Beziehungen hintangestellt und eine Politik der wirtschaftlichen Eindämmung Chinas begonnen; diese war kaum geeignet, die politischen Beziehungen der USA zu China im Sinne von Brzezinskis geostrategischem Imperativ zu verbessern. Es war freilich nicht nur die wirtschaftliche Herausforderung durch China, auf die Obama damit reagierte, sondern auch das geopolitische Projekt der «Neuen Seidenstraße» beziehungsweise der belt and road initiative, durch das China zur Hegemonialmacht in Ost- und Zentralasien mit starkem Einfluss auf Südostasien und das subsaharische Afrika aufgestiegen ist.[4] Die Inanspruchnahme immer größerer Seegebiete, tendenziell des gesamten Südchinesischen Meeres durch Peking – man kann sie als strategische «Seenahme» bezeichnen –, kommt inzwischen noch dazu. Obamas geostrategischer Kurswechsel war eine politisch naheliegende Reaktion, die davon ausging, dass nicht Russland, sondern China die zukünftig größte Herausforderung für die USA sein werde.[5] Um der gewachsen zu sein, war er indes auf die Unterstützung der Europäer angewiesen. Dieses Erfordernis hat er jedoch unterschätzt.

					Bei Donald Trump lässt sich in der Retrospektive auf seine erste Präsidentschaft keine kohärente geopolitische Strategie erkennen, sondern nur eine Abfolge abrupter Wechsel bei den Vorgaben und Plänen, in denen die Vorstellung eines für die USA vorteilhaften Deals leitend war. Damit wurde die Kurzfristigkeit zur geopolitischen Zeitperspektive der USA. Gibt es eine Konstante im Agieren dieses Präsidenten, dann die der bilateralen Abkommen und einer großen Distanz zum Multilateralismus, womit die USA sich von der Europäischen Union entfernten und stattdessen auf Verabredungen mit einzelnen europäischen Staaten setzten. Das war aus Trumps Sicht für die USA vorteilhaft, weil sie dann in jedem Fall der stärkere und überlegene Akteur waren.[6] Aber es lief auf eine Spaltung der Europäischen Union hinaus, zumal es einige EU-Staaten gab, die sich auf entsprechende Angebote aus Washington einließen. Von seinen verheerenden Äußerungen zu Artikel 5 des NATO-Vertrags (Bündnisfall) abgesehen, mit denen er die Glaubwürdigkeit des Bündnisses in Frage stellte, hat Trump durch die Präferenz fürs Bilaterale den Zusammenhalt des Westens grundlegend umzubauen versucht – und er hätte ihn folgenreich geschwächt, wenn er länger im Amt geblieben wäre. Es ist davon auszugehen, dass er in seiner 2025 beginnenden erneuten Präsidentschaft dieses Projekt der Schwächung der EU als wirtschaftlicher Akteur wieder aufnehmen und zu Ende bringen wird. Die Wege der USA und Europas sind immer mehr auseinandergegangen; erst Putins Angriffskrieg gegen die Ukraine hat sie, neben der Ablösung Trumps durch Biden, wieder zusammengeführt. Ob diese Wiederannäherung Europas und der USA unter Biden die zweite Präsidentschaft Trumps überstehen wird, ist zweifelhaft. Im Rückblick ist jedoch festzuhalten: Sollte es in Putins geostrategischem Kalkül gelegen haben, die USA und Europa zu trennen, wofür vieles spricht, so war der Angriff auf die Ukraine vom 24. Februar 2022 zunächst ein politischer Fehler.

					 

					Noch einmal zurück zu Brzezinskis geopolitischem Entwurf und den von ihm daraus abgeleiteten geostrategischen Imperativen. Brzezinski folgte darin im Wesentlichen Überlegungen, die der britische Geopolitiker Halford Mackinder zu Beginn des 20. Jahrhunderts entwickelt hat, als er die These aufstellte, die Weltherrschaft der maritimen Mächte, die mit den großen Entdeckungen der Portugiesen und Spanier im späten 15., frühen 16. Jahrhundert begann, gehe nun zu Ende, und das Zentrum der Weltherrschaft habe sich ins östliche Osteuropa und nach Westsibirien verlagert, also in die Mitte der aus Asien, Europa und dem nördlichen Afrika bestehenden Weltinsel. Mackinder nennt diesen drei Kontinente umfassenden Raum heartland.[7] Herzland ist der geopolitische Gegenpol zu den beiden Halbmonden, inner and outer crescent, von denen die Weltinsel umfasst ist und die infolge ihrer Einbettung in die Ozeane die See beherrschen. Im Zentrum der Theorie Mackinders steht also der Gegensatz von Land- und Seemächten. Bislang, so Mackinders Überlegung zu Beginn des 20. Jahrhunderts, war der Vorteil auf Seiten der Seemächte, weil Schiffe schnellere, kostengünstigere und leistungsfähigere Transportmittel waren als Pferde, Ochsen und Kamele sowie vierrädrige Karren. Das aber habe sich, so Mackinder, mit dem Bau transkontinentaler Eisenbahnlinien und dem Einsatz leistungsstarker Lokomotiven geändert.

					Was sich indessen nicht geändert hatte, war die ökonomisch-technologische Trägheit der Landmächte mit der Folge einer beharrlichen Rückständigkeit des kontinentalen Zentrums. Das könne, so Mackinder, sich geopolitisch jedoch ändern, wenn die Mächte im Zentrum des heartland mit dem am Rand der Weltinsel gelegenen rimland zusammenkamen, also mit jenen Ländern, die partiell ans Meer grenzten, zwar keine Seemächte waren, aber an der ökonomisch-technologischen Dynamik der maritimen Welt teilhatten und insofern die Rückständigkeit der Landmächte wettmachen konnten. Mackinders Ratschlag an die politisch-militärische Elite des Britischen Empire war darum, unter allen Umständen dafür zu sorgen, dass Deutschland, die damals stärkste Macht Europas, keine Koalition mit Russland einging, weil das die britische Weltherrschaft in Frage stellen würde. Diesem Ansatz Mackinders ist Brzezinski gefolgt, wobei er Deutschland zur EU ausgeweitet und sich nicht auf den westlichen Rand Eurasiens beschränkt, sondern mit China auch dessen östlichen, an den Pazifik grenzenden Teil ins Auge gefasst hat.

					Die amerikanische Politik hat, wie gesagt, die Ratschläge Brzezinskis nicht aufgenommen, beziehungsweise sie hat ihnen aufgrund unvorhergesehener Ereignisse und Entwicklungen (den Terroranschlägen vom 11. September und dem rasanten Aufstieg Chinas) nicht folgen können – oder nicht folgen wollen. Die langfristigen geostrategischen Konzepte wurden von kurzfristig dominanten Vorgängen konterkariert. Die USA verloren dadurch den Blick auf die grand strategy, der sie zuvor ausgezeichnet hatte. So glaubten George W. Bush und seine Berater, die angeschlagene Autorität der USA als globale Vormacht nach deren demonstrativer Beschädigung durch die Terroranschläge von New York und Washington am 11. September 2001 unter allen Umständen wieder herstellen zu müssen. Und Barack Obama kam mitsamt seinem Stab einige Jahre später zu dem Ergebnis, er müsse dem wirtschaftlichen und politischen Aufstieg Chinas etwas entgegensetzen, womit er einer strategischen Koalition zwischen den USA und China – der Historiker Niall Ferguson und der Ökonom Moritz Schularick hatten bereits von «Chimerica» als der neuen Macht in Weltpolitik und Weltwirtschaft gesprochen[8] – eine Absage erteilte. Eine Kooperation zwischen China und den USA, von der Ferguson und Schularick als Zentrum der Welt ausgingen, wäre eine strategische Alternative zu Konkurrenz und Konfrontation gewesen und hätte Europa als Koalitionspartner der USA endgültig erledigt. Donald Trump, über den einige seiner früheren Berater berichten, er sei beim Nachvollzug strategischer Überlegungen intellektuell überfordert und schweife deswegen schnell zu anderen Themen ab, hat Geostrategie in die Vorstellung eines fortgesetzten dealmaking aufgelöst. Darüber ist der Westen als transatlantische Gemeinschaft immer weiter geschwächt und parzelliert worden.

					Es waren freilich nicht nur US-amerikanische Entscheidungen, die zur Vernachlässigung des Westens als einer zu pflegenden Allianz führten, sondern auch die Sorglosigkeit führender europäischer Politiker, die davon ausgingen, den «Wind der Geschichte» in ihrem Rücken zu haben; sie meinten, der Westen werde mit der Zeit zur globalen Ordnung werden, und man müsse nur darauf achten, dass diese selbstläufige Entwicklung nicht gestört werde, damit sich – gleichsam von selbst – alles zum Guten wende.[9] Die USA haben den Westen geschwächt, indem sie kurzfristigen Herausforderungen den Vorzug gegenüber langfristigen geopolitischen Entwürfen gaben; die (meisten) Europäer haben die Allianz des Westens vernachlässigt, indem sie auf ultralange Trends setzten, die sich dann aber doch nicht realisierten, und sie glaubten dabei, Zeit im Überfluss zu haben, weswegen sie vieles, was umgehend zu erledigen gewesen wäre, auf die lange Bank schoben. Diese Politik der langen Bank wurde nicht zuletzt gedeckt durch eine Reihe geschichtstheoretischer Annahmen, die sich allesamt als falsch erwiesen. So ist der Westen als transatlantischer Verbund zwischen einem schnellen, oft emotional angeleiteten Reagieren und einem Nichtreagieren in Gestalt einer Politik der langen Bank mehr und mehr geschwächt worden.

				
					
						Die Infragestellung der Europäischen Union durch ihre Gegner: Russlands Eurasismus

					
					Auch wenn Donald Trump infolge seiner Vorliebe für bilaterale Verträge und seiner Abneigung gegen den Multilateralismus alles andere als ein Freund der EU war und ist (was auch in seinen positiven Äußerungen über den Brexit einen entsprechenden Niederschlag fand), so kann man doch nicht sagen, er habe eine systematische Politik der Zerstörung oder Zerschlagung der Europäischen Union betrieben. Womöglich hat er das nur darum nicht getan, weil er davon ausging, ein derart fragiles Gebilde wie die EU könne kein ernst zu nehmender Widerpart der USA sein oder werde sich infolge ihrer zentrifugalen Kräfte von selbst zerlegen. Das ist im Falle Russlands anders, das an einer starken und handlungsfähigen Union der Europäer kein Interesse hat und mit unterschiedlichen Mitteln an der Zersetzung der EU arbeitet. Viele europäische Politiker haben dem über lange Zeit tatenlos zugesehen – sei es in der Annahme, dass ein entschiedenes Gegenhandeln den von Russland auf Europa ausgeübten Druck nur erhöhen werde, sei es in der Überzeugung, man müsse den russischen Bestrebungen bloß ein wenig entgegenkommen, um den Druck zu vermindern und eine einvernehmliche Lösung zu ermöglichen. Nachdem man in Europa lange geglaubt hatte, mit dem Wind der Geschichte im Rücken gut voranzukommen, suchten viele volle Deckung, als der Wind von vorne kam. Man machte sich klein, um nicht feststellen zu müssen, dass sich der Wind gedreht hatte. So konnte man so tun, als könne man die bisherige Politik einfach fortsetzen und sei nicht zu deren grundlegender Revision gezwungen.

					Aus der russischen Sicht, jedenfalls der, die im Kreml und in kremlnahen Kreisen vorherrscht, ist die Europäische Union ein gravierendes Hindernis bei der Verwirklichung eines unter Moskauer Führung stehenden Eurasiens. Voraussetzung für die Realisierung dieses Projekts ist als Erstes die Auflösung des Westens als transatlantischer Gemeinschaft, also die Auflösung der engen Verbindung zwischen Nordamerika und Europa, die im Kreml als geopolitischer Gegenentwurf zum Eurasien-Projekt angesehen wird. Die fortgesetzte russische Polemik gegen den Westen, der als ein Russland bedrohender Akteur dargestellt wird, steht keineswegs für ein prinzipiell defensives Russland, wie das vom Kreml lancierte Narrativ behauptet, sondern gehört zum russischen Vorhaben einer auf die Dominanz in Europa abzielenden Offensive. Erst wenn sich die NATO aufgelöst hat oder zerfallen ist, kann die russische Politik an die schrittweise Umsetzung des Eurasien-Projekts gehen. Bis dahin steckt sie in dem Bestreben fest, den Einfluss des Westens auf Ostmittel- und Südosteuropa zurückzudrängen und dafür zu sorgen, dass sich nicht weitere an der Peripherie der russischen Einflusszone gelegene Staaten dem westlichen Bündnis anschließen – was darauf hinauslaufen würde, dass sich Europa als Bestandteil des transatlantischen Westens weiter festigen könnte, weil die der russischen Einflusszone entkommenen Staaten vor allem auf die USA und weniger auf die europäischen Staaten setzten.

					Das ist die geopolitische Tiefenstruktur des Krieges, den Russland im Schwarzmeerraum führt, des Krieges in der Ukraine und der verdeckten Einflussnahmen wie offenen Drohungen gegenüber Georgien und Armenien. Aber auch die Sorge der baltischen Länder, Lettland, Estland und Litauen, im Unterschied zu den Schwarzmeeranrainerstaaten allesamt NATO-Mitglieder, sie könnten das nächste Ziel eines russischen Angriffs werden, hat das Eurasien-Projekt der russischen Politikelite zum geostrategischen Hintergrund. Die Wiederherstellung eines imperialen Russlands, das in etwa der territorialen Ausdehnung des einstigen Zarenreichs oder der Sowjetunion nach dem Zweiten Weltkrieg entspricht, wäre dann der nächste große Schritt in Richtung eines von Moskau dominierten Eurasiens. Das mittelfristige geostrategische Ziel Russlands besteht demnach neben der Auflösung der strategischen Verbindungen zwischen Europa und Nordamerika darin, die politische und militärische Kontrolle über das Schwarze Meer und die Ostsee zu erlangen. Langfristig geht es freilich um die Dominanz über ganz Europa.

					Nun lässt sich gegen diese Szenarien einwenden, es handele sich bei ihnen um bloße Spekulationen über die mittel- und langfristigen Ziele der russischen Politik. Dem stehe als tatsächliche Entwicklung der letzten Jahrzehnte das Vordringen der NATO nach Osten gegenüber[1] sowie in Begleitung und Vertiefung dieser Entwicklung der Beitritt zahlreicher mittelost- und südosteuropäischer Länder zur Europäischen Union. Deswegen befinde sich Russland eher in einer defensiven Position als in der ihm westlicherseits zugeschriebenen Rolle eines neoimperial-revisionistischen Akteurs. Sollte diese Sichtweise zutreffend sein, so hätte Putin mit der Besetzung der zu Georgien gehörenden Gebiete Abchasien und Südossetien sowie der von russischer Seite maßgeblich gesteuerten Separatistengebiete von Luhansk und Donezk im völkerrechtlich zur Ukraine gehörenden Donbass eine Reihe von Konfliktherden an den Rändern potenzieller NATO-Beitrittsländer geschaffen, weil er davon ausging, dass die NATO keinen Staat als Mitglied aufnehmen werde, der offene Konflikte auf seinem Territorium beziehungsweise unklare Grenzverläufe hat. Es hätte sich beim russischen Agieren dann um taktische Offensiven im Rahmen einer grundsätzlich defensiven Strategie gehandelt. Die genannten Interventionen wurden und werden von Russland im Übrigen als Eingreifen in Bürgerkriege dargestellt, bei denen das Militär russischen Bevölkerungsgruppen in den fraglichen Gebieten auf deren Ersuchen hin zur Hilfe gekommen sei.

					Dieses Narrativ von einer strukturell defensiven Disposition der russischen Politik ist der Legitimation von NATO-Interventionen zwecks Beendigung der jugoslawischen Zerfallskriege nachgebildet. Im Verlauf dieser Interventionen auf dem Territorium des vormaligen Jugoslawiens sind mehrere eigenständige Staaten entstanden. Das Narrativ vermag jedoch nicht zu erklären, warum Putin am 24. Februar 2022 seine Truppen zum Großangriff auf die Ukraine in Marsch gesetzt und diesen Krieg immer weiter eskaliert hat. Im Unterschied dazu ist die NATO nämlich keineswegs in Serbien einmarschiert, um dort eine Satrapie, ein Statthalterregime, zu errichten oder es gar einem benachbarten NATO-Land einzuverleiben. Das russische Narrativ arbeitet also mit Pseudoanalogien. Tatsächlich korrespondiert es selber mit den Erklärungen Hitlers, die dessen Einmarsch in Österreich, ins Sudetenland sowie in die «Resttschechei» und schließlich den Angriffskrieg gegen Polen begleiteten.[2] Viel plausibler für das Agieren des Kreml gegenüber der Ukraine ist die These, dass es Russland um die Kontrolle des Asowschen und des Schwarzen Meeres ging und geht, um von hier aus die Anrainer des Schwarzen Meeres sowie Teile Südosteuropas unter seine Kontrolle zu bringen. Dies könnte das Vorspiel für ein ähnliches Vorgehen im Ostseeraum sein. Dort führt Russland seit Jahren einen hybriden Krieg, der aus Hackerangriffen auf die Kommunikations- und die elektronischen Steuerungssysteme der drei baltischen Staaten besteht und zu dem auch systematische Desinformationskampagnen sowie militärische Drohgebärden gehören, die alle EU-Staaten betreffen.

					Unabhängig vom Eurasien-Projekt hat die Kremlführung im Jahre 2015, also nach der Krim-Annexion und dem Beginn des Krieges in einigen Oblasten des Donbass, eine Eurasische Wirtschaftsunion (EAWU) gegründet, die als Gegenprojekt zur EU konzipiert ist und mit dem ein geoökonomischer Raum unter russischer Kontrolle hergestellt werden soll.[3] Das Eurasien-Projekt zeigt sich in der EAWU auch darin, dass es nicht nur um einen gemeinsamen Wirtschaftsraum geht – der EAWU gehören neben Russland noch Belarus, Armenien, Kasachstan und Kirgisistan an[4] –, sondern dass diese Union zu einem politischen Verbund weiterentwickelt werden soll, an dessen Spitze eine Kommission steht, die die Außenpolitik der betreffenden Staaten koordiniert, was heißt: unter russischen Einfluss bringt.

					In der russischen Politik war man sich offenbar lange darüber im Unklaren (oder auch uneins), ob die strategische Erneuerung Russlands als imperialer Akteur in östliche oder in westliche Richtung vorangetrieben werden solle. Zeitweilig war von einer Wendung Russlands nach Osten als strategischer Neuausrichtung die Rede, womit eine stärkere Verbindung – oder womöglich auch Konkurrenz – zu China ins Auge gefasst worden wäre. Die pivorot na vostok war und ist offenbar eine analoge Formel zu Obamas pivot to Asia.[5] Diese russische Wendung nach Osten kam jedoch erst unter dem Druck der westlichen Wirtschaftssanktionen in Gang und dann unter Bedingungen, bei denen Russland politisch und ökonomisch auf China angewiesen war, während China gegenüber Russland freie Hand hatte. So hatte man sich das im Kreml kaum vorgestellt.

					Alexander Dugin, der wohl wichtigste Geopolitiker Russlands und Vordenker des Eurasien-Projekts, hatte zuvor geltend gemacht, dass China ein Konkurrent um die Dominanz im asiatischen Raum sei und keineswegs ein für Russland freundlicher Partner. Im Rahmen seiner Seidenstraßenstrategie brachte China in Zentralasien nämlich eine Reihe von Ländern in seine Abhängigkeit, die zuvor Russland als seiner eigenen Einflusssphäre zugehörig betrachtet hat. Bei einer strategischen Ausrichtung der russischen Imperialpolitik auf den zentralasiatischen Raum hätte Russland jedenfalls an seinen guten Wirtschaftsbeziehungen zu Europa festhalten können. Die russische Entscheidung für den Angriff auf die Ukraine, also die Expansion in Richtung Westen, hat den Kreml umgekehrt in Zentralasien einiges an Einfluss gekostet, weil es sich einen Konflikt mit China nun nicht mehr leisten kann. Damit hat auch Russland mit den Problemen zu tun, die mit dem Agieren aus der Mitte heraus verbunden sind: sich zwischen unterschiedlichen Richtungen entscheiden und dann feststellen zu müssen, dass eine andere Entscheidung unter Umständen vorteilhafter gewesen wäre.[6]

					 

					Nun sind Eurasien und die Idee des Eurasismus keine detailliert ausgearbeiteten Vorgaben für die operative Politik, und bei genauerer Betrachtung stellen sie nicht einmal eine kohärente Ideologie dar. Vielmehr handelt es sich um ein Konglomerat aus Ideen und Vorstellungen, das kulturalistische und historische, ethnische beziehungsweise rassistische sowie geopolitische Elemente enthält, die sich auf unterschiedliche Weise und in je besonderen Mischungsverhältnissen durchdringen.[7] Im Prinzip handelt es sich um ein metapolitisches Ideengeflecht, wobei die Charakterisierung als metapolitisch keineswegs im Sinne von unpolitisch zu verstehen ist, sondern als ein für unterschiedliche politische Richtungen anschlussfähiger Vorstellungsraum und Denkhorizont. So können sich in Russland Ultranationalisten mit faschistischer Prägung, wie etwa der inzwischen verstorbene Wladimir Wolfowitsch Schirinowski, aber auch Kommunisten wie Gennadij Sjuganow auf das Eurasien-Modell berufen und es in den eigenen Erwartungshorizont einbauen. Was sich auf den ersten Blick als Schwäche des Konzepts ausnehmen mag, erweist sich bei genauerer Betrachtung als Stärke: Gerade infolge seiner gedanklichen Diffusität ist der Eurasismus in nahezu allen politischen Parteien und Gruppierungen Russlands als Antwort auf die Frage nach der Identität und den Zukunftsperspektiven des Landes anzutreffen. Obendrein ist er so etwas wie ein Bindeglied zwischen der operativen Politik und einer zur politischen Sprachlosigkeit verurteilten Gesellschaft, die aber auf Narrative angewiesen ist, in denen sie ihre politische Zukunft imaginieren kann.

					Mit Blick auf die oben dargestellten geopolitischen Theorien der Mitte[8] lässt sich festhalten, dass im Eurasismus Russland als geopolitische Mitte des Gesamtraums herausgestellt wird, freilich nicht unbedingt in dem Sinn, dass sie von Flügelmächten herausgefordert ist und sich zwischen ihnen und gegen sie behaupten muss, sondern vielmehr als Verbindung zweier Herkunftsnarrative, die im historischen Russland zusammentreffen und ineinander verschlungen sind: Zunächst wird im Denkhorizont des Eurasismus das sesshafte Slawentum Osteuropas mit den Nomaden der sibirischen Steppe, seien es nun Mongolen oder Turkvölker, zusammengebracht. Und daneben geht es um eine Verbindung zwischen der aus Byzanz übernommenen christlichen Orthodoxie und den in Zentralasien sowie im Kaukasus anzutreffenden islamischen Traditionen, was für die politisch-kulturelle Einbindung des zentralasiatischen und kaukasischen Raums in die russische Einflusssphäre relevant ist. Der Eurasismus ist also zunächst ein Klammernarrativ, das heterogene, womöglich konträre Elemente zusammenführt, um aus ihnen im politischen Raum eine kohärente Einheit zu machen.

					Bei dem Ethnologen Lew Nikolajewitsch Gumiljow sind die eurasischen Ideen in einen strengen, sich wissenschaftlich gerierenden Determinismus eingebettet, der die westliche Vorstellung von individuellen Entscheidungen über das zu führende Leben und die darauf beruhende Fähigkeit des Menschen zur Selbstvervollkommnung als «unwissenschaftlich» zurückweist.[9] Die Idee von der Einheit des Menschengeschlechts als Grundlage universeller Normen und gemeinsamer Werte, die das westliche Denken prägen, wird bei ihm durch die Vorstellung ersetzt, die Identität der Menschen werde durch ihre Zugehörigkeit zu Großgruppen determiniert: Universalismus und Individualismus, so Gumiljows Sicht, zersetzen den sozialen Zusammenhalt ethnischer und nationaler, religiöser und kultureller Gemeinschaften und sind deswegen entschieden zu bekämpfen. Gumiljows pseudowissenschaftliche Theorien, dem Ethnopluralismus der politischen Rechten in Westeuropa aufs Engste verwandt,[10] stellen die intellektuelle Grundlage für den Kampf gegen den Westen dar. Der Eurasismus ist in den Arbeiten Gumiljows der kulturelle Widerpart des als westlich verstandenen Individualismus und Universalismus. Er verteidigt eine vorgestellte Kultur und ihre behaupteten Traditionen, eben die Russlands, gegen die an der Aufklärung orientierte Vorstellung eines moralischen Fortschritts des Menschengeschlechts. Damit ist eine kulturelle beziehungsweise kulturalistische Frontlinie markiert, die gegen «den Westen» gerichtet ist und in der Konfrontation eines sich als konservativ verstehenden Russlands mit dem Westen erhebliche ideologische Bedeutung hat. Nicht von ungefähr hat sich Putin öffentlich zu Gumiljow und seinen Ideen bekannt.

					Im Unterschied zu Gumiljow, der die «Mitte» Russlands in der Verbindung von Slawentum und Turkvölkern ausgemacht hat, hat der Philosoph Alexander Panarin seinen Entwurf von Eurasien im Wesentlichen in die Tradition des Panslawismus gestellt und dabei seine Vorstellung von Zivilisationen als Trägern der Geschichte dem westlichen Postmodernismus angenähert. Im Vergleich mit den Ideen Gumiljows sind die Schriften Panarins das wissenschaftsgeschichtlich «modernere» Projekt. Auch der vor allem von französischen Autoren entwickelte Postmodernismus läuft ja auf eine Absage an universalistische Vorstellungen und die Infragestellung eines allgemeinen Fortschrittsgedankens hinaus, ebenso wie auf den Zweifel daran, dass die Komplexität der soziopolitischen Welt in einem allumfassenden Gedankensystem erfasst werden kann. Panarin zieht daraus den Schluss, dass allein der Kulturrelativismus wissenschaftlichen Ansprüchen genüge, was er dann zu einem Kult der nationalen Vielfalt und Verschiedenartigkeit steigert.[11] Diese Vielfalt ist jedoch so groß, dass sie einer politisch zusammenhaltenden Größe bedarf, und als diese identifiziert Panarin das russische Imperium – weswegen für ihn die Auflösung der Sowjetunion ein historischer Irrtum war, der durch die Errichtung eines neuen russischen Großreichs korrigiert werden muss. Das zusammenhaltende Element dieses russischen Großreichs soll ein an Nikolai Danilewski[12], Kulturtheoretiker des 19. Jahrhunderts, anschließender Panslawismus sein, der aber die russischen und zentralasiatischen Muslime in das Imperium einzubinden vermag. Ins Politische gewendet heißt das: In Gestalt des Panslawismus richtet Panarin die Expansionsdynamik der entstehenden Reichsbildung auf Ostmittel- und Südosteuropa,[13] hält mit der immer wieder betonten Inklusionsfähigkeit gegenüber dem Islam aber auch die «zentralasiatische Tür» offen. Dennoch: die vorrangige Expansionsrichtung eines russischen Imperiums geht nach Westen. Im Wesentlichen argumentiert Panarin überwiegend kulturalistisch, implizit aber auch geopolitisch.

					Eine genuin geopolitische Argumentation findet sich hingegen bei Alexander Dugin, dessen zentrale Vorstellung die Erneuerung Russlands als globale Macht ist, wobei Russland das weltpolitische Gegengewicht zu den USA und deren globaler Rolle sein soll.[14] Die USA stehen dabei für die allumfassende Nivellierung der nationalen Besonderheiten, während Russland als die große Macht des Aufhaltens einer angeblichen allgemeinen Entropie im Sinne eines irreversiblen Ordnungsverlustes angesehen wird. Das erinnert an die Pluralitätsvorstellungen, die der deutsche politische Denker Constantin Frantz im 19. Jahrhundert verfolgte.[15] In diesem Sinn weist Dugin im Anschluss an den Staatsrechtler Carl Schmitt[16] dem russischen Reich die Rolle eines Katechon zu, eines Aufhalters des Weltendes, das zwangsläufig eintreten werde, wenn sich die US-amerikanische Politik ungehemmt durchsetzen könne. Damit hat Dugin Russland eine imperiale Mission verschafft, wie sie umfassender und folgenreicher kaum vorstellbar ist.[17] Diese Mission mache Russland, so Dugin, zum Anführer einer Gruppe von Ländern beziehungsweise sozialen Gruppen in Ländern, die sich dem von den USA politisch getragenen ideologischen Konglomerat aus Liberalismus, Kapitalismus und Globalismus entgegenstellen. Nach Dugin sind die Unterstützer dieser Idee China, das sich, wiewohl ein Motor der wirtschaftlichen Globalisierung, nicht dazu habe verleiten lassen, diese auch im politischen System voranzutreiben; dazu der Islam, der antiwestliche und antiliberale Regime hervorgebracht habe; weiterhin jene «indigenen» Europäer, die sich «der Masseneinwanderung und der Genderpolitik» widersetzen; und schließlich die Teile der US-Bevölkerung, die Trump zum Präsidenten gewählt haben, der bereits in seiner ersten Präsidentschaft eine entschieden antiglobalistische Politik betrieben habe.[18]

					Der Eurasismus läuft, gleichgültig in welcher Variante er auftritt, auf die Negierung einer eigenständigen Position Europas im euroasiatischen Gesamtraum hinaus. Wird Europa eine eigenständige Rolle zugewiesen, dann die eines zu bekämpfenden Gegners, insofern es seit der Aufklärung die Ideen von Individualismus und Universalismus vertreten hat, gegen die der Eurasismus Front macht. Vor allem in metapolitischer Hinsicht, als Träger und Entwicklungsraum bestimmter politischer Ideen und deren geistesgeschichtlicher Einbettung, ist Europa ein Widerpart des eurasischen Ideenkonglomerats. Der Eurasismus begreift Russland in einer Kontraposition zu Europa und seinen werteorientierten Vorstellungen. Deshalb soll der imperiale Großraum Eurasien nur die nordasiatische Landbrücke sowie Ost- und Ostmitteleuropa umfassen. Der Westen Europas wird ausgespart. Er wird nach Dugins Überzeugung aber keine relevante Herausforderung mehr für ein mächtiges Eurasien sein, da er an seinen inneren Widersprüchen und seiner Ignoranz gegenüber den unveränderlichen Gesetzen der Natur zugrunde gehen werde. Zunächst freilich müssten, so Dugin, die Einflussspuren getilgt werden, die das europäische Denken in Russland hinterlassen habe.

				
					
						Die Rolle Deutschlands im geostrategischen Projekt Russlands

					
					Es ist mit Blick auf die hier gestellte Ausgangsfrage, das Verhältnis des russischen Eurasismus zum «Westen», bemerkenswert, dass Alexander Dugin bei der Auflösung des transatlantischen Westens und dem Sieg eurasischer Ideen in Europa ausgerechnet Deutschland eine Schlüsselposition zuweist. Dabei interessiert er sich im Unterschied zu den anderen Autoren des Eurasismus nicht so sehr für die metapolitische Dimension dieser Auseinandersetzung, sondern für deren geopolitische Konkretisierung. So schreibt er am 26. August 2021 mit Blick auf den Abschied Angela Merkels aus dem Kanzleramt: «Putin hat immer eine gewisse Sympathie für Deutschland gehabt. Das liegt in seiner persönlichen Erfahrung, seiner Kenntnis des Landes und seiner Sprache. Und der geopolitischen Ausrichtung auf den Aufbau eines größeren Europas […] – von Wladiwostok bis Dublin –, bei dem Deutschland objektiv die Hauptrolle spielen soll.»[1] Eigentlich, so fährt Dugin fort, hätte Europa nach 1989/91 «ein eigenständiger Pol einer multipolaren Welt» werden und freundschaftliche Beziehungen zu Russland wie zu den USA unterhalten sollen. Aber es habe «sich in den letzten dreißig Jahren nicht von uns [den Russen] abhängig gemacht, sondern übermäßig von den USA».[2]

					Die Unfähigkeit oder Unwilligkeit zu einer Politik, die gegenüber den USA auf Distanz achte, so fährt er fort, habe «Europa von einem souveränen Pol zu einer abhängigen Militärkolonie, zu einer Basis für amerikanische Truppen [gemacht]. Und jeder freie Wille in Europa ist gelähmt durch gehorsame amerikanische Vasallen – vor allem aus den Ländern Osteuropas. Sie sind uns [die Russen] nur losgeworden, um vor Washington zu kriechen. Sie können keine Verantwortung für Europa tragen und werden es auch nicht tun. Sie mischen sich nur in alles ein.»[3] Dugins Zorn richtet sich also vor allem gegen die ostmitteleuropäischen Länder als energischste Befürworter einer US-amerikanischen Militärpräsenz in Europa. Sie seien auf den Schutz der USA angewiesen, um sich russischem Druck widersetzen und entsprechenden Einflussnahmen entziehen zu können. Das habe, so Dugins Schlussfolgerung, dazu geführt, dass die Bildung eines «wirklich souveränen deutsch-französischen Europa […] auf unbestimmte Zeit verschoben» worden sei.[4] Ein «souveränes» deutsch-französisches Europa besteht für Dugin demnach darin, sich von den USA zu distanzieren und Osteuropa den Russen zu überlassen.

					Das souveräne Europa, von dem Dugin spricht, ist ersichtlich eines, das Ostmitteleuropa nicht umfasst: nicht die baltischen Staaten, nicht Polen und auch nicht Finnland; auch die Länder des Balkans und der Westküste des Schwarzen Meeres gehören nicht dazu, nicht Rumänien, nicht Bulgarien und auch nicht Nordmazedonien. Sie alle, des Weiteren noch Serbien, Ungarn und die Slowakei, werden von ihm der russischen Einflusssphäre zugerechnet. Politisch läuft das auf die Zerschlagung, jedenfalls auf die Auflösung der EU in der gegenwärtigen Größenordnung von siebenundzwanzig Mitgliedstaaten hinaus. Das Europa, dem Dugin Souveränität zubilligt – freilich nur dann, wenn es sich von den USA distanziert –, beschränkt sich also weitgehend auf den Raum der alten EWG, also das «Europa der Sechs» (wobei die Bundesrepublik um die «neuen Bundesländer» vergrößert ist und zu Europa wohl neben Spanien noch Tschechien, Österreich, Slowenien und Kroatien dazugehören).[5] Ausdrücklich spricht Dugin von Frankreich und Deutschland als den dominanten Akteuren eines «souveränen Europa».

					Das auf diese Weise nach West- und ins westliche Mitteleuropa zurückgedrängte «souveräne Europa» ist freilich politisch konditioniert: Es hat sich in Dugins Vorstellung militärisch von den USA und deren Schutz zu verabschieden und ist wirtschaftlich auf russische Rohstoff- und Energielieferungen angewiesen. Es befindet sich – im für Europa günstigsten Fall – in einer ökonomischen Äquidistanz zu den USA und Russland. Auch verfügt es über keine strategische Tiefe. Dugin gesteht ihm zwar zu, ein relevanter Bestandteil der von ihm präferierten multipolaren Welt zu sein, aber es ist auch klar, dass dieses Europa unter den von ihm selbst beschriebenen Konstellationen eine Größe von Moskaus Gnaden sein wird. Die Beschreibung der Abhängigkeit von Russland ist eindeutig.

					Die Dominanz Russlands in Eurasien – «von Wladiwostok bis Dublin» – zeigt sich nicht zuletzt darin, dass Dugins geopolitischer Masterplan weitgehend den Überlegungen Halford Mackinders folgt, der die Ordnung der Welt auf der Entgegensetzung von ozeanischen beziehungsweise maritimen und kontinentalen Mächten (inner and outer crescent versus heartland) begründet hat.[6] In gewisser Hinsicht ist Dugins geopolitischer Entwurf ein Spiegelbild der geopolitischen Überlegungen Brzezinskis zur globalen Hegemonie der USA.[7] Dabei hat Brzezinski die USA als ozeanische Macht gedacht, Dugin denkt Russland als kontinentale Macht. Beide haben die Konstellationen jeweils so strukturiert, dass bei Brzezinski die USA global vorherrschen und bei Dugin Russland. Für Brzezinski ist die US-amerikanische Führungsposition zwingend auf die bis weit nach Ostmitteleuropa hinein in NATO und EU organisierten europäischen Verbündeten angewiesen, wohingegen für Dugin eine globale Führungsrolle Russlands voraussetzt, dass Europa als politischer Akteur weit nach Westen zurückgedrängt und damit geopolitisch stark beschnitten wird.

					Lässt sich diese politisch-ökonomische Marginalisierung Europas wirklich aus Dugins Text zum Abschied von Angela Merkel aus der deutschen Politik herauslesen? Denn ganz so offen hat er seine Zukunftsvorstellungen nicht ausgesprochen. Bei einiger hermeneutischen Sorgfalt ist indes zu erkennen, worum es geht und wohin es gehen soll. Das wird etwa dort deutlich, wo sich Dugin über die politische Distanzierung Deutschlands und Frankreichs vom US-amerikanischen Projekt eines Regimewechsels im Irak als Auftakt zu einer grundlegenden Um- und Neugestaltung des Nahen Ostens[8] auslässt: Beide Länder hätten sich von dem Vorhaben der USA distanziert, bei dem es sich um einen möglichen Wandel der Weltordnung gehandelt habe, der dann aber doch nicht stattfand. Damals, so Dugin, habe «das souveräne Europa, vertreten durch den deutschen Bundeskanzler Gerhard Schröder und den französischen Staatspräsidenten Jacques Chirac, ein letztes Mal [versucht], sich zu behaupten. Damals wurde eine fantastisch vielversprechende Achse Paris-Berlin-Moskau skizziert. Dies wäre ein Durchbruch in Richtung Multipolarität [gewesen]. Dann wählte Deutschland beinahe den alternativen Weg zum Liberalismus [gemeint ist der US-Kapitalismus] des Keynesianers Oskar Lafontaine, Lehrer der leidenschaftlichen Sahra Wagenknecht. Und Chirac kündigte eine Rückkehr zur Politik von de Gaulle an. Putin seinerseits sorgte für die eurasische Dimension dieser Konstruktion.»[9] Deutschland und Frankreich als potenzielle Umgestalter der Weltordnung; Auflösung der NATO, Annäherung an Russland – so stellt Dugin sich den Weg zu einer eurasisch dominierten Welt vor.

					Damals, so Dugin weiter, habe Washington das Ende seiner «alleinigen Hegemonie» befürchtet und alles unternommen, «um die multipolare Bedrohung und den drohenden europäischen Kontinentalismus im Einklang mit dem russischen Eurasianismus zu neutralisieren.» Dugin insinuiert, Schröder sei unter amerikanischem Einfluss durch Merkel und Chirac auf ähnliche Weise durch Sarkozy ersetzt worden. «Die Achse Paris-Berlin-Moskau wurde unterminiert. Die europäische Souveränität wurde aufgeschoben.»[10] Aber trotz ihres «Atlantismus» habe Angela Merkel versucht, die Beziehungen zu Russland gut zu gestalten, wofür die Erdgasleitungen durch die Ostsee ein Beispiel seien, was freilich auch «im vitalen Interesse Deutschlands» gelegen habe. Dieses deutsche Interesse spiele, so Dugin weiter, für die USA keine Rolle. «Die Vereinigten Staaten erkennen keine Verbündete und Partner an: Diejenigen, die sich um sie kümmern, sind ihre Marionetten und müssen tun, was ihnen befohlen wird.» Immerhin habe Merkel mit Nordstream 2 die «Energieautonomie Europas» bis zu ihrem Abtritt von der politischen Bühne entschlossen verteidigt, und darin könne man, «wenn man wollte, etwas Kontinentales, etwas Multipolares und sogar etwas Eurasisches erkennen».[11]

					Es ist das freundliche Gesicht der geopolitischen Ordnungsvorstellung Russlands, das Dugin den Deutschen in diesem Text zeigte und mit dem er sie für die eurasische Ordnung einnehmen wollte. Aber dieses freundliche Gesicht beruhte auf der Annahme, dass die «deutschen Interessen» Russland in die Hände spielen und die Deutschen sich in dessen Abhängigkeit begeben würden. Seit dem Beginn des Ukrainekrieges und den schließlich in Gang gekommenen Waffenlieferungen Deutschlands an die Ukraine zeigt sich, dass dies nur eine irreführende Maskerade war. Das böse Gesicht der russischen Geostrategie zeigt seitdem Dmitri Medwedjew, der bei allen größeren deutschen Waffenlieferungen an die Ukraine mit dem Einsatz taktischer Atomwaffen auf dem Gebiet der Ukraine droht und diese Drohung auch an die Deutschen adressiert. Die wiederum sind darüber erstaunt und entsetzt, denn sie haben Medwedjew über lange Zeit für einen Liberalen gehalten und darauf gesetzt, dass er an die Stelle Putins treten wird.

				
					
						Putin im Bundestag und auf der Münchner Sicherheitskonferenz

					
					Zieht man in Betracht, dass die russische Politik der letzten zwanzig Jahre einer durchgängigen geostrategischen Leitidee gefolgt ist, die unter bestimmten Umständen mit einem «freundlichen» und in anderen Konstellationen mit einem «bösen» Gesicht kommuniziert wurde, so lässt sich auch die oft aufgeworfene Frage beantworten, ob der Westen, namentlich die Europäer und speziell die Deutschen, gegenüber Russland die Chance zu seiner umfassenden Einbindung in eine europäische Friedens- und Wohlstandszone verpasst haben – oder ob es diese Chance im Ernst gar nicht gab, solange die Deutschen nicht auf ihre Einbindung in die Ordnung des Westens verzichteten. Angelpunkt dieser Frage und ihrer Beantwortung ist der Auftritt Wladimir Putins am 25. September 2001 im Deutschen Bundestag. Der russische Präsident hat seine immer wieder vom Beifall der Abgeordneten unterbrochene Rede auf Deutsch gehalten, «der Sprache von Goethe, Schiller und Kant», wie er sagte.[1] Er sprach zunächst von der Berliner Mauer als einem «unheilvollen Symbol der tiefen Spaltung Europas» und verwies darauf, dass die Mauer fallen musste, weil die «totalitäre stalinistische Ideologie den Ideen der Demokratie und der Freiheit nicht mehr gerecht werden» konnte. Es sei eine «politische Entscheidung des russischen Volkes» gewesen, «die letzten Endes zum Abriss der Berliner Mauer geführt» habe. «Gerade diese Entscheidung erweiterte mehrfach die Grenzen des europäischen Humanismus, sodass wir behaupten können, dass niemand Russland jemals wieder in die Vergangenheit zurückführen kann.» Putin präsentierte hier eine irreversible Veränderung – sowohl hinsichtlich der Rolle Russlands in Europa als auch beim Blick auf die innere Verfassung seines Landes.

					Daran anschließend wandte er sich den Vorteilen zu, die Russland und Europa aus einer engen politischen und wirtschaftlichen Kooperation ziehen könnten. In Anbetracht der dramatischen Veränderungen in der Welt seien beide an der Weiterentwicklung ihres Verhältnisses interessiert: «Niemand bezweifelt den großen Wert der Beziehungen Europas zu den Vereinigten Staaten. Aber ich bin der Meinung, dass Europa seinen Ruf als mächtiger und selbständiger Mittelpunkt der Weltpolitik langfristig nur festigen wird, wenn es seine eigenen Möglichkeiten mit den russischen menschlichen, territorialen und Naturressourcen sowie den Wirtschafts-, Kultur- und Verteidigungspotentialen Russlands vereinigen wird.» Der im Protokoll vermerkte Beifall der Abgeordneten für diese Passage beruhte wohl auf einem spezifischen Verständnis dieser Aussage, dem nämlich, dass ein sich weiter demokratisierendes Russland in die westlichen Institutionen der NATO und der EU eingebunden werden und diese verstärken könne und dass Putin ebendas angeboten habe.

					Diese Sicht wurde durch die nachfolgenden Einlassungen Putins über die europäische Sicherheitsarchitektur bekräftigt: «Eine der Errungenschaften des vergangenen Jahrzehnts war die beispiellos niedrige Konzentration von Streitkräften und Waffen in Mitteleuropa und in der baltischen Region. Russland ist ein freundlich gesinntes europäisches Land. Für unser Land […] ist der stabile Friede auf dem Kontinent das Hauptziel.» An dieser Stelle fiel keine kritische Bemerkung zum Agieren der NATO in den jugoslawischen Zerfallskriegen, was später von russischer Seite als einer der Hauptgründe für das Misstrauen des Kreml gegenüber dem Westen herausgestellt worden ist, und es wurde auch keine Klage über den Zerfall der Sowjetunion geführt, die Putin einige Jahre danach als «die größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhunderts» bezeichnete. War in der Ansprache vor dem Deutschen Bundestag von so etwas wie «geopolitischen Katastrophen» die Rede, so ging es um die politische Spaltung Europas in der Zeit des heißen wie kalten Krieges. Diese Spaltung sollte überwunden werden.

					Putin kam dann auf die Terroranschläge vom 11. September in New York und Washington zu sprechen und parallelisierte sie mit den islamistischen Herausforderungen, denen auch Russland in Tschetschenien und Dagestan ausgesetzt sei. Er bestritt, dass es sich dabei um einen «Zivilisationskrieg» handelte – der Name Huntington fiel nicht, aber es war unüberhörbar, dass hier dessen Theorie eines clash of civilizations angesprochen wurde –, sondern machte dafür irregeleitete Fanatiker verantwortlich, die man am effektivsten bekämpfe, wenn man sie vom Islam als einer vielgestaltigen Religion separiere und der islamischen Bevölkerung in Zentralasien und der arabischen Welt selbst den Kampf gegen die islamistischen Fanatiker übertrage. Freilich müsse auch Europa widerstandsfähig gegen die Bedrohung durch islamistische Gruppen werden, aber das werde nicht möglich sein, solange nicht «ein richtiges gemeinsames Haus» entstanden sei, «in welchem Europäer nicht [mehr] in östliche und westliche, in nördliche und südliche geteilt werden». Das aber sei der Fall, solange man sich «noch nicht endgültig von vielen Stereotypen und ideologischen Klischees des Kalten Krieges befreit» habe. Der vermerkte Beifall zeigt, dass auch diese Überlegung auf die Zustimmung der Abgeordneten stieß.

					Dem folgten dann längere, an die Deutschen adressierte Passagen zum deutsch-russischen Verhältnis, zum Beitrag der Deutschen zur politischen und wirtschaftlichen Entwicklung Russlands und zur gegenseitigen kulturellen Befruchtung. «Heutzutage ist Deutschland der wichtigste Wirtschaftspartner Russlands, unser bedeutsamster Gläubiger, einer der Hauptinvestoren und maßgeblicher außenpolitischer Gesprächspartner. […] Ich bin überzeugt: Wir schlagen heute eine neue Seite in der Geschichte unserer bilateralen Beziehungen auf, und wir leisten damit unseren gemeinsamen Beitrag zum Aufbau des europäischen Hauses.» Mit dem Begriff des «gemeinsamen europäischen Hauses» nahm Putin eine von Michail Gorbatschow geprägte Formel auf, von der er annehmen konnte, dass sie in Deutschland eine überaus positive Resonanz finden würde. Er beendete seine Ansprache mit der Versicherung, «das starke und lebendige Herz Russlands [sei] für eine vollwertige Zusammenarbeit und Partnerschaft geöffnet». Danach, so das Protokoll, erhoben sich die Abgeordneten zu lang anhaltendem Beifall von ihren Plätzen. Sie gingen offensichtlich davon aus, dass auf der Grundlage dieser Rede des russischen Präsidenten eine auf lange Sicht angelegte gedeihliche Zusammenarbeit beider Länder möglich sein würde.

					 

					Im Allgemeinen wird die Rede, die Wladimir Putin sechs Jahre später auf der 43. Münchner Sicherheitskonferenz hielt, am 10. Februar 2007,[2] als Gegenstück zur Bundestagsrede angesehen. Darin hat er sich klar und entschieden gegen eine uni- beziehungsweise monopolare Welt unter der globalen Herrschaft der USA positioniert; er polemisierte also gegen das, was in den hier vorangegangenen Überlegungen als eine Weltordnung mit «Hüter» bezeichnet wurde, verbunden freilich mit der von mir immer wieder betonten Einschränkung, dass die USA in der Position des Hüters sich häufig mehr als Herr denn als Hüter aufgeführt hätten. Putin dechiffriert diese Ordnung unter machtpolitischen Gesichtspunkten: «Die Menschheitsgeschichte kennt natürlich auch Perioden monopolaren Zustandes und das Streben nach Weltherrschaft. […] Wie man diesen Terminus auch schmückt, am Ende bedeutet er praktisch nur eines: Es gibt ein Zentrum der Macht, ein Zentrum der Stärke, ein Entscheidungs-Zentrum. Es ist die Welt eines einzigen Hausherrn, eines Souveräns. […] Das hat natürlich nichts mit Demokratie gemein. Weil Demokratie bekanntermaßen die Herrschaft der Mehrheit bedeutet, unter Berücksichtigung der Interessen und Meinungen der Minderheit.» Putin fügte hinzu, der Westen, namentlich die USA, würde Russland ständig Demokratie lehren wollen, hätte selbst aber «keine rechte Lust zu lernen». Wichtiger war für ihn jedoch die Feststellung, dass in der heutigen Welt eine unipolare Ordnung aufgrund der tatsächlichen Ressourcenverteilung und der veränderten Wirtschaftsleistung unmöglich geworden und in sittlich-moralischer Hinsicht völlig unangemessen sei.

					Tatsächlich hätten sich die USA auf den Weg einer ausufernden Gewaltanwendung begeben, auf dem sie freilich keines der anstehenden Probleme gelöst hätten. Stattdessen könne man bei ihnen «eine immer stärkere Nichtbeachtung grundlegender Prämissen des Völkerrechts» beobachten. Vor allem versuchten sie, ihre eigene Rechtsauffassung «in der Wirtschaft, der Politik und im humanitären Bereich» allen anderen Staaten überzustülpen. Putin sah darin den eigentlichen Grund für das Bestreben einiger Länder, sich in den Besitz von Nuklearwaffen zu bringen, sowie für das weitere Anwachsen terroristischer Bedrohungen. Die unipolare Ordnung sei überholt, weil die Wirtschaftskraft der USA oder auch die der EU, ja sogar die beider zusammen, nicht mehr die aller anderen Länder überrage; Indien und China zusammen überträfen die Kaufkraft der USA, und das Bruttoinlandsprodukt der BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, Indien und China) sei höher als das der Europäischen Union.[3] Die neuere Weltwirtschaft verlange eine multipolare Weltordnung, in der alle großen Mächte eine Rolle spielen; dementsprechend warnte Putin davor, die Charta der Vereinten Nationen durch Beschlüsse der NATO oder der EU ersetzen zu wollen.

					Im Gefolge dieser Entwicklung sei es zu einem Stocken der Abrüstung und zu einer zunehmenden Militarisierung des Weltalls gekommen. In dem Zusammenhang kritisierte Putin auch die Osterweiterung der NATO als einen «provozierenden Faktor, der das Niveau des gegenseitigen Vertrauens senkt». Nach längeren Ausführungen zu den Widersprüchen zwischen den öffentlichen Bekundungen des Westens und seinem tatsächlichen Handeln erklärte er, Russland schätze seine Möglichkeiten und sein Potenzial realistisch ein. «Und natürlich möchten wir gerne mit verantwortungsvollen und ebenfalls selbständigen Partnern zusammenarbeiten am Aufbau einer gerechten und demokratischen Welt, in der Sicherheit und Aufblühen nicht nur für Auserwählte, sondern für alle gewährleistet ist.» Das war eine vor allem an die Europäer, aber auch an den globalen Süden adressierte Aufforderung, gegenüber den USA politisch auf Distanz zu gehen.

					 

					Die beiden Reden sind immer wieder als Schlüssel zum Verständnis der russischen Politik herangezogen worden. Dabei wurde die Rede von 2007, die nach der vor dem Deutschen Bundestag wenige Jahre zuvor eine Neupositionierung vornahm, dahingehend verstanden, dass Putin seine tiefe Enttäuschung über den Westen und dessen Politik zum Ausdruck gebracht habe, zumal gegenüber einem Westen, der sich als Ausdehnung der USA auf Europa im oben beschriebenen geopolitischen Sinn verstehe. Als Ursachen dieser Enttäuschung wurden von den Deutern der russischen Politik im Spiegel beider Reden das Agieren der USA im Nahen Osten, insbesondere die von den Vereinten Nationen nicht mandatierte US-geführte Militärintervention gegen den Irak, sowie die NATO-Osterweiterung angeführt, durch die Russland sich politisch marginalisiert und militärisch bedrängt gefühlt habe. Auf den ersten Blick hat das eine gewisse Evidenz, vor allem dann, wenn man die globale Relevanz Russlands mit der der Sowjetunion vor ihrem Zerfall vergleicht: Die Sowjetunion war ein Akteur auf Augenhöhe mit den USA, Russland war das nicht, aber für viele Russen fühlte es sich so an, als sei es das weiterhin oder habe den Anspruch, mit den USA auf Augenhöhe zu stehen.[4]

					Putin forderte eine multipolare Ordnung ein, indem er auf China und Indien und deren wirtschaftlichen Aufstieg verwies. Er erwartete freilich keine Rückkehr zu einer bipolaren Welt, sondern strebte unter Verweis auf die stark veränderten weltwirtschaftlichen Konstellationen und in Anbetracht der Potenziale Russlands eine mehrpolige Welt an. Das nahm sich durchweg realistisch aus, zumal im Februar 2007 bereits klar war, dass die USA mit dem Projekt einer umfassenden Neuordnung des Greater Middle East gescheitert waren: Es müsse, so Putin, mehrere politische Pole in der Welt geben, damit die globale Ordnung sich in Frieden und Sicherheit weiterentwickeln könne. Was Putin aber mindestens ebenso ärgerte wie der US-amerikanische Anspruch auf die Position einer alleinigen Weltmacht, war die Bereitschaft Europas, mit den USA im Bündnis zu bleiben und nicht seinerseits zu einem eigenständigen Akteur in einer multipolaren Welt werden zu wollen – eine Erwartung, die er bei seiner Rede im Bundestag unüberhörbar noch gehegt hatte. Offensichtlich führte er die europäische «Bescheidenheit» auf den Beitritt der Ostmitteleuropäer zu NATO und EU zurück, die ein wichtiges Element für die transatlantische Militärallianz geworden sind. So hatte man sich das im Kreml nicht vorgestellt, als man sich aus Ostmitteleuropa zurückzog.

					Belässt man es bei dieser Lesart, so führt man die Entstehung der jetzigen politischen Konstellationen auf zielstrebige Entschlüsse in den westlichen Hauptstädten zurück und begreift Russland als einen bloß auf westliches Handeln reagierenden Akteur, der keine eigene Linie verfolgt habe, sondern vom Westen getrieben worden sei. Dabei kann man die westlichen Entscheidungen entweder als überwiegend alternativlos ansehen, also im weitesten Sinn als von der Sachlage her gerechtfertigt, was nicht unbedingt die Irak-Intervention einschließt, aber doch die Osterweiterung der NATO, oder man kann die Politik des Westens als eine Abfolge unbedachter Fehlentscheidungen charakterisieren, durch die eine irreversible Fehlentwicklung hin zur politisch-militärischen Konfrontation mit Russland eingeleitet worden sei. Das «böse» Gesicht, das Russland inzwischen gegenüber dem Westen zeigt, ist danach die Folge dessen, dass man im Westen das «freundliche» Gesicht, das Putin in seiner Bundestagsrede gezeigt hat, zwar mit Beifall bedacht, aber nicht zur Grundlage für die eigene Politik gemacht habe. Letzteres ist freilich durch den Hinweis zu relativieren, dass die deutsche Politik bis zum 24. Februar 2022 eine insgesamt russlandfreundliche Linie verfolgt hat, was beim Festhalten an Nordstream 2 nach der Krim-Annexion von 2014 exemplarisch zum Ausdruck kam. Dass sich Deutschland der Osterweiterung von NATO und EU zuvor nicht widersetzt hat, was Putin offenbar erwartet hat (und was es 2008 auf dem NATO-Gipfel in Bukarest, im Hinblick auf Georgien und die Ukraine, dann doch tat), war in Anbetracht der deutschen Geschichte ausgeschlossen: Die Deutschen konnten angesichts der Teilungen Polens seit dem 18. Jahrhundert, vor allem aber im Hinblick auf den Hitler-Stalin-Pakt von 1939, den NATO- und EU-Beitritt Polens und der baltischen Staaten unmöglich blockieren, denn das wäre umgehend als Wiederaufnahme einer deutschen Großmachtpolitik in östlich-nordöstliche Richtung verstanden worden. Die Deutschen, so die mit einer Blockadepolitik verbundene Befürchtung nicht nur im Osten, sondern auch bei den westlichen Verbündeten, würden zu ihrer expansiven Politik aus der Mitte heraus, wie sie im vorangegangenen Kapitel eingehend dargestellt wurde, zurückkehren. Die Folge wäre eine politische Isolation Berlins in NATO und EU gewesen. Auf diesem Weg konnte man den Russen nicht entgegenkommen.

					Wie auch immer: das Maßgebliche dieser Lesart ist, dass mit der scharfen Kontrastierung der Bundestags- und der Sicherheitskonferenzrede Putins ein Bruch in der russischen Politik, ein grundlegender Strategiewechsel angenommen wird, für den der Westen – zumindest partiell – verantwortlich sei.

					Man kann aber auch, und das ist die der beschriebenen Deutung entgegengesetzte Lesart beider Reden, davon ausgehen, dass sich die russische Politik zwischen 2001 und 2007 keineswegs geändert hat, jedenfalls nicht grundlegend, sondern dass sie lediglich ihre Performanz, ihr Auftreten und ihr Sich-in-Szene-Setzen geändert hat, weswegen sich das «freundliche» und das «böse» Gesicht nur darin unterscheiden, dass sie unterschiedliche Formen der Einflussnahme auf die Europäer sind, insbesondere solche einer wohlbedachten Beeinflussung der Deutschen. Was sich, so betrachtet, geändert hatte, war nicht der Westen, sondern die russische Einschätzung des Westens.

					Folgt man dieser Lesart, so gibt es eine durchgängige Linie der russischen Politik, die 2001 in werbendem und gewinnendem Tonfall und 2007 vor allem warnend und bereits latent drohend präsentiert wurde. Diese Linie verbindet zwei wesentliche Ziele miteinander: zunächst die zunehmende Distanzierung einer von Deutschland und Frankreich geführten Europäischen Gemeinschaft gegenüber den USA und damit die Auflösung des Westens als einen den Atlantik übergreifenden politischen (vor allem sicherheitspolitischen) Akteur. Das wird in der Rede von 2001 vor allem dort sichtbar, wo Putin davon spricht, Europa könne nur dann ein «mächtiger und selbständiger Mittelpunkt der Weltpolitik» werden, wenn es seine eigenen Möglichkeiten mit den Ressourcen Russlands verbinde. Es fällt auf, dass Putin argumentationsstrategisch, wenn er von Europa spricht, Deutschland und Frankreich fokussiert und Großbritannien außen vor lässt. Offensichtlich hat er die Briten in der geopolitischen Tradition Mackinders von vornherein den USA zugeschlagen. Als die Briten dann mehrheitlich den Brexit wählten, hat nicht nur US-Präsident Trump, sondern auch Russlands Präsident Putin diese Entscheidung lautstark begrüßt. Beide hatten dafür ihre politischen Gründe.

					Das ist die russische Variante der geopolitischen Überlegungen Mackinders: Die Technologie und wirtschaftliche Dynamik des rimland und die Rohstoffe aus dem heartland sollten zusammengeführt werden, um einen dominanten Pol der Weltordnung bilden zu können. Dazu musste jedoch der mächtigste Akteur des outer crescent, die USA, aus Europa herausgedrängt werden (und mit ihm das Vereinigte Königreich als ein Bestandteil des inner crescent) – und genau darin bestand das nur leicht verklausulierte Angebot, das Putin im Deutschen Bundestag gemacht hat. Vermutlich haben viele Abgeordnete die politischen Implikationen dieses Angebots nicht durchschaut, sonst hätten sie dem russischen Präsidenten keinen so zustimmenden Beifall gespendet. Offenbar haben sie seine Ausführungen so verstanden, als wolle Russland Bestandteil des transatlantischen oder des globalen Westens werden. Tatsächlich ging es Putin aber um das genaue Gegenteil: die Aufspaltung dieses Westens durch das Herausdrängen der USA aus Europa.

					Das andere essenzielle Ziel Putins, das in seiner 2001 formulierter Klage über fortbestehende Stereotype und Klischees aufscheint, bestand darin, eine Ausdehnung der NATO nach Osten und eine Osterweiterung der Europäischen Union zu verhindern und über die ostmitteleuropäischen Staaten hinweg eine strategische Koalition mit Deutschland (und Frankreich) herzustellen, die dafür sorgen sollte, dass die ostmittel- und südosteuropäischen Länder keinen größeren Einfluss auf das politisch-kulturelle Selbstverständnis Europas erlangten. Sie sollten einen Zwischenraum zwischen Russland und einem räumlich kleineren Europa bilden, der als Einflusszone beider, Russlands und des kleineren Europas, anzusehen war und dem kein eigenes politisches Gewicht zukam. Putin scheint im Jahr 2001 davon ausgegangen zu sein, dass der Beitritt der Ostmitteleuropäer zur NATO dazu führen würde, dass sie auf eine Fortdauer der US-amerikanischen Präsenz in Europa hinwirkten, weil sie sich auf den Schutz der USA gegen ein wiedererstarktes Russland angewiesen sahen. Es war die Schutzbedürftigkeit der Polen, Balten und weiterer, die Putin meinte, als er von den fortbestehenden Stereotypen und Klischees des Kalten Krieges sprach.

					Als die Osterweiterung dann doch erfolgte und die deutsch-französische Distanz gegenüber der US-amerikanischen Militärintervention im Irak – Jürgen Habermas sprach damals vom «gespaltenen Westen»[5] – längerfristig folgenlos blieb, wechselte Putin die Tonlage und präferierte anstelle einer Koalition zwischen Deutschland und Frankreich auf der einen und Russland auf der anderen Seite das Konzept einer multipolaren Weltordnung, bei dem er vorwiegend auf China und Indien als unverzichtbare Träger dieser Ordnung setzte und die Europäer, die in der Rede von 2001 noch im Zentrum gestanden hatten, nicht mehr eigens erwähnte. Er brachte damit für Russland die Vorteile einer Macht der Mitte ins Spiel, die, wenn ihre vereinnahmende Politik in die eine Richtung keine Wirkung zeitigte, ihre Avancen und ihr Engagement jederzeit in die andere Richtung orientieren konnte: Wenn die Europäer, zumal Deutsche und Franzosen, nicht wollten und sich der unipolaren Politik der USA nicht entzogen, dann setzte die russische Politik eben auf China und Indien, bei denen sie davon ausgehen konnte, dass sie sich einem globalen Westen nicht freiwillig unterordnen würden. Und das Lockangebot, das er ihnen machte, hieß Multipolarität und die damit verbundene Aussicht, einer der großen globalen Akteure zu werden. Diese doppelte Option der geopolitischen Orientierung ist mithin das strategische Gegenteil der Einkreisung, die sonst zumeist mit der Vorstellung der Mittellage verbunden wird.[6]

					Folgt man dieser Lesart, die die beiden Reden Putins als Indikatoren einer von Russland über die fragliche Zeit hinweg durchgängig verfolgten Politik begreift, so war die politische Chance, die angeblich von den Deutschen verpasst oder nicht wahrgenommen wurde, eine völlig andere als die Herstellung eines prosperierenden, friedlich geeinten Europas «von Lissabon bis zum Ural», wie der gemeinsame Raum häufig benannt wurde.[7] Dann ging es nämlich um eine strategische Koalition zwischen Russland und Deutschland, das bei einem Rückzug der USA aus Europa und der politischen Liquidierung des transatlantischen Westens zu der in Europa dominierenden Macht geworden wäre. Zugespitzt kann man auch sagen, an die Stelle der deutsch-französischen Lokomotive in der EU wäre dann eine russisch-deutsche Vormacht in einem Europa vom Atlantik bis zum Ural getreten: die Deutschen auf der Grundlage ihrer wirtschaftlichen Macht unter Einschluss von Technologie und Wissenschaft; die Russen durch die Bodenschätze und ihre Atomwaffen plus Trägersysteme. Das wäre freilich eine überaus ungleichgewichtige Allianz geworden, denn die Deutschen hätten nur – wenn überhaupt – in einem kleinen Europa das Sagen gehabt, während die Russen den gesamten europäischen Raum jenseits des geschrumpften Westens beherrscht hätten. An die Stelle des Westens als geopolitische Größe wäre de facto Eurasien getreten. Auch wenn es im Rückblick ganz unwahrscheinlich ist, dass es dazu tatsächlich hätte kommen können und eine Mehrheit der Deutschen darin eine verlockende politische Option gesehen hätte – es hätte, wenn es auch nur von Ferne in Erwägung gezogen worden wäre, große Unruhe und erhebliche Spannungen in die EU gebracht und zu gegenseitigem Misstrauen unter den Mitgliedsländern geführt. Das hätte zum Zerfall der EU führen können, und damit hätte die russische Führung zumindest partiell ihr Ziel erreicht.

					Es ist davon auszugehen, dass eine Reihe von deutschen Rechtspopulisten in dem russischen Eurasien-Projekt inzwischen eine politische Option sieht, die zu verfolgen sich lohnt: einige wegen der damit verbundenen Umwälzung der geopolitischen Konstellationen in Europa, von der sie sich die Rückkehr zu einem «Europa der Nationen» mit einer beherrschenden Stellung Deutschlands versprechen; andere, weil die Bundesrepublik dann aus dem Verbund der liberalen Staaten ausscheiden und Bestandteil einer politisch wie kulturell konservativen bis reaktionären Welt werden würde, was den nationalkonservativen und rechtspopulistischen Gesellschaftsvorstellungen durchaus entspricht. An die Stelle der den globalen Westen nach wie vor prägenden Idee eines kontinuierlichen Fortschritts der Menschengeschichte würde dann die Leitvorstellung eines Katechon treten, der einer als Entropie verstandenen Entwicklung in Richtung Untergang entgegenwirken soll. Dieses angebliche Aufhalten des Untergangs würde jedoch die Zustimmung zu einer politischen Repression implizieren, wie sie bereits in Russland herrscht.

				
					
						Chinas schleichender Zugriff auf die Europäische Union

					
					Der chinesische Druck auf die EU und deren Mitgliedstaaten ist von anderer Art als der Druck, den die Russen auf die EU ausüben.[1] In mancher Hinsicht ähnelt er eher dem der USA auf die Europäer, jedenfalls hat er ein weithin ähnliches Ziel, nämlich die Europäer in dem zwischen den USA und China ausgetragenen Ringen um die global dominante Position auf die eigene Seite zu bringen, ohne dabei die Europäische Union grundlegend verändern oder zerstören zu wollen, wie es bei Russland der Fall ist. Aber spezielle Beziehungen zu einzelnen Ländern der EU, bei denen Brüssel unterlaufen wird, streben beide Mächte (jedenfalls eine USA unter Führung Donald Trumps) schon an, um über bestimmte Länder Einfluss auf die Politik der EU als Ganzes ausüben zu können. Sie nutzen beim Aufbau von solchen Sonderbeziehungen das sozioökonomische Gefälle innerhalb der Union aus, dazu die unterschiedlichen «Blickrichtungen» der Länder mitsamt den damit verbundenen Bedrohungsszenarien sowie die verschiedenen politisch-kulturellen Traditionen der Europäer, kurzum: sie setzen an den zentrifugalen Tendenzen in der EU an, um ihre je eigenen Interessen ins Spiel zu bringen und sie in der EU – oder gegebenenfalls auch gegen sie – durchzusetzen. Dabei ist China an Europa als einem selbständigen Pol im System der Multipolarität interessiert, während die USA (und zwar beide großen Parteien) eher auf ein Europa in enger Verbindung mit der westlichen Führungsmacht setzen.

					Zwar hat der damalige US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld, als 2002 die französische und die deutsche Regierung gegenüber der amerikanischen Militärintervention in den Irak auf politische Distanz gingen, von einem «alten» und einem «neuen» Europa gesprochen. Mit dem «neuen» Europa meinte er die gerade erst der NATO beigetretenen Länder, die sicherheitspolitisch sehr viel stärker von den USA abhängig waren als etwa Deutschland und Frankreich, die er als das «alte Europa» apostrophierte. Rumsfeld hat damals die Europäer gegeneinander ausgespielt, um zu verhindern, dass sie sich der deutsch-französischen Politik anschlossen und gegen die US-Politik im Nahen Osten Position bezogen. Als fraglos folgende Unterstützungsmacht konnte man sich in Washington nur auf Großbritannien verlassen. Dem britischen Beispiel schlossen sich dann, eher zögerlich und vorsichtig und ohne eigene Truppenkontingente, einige weitere EU-Staaten an.

					Wahrscheinlich wäre diese «Spaltung» Europas auch ohne Rumsfelds semantische Intervention zustande gekommen, zumindest was Großbritannien und die Ostmitteleuropäer anlangt, aber die Rede vom «alten» und «neuen» Europa hat die Uneinigkeit zwischen den Europäern sichtbarer gemacht, als es sonst der Fall gewesen wäre. Sie hat den Europäern das politische Problem ihrer Vielstimmigkeit vor Augen geführt und es nicht bei der Feststellung belassen, dass die Regierungen die US-Militärintervention im Irak auf unterschiedliche Weise unterstützten.[2] Unübersehbar ging es Rumsfeld darum, Deutschland und Frankreich, die politisch und wirtschaftlich dominierenden Staaten in der EU, unter Druck zu setzen und sie von den Staaten des östlichen und südlichen Europas her zu bedrängen. Die politischen Folgen lassen sich an der beschriebenen Wahrnehmung bei Dugin und Putin erkennen.[3] Aber eigentlich ging es Rumsfeld nur um eine möglichst große Unterstützung der Irak-Invasion durch die Europäer und nicht um eine Spaltung oder Schwächung der EU.

					In gewisser Hinsicht hat China einen ähnlichen Weg der Einflussnahme auf die europäische Politik gewählt, als es im Rahmen seiner Neue-Seidenstraßen-Strategie nach westlichen Endpunkten und Anknüpfungsräumen suchte und dabei in Mittelost- sowie Südosteuropa fündig wurde. Einige dieser Staaten waren durch die Weltfinanzkrise von 2008 schwer angeschlagen und auf Hilfe angewiesen, die sie von Brüssel aufgrund der deutschen Austeritätspolitik, wie sie meinten, nur unzureichend erhielten. Infolgedessen waren sie umso bereitwilliger, sich auf die dem ersten Blick nach «selbstlosen» Hilfsangebote Pekings einzulassen. So entstand das 16+1-Format, das mit dem Beitritt Griechenlands dann zum 17+1-Format wurde.[4] Es war dies mehr als nur ein Konsultationsforum, sondern zielte (und zielt) auf chinesische Infrastrukturinvestitionen in den betreffenden Ländern ab, womit diese in Abhängigkeit von China gerieten. Spätestens mit dem Ankauf von zwei Dritteln des Hafens von Piräus war, so die Sinologin Susanne Weigelin-Schwiedrzik, «deutlich zu erkennen, dass Europa für China Teil einer weltweiten Strategie ist, die das Land seit der Wahl Xi Jinpings zum Parteivorsitzenden verfolgt».[5]

					China hatte zunächst noch die von Deng Xiaoping empfohlene «Katzenpfotenpolitik» betrieben und keine Groß- oder gar Weltmachtambitionen erkennen lassen. Infolgedessen unterschätzte man in Brüssel die Bedeutung dieser chinesischen Angebote und blockierte sie nicht. Obendrein setzten die Europäer damals auf eine wirtschaftlich globalisierte Ordnung und machten darum im chinesischen Agieren keine Form der Einflussnahme aus. Aus der EU waren – in alphabethischer Reihenfolge – Bulgarien, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, die Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn beteiligt sowie als Nichtmitglieder der Union (teilweise freilich EU-Beitrittskandidaten) Albanien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro, Nordmazedonien und Serbien. Schließlich kam noch Griechenland dazu, und auch Italien wollte sich zeitweilig dem Format anschließen. Dass man diese Entwicklung in Brüssel ohne Widerspruch hinnahm, hatte auch damit zu tun, dass die EU über keine grand strategy verfügte, in der die Sicherstellung der eigenen Handlungsfähigkeit an oberster Stelle gestanden hätte.

					Die Bereitschaft einiger EU-Länder, sich mit China auf finanzielle Transfers einzulassen und damit in eine fiskalische Abhängigkeit zu begeben,[6] hatte mindestens zwei Gründe: zum einen das Interesse, in der Weltfinanzkrise an günstiges Geld zu kommen, und zum anderen die Aussicht, auf die Europäische Union beziehungsweise deren einflussreiche Mitgliedstaaten durch einen intensivierten Kontakt mit China Druck ausüben zu können, damit diese europäischen Staaten ihrerseits bereit waren, den betreffenden Ländern günstige Kredite zu gewähren. Einige Länder, Polen und Ungarn zumal, bedienten sich der China-Kontakte später auch, um die wegen Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit verhängten EU-Sanktionen zu konterkarieren. Sie nutzten China also in ihrem vermeintlichen Eigeninteresse, um sich innerhalb der EU eine komfortablere Position zu verschaffen. Man kann darum, wie es der ehemalige grüne Europaabgeordnete Reinhard Bütikofer getan hat, von einem «Spalterformat» sprechen,[7] das von China in die EU hinein installiert worden sei. Relativ schnell stellte sich aber heraus, dass der wirtschaftliche Nutzen der von China in Gang gesetzten Infrastrukturvorhaben für die Länder Mittelost- und Südosteuropas fraglich war und viele Projekte nicht den von der EU festgelegten Umweltstandards entsprachen. Für China war das egal, da es ihm allein darauf ankam, die betreffenden Länder in finanzielle Abhängigkeit zu bringen und so politischen Einfluss zu gewinnen.[8]

					Es ist nicht unbedingt einem strategischen Gegenhandeln der EU zu verdanken, dass die chinesische Politik der Infiltration und politischen Einflussnahme keine nachhaltigen Effekte erzielte; vielmehr liegt es an dem Umstand, dass die Gelder aus China nicht so reichlich flossen, wie man es in Mittelost- und Südeuropa erwartet hatte. Infolgedessen blieb die fiskalische Abhängigkeit, in welche die betreffenden Länder gerieten, begrenzt und die finanzielle Unterstützung aus Brüssel war für sie auf Dauer wichtiger als die Chinas. Hinzu kam, dass China mit dem Machtantritt Xi Jinpings im Jahr 2012 nicht nur in seinem Innern ein anderes Land wurde, sondern auch nach außen hin eine viel robustere und offen an den eigenen Interessen orientierte Machtpolitik verfolgte. Dabei wurde deutlich, dass es von nun an ein Rivale der USA um globale Macht und Einfluss war. Vor allem in Ostmitteleuropa, in Polen und den baltischen Staaten, wurde den Regierungen nach einiger Zeit klar, dass sie sich politisch zwischen Peking und Washington entscheiden mussten, und die zunehmend aggressiv-revisionistische Politik Russlands sorgte dafür, dass sie eine Entscheidung für die USA trafen. Der Zwang, sich politisch auf die eine oder die andere Seite zu schlagen, wurde durch die harte Sanktionspolitik gegen China während der Präsidentschaft Donald Trumps zusätzlich verstärkt, und diese Forcierung zeitigte vor allem bei jenen Ländern Europas Wirkung, die sich in Fragen ihrer Sicherheit existenziell auf die USA angewiesen fühlten. Der Einzige, der sich weiter beide Seiten offenhielt, war einmal mehr der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán, der auch nach wie vor enge Wirtschaftskontakte zu Russland pflegt. Die EU stand und steht dem weithin hilflos gegenüber. Sie verfügt über keine schnell und effektiv wirksamen Instrumente, um Ungarn politisch auf EU-Linie zu bringen. Es ist eine Gemeinschaft, deren Konstrukteure vergessen haben, ihr Zähne einzupflanzen, mit denen sie gegebenenfalls auch zubeißen kann.

					Die Enttäuschung in vielen europäischen Ländern, die sich am 17+1-Format beteiligt hatten und dann feststellen mussten, dass die chinesischen Investitionen deutlich unterhalb dessen blieben, was ihnen in Aussicht gestellt worden war beziehungsweise was sie erwartet hatten, war auf das rückläufige Wirtschaftswachstum in China seit den 2010er Jahren zurückzuführen. Damit schrumpften auch die für Auslandsinvestitionen verfügbaren Mittel Pekings. Diese Entwicklung wurde durch die Coronapandemie noch weiter verstärkt. Es zeigte sich, dass auch in China trotz des rasanten Anstiegs der Wirtschaftsleistung zwischen 1978, dem Beginn der Wirtschaftsreformen, und 2010, als die Wachstumsraten niedriger auszufallen begannen, die Bäume nicht in den Himmel wuchsen. Hinzu kam, dass mit der von Xi Jinping angeordneten Modernisierung des Militärs, die vor allem die Luftwaffe und die Seestreitkräfte betraf – beide sehr viel teurer als die Landstreitkräfte –, ein erheblicher Teil der finanziellen Überschüsse Chinas eben dafür gebraucht wurde und infolgedessen nicht mehr für eine Politik der schleichenden Beeinflussung zur Verfügung stand. In dem Maße, wie Peking zu einer Politik der offenen Einflussnahme und der politischen Drohungen gegenüber den europäischen Ländern überging,[9] entwickelte sich in der EU eine skeptische Distanz gegenüber China, und eine Reihe von EU-Ländern war nicht länger bereit, solche Drohungen hinzunehmen.

					Komplementär zur Herstellung finanzieller Abhängigkeit durch Direktinvestitionen verfolgt China aber auch eine Variante der Einflussnahme, die in einer Verflechtung der Märkte Chinas und der europäischen Länder besteht; in deren Folge sind europäische Unternehmen (und damit indirekt auch Staaten) von ihren Umsätzen auf dem chinesischen Markt abhängig geworden. Diese Strategie war und ist vor allem bei exportorientierten Ländern, insbesondere Deutschland, relevant, wobei freilich nach einiger Zeit ein gravierender Überschuss chinesischer Exporte nach Deutschland (oder in die USA) in Relation zu den deutschen (oder erst recht zu den US-amerikanischen) Exporten nach China zu konstatieren war. Die Verflechtung der Märkte begünstigte China, war aber nur schwer zu korrigieren, weil sie in einigen Wirtschaftssektoren, im deutschen Fall etwa in der Automobilindustrie, kaum noch zu reduzierende Abhängigkeiten hervorgebracht hatte. Das war eine andere Art von Abhängigkeit als die der Direktinvestitionen, wie China sie im 17+1-Format betrieb. Sie setzte sich vor allem über den Einfluss der großen Wirtschaftsverbände durch, die auf die Politik ihres Landes einwirken, bei chinakritischen Erklärungen oder einer Zollpolitik mit dem Ziel eines Ausgleichs der Handelsbilanz ausgesprochen zurückhaltend zu sein. Man befürchtet chinesische Gegenmaßnahmen, die negative Folgen für die eigene Wirtschaft haben würden.[10] Unter anderem deshalb ist die US-Politik eines decoupling der amerikanischen von der chinesischen Wirtschaft in Europa zu einem derisking «herabgestuft» worden. Ob eine im Verhältnis zu den USA eigenständige europäische Politik gegenüber China auf Dauer durchzuhalten ist, bleibt freilich abzuwarten. Man wird davon ausgehen müssen, dass der wiedergewählte Donald Trump bei einer US-amerikanischen Konfrontation mit China die Europäer unter massiven Druck setzen wird, sich den US-amerikanischen Sanktionen und Strafzöllen anzuschließen.

					Die neue Zurückhaltung Deutschlands im Chinageschäft, die an die Stelle einer Politik des Türöffnens für wirtschaftlichen Austausch getreten ist, wie sie über drei Jahrzehnte hinweg die Kanzler von Kohl bis Scholz betrieben haben, hat zunächst politische Gründe, die aus einem wachsenden Druck seitens der USA auf Deutschland erwachsen sind. Daneben spielt aber auch das oftmals arrogante Auftreten Chinas eine Rolle, das zunehmend für Unmut und Missstimmung sorgt. Und dazu die chinesische Praxis, den ausländischen Partnern in China nur begrenzten Marktzugang zu gewähren, dabei aber einen umfassenden Technologietransfer zu erzwingen, auf den sich China selbst im Rahmen seiner Seidenstraßen-Investitionen nie eingelassen hat. Hinzu kommt das, was man im weiteren Sinn als «Diebstahl geistigen Eigentums» bezeichnen kann, also eine Verletzung von Patenten. Seit einiger Zeit spielt eine Politik der umfassenden Subventionierung chinesischer Exporte eine Rolle, mit der chinesischen Produkten langfristig auf den westlichen Märkten eine Monopolstellung verschafft werden soll, die dann entsprechend ausgenutzt werden kann.

					Statt Kapital beziehungsweise Infrastrukturprojekten exportiert China in diesem Fall Industrieprodukte und forciert deren Verkauf durch weitreichende Subventionen. Das während des «chinesischen Wirtschaftswunders» akkumulierte Kapital wird also nicht, wie im Fall der Seidenstraßenstrategie und des 17+1-Formats, exportiert, um später in politischen Einfluss umgemünzt zu werden, sondern verbleibt in China, um dort Arbeitsplätze zu schaffen und für Wohlstand zu sorgen. Exportiert werden stattdessen hochsubventionierte Fertigprodukte. Das ist eine Politik, die alternativ angelegt ist zum Aufbau eines leistungsfähigen Sozialsystems, in das das akkumulierte Kapital gesteckt werden müsste, um den Menschen in China eine verlässliche materielle Absicherung im Alter zu gewährleisten. Darauf hat China verzichtet; es verfolgt dafür eine Strategie, die kurzfristig spürbare Erfolge der Wohlstandssteigerung für die innere Stabilität nutzbar machen soll. Der sehr schlanke Sozialstaat Chinas zwingt die Mittelschicht des Landes, für das Alter zu sparen, und ist insofern auf eine permanente Steigerung der Exporte angewiesen. Das hat eine strukturell aggressive Wirtschaftspolitik Chinas zur Folge.

					Diese aggressive Wirtschaftspolitik haben vor allem die USA und Europa zu spüren bekommen. Sie haben darauf unterschiedlich reagiert: Die USA haben Schutz- und Strafzölle verhängt und sind mit China in einen Handelskrieg geraten. Die Europäer dagegen haben daraufgesetzt, dass sie auf längere Sicht mit China zu fairen Tauschbedingungen gelangen können, da es eine wechselseitige Angewiesenheit gibt. Dass diese Erwartung aufgeht, ist allerdings fraglich: erstens wegen des Drucks aus den USA auf die Europäer, sich der US-Politik gegenüber China gefälligst anzuschließen; zweitens wegen der auf Dauer angelegten Überproduktion in China, die eine aggressive Exportstrategie für Industrieprodukte zwingend erforderlich macht. Letzteres scheint die EU-Kommission inzwischen begriffen zu haben.

				
					
						Die Voraussetzungen für eine strategische Autonomie Europas

					
					Die Forderung nach einer strategischen Autonomie Europas ist in Frankreich aufgekommen und anschließend von der deutschen Politik übernommen worden. Es ist dies eine Forderung, in der auf die zahllosen Abhängigkeiten und Schwächen Europas beziehungsweise der Europäischen Union reagiert wird: auf die Dilemmata, die daraus erwachsen, dass die Europäer sicherheitspolitisch von den USA abhängig sind und diese Abhängigkeit dazu führt, dass sie immer dann, wenn dies Washington opportun erscheint, auf diese Abhängigkeit hingewiesen werden, um Europa wirtschaftspolitisch im Kielwasser der USA zu halten. Die Europäer haben zwar gewisse Spielräume, die von den größeren Staaten auch genutzt werden, aber es gibt dabei einen Rahmen, etwa im Bereich des Technologietransfers, der von den USA vorgegeben und je nach den wahrgenommenen Herausforderungen verändert wird. Diesen Vorgaben müssen sich die Europäer ein ums andere Mal fügen. Dabei spielt nicht nur die reale sicherheitspolitische Abhängigkeit eine Rolle, sondern auch deren Wahrnehmung je nach geografischer Lage in Europa.

					Damit kommt erneut das Problem der europäischen Vielstimmigkeit ins Spiel, in der die Mitgliedsländer in EU und NATO ihre Interessen und Sorgen artikulieren. Das macht es für die US-Politik relativ leicht, die ihr genehmen politischen Stimmen in Europa lauter und die den USA widersprechenden Stimmen leiser werden zu lassen. Solange die Europäer es nicht schaffen, in sicherheitspolitischen Fragen eine gemeinsame Politik zu entwickeln, also «mit einer Stimme zu sprechen», werden sie nicht in der Lage sein, gegenüber den USA ihre gemeinsamen Interessen angemessen zur Geltung zu bringen. Vielmehr denken sie dann verstärkt über ihre jeweiligen nationalen Interessen nach,[1] was die Formulierung eines europäischen Gesamtinteresses von innen heraus erschwert.

					Die notorische Schwäche Europas bei der Entwicklung einer gemeinsamen Politik gegenüber anderen großen Akteuren, vor allem gegenüber Russland und China, hat mit der Entstehungsgeschichte des Europaprojekts in den 1950er und 1960er Jahren zu tun, aber auch mit den diversen Erweiterungsrunden seit den 1970er Jahren. In deren Verlauf ist das verfasste Europa politisch wie sozioökonomisch immer diverser geworden, was es den der EU gegenübertretenden Mächten, von den befreundeten über die konkurrierenden und rivalisierenden bis hin zu den dezidiert gegnerischen, leicht gemacht hat, die europäischen Regierungen gegeneinander auszuspielen, die EU auf diese Weise zu schwächen und die je eigenen Ziele und Absichten gegen sie durchzusetzen. Das beginnt bei der Frage, was beziehungsweise wer gemeint ist, wenn vom «Westen» die Rede ist: der transatlantische Westen, der für die geo- wie wertepolitische Einheit Nordamerikas und West-, Mittel- und Südeuropas steht, oder eben doch der europäische Westen, der in Absetzung von Russland für die Europäische Union mitsamt ihren Beitrittskandidaten steht. In den Zeiten einer auf Bipolarität gepolten Weltordnung war das kein Problem (außer vielleicht für die französischen Gaullisten), insofern die Konfrontation mit dem «Osten» eine politische Einigkeit des Westens erzwang, sodass alle Überlegungen zu einem selbständigen Europa eher Gedankenspiele politischer Theoretiker als realistische Optionen der operativen Politik waren.

					Das änderte sich mit dem Zerfall des Ostblocks und der Sowjetunion, doch stellte man sich in den 1990er Jahren nicht die Frage nach den Voraussetzungen für eine strategische Autonomie Europas, weil offen war, wie sich der alte Osten politisch neu sortieren würde. Damals setzten viele auf die Vorstellung einer nicht länger durch politische Gegensätze strukturierten Ordnung der Welt und versprachen sich vom wirtschaftlichen Zusammenwachsen der Räume infolge der ökonomischen Globalisierung eine Welt, in der es keinen Westen mehr geben würde, weil gleichsam alles Westen sei. Die Entwicklung einer Fähigkeit Europas, auch eigene Wege mit eigenen Zielen und Methoden gehen zu können, stand daher nicht auf der politischen Agenda. Europa hat viele politische Optionen verschlafen und ist auch im Wettstreit um eine wissenschaftliche wie technologische Führungsposition immer weiter zurückgefallen. Die Anstrengungen, strategische Autonomie zu erlangen, werden darum nicht auf die Sicherheitspolitik beschränkt bleiben können, sondern müssen auch im wirtschaftlichen und technologischen Bereich forciert werden. Aber wie soll das erfolgen? Und wer soll dabei die Führung in Europa übernehmen?

					Die Führungsfrage ist in der EU eine überaus heikle Frage, denn die Union ist strukturell so angelegt, dass es in ihr keine wirkliche Führung gibt, sondern nur das gemeinsame und konsensuelle Handeln aller Mitgliedstaaten. Dazu muss ein Organ – die Kommission, der Ministerrat und der Europäische Rat, womöglich auch das Parlament – die Initiative ergreifen. Aber hierbei lässt sich schwerlich von Führung sprechen, sondern eher von Anstoßgeben. Das war im kleinen Format eines Europas der Sechs kein gravierendes Defizit, und auch für ein nach Süden und Nordwesten erweitertes Europa reichte die «deutsch-französische Lokomotive» als Antriebskraft der Fort- und Weiterentwicklung zumeist aus. Für ein Europa der Siebenundzwanzig jedoch, das obendrein schon längst um eine Reihe von Balkanstaaten hätte erweitert werden sollen, ist sie unzureichend. In den veränderten Konstellationen, wie ich sie hier beschrieben habe, ist das Erfordernis von Führung zu einer existenziellen Herausforderung der EU geworden.

					Die Aufgabe der Führung einem der großen Staaten – unter Beibehaltung der Struktur von Kommission, Ministerrat, Europäischem Rat und Parlament – anzuvertrauen, fällt den Europäern jedoch schwer, da jeder der dafür in Frage kommenden Staaten, Deutschland und Frankreich zumal, mit militärischer Gewalt versucht hat, in größeren Räumen des Kontinents die dominante Macht zu werden. Deswegen will man keinem Land, am wenigsten Deutschland, die Führung überlassen. Durch seine Geschichte und die nach wie vor präsente Erinnerung an einzelne ihrer Abschnitte, so muss man befürchten, ist das verfasste Europa dazu verurteilt, dauerhaft ohne Führung auskommen zu müssen – oder aber Führung, wie bislang praktiziert, in Administration zu verwandeln, damit sie politisch hinnehmbar ist. Das liefe darauf hinaus, dass Europa kein Akteur der Weltpolitik sein kann, sondern zur Spielwiese nichteuropäischer Akteure wird. – Aber ist das so zwingend und in Anbetracht der dann erfolgenden Provinzialisierung Europas wirklich unvermeidlich? Oder gibt es womöglich doch Wege aus dem Dilemma der Führungslosigkeit, über die man nachdenken muss?

				
					Kapitel 5 Deutsche Führung in Europa?

				
					
						Die Wiederkehr der deutschen Frage

					
					Ohne es zu wollen und ohne diese Position je angestrebt zu haben, ist Deutschland seit Beginn des 21. Jahrhunderts in der Europäischen Union mehr und mehr in eine Führungsrolle hineingewachsen. – Oder soll man sagen: hineingeraten? Hier, wo die USA nicht dabei sind[1] und wirtschaftliche Macht die ausschlaggebende Rolle im Gefüge der siebenundzwanzig Mitgliedstaaten spielt, war es nur eine Frage der Zeit, dass sich das Gewicht der Bundesrepublik auch politisch bemerkbar machen würde. In gewisser Hinsicht war das bereits vor 1989 der Fall, doch damals war der Abstand zu den drei nachfolgenden Volkswirtschaften in der Europäischen Gemeinschaft – Großbritannien, Frankreich und Italien – noch nicht so groß, und die Bevölkerungszahlen der vier größten Länder in der Gemeinschaft lagen so nahe beieinander, dass ein daraus abzuleitendes Übergewicht der Bundesrepublik politisch vernachlässigbar war. Zudem gehörte es zur «deutschen Staatsräson», bei politischen Initiativen in der Europäischen Gemeinschaft Frankreich den Vortritt zu lassen und sich selbst eher zurückzuhalten.

					Im Rückblick lässt sich ein politisches Übereinkommen erkennen, das die Transformation der Europäischen Gemeinschaft in die Europäische Union überdauert und sich erst in den letzten Jahren schrittweise aufgelöst hat. Der Austritt der Briten aus der EU und der Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine im Februar 2022 haben beim Zerfall dieses Agreements eine deutlich wichtigere Rolle gespielt als ein deutsches Drängen auf größeren politischen Einfluss in Europa. Das Übereinkommen der Vergangenheit sah so aus: Großbritannien betrachtete die Gemeinschaft beziehungsweise Union vor allem als Wirtschaftsraum, aber nicht als politischen Akteur, weswegen die britischen Regierungen durchaus für die Erweiterung der Europäischen Union nach Osten eintraten, aber gegen deren politische Vertiefung. Dass das Eine ohne das Andere auf Dauer nicht zu haben war, spielte für London keine Rolle. Man wollte, wie man es aus der Vergangenheit gewohnt war, über eigene politische Spielräume verfügen und nicht an Vorgaben aus Brüssel gebunden sein oder an Abstimmungserfordernisse mit den anderen EU-Staaten. Nicht zuletzt diese Grunddisposition hat zum Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU geführt. Italien wiederum spielte seit den 1980er Jahren in der EG und anschließend der EU eine eher randständige Rolle, da es seit dem Zerfall seines Parteiensystems nach der Aufdeckung umfassender Korruptionsstrukturen und dem darauf erfolgten Aufstieg populistischer Parteien und Politiker mit sich selbst und seinen inneren Verhältnissen beschäftigt war. Das gilt auch für die «Ära Berlusconi»: Silvio Berlusconi ist lange genug italienischer Ministerpräsident gewesen (was bei den meisten seiner Vorgänger nicht der Fall war), um im europäischen Gefüge eine wichtige Rolle zu spielen, aber er hatte daran wenig Interesse und beschäftigte sich vor allem mit inneritalienischen Fragen. Die Folge war, dass die Achse Frankreich-Deutschland darüber entschied, ob in Brüssel Stillstand herrschte oder sich etwas bewegte.

					Dabei hielt sich die Bundesregierung mit politischen Initiativen zur Fortentwicklung des Europaprojekts zurück oder beschränkte sich darauf, solche Vorhaben mit Frankreich abzusprechen und ansonsten der französischen Politik den Vortritt zu lassen. Die Deutschen konzentrierten sich auf die Wirtschaft, nachdem diese seit den 1950er Jahren zur tragenden Säule der zweiten deutschen Demokratie geworden war. Das «Wirtschaftswunder» war die Kompensation für eine behutsame und vorsichtige Außenpolitik, die sich durchweg im Schatten der USA oder eben auch Frankreichs hielt. So waren die Deutschen darauf bedacht, politisch nicht weiter aufzufallen, damit ihnen keiner, der mit den von ihnen in Gang gesetzten Initiativen nicht einverstanden war, ihre Geschichte in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts vorhalten konnte, um sie auszubremsen. Man wusste in Bonn um die Last der eigenen Geschichte als Element politischer Verwundbarkeit und hielt sich dementsprechend zurück. Das kam vor allem dem deutsch-französischen Verhältnis zugute, in dem die Deutschen von den Franzosen dennoch mit einem gewissen Misstrauen beobachtet wurden.

					Im Allgemeinen war man in Deutschland zunächst damit zufrieden, am Tisch der (West-)Europäer sitzen zu dürfen und sich der Wohlstandspflege im eigenen Land widmen zu können. Für den Wohlstand war der europäische Markt und dessen Einbettung in den atlantischen Wirtschaftskreislauf eine überaus wichtige, schon bald unverzichtbare Voraussetzung, da er eine umfassende Exportorientierung der (west-)deutschen Wirtschaft ermöglichte. Allenfalls die deutsch-deutschen Beziehungen waren ein Feld, auf dem mit politischen Initiativen der Bonner Republik zu rechnen war (was umgekehrt auch für die DDR galt), und solche Initiativen konnten bis nach Warschau und Moskau reichen. Es waren dies freilich Vorhaben, die fast immer im Einvernehmen mit den USA erfolgten. Die europäischen Nachbarn hielten sich heraus, weil sie, solange es um «menschliche Erleichterungen» ging, keinen Grund sahen, das deutsche Agieren sorgsam zu beobachten. Dass es zur Vereinigung der beiden deutschen Staaten kommen könnte, womit sich das deutsche Gewicht im europäischen Gefüge verändern würde, war vor dem Herbst 1989 kein Thema der europäischen Politik.

					Das änderte sich, als im Spätherbst 1989 mit einem Mal die «deutsche Frage» wieder auf der politischen Tagesordnung stand und sich sowohl der französische Präsident François Mitterrand als auch die britische Premierministerin Margaret Thatcher bemüßigt fühlten, ihre Skepsis gegenüber einem vereinigten Deutschland, wenn nicht ihre Ablehnung der Wiedervereinigung, öffentlich kundzutun. Doch sie bekamen trotz ihrer Beteiligung an den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen nur wenig Einfluss auf den Gang des Geschehens, das zwischen den USA und der Sowjetunion mit der Bundesrepublik, namentlich Bundeskanzler Helmut Kohl als Schrittmacher der Entwicklung, ausgehandelt wurde. Im Prinzip war damit klar, dass sich die europäischen Macht- und Einflussverhältnisse verändert hatten, aber das blieb hinsichtlich seiner Folgen zunächst unbeachtet, weil man das Ende der deutschen Teilung als einen Vorgang noch ganz im Rahmen der bipolaren Konstellationen verstand und die deutsche Politik bereit war, ihr wichtigstes Einflussinstrument in Europa, die Mark, von Mitterand auch als «deutsche Atombombe» bezeichnet, im Euro aufgehen zu lassen.

					Außerdem waren die Deutschen nach dem Vollzug der Vereinigung auf Jahre hinaus mit den wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Zusammenwachsens beschäftigt.[2] Bis in die Anfänge des neuen Jahrhunderts hinein galt das vereinte Deutschland darum, wirtschaftlich gesehen, als der «kranke Mann» Europas mit einer deutlich überhöhten Schuldenquote und gewaltigen Transfers innerhalb des eigenen Landes. Da die ökonomische Stärke bislang als Grundlage des politischen Einflusses der Deutschen in Europa gegolten hatte, sahen die anderen angesichts der ökonomischen Probleme, in die das Land nach der Vereinigung geraten war, keinen Grund, sich über ein politisch erstarktes Deutschland besorgte Gedanken zu machen. Auch setzte man darauf, mit der Einführung des Euro die Deutschen nachhaltig domestiziert zu haben.

					Das änderte sich allmählich mit der wirtschaftlichen Konsolidierung der «neuen Bundesländer», einer sinkenden Arbeitslosigkeit, dem Anstieg der Produktivität sowie einem wachsenden Bruttosozialprodukt in den östlichen Ländern – und parallel dazu dem Rückgang der Transferzahlungen aus dem Westen. Auch das sorgte in der EU zunächst für wenig Aufsehen, außer der anerkennenden Feststellung, dass die deutsche Schuldenquote wieder sank.[3] Wirklich sichtbar und für alle Mitgliedstaaten der EU spürbar wurde das neue Gewicht Deutschlands erst während der globalen Finanzkrise im Umgang mit den überschuldeten EU-Ländern Südeuropas, als sich die Bundesregierung nicht nur mit großer Entschiedenheit gegen die Vergemeinschaftung nationaler Schulden im Rahmen der Union sperrte, sondern sich auch der Aufnahme gemeinsamer Schulden im Euroraum verweigerte, um wankende Wirtschaften in den Südländern der EU zu unterstützen – obwohl Deutschland, wie von den Kritikern dieser Politik geltend gemacht wurde, von der gemeinsamen Währung erheblich profitierte. Der Euro blieb nämlich stabil, während die D-Mark, hätte es sie noch gegeben, einem starken Aufwertungsdruck ausgesetzt gewesen wäre, der für Deutschland Wettbewerbsnachteile zur Folge gehabt hätte.[4] Man warf Deutschland in den Ländern des europäischen Südens darum vor, vom Euro zu profitieren, aber den verschuldeten Ländern das Diktat einer strikten Austeritätspolitik aufzunötigen. Konkret lief das darauf hinaus, dass man in Berlin schließlich bereit war, Griechenland mit entsprechenden Transfers zu stabilisieren, als Gegenleistung aber auf einer strengen Sparpolitik Athens bestand, was in Griechenland damals zu antideutschen Protesten führte.

					Doch gegen Deutschland, das 2023 mit einem Bruttoinlandsprodukt von 4,12 Billionen Euro ein Viertel des BIP der gesamten EU erwirtschaftete und dem als nächste große Volkswirtschaft Frankreich mit 2,82 Billionen Euro folgte (Italien als Dritter mit 2,08 Billionen Euro, also etwa der Hälfte des deutschen BIP),[5] ließ sich in wirtschaftlichen Fragen nicht ankommen, auch darum nicht, weil die skandinavischen und mitteleuropäischen Staaten die deutsche Austeritätspolitik unterstützten. Die Bevölkerungszahlen zeigen ebenfalls ein klares Übergewicht Deutschlands mit – für das Jahr 2023 – 83,7 Millionen Einwohnern im Vergleich zu Frankreich mit 68 Millionen und Italien mit 59 Millionen.[6] Das Land in der Mitte der Europäischen Union ist in den ersten beiden Jahrzenten des 21. Jahrhunderts zum größten und wichtigsten Akteur der Union aufgestiegen, ohne selbst freilich ein ausgeprägtes Bewusstsein von diesen Veränderungen zu haben – wenn man einmal von jenen Intellektuellen absieht, die mit Besorgnis auf den aus dem europäischen Süden, insbesondere aus Griechenland, zu hörenden Vorwurf reagierten, wonach ein «Viertes Reich» im Entstehen sei, das nicht mit militärischer Gewalt, sondern mit fiskalpolitischen Entscheidungen die Macht in Europa an sich gerissen habe. «Viertes Reich» war ein Denunziationsbegriff, der die deutsche Geschichte gegen die deutsche Politik in Stellung brachte.[7] Er sollte verunsichern und Schuldgefühle hervorrufen, zeitigte in Deutschland aber keine größere Wirkung. Im Gegenteil, hierzulande waren viele der Auffassung, dass die Hilfe für den europäischen Süden zu großzügig sei und grundsätzlich zu weit gehe. Diese Sicht fand ihren Niederschlag in der Gründung der AfD.[8]

					Dass gegen Deutschland in der EU keine Entscheidungen in politisch und wirtschaftlich zentralen Fragen getroffen werden können, die Berliner Politik also eine faktische Blockademacht hat, ist das eine; das andere ist, dass aus dieser Macht aber auch eine Verantwortung für die Union und den Euroraum erwächst, die weit über das hinausgeht, was man in der Vergangenheit gewöhnt war. Um es zuzuspitzen: Das aktuelle Problem der deutschen Politik in Europa besteht darin, dass sie eher abwarten als Entscheidungen treffen will und sich wiederholt als führungsunwilllig gezeigt hat, wo politische Führung dringend notwendig gewesen wäre und von anderen EU-Staaten auch angemahnt wurde. Das Problem, das die EU mit der deutschen Politik hat, ist deren Zurückhaltung, die Langsamkeit ihrer Entscheidungen, die fast immer zu spät fallen, und ihre große Zögerlichkeit beim Vorgehen gegen äußere Gegner.[9] Damit stellt sich die deutsche Frage neuerdings gänzlich anders, als man das in Europa vom Beginn des 19. bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts gewohnt war.

					 

					Solange das Europaprojekt auf dem Niveau eines gemeinsamen Marktes mit begrenztem Transfer zwischen den Mitgliedsländern verblieb, also im Wesentlichen der britischen Vorstellung folgte, stellte sich die deutsche Frage nicht oder war allenfalls eine Variante politischer Nötigungsrhetorik. Wäre die weltpolitische Entwicklung in die Richtung verlaufen, wie sie sich viele in Europa und vor allem in Deutschland gewünscht haben, also in Richtung einer über Kapital- und Güterströme integrierten globalen Ordnung, deren strittige Fragen durch Schiedsgerichte nach zuvor vereinbarten Regeln entschieden werden, so wäre es dabei geblieben, und die EU hätte es sich leisten können, ein gemeinsamer Wirtschaftsraum ohne gemeinsame politische Stimme zu bleiben. Das wäre sicherlich auch nicht problemlos gewesen, wie sich bei der Finanzkrise von 2008 zeigte, aber die Frage der politischen Macht und der Fähigkeit zur militärischen Selbstbehauptung hätte in einer solchen Welt, wenn sie denn funktioniert hätte, keine große Rolle gespielt.[10] Diese Erwartungen sind enttäuscht worden, und es wird Jahrzehnte dauern, bis ein solches Projekt – vielleicht – wieder auf die politische Tagesordnung gesetzt werden kann.

					Stattdessen ist eine multipolare Welt entstanden, in der sich die Europäer entscheiden müssen, ob sie einer der die globale Ordnung mitgestaltenden Akteure sein wollen – oder eine Ansammlung von Territorien, die einem der Pole (den USA oder aber Russland) zugehören und dessen Vorgaben und Erwartungen zu folgen haben. Oder vielleicht auch ein offener Raum, auf den die globalen Vormächte einwirken, um darin ihre je eigenen Interessen zur Geltung zu bringen, wie ich das mit Blick auf Russland und China, aber auch die USA beschrieben habe.[11] Streben die Europäer Ersteres an, müssen sie ein politischer Akteur werden. Das heißt, dass der Prozess der politischen und wirtschaftlichen Vertiefung der EU weiter vorangetrieben werden muss – und Deutschland hat dabei als treibende Macht eine ausschlaggebende Rolle zu spielen. Schaffen die Deutschen das nicht, so wird zwangsläufig eine der beiden letztgenannten Alternativen eintreten, Europa also nicht nur in globaler Hinsicht irrelevant sein (was einigen in der EU durchaus recht wäre, weil sie hoffen, dann für die Verfolgung ihrer nationalpopulistischen Präferenzen größere Spielräume zu haben), sondern auch von anderen Regeln und Vorgaben auferlegt bekommen, die zumeist nicht in seinem Interesse sind – auf Dauer auch nicht in dem der Nationalpopulisten, die darauf setzen, die EU als politische Größe zu schwächen und dafür die Nationalstaaten an die erste Stelle zu setzen.

					Diese Abhängigkeit von anderen werden die größeren Länder innerhalb der Union jedoch nicht hinnehmen wollen und deshalb versuchen, auf eigene Faust bei der globalen Regelgebung mitzumischen. Dabei werden sie vermutlich keinen großen Erfolg haben, weil sie im globalen Rahmen dann doch zu klein sind, aber die EU durch ihr an den Eigeninteressen orientiertes Auftreten schwächen, wenn nicht zerstören. Die Alternative zur Schaffung eines politisch handlungsfähigen und mit einer Stimme sprechenden Europa ist nicht der Verzicht auf einen «europäischen Superstaat» und der Verbleib bei einem «Europa der Vaterländer», wie das einige gemeint haben,[12] sondern der Rückfall in ein innereuropäisches Gegeneinander der Nationalstaaten, wie es die europäische Geschichte für längste Zeit bestimmt hat. Die von außen auf Europa einwirkenden Mächte werden dieses Gegeneinander weiter anfeuern, wenn sie sich davon Vorteile versprechen.

				
					
						Deutschland in Europa 1: Die Macht des Zentripetalen und die Politik des Reagierens

					
					Allein die Lage in der geografischen Mitte des EU-Raums sowie der Umstand, dass Deutschland das Land mit den meisten Grenzen zu anderen EU-Ländern ist,[1] was in der Formel, Deutschland sei «umzingelt von Freunden», seinen Ausdruck gefunden hat, bestimmt die Bundesrepublik zum Hüter des Zusammenhalts der Europäischen Union. Deutschland ist demnach die erste und wichtigste Gegenkraft zu den zentrifugalen Tendenzen, die in der Union infolge ihrer sozioökonomischen Diversität, der unterschiedlichen politisch-kulturellen Traditionen und der unterschiedlichen geopolitischen Herausforderungen ihrer Mitgliedsländer in hohem Maße vorhanden sind.[2] Natürlich liegt die Aufgabe des Zusammenhalts als Erstes bei den Führungsinstitutionen der EU: dem europäischen Parlament, der Kommission, dem Europäischen Rat und dem Ministerrat. Da in alle diese Institutionen die nationalen Interessen und Präferenzen der Mitgliedsländer aber mehr oder weniger stark einfließen, bedarf es eines zusätzlichen Akteurs, der nicht nur seine eigenen Interessen ins Spiel bringt, sondern auch darauf achtet, dass zwischen den diversen Interessen der Mitgliedsländer Kompromisse zustande kommen, der also nach geeigneten Kompromisslinien sucht und ihnen notfalls mit Nachdruck zum Durchbruch verhilft.

					Solche Kompromisse stellen die «dünne» Variante des EU-Gemeininteresses und Gemeinsinns dar. Es ist aber evident, dass das für die Entwicklung einer politischen Handlungsmacht nicht genügt, sondern es daneben auch eine «dicke» Variante des EU-Gemeininteresses geben muss, die nicht auf dem Umweg über Kompromisse zwischen den Einzelinteressen der Mitgliedsländer entsteht. Dafür bedarf es eines Akteurs, der das Gesamtinteresse der EU unmittelbar im Auge hat, es in Form von politischen Initiativen zur Geltung bringt und sich darum kümmert, dass es gegenüber den Einzelinteressen nicht ins Hintertreffen gerät. Auch das Geltendmachen des Gesamtinteresses erfolgt in der Regel in gemeinsamen Aushandlungsprozessen, aber dazu bedarf es eben eines Akteurs, der diesbezügliche Projekte von sich aus voranbringt. Ohne eine solche Macht des Zentripetalen, eine zum Zentrum hin gerichtete Kraft, die keineswegs immer dieselbe sein muss, sondern bei der sich die größeren EU-Mitgliedsländer auch abwechseln können, wird ein Gebilde wie die EU, die eher als Staatenbund denn als Bundesstaat verfasst ist, auf Dauer keinen Bestand haben – zumal die Union immer wieder Spaltungsversuchen äußerer Mächte ausgesetzt ist.[3] Leon Mangasarian und Jan Techau haben diese Aufgabe als die eines servant leader beschrieben, einer Führungsmacht, die führt, indem sie sich unter Zurückstellung ihres Eigeninteresses immer wieder in den Dienst des Ganzen stellt.[4] Diese Rolle stimmt im Wesentlichen mit dem überein, was hier als der «Hüter» einer Ordnung bezeichnet wurde.

					Bei der Aufgabe, Kompromisslinien zu ermitteln, Kompromissbereitschaft bei den beteiligten Ländern auszutesten und diese Länder zu überzeugen, in den Kompromiss auch einzuwilligen und ihn mitzutragen, hat die deutsche Diplomatie bereits reichlich Erfahrungen gesammelt – und wird dies auch in Zukunft tun müssen. Deutschland ist von seiner geografischen Lage und wirtschaftlichen Stärke her in der Lage, durch Dienen zu führen. Und von seinen Interessen her sollte es auch bereit sein, diese Aufgabe zu übernehmen. Das heißt: die eigenen kurzfristigen Interessen zurückzustellen und die des Gesamtverbandes höher zu gewichten. Dabei wird davon ausgegangen, dass die gemeinsamen Interessen der Union mit dem wohlverstandenen Eigeninteresse Deutschlands zusammenfallen. Wohlverstanden heißt: langfristig betrachtet und alle Dimensionen des Wirtschaftlichen und Politischen einbeziehend, also nicht kurzfristig und nur mit Blick auf Einzelaspekte einer deutschen Positionierung in der EU.

					Das Problem einer solchen Politik ist, dass sie unter starkem Zeitdruck nicht erfolgreich sein kann, da sie Zeit braucht und mitunter auch längere Pausen einlegen muss, um den involvierten Ländern die Möglichkeit zu geben, die politischen Kosten des Sicheinlassens auf einen Kompromiss gegen die alternativen Kosten der Kompromissverweigerung abzuwägen. Dabei kann der Förderer eines Kompromisses, also die Macht des Zentripetalen, auf das Entgegenkommen der zunächst widerspenstigen Länder einwirken, indem er Zusatzangebote ins Spiel bringt, die gar nicht unmittelbar mit den verhandelten Fragen zusammenhängen, aber so attraktiv sind, dass sie die Kompromissbereitschaft der betreffenden Staaten befördern. Gegebenenfalls muss diese Macht des Zentripetalen aber auch bereit und in der Lage sein, Kompromissverweigerern deutlich zu machen, dass das für sie mit hohen Kosten verbunden ist.

					Solche Verhandlungen zur Ausmittlung unterschiedlicher Interessen und Sichtweisen sind umso erfolgreicher, je weniger sie in der Öffentlichkeit vonstattengehen, weil dann verhindert wird, dass das Entgegenkommen einer Seite zu einer Frage des Prestiges und der Reputation wird. Sobald Prestige ins Spiel kommt, wird Nachgeben schwierig. Die Gemeinsamkeit wird möglich, wo nicht nur der Klügere, sondern auch der Stärkere und Gewichtigere nachgibt, und das ist in der EU nun einmal Deutschland. Dafür kann es sich dann in den für das eigene Land essenziellen Fragen durchsetzen. Nachgeben ist also die Voraussetzung fürs Durchsetzen im Sinne von politischem Führen. Das alles findet auch jetzt bereits statt und ist der Kitt, der die Union zusammenhält. Diese Art, als Macht des Zentripetalen zu agieren, ist jedoch wesentlich auf den inneren Zusammenhalt der Union bezogen, bei dem es keine Rolle spielt, ob ein Problem unmittelbar oder erst nach einer längeren Zeit des Verhandelns und Vermittelns gelöst wird. Die Voraussetzung ist, dass reichlich Zeit vorhanden ist. Wo die Zeit fehlt, ist solche Art zusammenhaltenden Führens kaum möglich.

					Die Möglichkeit einer solchen Politik des Kompromisseschmiedens hängt jedoch nicht nur von dem beschriebenen Geschick bei der Kompromissbildung ab, sondern auch von der Bereitschaft der Bevölkerung eines servant leader oder eben Hüters des Zusammenhalts, ihrerseits in langen Zeiträumen zu denken; sie darf nicht der populistischen Versuchung erliegen, auf dem «Jetzt und Gleich» zu bestehen und einer «Politik des Augenblicks» zu folgen. Das ist, wie sich am Beispiel der USA beobachten lässt, alles andere als selbstverständlich; nicht zuletzt hat ein kurzfristig ausgerichtetes Wählerverhalten zu ihrer disruptiven Verabschiedung aus der Hüterrolle beigetragen. Erst recht hat die Führungsrolle in einem so heterogenen Verband wie der Europäischen Union eine politisch kluge und weitsichtige Wählerschaft zur Voraussetzung: Nur wenn sie resistent ist gegen populistische Parolen, die das Einwilligen in Kompromisse und das Hintanstellen kurzfristiger Eigeninteressen als «Verrat an der Nation» denunzieren, ist eine solche Politik auf Dauer möglich. EU-Staaten, in denen populistische Parteien eine zentrale Rolle spielen, kommen darum für die Aufgaben eines servant leader nicht in Frage. Populismus ist, neben anderem, die Weigerung, sich in den Dienst des Zusammenhalts der Union zu stellen.

					Die deutsche Wählerschaft ist gegen die Versuchungen des Populismus zwar nicht immun, aber sie hat – im Unterschied zu den meisten anderen Ländern der EU – zumindest im Westen der Republik doch eine erheblich größere Widerstandskraft gegenüber der von den Populisten bewirtschafteten Ablehnung der EU und ihrer liberalen Ordnung. Solange das der Fall ist, ist Deutschland der wichtigste Akteur des Zusammenhalts und die einzige Macht, die in der Lage ist, kleinere Akteure, die ebenfalls für den Zusammenhalt der Union eintreten, um sich zu scharen. Auf Frankreich und Italien wird man angesichts der dortigen Stärke von Rechts- und Linkspopulisten mitsamt der mit ihnen verbündeten Nationalisten auf mittlere Sicht keine großen Hoffnungen setzen können. Und die ostmitteleuropäischen Staaten kommen nicht nur wegen ihrer Anfälligkeit für populistische Parolen nicht in Frage, sondern auch als Nettoempfänger von EU-Geldern. Unter den möglichen Kandidaten für diese Aufgabe bleibt eigentlich nur Deutschland.[5]

					 

					Es handelt sich bei dieser Art des Zusammenhaltens freilich um eine überwiegend reaktive Politik: Die Regierungen werden erst aktiv, wenn die Probleme auftauchen und sich zuspitzen. Die Politik beginnt zu handeln, wenn die Herausforderungen in einem bestimmten Politikfeld überhandnehmen oder den Beteiligten überdeutlich vor Augen stehen. Die Konzentration aufs Reagieren ist jedoch ein Luxus, den man sich leisten können muss – und dass man sich solchen Luxus leisten kann, ist alles andere als selbstverständlich. Dieser Luxus hat die Geschichte des Europaprojekts über Jahrzehnte geprägt, als die sich entwickelnde Gemeinschaft im politischen Windschatten der NATO beziehungsweise des transatlantischen Westens gesegelt ist. Es gab keinen Zwang zu präventivem Agieren, sondern man konnte sich aufs Reagieren beschränken. Die wichtigste Schutzmauer, die Europa diese Art von Windschattenpolitik ermöglichte, war die Teilung des Kontinents, der «Eiserne Vorhang», der dafür sorgte, dass außen- und sicherheitspolitische Herausforderungen vom Europaprojekt ferngehalten wurden. Das hat politische Konflikte im Innern von EG und EU begrenzt. Und daneben spielte der Schutz, den die USA ihrem europäischen Protegé boten, eine große Rolle, zumal damit eine Führungsmacht zur Verfügung stand, die es eben in EG und EU selbst nicht gab.

					Das zunächst auf den Westen des Kontinents beschränkte Europaprojekt war insofern ein «sekundärer Nesthocker» (Adolf Portmann) der weltpolitischen Konstellationen, die ihm eine lange und ruhige Entwicklungsphase verschafften. Ohne sie hätte die politische (und wirtschaftliche) Ordnung Europas vermutlich eine andere Gestalt angenommen beziehungsweise eine andere Richtung nehmen müssen. Ob sie dabei erfolgreich gewesen wäre, kann man bezweifeln. Das Europaprojekt, so ist zu vermuten, kam nur voran, weil es sich in einem geschützten Raum entwickeln konnte. Das Problem dieser langen ruhigen Zeit war indes, dass die Europäer sich an diese Konstellation gewöhnten, sie für selbstverständlich hielten und keine Vorkehrungen für den Fall trafen, dass die ruhigen Zeiten einmal zu Ende gehen könnten. Oder auf die Frage der politischen Handlungsfähigkeit bezogen: Man bereitete sich nicht auf Herausforderungen vor, in denen man es nicht beim Reagieren belassen konnte, sondern selbst die Initiative ergreifen und präventiv agieren musste.

					Erstmals zeigte sich das im Verlauf der jugoslawischen Zerfallskriege, als die Europäer mit einem innergesellschaftlichen Krieg «vor ihrer Haustür» konfrontiert und mit dessen Beendigung restlos überfordert waren: Die Mitgliedstaaten der EG ergriffen zunächst für unterschiedliche Seiten Partei; auch deswegen waren sie in diplomatischer wie militärischer Hinsicht auf die USA als pazifizierende, vor allem aber als führende Macht angewiesen.[6] Die Aufgaben, die den Institutionen des Zentripetalen, der Kommission oder dem Ministerrat der EG, eigentlich zugefallen wären, mussten ausgelagert und von den USA übernommen werden. Die deutsche Politik hatte beim Zerfall Jugoslawiens anfänglich versucht, durch die schnelle Anerkennung der sich vom jugoslawischen Bundesstaat abspaltenden Teilrepubliken, also mit diplomatischen Mitteln, eine Eskalation der Gewalt zu verhindern. Das aber führte, da es mit den anderen Staaten der EG, insbesondere mit Frankreich, nicht abgesprochen war, zu einem auf offener Bühne ausgetragenen Dissens über die angemessene Reaktion auf den beginnenden Krieg. Die Zentrifugalität des Europaprojekts kam ungebremst zum Zuge, und der Eindruck der politischen Zerstrittenheit hat zur ständigen Ausweitung der Kriegshandlungen das Seine beigetragen. Es handelte sich beim Zerfall Jugoslawiens um Konstellationen, in denen schnell und entschlossen gehandelt werden musste. Angesichts dieser Herausforderungen waren die Europäer völlig überfordert – von ihrem Selbstverständnis her, aber auch infolge einer fehlenden strategischen Kultur. Zumal in Deutschland war man gewohnt, taktisch zu handeln: Strategisch zu denken, war die absolute Ausnahme.[7]

					Nachdem sich der Krieg nach Bosnien-Herzegowina verlagert hatte, wo es zu einer Reihe von Kriegsverbrechen kam – das Massaker von Srebrenica, das sich unter den Augen von UN-Friedenstruppen abspielte, steht symbolisch für zahlreiche Verbrechen[8] –, wurde in Deutschland eine Debatte darüber geführt, ob man im Verbund der NATO mit eigenem Militär in den Krieg eingreifen dürfe, um das Töten zu beenden. Man war auf eine solche Herausforderung nicht vorbereitet, wiewohl man sie seit langem hatte kommen sehen, und musste erst einmal klären, ob und wie man reagieren wollte. An ein präventives Agieren, um die Entstehung des Krieges in seinen Anfängen bereits zu ersticken, war unter diesen Umständen nicht zu denken. Das galt nicht nur für die Deutschen, die als Begründung für ihre Zögerlichkeit immerhin auf die Verbrechen der Wehrmacht im Balkanraum während des Zweiten Weltkriegs verweisen und äußerste Zurückhaltung für sich geltend machen konnten. Es galt für Europa insgesamt. Danach begann man, die Ursachen des Versagens aufzuarbeiten; der damit in Gang gesetzte Lernprozess zeigte sich im anschließenden Kosovokrieg, in der unter dem Eindruck neuerlicher Gewalt gegen Zivilisten ebenso geschlossenen wie entschlossenen Reaktion der Europäer, bei der freilich erneut die USA eine führende Rolle spielten. Die schnelle Beendigung des Kosovokriegs steht für das vorläufige Ende einer Lernkurve, die vor allem von den Deutschen zurückgelegt wurde. Bei all dem haben die USA noch einmal Pate gestanden – wenn auch mit der Versicherung, dies sei das letzte Mal gewesen.

					 

					Die europäische Reaktion auf die Annexion der Krim durch Russland und die russische «Unterstützung» bei der gewaltsamen Durchsetzung der Separatistengebiete auf ukrainischem Territorium erfolgte leidlich geschlossen, als der französische Staatspräsident François Hollande und die deutsche Kanzlerin Angela Merkel beauftragt wurden, mit Russland und der Ukraine zu verhandeln, um die offenen Kampfhandlungen im Raum von Donezk und Luhansk zu beenden und den beginnenden Krieg zwischen Russland und der Ukraine «einzufrieren».[9] Auch wenn das Ergebnis dieser Verhandlungen, die beiden Minsker Abkommen, nicht zu einer dauerhaften Beendigung des Krieges geführt haben und der fortschwelende Konflikt von Russland ein paar Jahre später zu einem offenen Krieg eskaliert wurde, gelang es den Europäern immerhin, geschlossen aufzutreten und das Sichtbarwerden von Spaltungslinien innerhalb der EU, die zweifellos vorhanden waren und die sich im Verlauf des Ukrainekriegs dann auch zeigten, zunächst einmal zu vermeiden.

					Die Mächte des Zentripetalen hatten sich insgesamt als stärker erwiesen als die des Zentrifugalen.[10] Dennoch kann man das Agieren der Europäer und insbesondere der Deutschen mit der Publizistin Bettina Stangneth als «Überforderung» bezeichnen:[11] Man war auf das aggressiv-rabiate Vorgehen Putins nicht vorbereitet und unterschätzte auch nach Kriegsbeginn noch Russlands Willen, Grenzen in Europa weitreichend zu verschieben.[12] Vor allem ließ man sich durch die fortgesetzten Drohungen Russlands, Nuklearwaffen einzusetzen, stark beeinflussen. Insofern reagierten die Europäer bloß und agierten nicht; sie überließen Putin die Eskalationsdominanz. Das zeigte sich bis zu den Waffenlieferungen, die erst als Reaktion auf die eskalatorischen Schritte Russlands und verzweifelten Hilferufe aus der Ukraine einsetzten. Die Alternative eines proaktiven Agierens hätte darin bestanden, dass die Europäer ihrerseits die russische Seite unter Druck gesetzt hätten, indem sie mit der Lieferung von schweren Waffen, Luftabwehrsystemen und Kampfflugzeugen für den Fall gedroht hätten, dass Russland bestimmte Eskalationen, wie etwa Angriffe auf die zivile Infrastruktur in der Ukraine, nicht einstelle – dass man also eine Deeskalation ins politische Gespräch gebracht hätte, indem man für den Fall ihrer Verweigerung durch Russland eine massive und militärisch folgenreiche Unterstützung der Ukraine angedroht hätte – anstelle der zunächst in homöopathischen Dosen erfolgenden Unterstützung mit Waffen und Munition immer dann, wenn die Ukraine mit dem Rücken an der Wand stand.

					Ein solches Konditionieren von Waffenlieferungen wäre eine Form intervenierenden Eingreifens mit dem Ziel der Kriegsbeendigung gewesen, zumindest der Gewaltbegrenzung. Gerade der Verlauf des Ukrainekriegs und die dann doch einsetzende, inzwischen durchaus umfangreiche Unterstützung des angegriffenen Landes zeigen, dass eine Politik, die sich aufs Reagieren beschränkt, weil eigenes Agieren mit Risiken verbunden wäre, nicht in der Lage ist, das Heft des Handelns in die Hand zu bekommen. Das ist die politikstrategische Schwachstelle der EU, durch die ihre Fähigkeiten, als politischer Akteur aufzutreten, stark eingeschränkt sind. Solange das so ist, werden andere den Rhythmus der Entwicklung bestimmen und die Europäer vor sich hertreiben. Das kann jedoch nicht dem Selbstverständnis Europas entsprechen.

				
					
						Deutschland in Europa 2: Die Risiken eines Agierens als Führungsmacht

					
					Eine Politik, die auf das Handeln von Gegenspielern ausschließlich reagiert und nicht ihrerseits proaktiv auftritt, läuft zunächst auf strukturelle Risikobegrenzung hinaus: erstens, weil man dann die Möglichkeit hat, die Gegenseite sorgfältig zu beobachten und das eigene Gegenhandeln an diesen Beobachtungen und den daraus erwachsenen Einschätzungen zu orientieren; zweitens, weil man dann in der Lage ist, die fehlenden oder unsicheren Informationen über die Absichten und Zielsetzungen der Gegenseite mehr und mehr zu ermitteln und eine genauere Vorstellung davon zu bekommen, worum es der Gegenseite geht und was bei entsprechendem Gegenhandeln auf dem Spiel steht; und drittens, weil man die Akteure der eigenen Seite auf eine gemeinsame Linie («eine einzige Stimme») bringen kann. Das verschafft dem eigenen Gegenhandeln nicht nur größere Durchschlagskraft, sondern verteilt auch die Risiken einer falschen Lagebeurteilung und eines Fehlschlags der Gegenmaßnahmen auf alle Mitglieder der Allianz, zumindest auf jene, die an den Beratungen teilgenommen haben. Bei proaktivem, schnellem Handeln dagegen trägt der Anführer die Verantwortung ganz allein. Es ist darum gut nachzuvollziehen, warum in einem Verband wie der Europäischen Union die Politik des Reagierens an der Tagesordnung ist und die Hürden für das Vorpreschen eines Einzelnen sehr hoch sind – von den organisatorischen Strukturen der Union her, aber auch im Hinblick auf die politische Mentalität der für initiatives Agieren in Frage kommenden Mächte.

					Das ist bei der NATO anders, wo es eine Führungsmacht gibt, die über weitaus größere Fähigkeiten verfügt, ihren politischen Willen durchzusetzen, als alle anderen Mitglieder der Allianz zusammen. NATO und EU sind insofern komplementär zueinander positioniert, als sie die Defizite und Risiken des je anderen kompensieren und ausgleichen können – wenn denn die Umstände günstig sind und beide aufeinander abgestimmt agieren. Das ist jedoch keineswegs selbstverständlich und auch nicht immer möglich. Der Verlust der Führung ist somit das größte Problem eines Rückzugs der USA aus der NATO oder einer öffentlich kommunizierten Infragestellung der gegenseitigen Beistandsverpflichtungen von Seiten der USA, wie es Donald Trump als 45. Präsident der Vereinigten Staaten mehrfach getan und als 47. Präsident inzwischen bereits mehrfach angekündigt hat.

					Der Wegfall der militärischen Fähigkeiten bei einem Rückzug der USA aus der NATO ist das eine. Die Unfähigkeit der NATO zu initiativem Handeln das andere. Es ist kaum vorherzusagen, was schwerer wiegt: Die Europäer wären vielleicht bei einem entsprechenden politischen Vorlauf des US-Rückzugs in der Lage, die verlorenen Fähigkeiten im Bereich der konventionellen Abschreckung zu ersetzen (von ihren materiellen Ressourcen her wären sie dazu ohne Weiteres in der Lage, bei der Bereitschaft und Entschlossenheit dazu gibt es hingegen viele Fragezeichen), doch eine Führungsmacht, die die anderen hinter sich herziehen kann, gibt es nicht – nicht in einer auf die Europäer beschränkten NATO und nicht in einer auf sich allein gestellten Europäischen Union. Außer es tritt einer der europäischen Staaten oder ein Verbund aus zwei, drei Staaten an die Stelle der USA. Solange das informell gehandhabt wird, kann die Führungsmacht von Fall zu Fall wechseln, aber dabei hängt viel von der Initiative eines Landes ab. Wird eine solche Aufgabe institutionalisiert, ist mit erheblichen Konflikten in der EU zu rechnen. Das ist der Grund, warum bisher initiatives Agieren in der Union so selten ist.

					Aber warum ist es eigentlich ein Manko, wenn Allianzen und Gemeinschaften keine zu initiativem Handeln befähigte Führungsmacht haben? Schließlich kann man davon ausgehen, dass bei einer kollektiven Führung, die zwangsläufig reaktiv ist, alle eingangs aufgeführten Vorteile des bloßen Reagierens zum Tragen kommen – von der Verminderung der Ungewissheit über die politische Abstimmung eines gemeinsamen Vorgehens bis hin zu einem geschlossenen Auftreten gegenüber dem Kontrahenten. Die Beantwortung dieser Frage hängt davon ab, ob es einen Kontrahenten gibt beziehungsweise ob mit einem solchen zu rechnen ist und in welchem Maße dieser Gegenspieler auf die Konstellationen eines geopolitischen Raumes einwirken kann.

					Die EU hat sich in den letzten zwei bis drei Jahrzehnten entwickelt, als ob es diesen Kontrahenten nicht gäbe und ein solcher auch nicht in Sicht sei. Tatsächlich aber ist Russland seit längerem als Kontrahent aufgetreten, und das war auch erkennbar. Der Umstand, dass man daraus keine Konsequenzen gezogen hat, war sicherlich auch eine Folge davon, dass man dafür die Struktur der Union hätte verändern müssen, denn die EU ist strukturell darauf nicht eingestellt gewesen. Jedenfalls nicht auf ein Russland als revisionistische Macht mit postimperialen Phantomschmerzen, aber auch nicht auf eine Macht mittlerer Größe, die zum Hegemon im Nahen und Mittleren Osten aufsteigen will und in absehbarer Zeit wohl über Atomsprengköpfe mitsamt Trägersystemen verfügen wird – etwa den Iran –, und ebenso wenig auf einen Zusammenschluss von kriminellen Schleuserorganisationen, die ihr Geschäftsmodell ausweiten, indem sie einige Länder der Europäischen Union massiv illegaler Migration aussetzen, oder auf eine fernöstliche Macht, die Europa mit Gütern überschwemmt und damit die europäischen Produktionsbedingungen tiefgreifend verändert, wie das China seit einiger Zeit tut. Das bewusste Ignorieren potenzieller Kontrahenten war die Voraussetzung dafür, dass man sich mit einer strukturellen Beschränkung aufs Reagieren in der EU abfinden und trotzdem mit sich im Reinen sein konnte.

					All diese Kontrahenten beobachten ihrerseits die Europäer sehr genau. Es ist leicht vorstellbar, in welchem Maße die Europäische Union oder eine NATO ohne US-Führungsmacht, die nur zum Reagieren, aber nicht zum initiativen Agieren in der Lage sind, sich dabei in einem strukturellen Nachteil befinden. Wie gravierend diese Nachteile sind, lässt sich nicht genau vorhersagen, aber man kann eine Vorstellung davon gewinnen, wenn man sich an die zögerliche Reaktion der Europäer in der Anfangsphase des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine erinnert oder sich die unentschiedene Reaktion auf den massenhaften Import hochsubventionierter chinesischer Elektrofahrzeuge nach Europa vor Augen führt.

					Den eingangs beschriebenen Vorteilen einer ausschließlich reaktiven Politik stehen dann eine Reihe gefährlicher Verwundbarkeiten gegenüber. Wie man beides, Vorteile und Verwundbarkeiten, gegeneinander gewichtet, ist sicherlich von Fall zu Fall verschieden – und muss es auch sein. Aber es ist in jedem Fall erforderlich, dass ein derart Herausgeforderter über beide Optionen des Gegenhandelns verfügt: die des wohlbedachten und geschlossenen Reagierens und die eines schnellen und für die Gegenseite überraschenden initiativen Agierens. Das hat den Vorzug, dass der Kontrahent sich nicht von vornherein darauf einstellen kann, wie der Attackierte reagieren wird, weil er nicht nur eine einzige Option zur Verfügung hat. Wer im Spiel von Handeln und Gegenhandeln ausrechenbar ist, ist immer im Nachteil.

					Sicherlich ist es unter der Bedingung eines Festgelegtseins aufs Reaktive angezeigt, die eigenen Verwundbarkeiten vorsorglich zu reduzieren, um die Vorteile einer aufs Reagieren beschränkten Politik einstreichen zu können, ohne, soweit das erreichbar ist, deren Nachteile in Kauf nehmen zu müssen. Eine Möglichkeit dazu besteht darin, wirtschaftliche Verflechtungen mit anderen, die in politische Abhängigkeiten münden können, zu vermeiden und auf eine tendenzielle Selbstversorgungsfähigkeit des eigenen Großraums zu setzen. Das war in vorindustriellen Zeiten viel leichter möglich als in der heutigen Welt: schon deswegen, weil in den eigenen Territorien nicht alle Rohstoffe zur Verfügung stehen, auf die man dringend angewiesen ist, oder weil diese im eigenen Raum nur zu unverhältnismäßig hohen Kosten zu fördern sind, was die eigene Wettbewerbsfähigkeit einschränkt. Und dann gibt es noch das Angewiesensein auf Exporte, die in Relation zu den erforderlichen Importen eine ausgeglichene Handelsbilanz ermöglichen. Eine solche Abhängigkeit von Rohstoff- und Absatzmärkten hat es in agrarischen Gesellschaften nur in viel geringerem Maß gegeben.

					Autarkie ist eine effektive Form, aus Abhängigkeit resultierende Verwundbarkeit zu reduzieren, aber sie ist unter den gegebenen Verhältnissen nicht mehr herstellbar – jedenfalls nicht für Europa. Außerdem bringen intensive Handelsbeziehungen nicht nur Abhängigkeiten mit sich, sondern auch eigene Einflussmöglichkeiten, worauf bis vor kurzem die Vorstellung einer regelbasierten und wertegestützten Weltordnung gegründet war. Insofern bleiben hier Verwundbarkeiten, die sich nicht vermeiden lassen. Das heißt aber nicht, dass es von vornherein sinnlos wäre, Anstrengungen bei der Diversifizierung von Abhängigkeiten zu unternehmen. Die Erfahrung plötzlich unterbrochener Handelsketten, etwa im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie oder der Drosselung der russischen Erdgaslieferungen in die Länder der EU, haben dazu geführt, dass die Herstellung wesentlicher Vorprodukte für Medikamente sowie die Produktion von Halbleitern und Batterien inzwischen wieder, zum Teil jedenfalls, nach Europa zurückverlagert werden, um eine größere Durchhaltefähigkeit bei Störungen der globalen Handelsketten zu gewährleisten. Die Zielvorgabe dafür ist die Herstellung von Resilienz. Widerstandsfähigkeit bei gleichzeitigem Wissen um die eigene Verwundbarkeit.

					Gegen jeden Versuch, Abhängigkeiten durch wirtschaftliche Entflechtung und eine stärkere Diversifizierung der Rohstofflieferanten zu reduzieren, gibt es allerdings Widerstand von interessierter Seite; auch wird auf die negativen Folgen für die Wirtschaft und damit die politische Stabilität eines Landes verwiesen, wenn man nicht beim günstigsten Anbieter einkauft. In liberaldemokratischen Ordnungen wird das Kostenargument das größere Gewicht haben, solange sich die wirtschaftlichen Verflechtungen nicht als schwerwiegende Einschränkungen der eigenen politischen Handlungsfähigkeit herausgestellt haben – und wenn das der Fall ist, ist es in der Regel zu spät, um die volle Handlungsfähigkeit durch den Rückbau der ökonomischen Verflechtungen wiederzuerlangen. Obendrein können vorbeugende Schritte zur partiellen Reduzierung wirtschaftlicher Abhängigkeiten von der betroffenen Seite als Bemühen um strategische Konfliktfähigkeit wahrgenommen werden, was zu einer nicht beabsichtigten Verschlechterung der politischen Beziehungen führt. Des Weiteren gibt man dabei die Einflussmöglichkeiten auf den anderen auf, die mit der wirtschaftlichen Verflechtung für beide Seiten einhergehen.

					Eine wirtschaftliche Entflechtung, die nicht einmal auf ein decoupling hinausläuft, sondern sich auf ein derisking beschränkt, kann also dieselben Effekte haben wie die klassische Rüstungsspirale. Mit Blick auf die grand strategy politischer Akteure heißt das,[1] dass wirtschaftliche Entflechtung oder Diversifizierung die Erfolgsbedingungen einer aufs bloße Reagieren beschränkten Politik zwar verbessern können, dass dafür aber ein hoher Preis zu zahlen ist, bei dem man fragen muss, ob er nicht höher ist als die Entwicklung eigener Fähigkeiten zu initiativem Handeln. In einer Komplementaritätsformel gefasst: Je mehr ein politischer Akteur zu proaktivem politischen Handeln fähig ist, desto mehr kann er sich wirtschaftliche Abhängigkeiten von anderen leisten. Er zieht dann, wenn es angezeigt ist, das Heft des Handelns an sich und schafft «vollendete Tatsachen», bevor die wirtschaftlichen Abhängigkeiten als Einschränkungen seiner Handlungsfähigkeit wirksam werden können.

					Nun ist die Befähigung zu initiativem Agieren in Demokratien und autoritären Systemen von sehr unterschiedlicher Art. Sie ist in autokratischen Regimen sehr viel größer als in rechtsstaatlichen Ordnungen. Als Faustregel kann gelten, dass sie in autokratischen Regimen allenfalls informell reguliert ist und zumeist bei einer Gruppe von Vertrauten liegt, mit denen sich der Machthaber vor einer womöglich folgenreichen Entscheidung berät und deren Vorschläge und Hinweise er in Betracht zieht. Das tut er jedoch nach eigenem Ermessen und nicht auf einem formalisierten und geregelten Weg. Unter den Beratern eines autoritär-autokratischen Machthabers befinden sich auch Funktionsträger, aber sie sind dort nicht unbedingt kraft ihres Amtes und dessen Aufgabenbeschreibung, sondern weil sie das Vertrauen des Herrschers genießen und vermutlich auch nur aus diesem Grund ins Amt gekommen sind. Wie viel Vertrauen ein Machthaber seinen Vertrauten schenkt, ist allein in sein persönliches Belieben gestellt. Autoritär-autokratische Regime sind darum in hohem Maße zu schnellen und überraschenden Entscheidungen in der Lage.

					Bei demokratisch-rechtsstaatlichen Ordnungen dagegen ist initiatives Agieren an einen in der Geschäftsordnung der Regierung oder verfassungsmäßig vorgegebenen Gang der Beratung und Zustimmung gebunden. Selbst wenn die Beratung vertraulich ist, die Öffentlichkeit also nicht weiß, wer mit welchen Argumenten sich für oder gegen einen bestimmten Schritt ausgesprochen hat, so ist doch für die Zivilgesellschaft erkennbar, dass «etwas in Gang» ist, weil die freien Medien darüber berichten. Das führt dann zur Parteinahme der Zivilgesellschaft für oder gegen einen bestimmten Schritt. Das macht es in Demokratien sehr viel schwerer, riskante Entscheidungen zu treffen, worauf initiatives Handeln ja zumeist hinausläuft. Diese Erschwernis initiativen Agierens infolge der Einspruchsmöglichkeiten aus der Zivilgesellschaft ist im Übrigen ein Bestandteil dessen, was man den «demokratischen Frieden» genannt hat, den Umstand, dass Demokratien gegeneinander so gut wie nie Krieg führen.

					Nun ist es freilich keineswegs so, dass initiatives Agieren in autoritär-autokratischen Regimen prinzipiell und ausschließlich auf willkürlichen Entschlüssen des Machthabers beruht. Auch hier können im Vorfeld einer Entscheidung intensive Beratungen stattfinden, in denen das Pro und Contra abgewogen wird. Der Unterschied zu einem durch die Verfassung oder die Geschäftsordnung der Regierung geregelten Beraten liegt darin, dass die Beratschlagenden nicht wegen eigener Zuständigkeit und fachlicher Fähigkeiten an der Beratung teilnehmen, sondern aufgrund des persönlichen Vertrauens, das der Machthaber zu ihnen hat. Viele von ihnen wollen dieses Vertrauen nicht aufs Spiel setzen und werden sich bei ihren Stellungnahmen an dem orientieren, was sie für die vom Machthaber präferierte Sichtweise halten. Die Beratung steht also unter dem strukturellen Vorbehalt, dass die Beratenden zur Selbstkorrumpierung neigen, und je länger sich ein Autokrat an der Macht hält, desto ausgeprägter wird diese Neigung.[2] Man kann also von einer sich verstärkenden Tendenz zur Selbstverdummung des Machthabers in autokratischen Regimen sprechen, insofern er mit der Zeit immer weniger Einwände und Bedenken zu hören bekommt beziehungsweise nur noch denen Vertrauen schenkt, die sagen, was er hören will.

					Es gibt also keine Instanz, von der die Berater genötigt werden, ihr Wissen und ihre Einschätzungen dem Herrscher offen und korrekt zur Kenntnis zu bringen. Die wechselseitige Überwachung konkurrierender Geheimdienste, typisch für autokratische Regime, ist kein Ersatz. Sie sorgt höchstens dafür, dass sich die Geheimdienste gegenseitig in Schach halten und in der engsten Umgebung des Machthabers keine unentdeckten Verschwörungen entstehen, hat aber keinen Einfluss darauf, dass zuverlässige Informationen bis zum Machthaber gelangen. Die Vorteile, die Autokraten bei initiativem Handeln haben, werden also – jedenfalls im Grundsatz – dadurch ausgeglichen, dass die Herrschenden Probleme haben, an zuverlässige Informationen zu kommen, weil ihre Berater ihnen ständig nach dem Munde reden.[3]

					Der demokratische Verfassungsstaat wiederum ist darauf ausgelegt, die Risiken willkürlicher Entscheidungen zu vermeiden, indem er die Entscheider in einen Prozess der institutionellen Beratung und Zustimmung einbindet. Er dient dazu, die mit dem Für und Wider verbundenen Risiken genauer zu erfassen, sie gegeneinander abzuwägen und so nach Möglichkeit kontrollierbar zu machen.[4] Zum Verschwinden bringen kann er sie jedoch nicht, da auch die Nichtentscheidung und das Nichthandeln keineswegs risikofrei sind. Sie sind häufig ebenso riskant wie eine Entscheidung zu initiativem Handeln. Risiken sind nämlich nicht einseitig mit Agieren, sondern auch mit Nichtagieren oder bloßem Reagieren verbunden. Oder, um noch einen Schritt weiter zu gehen: Eine Politik, die sich aufs bloße Reagieren verlegt und initiatives Agieren grundsätzlich der Gegenseite überlässt, kann – insgesamt und auf Dauer gesehen – riskanter sein als eine auf den ersten Blick mit höheren Risiken versehene Politik des initiativen Agierens. Das Reagieren ist für den Kontrahenten nämlich vorhersehbar, womit die Risiken minimiert werden, die er selbst eingeht, wenn er initiativ wird. Zugespitzt formuliert: Agieren kann für einen politischen Akteur unter bestimmten Umständen weniger Risiken bergen als die Beschränkung aufs Reagieren.

					Die Präferenz fürs Reagieren übersieht, dass die am Spiel der Macht Beteiligten immer Spieler und Gegenspieler sind und dass ihr strategisches Handeln eines ist, bei dem das Gegenhandeln des Kontrahenten immer mit ins Kalkül einbezogen wird. Eine Macht, die reagieren und initiativ agieren kann, stellt ihren Kontrahenten vor sehr viel mehr Unbekannte als eine, die sich grundsätzlich aufs Reagieren beschränkt. Vermutlich haben für die Beantwortung der Frage, ob zu agieren oder zu reagieren sei, mentale Dispositionen eine größere Bedeutung als die Verfassungsgebundenheit der Entscheidung. Postheroische Gesellschaften etwa neigen dazu, der Gegenseite das Heft des Handelns zu überlassen, weil sie glauben, dadurch die Risiken ihrer Politik vermindern zu können.[5] Da im demokratischen Verfassungsstaat die gesellschaftlich vorherrschende Mentalität einen größeren Einfluss auf das Regierungshandeln hat als in autoritären Regimen, wo die Machthaber ihren Vorstellungen folgen, ohne auf die Erwartungen und Befindlichkeiten der Gesellschaft Rücksicht zu nehmen, stehen Letzteren Optionen in größerem Umfang zur Verfügung. Für die globale Konkurrenz zwischen liberaldemokratischen Ordnungen und autoritären Regimen heißt das, dass demokratische Regierungen gelegentlich auch gegen die Grundstimmung ihrer Gesellschaft initiativ werden müssen, um für die autoritären Regime nicht allzu leicht ausrechenbar zu sein.

					Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (beziehungsweise das Bundesverfassungsgericht, von dem die Verfassung politikverbindlich ausgelegt wird) hat initiatives Agieren mit hohen Hürden umstellt, beginnend bei der Entsendung von Truppen zu Auslandseinsätzen über weitergehende Initiativen zur Vertiefung der Europäischen Union, die von Karlsruhe unter den Souveränitätsvorbehalt gestellt wurden – wobei Souveränität ausgesprochen eng ausgelegt ist –,[6] bis zu der notorischen Drohung der Opposition, Initiativen der Regierung durch den «Gang nach Karlsruhe» zu konterkarieren. Das hat zu einer Mentalität des Zögerns und Abwartens in der politischen Klasse geführt, weil initiatives Handeln mit einem doppelten Risiko belegt ist: dem mit der Initiative selbst verbundenen – wobei in Deutschland von initiativem Handeln in der Außen- und Sicherheitspolitik meist ohnehin mit der Warnung vor «deutschen Alleingängen» abgeraten wird – und dem, bei einer Initiative durch ein Urteil des Verfassungsgerichts gestoppt zu werden, das in den Medien dann als «Ohrfeige aus Karlsruhe» bezeichnet wird.

					Dass unter diesen Umständen eine politische Klasse mit geringer Führungsfähigkeit und einer großen Neigung zum Abwarten entstanden ist, kann kaum überraschen. In den alten Konstellationen, also in jener Zeit, als Deutschland in Europa noch nicht mit der Erwartung von Führungsfähigkeit konfrontiert war, sondern die Nachbarn ein Deutschland goutierten, das sich ruhig und unauffällig verhielt, mag das durchaus funktional gewesen sein. Seitdem das nicht mehr der Fall ist, weil sich die politischen Rahmenbedingungen grundlegend verändert haben, ist daraus ein Problem erwachsen, dessen Risiken von der Politik und der sie beobachtenden Wissenschaft bislang nicht hinreichend erkannt wurden. Eine Mentalität zu ändern dauert jedoch lange, weswegen die französischen Annales-Historiker Mentalitäten als «die Gefängnisse der langen Dauer» bezeichnet haben.[7]

					Die inzwischen beobachtbaren Folgen einer Politik, die sich weitgehend oder ausschließlich aufs Reagieren beschränkt und initiatives Handeln vermeidet, sind ein notorisches Zuspätkommen beim Bearbeiten von Herausforderungen und ein notorisches Zuspätkommen beim Lösen von Problemen. Zweifellos gibt es auch ein Risiko des Zufrühkommens, das gegen eines des Zuspätkommens abgewogen werden muss. Eine generelle Präferenz fürs «zu spät» zwecks Vermeidung eines riskanten «zu früh» hat für die mit einer Entscheidung befassten Politiker freilich den Vorzug, dass die damit verbundenen realen Fehler politischen Handelns nicht offen zutage treten. Ein «zu spät» ist weniger sichtbar als ein «zu früh»: Es muss nämlich an die nicht wahrgenommenen alternativen Optionen erinnert werden, damit die Nachteile des «zu spät» erkennbar werden. Der Entscheidung gegen initiatives Handeln liegt nicht selten die Stimmung der Gesellschaft zugrunde. Gegen diese Politik des Sichanschmiegens an die aktuelle Stimmung in der Gesellschaft spricht, dass eine solche Politik durchaus volatil ist, weil Stimmungen sich schnell ändern können. Das führt, wenn die Folgen eines «zu spät» zutage treten, zu heftigen und unkoordinierten Kurswechseln, zu einem Herumreißen des Steuers, zumeist mit den politischen Partnern nicht abgesprochen. Damit führt diese Politik in dieselben Probleme, die gegen initiatives Agieren geltend gemacht werden.

					Allerdings hat es im deutschen Verfassungsstaat nie explizit eine Präferenzentscheidung für das «zu spät» gegeben. Die Politik des Zuwartens ist zumeist die Folge des besorgten Blicks auf die deutsche Geschichte, die als eine strenge Mahnung zu Zurückhaltung und Vorsicht verstanden wird. Außerdem folgte man darin der Aufgabenbeschreibung der NATO durch ihren ersten Generalsekretär, den von 1952 bis 1957 amtierenden Briten Lord Hastings Lionel Ismay, demzufolge das Bündnis dazu da war, «to keep the Soviet Union out, the Americans in, and the Germans down». Die deutsche Politik hat daraus in einer trotzigen Wendung den Anspruch auf einen sicherheitspolitischen Ruhesessel abgeleitet, aus dem sie jetzt aufgescheucht worden ist und darauf mit einer Mischung aus Erstaunen und Empörung reagiert.

					Viele Publizisten und Politiker hierzulande haben seit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten zwar immer wieder davon gesprochen, dass Deutschland nunmehr in der politischen Normalität angelangt sei, wobei sie unter «Normalität» durchaus Unterschiedliches verstanden,[8] aber sie haben diese Normalität nicht als eine der gleichen Rechte und Pflichten begriffen. Es entwickelte sich vielmehr eine Neigung, das, was unter den Bedingungen der Teilung als Einschränkung der deutschen Politik angesehen wurde, nun als eine Art Privileg zu verstehen, mit dem das vereinigte Deutschland von einigen Aufgaben, die sich aus den veränderten Konstellationen ergaben, freigestellt war – vor allem dann, wenn es nicht um genuin deutsche Interessen ging, sondern um Herausforderungen, die die NATO und die EU als Ganzes erfassten. Dann traf eine Praxis des Sichunsichtbarmachens mit einer Politik der Unentschlossenheit und Zögerlichkeit zusammen, und in der Folge geriet Europa – und damit auch Deutschland – in Situationen, in die es nicht gekommen wäre, wenn es die Herausforderung zügig und proaktiv angenommen hätte.[9] Das lässt sich am Beispiel der Überschuldung des europäischen Südens, der Flüchtlingskrise von 2015/16 und schließlich der Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine zeigen.[10]

					In allen drei Fällen verfolgte die jeweilige Bundesregierung zunächst eine Politik der langen Bank,[11] bei der sie die anzugehenden Probleme vor sich herschob oder so tat, als würden sie Deutschland nicht betreffen – und das endete dann in Konstellationen des Zuspätkommens: Im Falle Griechenlands hätte eine energische Politik des initiativen Agierens den Druck der Märkte auf Athen rechtzeitig mindern können; im Fall der Migrationskrise wiesen eine Reihe von Indikatoren darauf hin, dass sich hier eine Herausforderung aufbaute, die ein energisches Eingreifen erforderlich machte; und im Fall des Ukrainekriegs hätte eine schnelle Lieferung schwerer Waffen mitsamt Munition im Frühjahr 2022 dazu beigetragen, dass die ukrainische Sommeroffensive einen durchschlagenden Erfolg hätte haben können, bevor sich die Russen eingraben und durch Minengürtel gesicherte Verteidigungsstellungen beziehen konnten. Und bei einer erfolgreichen ukrainischen Sommeroffensive wäre das angegriffene Land in der Lage gewesen, dem Angreifer Verhandlungen über eine Beendigung der Kampfhandlungen anzubieten.

					In den beiden erstgenannten Fällen blieb die deutsche Politik allzu lange in der Deckung von Verträgen, im ersten Fall verschanzte sie sich hinter den Verträgen: zur Einführung des Euro sowie zu den Rechten und Pflichten der Europäischen Zentralbank (EZB) und im zweiten Fall hinter dem Dublin-Abkommen. Dies besagte, dass Asylbewerber in den Ankunftsländern registriert werden mussten und über ihren Antrag auch dort zu entscheiden war, was wiederum hieß, dass in Deutschland eigentlich gar keine Migranten ankommen konnten. Im dritten Fall schließlich, dem der Waffenlieferung an die Ukraine, beharrte die Regierung lange auf dem Grundsatz, man liefere keine Waffen in Krisen- oder gar Kriegsgebiete, und übersah dabei, dass hier eine grundlegend andere Konstellation vorlag als in allen vorherigen Fällen.[12] Abgesehen davon, dass die Politik des So-tun-als-sei-nichts-geschehen den deutschen Interessen entgegenzukommen schien (was aber nur für kurze Zeit der Fall war), zeigte sich darin eine für die deutsche Politik typische Neigung: die nämlich, politisches Handeln oder Nichthandeln in unübersichtlichen Situationen mit den juridisch formulierten Vorgaben administrativer Problembearbeitung zu verwechseln. So lässt sich eine Führungsrolle nicht wahrnehmen. Eine derartige Politik läuft ganz im Gegenteil auf die Verweigerung von Führung hinaus.

					Nun bringt der demokratische Verfassungsstaat nicht zwingend eine solch lange Bearbeitungsdauer von äußeren Herausforderungen mit sich, wie das in Deutschland der Fall ist. Ein besonders markantes Beispiel dafür ist der Parlamentsvorbehalt für die Entsendung deutscher Soldaten oder Kriegsschiffe zu Einsätzen, die nicht unmittelbar der Landes- und Bündnisverteidigung zuzurechnen sind. Hierzu muss der Bundestag seine Zustimmung geben. Der französische und der US-amerikanische Präsident haben in solchen Fragen Kompetenzen, mit denen sie unmittelbar handeln können, ohne einen Zeitverzug in Kauf nehmen zu müssen, wie ihn der Parlamentsvorbehalt in Deutschland nun einmal darstellt. Er ist die Institutionalisierung des «zu spät». Die aber ist mit den Aufgaben einer Führungsmacht unvereinbar.

					In diesem Zusammenhang fällt auf, dass die deutsche Verfassungslehre die Idee der Gewaltenteilung nur in der von Montesquieu entwickelten Fassung übernommen hat, aber nicht in der von John Locke. Montesquieu hebt auf eine dreigliedrige Ordnung ab, die aus Legislative, Exekutive und Judikative besteht, wobei die Legislative sowohl der Exekutive als auch der Judikative durch ihre Gesetzgebungskompetenz Vorgaben macht und die Judikative gegenüber der Exekutive unabhängig ist. Mit der Parlamentarisierung des Verfassungsstaats kam dann hinzu, dass die Exekutive aus der Legislative hervorgeht oder zumindest in ihrer Zusammensetzung von dieser bestätigt werden muss. Das gilt bei einer Präsidialverfassung so nicht; hier ist der vom Volk direkt gewählte Präsident allenfalls formell durch das Parlament zu bestätigen. Beim Sturm der Trump-Anhänger auf das Washingtoner Capitol, als diese die Bestätigung Bidens als gewählter Präsident der USA verhindern wollten, spielte das eine Rolle. Die weitreichende Macht des Präsidenten ist in Washington und Paris nur dann eingeschränkt, wenn sie durch eine oppositionelle Mehrheit im Parlament konterkariert wird, aber selbst dann hat der Präsident eine Reihe von Befugnissen, die es ihm ermöglichen, am Parlament vorbei Entscheidungen zu treffen.

					In der Gewaltenteilungskonzeption John Lockes gibt es nun – bei Locke auf den König, in einer Republik auf den vom Volk gewählten Präsidenten bezogen – neben Legislative, Judikative und Exekutive noch eine Prärogative, die vor allem mit den Fragen von Krieg und Frieden befasst ist und in den Händen dessen liegt, «der die exekutive Gewalt innehat».[13] Der Inhaber der prärogativen Gewalt ist obendrein dort der Hüter des öffentlichen Wohls und des öffentlichen Vorteils, wo der Gesetzgeber keine Vorsorge getroffen hat. «Diese Macht, ohne Vorschrift des Gesetzes, zuweilen sogar gegen das Gesetz, nach eigener Entscheidung für das öffentliche Wohl zu handeln, ist das, was wir als Prärogative bezeichnen.»[14] Sie ist bei Locke ein Instrument, um unter Zeitdruck reaktionsfähig oder proaktiv handlungsfähig sein zu können, und unterliegt daher nicht dem sonst geltenden Zustimmungskorridor. Locke weiß indes auch, dass eine rücksichtslos ausgeübte Prärogative immer wieder Anlass zu Aufbegehren und Widerstand des Volkes gegen die Exekutivgewalt gegeben hat, und legt dem Inhaber dieser Gewalt darum nahe, seine Vormacht strikt im Interesse und zum Wohl des Volkes auszuüben. Die Weimarer Reichsverfassung hat mit den Notverordnungsbefugnissen des Reichspräsidenten in Artikel 48 eine Anleihe bei der angelsächsischen Vorstellung von der Prärogative gemacht, die aber unter dem Eindruck der Zerstörung der Weimarer Republik aus gutem Grund keinen Eingang ins Grundgesetz gefunden hat. Eine Regelung, um Entscheidungen unter Zeitdruck zu treffen, wird man freilich in Zukunft finden müssen, wenn Deutschland die Rolle einer Führungsmacht in Europa oder zumindest einige Führungsaufgaben übernehmen soll – oder übernehmen muss.

				
					
						Was heißt «europäische Führungsmacht»? Und was sind ihre Aufgaben?

					
					Aus dem Vorangegangenen geht hervor, dass Führung in der Europäischen Union nicht auf die Durchsetzung des eigenen (nationalstaatlichen) Willens hinauslaufen kann, da das umgehend den Widerstand aller anderen EU-Länder provoziert. Ein solches Vorgehen würde zudem sehr schnell in den Fangstricken der Brüsseler Administration enden. Kein Mitgliedstaat würde dabei weit kommen, und der Schaden, den er auch und gerade für seine eigenen Interessen erleiden würde, wäre größer als der Gewinn, den er für kurze Zeit in Ausnutzung des Führungsmoments einstreichen könnte. Dass die Versuchung dazu dennoch besteht, hat man an der EU-Ratspräsidentschaft des ungarischen Ministerpräsidenten Orbán sehen können, dessen unabgesprochene Reise nach Moskau und Peking im Sommer 2024 Ungarn in der EU nur noch mehr isoliert hat. Auch dürfte jeder Regierung eines EU-Landes – mit Ausnahme Ungarns – klar sein, dass sich die Union nur mit der Unterstützung einer Mehrheit der (großen und gewichtigen) Mitgliedsländer, aber nicht gegen sie führen lässt. Es kommt für den, der zur Übernahme von Führungsaufgaben in der Union bereit ist, somit als Erstes darauf an, sich nach einflussreichen Unterstützern seiner politischen Agenda umzutun und möglichst viele für seine Vorhaben zu gewinnen. Das wird ihm jedoch nur möglich sein, wenn diese Vorhaben auch in deren Interesse liegen. Keinesfalls wird er eine Chance haben, wenn er dabei vor allem – und sei es nur dem äußeren Anschein nach – seine eigenen Interessen verfolgt.

					Die Europäische Union ist so aufgebaut, dass sie eines Hüters bedarf, der für ihren Zusammenhalt sorgt und politische Initiativen voranbringt, aber jeden, der sich zum Herrn der EU aufzuschwingen versucht, leicht ausbremsen und blockieren kann. Sie bietet von ihrer Konstruktion her deutlich bessere Möglichkeiten zu Widerspruch und Blockade als zu politischer Führung. Das hat nicht zuletzt mit der Entstehungsgeschichte des Europaprojekts zu tun, bei der es zunächst um die Schaffung eines gemeinsamen Marktes ging und die genuin politischen Entscheidungen in der Souveränität der Mitgliedsländer verblieben. Später, als die Gemeinschaft schon längst mehr war als nur ein gemeinsamer Markt, dominierte das Erfordernis, die im Verlauf von mehr als drei Jahrzehnten ständig vergrößerte Anzahl der Mitglieder «unter einen Hut zu bringen», und das war nur zulasten von politischer Führungsfähigkeit möglich. Die zentrifugalen Kräfte innerhalb der Gemeinschaft absorbierten die Energie der Führungswilligen, und so kamen diese nur selten dazu, nachhaltige Initiativen zum Aufbau von Führung in der EU zu entwickeln. Dem stand obendrein in Anbetracht der europäischen Geschichte ein erhebliches Misstrauen gegen jede Form von Führung entgegen, und das keineswegs nur mit Blick auf Deutschland als größtes und wichtigstes Mitglied.

					Es ist aber nicht so, dass das Erfordernis politischer Führung erst in jüngster Zeit aufgekommen oder ins politische Bewusstsein vorgedrungen wäre. Vielmehr hat es, auch und gerade entlang der Frage, wer wann welche Initiative ergriff, von Anfang an eine Rolle gespielt. Nur konnte man es sich in der Vergangenheit leisten, solche Initiativen, sobald sie keine nachhaltige Unterstützung erhielten, erst einmal auf Eis zu legen, um in Ruhe und Gelassenheit abzuwarten, wann sich eine günstige Gelegenheit bot, sie wieder aufzunehmen. So kam es zu Schüben von institutionellen Reformen, aber auch zu Phasen längeren Stillstands und politischer Bewegungslosigkeit. Diese Bewegungslosigkeit war und ist für das Europaprojekt jedoch durchweg eine gefährlichere Phase als reformerische Veränderungen, und dementsprechend gab es immer wieder irgendwelche Initiativen, die dann aber nur zu einem Mehr an Bürokratie führten. Bürokratie, ein Gestrüpp aus Regeln und Ausnahmebestimmungen, wurde zum Ersatz für politische Führung, vor allem dann, wenn es darum ging, die Gegenkräfte zur notorischen Zentrifugalität zu stärken.

					 

					Man hat EG und EU häufig mit einem Fahrrad verglichen: Um das Fahrrad in Bewegung zu halten und nicht umzufallen, muss es einen oder mehrere unter den EU-Mitgliedern geben, die in die Pedale treten. Über lange Zeit fiel die Aufgabe des Pedaltretens Frankreich und Deutschland zu. Ein anderes Bild, das für das Von-der-Stelle-Kommen und die Führungserwartung der Union genutzt wurde, war das der deutsch-französischen Lokomotive. Die Lokomotivmetapher vermittelt freilich den Eindruck, es gehe nicht um die Frage alternativer Wege, die man bei der Fortentwicklung des Europaprojekts einschlagen könne, sondern nur um das Vorankommen auf einem festgefügten Schienensystem. Bei ihm sind allenfalls die Weichen zu stellen. Das erfolgt nicht von der Lokomotive, sondern im Einvernehmen mit allen anderen Mitgliedstaaten von einer Oberzugleitung aus; die Lokomotive hat nur die Aufgabe, den Zug zu bewegen. Das ist in Anbetracht von dessen Eigengewicht schon schwer genug, zumal bis 2004 ständig weitere Wagen angekoppelt wurden. Die Oberzugleitung aber tauchte in der Lokomotivmetapher nicht auf.

					Mitunter beschreiben Metaphern und Symbole politische Institutionen und deren innere Strukturen besser als filigrane Analysen aus der Feder von Juristen, Politikwissenschaftlern oder Organisationssoziologen. So gesteht das Bild vom Fahrrad dem, der in die Pedale tritt, immerhin zu, dass er als Fahrer auch die Lenkstange in Händen hat und entscheiden kann, in welche Richtung es gehen soll. Aber dieses Bild wird bezeichnenderweise so gut wie nicht verwendet, wenn es um politische Führung geht, sondern bleibt auf das Bewegungserfordernis des Europaprojekts beschränkt. Die allgemein verbreitete Lokomotivmetapher enthält zwar eine Versinnbildlichung von Führung, aber einer Führung, die auf bloße Bewegung in einem für den Lokomotivführer unveränderbaren Gleissystem beschränkt ist. Das ist eine treffliche Veranschaulichung dessen, was die Autoren Mangasarian und Techau mit dem von dem ehemaligen Manager Robert Greenleaf übernommenen Begriff des servant leader gemeint haben.[1] Und es erklärt zugleich, warum sich eigentlich kein EU-Mitglied darum drängt, in der Union Führungsaufgaben zu übernehmen, da diese mit hohem Aufwand und wenig Einfluss, dafür aber mit viel Widerspruch und Ärger verbunden sind. Gleichzeitig ist es freilich vonnöten, dass einer oder einige die Lokomotive besteigen, um den Zug in Bewegung zu setzen – wohl wissend, dass sich in jedem Wagen eine Notbremse befindet, deren Ziehen den Zug zum Stillstand bringt.

					Das erklärt, warum, wie oben beschrieben,[2] in der EU und ihren Vorgängerinstitutionen das «Führen von hinten» – im hier verwendeten Bild also das Stellen der Weichen – an der Tagesordnung ist und ein «Führen von vorn» nur in wenigen Ausnahmefällen vorkommt. Ansonsten ist es in der halbjährlich rotierenden Ratspräsidentschaft institutionalisiert, bei der jeder Mitgliedstaat einmal zum Zuge kommt. In der Regel wird die Ratspräsidentschaft aber nur zu organisatorischen und zu repräsentativen Zwecken genutzt. Führen von hinten heißt, um es jenseits der Metaphern zu beschreiben, durch das Schmieden von Kompromissen für Bewegung und Veränderung zu sorgen. Das impliziert, dass der Schmied der Kompromisse nicht die Richtung vorgibt, sondern nur ermöglicht, dass sich etwas bewegt oder auf etwas reagiert werden kann. Die Voraussetzung für Veränderung besteht darin, dass alle Beteiligten damit einverstanden sind, was wiederum zur Folge hat, dass Veränderungen selten und zumeist kleinteilig sind. Schon eher wird Führung durch eine Reaktion auf Probleme und Herausforderungen ermöglicht, was indes aber nur die Minimalform von Führung ist.

					Kompromissbildung ist ein ermüdendes, ermattendes Geschäft, und wer es betreibt, muss viele Abstriche bei seinen eigenen Interessen machen, wenn er vorankommen will. Das aber können nur große und gewichtige Mitgliedstaaten – und nicht etwa die Kommission, die nur vermitteln und Abstriche an den von ihr ursprünglich ausgegebenen Zielen machen kann. Zu einem Entgegenkommen in Form eigener Zugeständnisse ist sie schon deshalb nicht in der Lage, weil sie per definitionem keine Eigeninteressen hat, sondern das Gesamtinteresse der Institution vertritt. Die Hintanstellung eigener Interessen hat im Prozess der Kompromissbildung aber große performative Kraft und erzeugt einen Sog gegenüber allen zunächst noch Zögerlichen und Beiseitestehenden, sich doch noch auf den vorgeschlagenen Kompromiss einzulassen. Allein das macht Führung aus den Reihen der Mitgliedstaaten unersetzlich.

					Das Entgegenkommen im einen Fall begründet obendrein die Erwartung, dass die jetzt Begünstigten bei entsprechender Gelegenheit ihrerseits zu Zugeständnissen bereit sein werden – auch weil das ihnen von den an früheren Kompromissen Beteiligten nahegelegt wird. So verlaufen Aushandlungsprozesse nach dem Prinzip von Geben und Nehmen («do ut des», ich gebe, damit du gibst). Aber das läuft immer nur auf ein Führen von hinten hinaus. Schwierig wird es dann, wenn sich in den betreffenden Institutionen einer oder einige befinden, die grundsätzlich auf Widerspruch und Verweigerung gepolt sind. Ihnen ist nur beizukommen, wenn der Hüter des Zusammenhalts, also derjenige, der von hinten führt, nach einiger Zeit dafür sorgt, dass die Betreffenden mit ihren eigenen Interessen nicht mehr zum Zug kommen, sondern grundsätzlich leer ausgehen. Sie sollen auf diesem Weg zum Aufgeben ihrer Blockadehaltung gebracht werden. Das ist dann fast schon ein Führen von vorn. In all dem zeigt sich das Erfordernis einer Macht, die führt, indem sie für Ausgleich und Kompromisse sorgt. Und ebenso zeigt sich darin, warum es vonnöten ist, dass es sich dabei nicht um die Kommission, sondern um einen Mitgliedstaat handelt. Das alles kostet Mühe und Geschick, Gelassenheit und Ressourcen – und ist doch kein «Führen von vorn», das in wachsendem Maße erforderlich ist.

					 

					Die Rahmenbedingungen des Europaprojekts haben sich in den letzten Jahren dahingehend verändert, dass ein schnelles und entschlossenes «Führen von vorn» dringend geboten ist. Die Union kommt bei einer Kompromissbildung, bei der alle siebenundzwanzig Mitgliedstaaten einbezogen werden müssen, ein ums andere Mal zu spät, und dieses notorische Zuspätkommen hat immer öfter negative Folgen. Das können gravierende sein – etwa weil, wie im Fall der Covid-19-Pandemie, einzelne Staaten von sich aus initiativ werden und dadurch chaotische Verhältnisse in der Union verursachen, oder weil viele erst einmal abwarten und zuschauen, bis, wie im russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine, die Gelegenheit zu effektivem Eingreifen dahin ist. Als Ursachen dieser in jüngster Zeit zu beobachtenden Zeitverknappung wurden der sich abzeichnende Rückzug der USA aus Europa, der wachsende Druck von Seiten Russlands und Chinas sowie die mit dem Aufstieg populistischer Parteien sich noch einmal verstärkenden zentrifugalen Tendenzen innerhalb der Union bereits genannt. Als weiterer Grund kommt hinzu: Eine multipolare Welt, wie sie im Entstehen begriffen ist, verlangt ein auch kurzfristig handlungsfähiges Europa, wenn es denn ein relevanter Akteur in der multipolaren Ordnung sein will.[3] Eine handlungsunfähige EU wird über kurz oder lang aus dem Kreis der Ordnungsmächte ausscheiden. Mit dem Zerfall der EU, wie er bei notorischer Handlungsunfähigkeit nach außen zu erwarten ist, käme es in Europa zu dem, was man als die «Anarchie der Staatenwelt» bezeichnet hat, also ein ungeordnetes, führungsloses Nebeneinander der Staaten, und das würde vor allem China und Russland in die Hände spielen. Für die Europäer wäre dies eine katastrophale Entwicklung.

					Damit sind die Aufgaben einer Führungsmacht in der EU umrissen: Sie muss – erstens – für deren Zusammenhalt sorgen und die erforderlichen Reformen einleiten, die den lange versprochenen und zum Teil seit mehr als einem Jahrzehnt verhandelten Beitritt weiterer Staaten zur EU ermöglichen, ohne dass die Union in dessen Folge noch schwerfälliger und unbeweglicher wird. Es ist ja die Furcht vor einer Selbstlähmung der EU infolge Überdehnung, die den Beitritt der Balkanstaaten immer weiter hinauszögert. Aber ein baldiger Beitritt dieser Staaten ist erforderlich, wenn es auf dem Balkan nicht zu einem neuerlichen Bürgerkrieg kommen soll oder Russland beziehungsweise China dort nicht weiteren Einfluss gewinnen sollen. Deshalb ist eine Reform der EU unabdingbar. Des Weiteren – zweitens – muss die Führungsmacht die Voraussetzungen dafür schaffen, dass Europa in einer multipolaren Welt handlungsfähig ist und seine Interessen gegen andere große Akteure zur Geltung bringen kann. Und drittens wird sie bei einem Rückzug der USA aus der NATO – oder zumindest aus der Position der NATO-Führungsmacht – einen Teil dieser Führung übernehmen müssen. Es geht somit um Führung im politischen, wirtschaftlichen und militärischen Bereich.

				
					
						Partnerschaftliche Führung

					
					Das sind, alles zusammengenommen, so umfassende und zugleich derart vielfältige Aufgaben, dass sie kein Mitgliedstaat der Europäischen Union allein und auf sich gestellt übernehmen kann. Auch nicht Deutschland. Darin stellt sich erneut das Problem, das man seit dem 19. Jahrhundert «die deutsche Frage» genannt hat, freilich mit etwas anderer Akzentsetzung: Deutschland ist zu groß, um sich unter dem Eindruck dieser Herausforderungen kleinzumachen und so zu tun, als sei es nicht gefordert. Dazu hat die politische Klasse hierzulande freilich eine starke Neigung. Deutschland ist aber wiederum zu klein (beziehungsweise nicht stark genug), um diese Führungsaufgabe allein zu übernehmen. Also muss es sich Unterstützer und Helfer suchen, mit denen gemeinsam es diese Aufgaben bewältigen kann. Europäische Führung wird also, wenn sie denn überhaupt zustande kommt, so aussehen, dass sie von einem Staat gehandhabt wird, der mit anderen zusammen – wobei diese Kooperation nicht allumfassend sein muss, sondern politikfeldbezogen sein kann – die Aufgaben des Führens übernimmt. Die erste besteht somit darin, Führung klug und umsichtig zu organisieren, aber sie nicht allein an sich ziehen zu wollen. Und vor allem muss sie im Interesse und zum Wohl des Ganzen erfolgen. Damit scheiden Staaten, in denen die Populisten politisch stark sind, als Führungsmacht aus.

					Der erste Kandidat für eine Führungskooperation mit Deutschland in der EU (ebenfalls in der NATO) ist traditionell Frankreich, aber dabei ist zu berücksichtigen, dass sich die Franzosen durch die Bildung einer rechtsnationalen Regierung, die gegenüber Brüssel (und Berlin) politisch auf Distanz bedacht ist, selbst aus dem Spiel nehmen könnten, etwa indem sie jede Kooperation mit Deutschland verweigern oder diese durch eine Reihe von Vorbedingungen unmöglich machen. Der worst case wäre, wenn Frankreich in einer EU-internen Koalition mit anderen nationalkonservativen oder rechtspopulistischen Kräften darauf aus wäre, die EU zu schwächen oder gar lahmzulegen. Der best case bei einer rechtspopulistischen Regierung in Frankreich bestünde darin, dass die Aussicht auf einen entsprechenden Einfluss innerhalb der EU den Rassemblement National dazu nötigen würde, sich auf eine Beteiligung an der europäischen Führung einzulassen, weil andernfalls zu befürchten wäre, die Zustimmung eines erheblichen Teils der politisch rechts angesiedelten Wähler zu verlieren.

					Gerade die Orientierung am nationalen Prestige könnte bei solchen Wählern ein Mittel sein, die französische – und im Übrigen auch die italienische – Rechte für eine Beteiligung an der europäischen Führung zu gewinnen oder sie zumindest von einer Blockadepolitik in der EU und gegen die EU abzuhalten. Wie das ausgehen wird, dürfte davon abhängen, ob der Rassemblement National im Falle einer Regierungsverantwortung einen eher pragmatischen oder einen vorwiegend ideologischen Kurs verfolgen würde; dabei könnte auch eine Rolle spielen, ob die deutsche Regierung, wenn sie denn die Führungsaufgaben in der EU wahrnimmt, ihm gegenüber auf Abgrenzung oder auf politische Einbeziehung setzt. So bitter das in mancher Hinsicht sein mag: die Zusammenarbeit der Regierungen in Europa wird in Zukunft weniger von parteipolitischer Nähe oder Gemeinsamkeiten abhängen. Die erforderlichen Kompromisse werden eine größere Spannweite haben, als vielen lieb sein dürfte. Aber das wird der Preis für den Zusammenhalt der EU sein. Die politischen Koalitionen im Innern der einzelnen Staaten mitsamt ihren «Brandmauern» können nicht auf die europäische Politik übertragen werden, wenn die EU fortbestehen und die allenthalben zu beobachtende politische Rechtsverschiebung in Europa überdauern soll. Bei dieser Rechtsverschiebung muss es nicht langfristig bleiben. Es kommt darauf an, sie zu bewältigen, ohne dass die EU zerfällt.

					Das seit dem Regierungswechsel in Warschau wieder leidlich gute deutsch-polnische Verhältnis könnte bei der europapolitischen Domestizierung des Rassemblement National in Frankreich eine wichtige Rolle spielen: Wenn man in Paris damit rechnen muss, dass eine französische Distanz zu Brüssel zu einer nachhaltigen Schwerpunktverschiebung in der EU nach Osten, etwa in Gestalt einer Achse Berlin–Warschau, führen könnte, wird man es sich dort zweimal überlegen, ob man eine Haltung einnehmen will, mit der man sich selbst politisch marginalisiert. Hierbei könnte sich die geopolitische Lage Deutschlands in der Mitte Europas als vorteilhaft erweisen, da die Bundesrepublik dadurch über die Schwerpunktsetzung innerhalb des Weimarer Dreiecks verfügt. Das Weimarer Dreieck[1] ist nämlich, wenn man es geografisch erfasst, eine Verbindungslinie von Paris über Berlin nach Warschau, also eine Gerade mit drei Knoten, und Deutschland hat darin die Mitteposition inne.

					Das Weimarer Dreieck ist im August 1991 ins Leben gerufen worden, um die polnische Regierung stärker in die deutsch-französische Zusammenarbeit einzubinden. Es hat zuletzt freilich ein Schattendasein geführt und war in den acht Jahren der nationalkonservativen PiS-Herrschaft in Polen weitgehend bedeutungslos. Mit dem Machtwechsel von der PiS zur Bürgerplattform nach den polnischen Parlamentswahlen vom Herbst 2023 wurde es zu neuem Leben erweckt, und seitdem spielen die verbesserten Beziehungen zwischen Berlin und Warschau eine wichtige Rolle. Deutschland ist das Verbindungsglied zwischen West- und Ostmitteleuropa sowie das Zentrum einer Gesamtbevölkerung von etwa hundertachtzig Millionen EU-Bürgern, die im europäischen Herzland leben. Hatte Romain Rolland einst Frankreich und Deutschland «als die beiden Schwingen des Okzidents» bezeichnet und darauf hingewiesen, dass, «wenn die eine zerbricht, […] auch der Flug der anderen zerstört» sei, so lässt sich heute sagen, dass Frankreich die westliche und Polen die östliche Schwinge sei, Deutschland aber der Leib, der beide Flügel miteinander verbindet.[2]

					Eine Achse Paris–Berlin–Warschau könnte also zur Lösung des europäischen Führungsproblems werden. Am besten ginge das natürlich ohne den Rassemblement National in der französischen Regierung, aber notfalls könnte es auch mit ihm klappen – wenn denn Marine Le Pen, die auf den Sieg der Präsidentschaftswahlen 2027 spekuliert, und ihre Gefolgsleute begreifen, dass die weltpolitische Position Frankreichs in der EU sehr viel gewichtiger ist als eine außerhalb der EU oder gar eine gegen sie. Was dem Weimarer Dreieck als West-Ost-Achse freilich fehlt und darum als Ergänzung hinzukommen muss, ist eine Nord-Süd-Achse, die Italien und/oder Spanien und auch die skandinavischen Länder mit dem Zentrum verbindet. Auf diese Weise wären die wichtigsten und größten Länder Europas um die Führungsmacht geschart; außerdem wären Westen und Osten, Norden und Süden Europas in die politische Führung der EU eingebunden.

					Ob Großbritannien dauerhaft der EU fernbleiben wird, bleibt abzuwarten. Nicht ausgeschlossen ist, dass sich das Vereinigte Königreich nach dem Machtwechsel von den Tories zur Labourpartei der EU wieder annähert, und zwar so weit, dass es bei der Außen- und Sicherheitspolitik in die Führungsstruktur der Union eingebunden werden kann – was in Anbetracht der britischen Nuklearwaffen, der außenpolitischen Erfahrung der britischen Diplomatie sowie der mit ihr verbundenen soft power ein beachtlicher Zugewinn wäre. Wie derlei möglich ist, ohne dass Großbritannien wieder zum Vollmitglied der EU werden muss, ist eine Frage der politischen Kreativität und Flexibilität. Dabei wird Deutschland die Rolle des Vermittlers zufallen: erstens, weil eine Wiederannäherung der Briten an die EU im unmittelbaren politischen und wirtschaftlichen Interesse Deutschlands liegt, und zweitens, weil eine Wiederannäherung an die EU deren globales Gewicht erhöht. Und schließlich auch, weil eine gewichtige Rolle der Briten auf absehbare Zeit den Einfluss der Nationalkonservativen und Rechtspopulisten begrenzen könnte. Es gibt somit eine ganze Reihe von Gründen, warum die deutsche Regierung, gleich welcher Couleur, großes Interesse an einer Annäherung der Briten an die EU haben sollte. Wenn es unter der maßgeblichen Führung Berlins gelänge, die politischen Folgen des Brexits zumindest teilweise zu revidieren, wäre dies ein wichtiger Ausweis deutscher Führungsfähigkeit.

					Das hier Skizzierte ist sicherlich nicht mehr als das Gerüst einer möglichen inneren Führungsstruktur Europas, wobei dieses keineswegs als starr und unbeweglich verstanden werden sollte. Immerhin beschreibt es die Art und Weise, wie aus einer Agglomeration von siebenundzwanzig oder mehr Mitgliedstaaten eine durch starke zentripetale Kräfte und politische Handlungsfähigkeit gekennzeichnete Institution entstehen kann, ohne dass diese erst aufgelöst werden muss, um anschließend wieder zusammengefügt zu werden. In jedem Fall muss Deutschland dabei das Verbindungsglied der Achsen von Westen nach Osten und von Norden nach Süden sein, was heißt: Eine Führung Europas ohne Deutschland kann es nicht geben. Aber diese Führung wird in jedem Fall eine in Europa und keine über Europa sein. Das aber hat Voraussetzungen, die als Erstes geschaffen werden müssen und bei denen sich nicht mit Sicherheit voraussehen lässt, ob und wie das gelingen wird. Das nachfolgend beschriebene Projekt ist also ein Vorschlag dazu, aber kein befestigter Weg, der problemlos beschritten werden kann.

				
					
						Hierarchiebildung im Zentrum: die erste Voraussetzung einer handlungsfähigen EU

					
					Bevor über die Frage gesprochen wird, wer mit wem auf welche Art und Weise die Europäische Union führen kann, muss die Union überhaupt erst führbar gemacht werden. Das ist sie in ihrer gegenwärtigen Verfasstheit nicht. Sie ist unter dem Druck von Herausforderungen und Erwartungen gewachsen, hat dabei immer wieder neue Mitglieder aufgenommen, nachdem diese – tatsächlich oder nur dem Anschein nach – die Kopenhagen-Kriterien erfüllt hatten, und ist so größer und größer geworden, ohne dass dem ein Plan oder eine strukturbildende Idee zugrunde gelegen hätte. Für die Europäische Union gilt darum mit größerem Recht, was der britische Historiker John Robert Seeley einst über das British Empire gesagt hat: Es sei entstanden «in a fit of absence of mind», in einem Anfall von Geistesabwesenheit.[1] Das Empire, wollte er damit sagen, habe sich im Verlauf des 19. Jahrhunderts unbedacht größere Lasten auferlegt, als es auf Dauer würde tragen können. Seeley dachte dabei vor allem an den indischen Subkontinent. Auch das Europaprojekt hat sich im Verlauf der aufeinanderfolgenden Erweiterungsrunden größere Lasten auferlegt, als es tragen kann.[2] Es ist überdehnt und wird, wenn es nicht zu einer grundlegenden Reform der EU kommt, an dieser Überdehnung scheitern. Scheitern heißt in diesem Fall: dauerhafte Agonie oder Auseinanderbrechen der Union.

					Man muss dabei zwischen absoluter und relativer Überdehnung unterscheiden: Erstere lässt sich nicht durch Veränderungen in der organisatorischen Struktur beseitigen; das Gewicht der Peripherie ist bei absoluter Überdehnung zu groß, als dass es vom Zentrum auf Dauer getragen werden kann. Das heißt, dass die Ausdehnung verkleinert und das Gewicht verringert werden muss, um einen Kollaps des Zentrums zu vermeiden. Das haben die Briten nach Ende des Zweiten Weltkriegs gespürt, als sie überstürzt Indien in die Unabhängigkeit entlassen haben, um das Empire zu retten. Das hat auf dem Subkontinent zu einem Bürgerkrieg mit ethnisch-konfessionellen «Säuberungen» geführt und das Empire doch nicht gerettet. Die relative Überdehnung dagegen resultiert daraus, dass eine Institution von ihrer ganzen Struktur her nicht in der Lage ist, die ständig wachsenden Aufgaben zu bewältigen und die Herausforderungen anzugehen. Diese Überdehnung lässt sich jedoch auflösen, wenn die organisatorische Struktur der Institution verändert wird, und zwar in der Form, dass das Zentrum gestärkt und das relative Gewicht der Peripherie verkleinert wird. Die absolute Überdehnung ist ein Ressourcen-, die relative Überdehnung ein Organisationsproblem. Letzteres lässt sich durch entsprechende Reformen beseitigen. Aber was möglich ist, ist darum noch lange nicht wirklich. Reformen von so tiefgreifendem Ausmaß, wie sie für eine Beseitigung der EU-Überdehnung vonnöten sind, erfordern große Entschlossenheit und einen starken Willen. Sie sind ein erster Test auf die Führungsfähigkeit der Macht, von der das Zentrum organisiert werden kann.

					Die Europäische Union beruht auf dem Grundsatz, dass alle Mitgliedsländer, und zwar unabhängig von ihrer Größe und den Fähigkeiten, die sie in die Union einbringen, das gleiche Stimmgewicht haben. Das wäre als Faktor der Zentrifugalität vielleicht zu verkraften, wenn alle Entscheidungen in der Union nach dem Mehrheitsprinzip gefällt würden; es gibt jedoch eine Reihe von Politikfeldern, in denen das Einstimmigkeitsprinzip gilt, und das läuft de facto darauf hinaus, dass jedes Mitglied ein Vetorecht hat, mit dem es Entschlüsse verhindern oder außer Kraft setzen und damit die Politik der EU blockieren kann. Ein solches Vetorecht mag bei dem alten Europa der Sechs verkraftbar und mit Blick auf die Gefahr eines ständigen Überstimmtwerdens der kleinen durch die großen Mitgliedsländer sogar sinnvoll gewesen sein; aber im Verbund von siebenundzwanzig Mitgliedstaaten kann dieses De-facto-Vetorecht jederzeit zur Paralyse des Gesamtverbands führen. Die Abschaffung des Vetorechts, also die Generalisierung des Mehrheitsprinzips, ist darum zwingend geboten. Sie ist jedoch nicht einfach, weil die durch das Veto begünstigten Mächte dem zustimmen müssen.

					Da das Europaprojekt freilich ein Kreis aus Kreisen beziehungsweise eine Ellipse aus Ellipsen ist, was heißt, dass die Grenzen der verschiedenen «Räume» – EU, Euroraum, Schengenraum und so weiter – nicht kongruent sind, ist es möglich, einen zusätzlichen Raum zu schaffen, der von den Mächten – und nur von ihnen – gebildet wird, die in der Sicherheits- und Außenpolitik der Union eine gewichtige Rolle spielen. Will man es formalisieren, so könnte man die Höhe des Verteidigungsbudgets, selbstverständlich in absoluten Zahlen, oder die Größe der Streitkräfte, ebenfalls in absoluten Zahlen, als Referenzgröße zugrunde legen. Das würde auf jene Staaten hinauslaufen, die hier mit Blick auf die West-Ost- und die Nord-Süd-Achse innerhalb der EU genannt wurden: Deutschland, Frankreich und Polen sowie Italien und/oder Spanien, eine Vertretung für die skandinavischen und baltischen Staaten und gegebenenfalls auch das Vereinigte Königreich. Sie müssten sich darauf verständigen, dass sie ihre Entscheidungen nach dem Mehrheitsprinzip treffen, sodass es in diesem Kreis keinen Vetospieler gibt. Sie fassen Beschlüsse und setzen diese auch um. Damit hätte sich das Problem eines geschlossenen Auftretens nach außen auf fünf bis sechs Mächte verringert, und die EU wäre dem Imperativ, mit einer Stimme zu sprechen, um ein gutes Stück nähergekommen. Das ist die Voraussetzung dafür, dass sie im internationalen Rahmen eine relevante Rolle spielen kann.

					Ohne Zweifel ist damit zu rechnen, dass die hier umrissene Schaffung eines politischen Machtzentrums in der Union auf den Widerstand derer stoßen wird, die diesem Zentrum nicht angehören und darum einen fühlbaren Macht- und Einflussverlust befürchten müssen. Dieser Widerstand wird voraussichtlich dort am größten sein, wo rechtspopulistische Parteien im Parlament stark vertreten oder gar an der Regierung sind. Denn sie stellen sich ein «Europa der Vaterländer» vor: eine Gemeinschaft, die eine Agglomeration von Einzelstaaten ist, von denen jeder über die vollen Souveränitätsrechte verfügt und sich in die Gestaltung seiner inneren Verhältnisse sowie die Ausrichtung seiner Außenpolitik nicht hereinreden lässt. Dass die kleinen Staaten dabei kaum Einfluss auf das internationale Geschehen haben, spielt für die Rechtspopulisten keine Rolle, solange sie sich innerhalb der EU befinden, wo Widerstand «gegen Brüssel» aufgrund der politischen Verfasstheit der EU eine große Wirkung hat. Sie imaginieren sich eine Bedeutung, die sie nur innerhalb der EU haben.

					Mit der Entstehung des beschriebenen Machtzentrums sehen sie sich vor die Alternative gestellt, in der EU zu verbleiben und dabei den Einfluss zu verlieren, den sie in ihr haben, wenn sie per Veto gegen sie auftreten, oder aus der EU auszuscheiden und danach gar keinen Einfluss mehr zu haben, sondern nur ein Spielball der großen Mächte zu sein. Sie können damit drohen, sich Russland (oder auch China) anzuschließen, aber dabei werden sie erhebliche wirtschaftliche Nachteile in Kauf nehmen müssen und eine Reihe von durch die EU-Mitgliedschaft gesicherte Freiheiten verlieren, was auf Widerstand in der jeweiligen Zivilgesellschaft stoßen dürfte. Ob sie diesen Weg beschreiten wollen, der sie zu einem «kleinen Belarus» macht, werden sich viele genau überlegen. Was sie nämlich tatsächlich verlieren würden, wäre das Privileg, in der EU gegen die EU zu sein. Dieses Privileg wird eine Union auf dem Weg zu politischer Handlungsfähigkeit ihnen nehmen müssen, denn solange es fortbesteht, handelt es sich bei der EU um einen Scheinriesen: Je näher man ihm kommt, desto kleiner und harmloser wird er. Und wenn einige Mitgliedstaaten unter diesen Umständen doch die Union verlassen? Dann muss man sie ziehen lassen im Vertrauen darauf, dass eine verkleinerte, aber handlungsfähige Union letzten Endes stärker sein wird als eine aufgeblähte, aber politisch paralysierte Gemeinschaft. Verbleiben die kleinen Staaten trotz des Umbaus in der EU, so werden sie in außen- und sicherheitspolitischen Fragen nicht ohne Einfluss sein, wenn sie Kooperationen mit einem oder zweien der Zentrumsstaaten eingehen, über die sie ihre speziellen Interessen und Vorstellungen ins Spiel bringen können.

					Ansonsten gilt: diejenigen, die die Union verlassen, werden, wenn sie zurückwollen, nicht mehr zu den gleichen Konditionen aufgenommen, unter denen sie ihr zuvor angehört haben. Das dürfte einige vom Austritt abhalten, zumal denkbar ist, dass die Entstehung eines außen- und sicherheitspolitisch handlungsfähigen Zentrums auch die Chance zu einem tatsächlichen Rückbau der Regelungsdichte in der Union eröffnet, wenn denn, wie oben angenommen,[3] zutrifft, dass die Dichte der Bürokratie ein Ersatz dafür ist, dass die Union nicht über die politischen Kräfte zum Zusammenhalt verfügt. Es ist ein Quidproquo, das bei der Entstehung eines Zentrums den damit unzufriedenen kleineren Ländern angeboten werden kann: Für den (eingebildeten) Einflussverlust, den sie in der äußeren Politik hinnehmen müssen, erhalten sie eine Reihe von Kompetenzen in der inneren Politik zurück – solange sie diese nicht dazu nutzen, das Rechtsstaatsprinzip und die Freizügigkeitsregeln in Frage zu stellen. Gegenüber ihren Bürgern können sie das als einen Zugewinn darstellen.

					Es muss – und wird wohl auch – nicht unbedingt so kommen wie hier skizziert. Die in Umrissen entworfene Darstellung eines Umbaus der EU sollte zunächst nur zeigen, dass dieser möglich ist, ohne sich auflösen und anschließend wieder neu gründen[4] zu müssen, ohne eine weitere Demokratisierung der Union, wie es immer wieder versucht wurde, ohne erfolgreich zu sein.[5] Es ist nicht zwingend, unter dem Eindruck der verfestigten Strukturen in Brüssel und der Unbeweglichkeit der Besitzstandswahrer, als die sich die meisten Mitgliedsländer positionieren, in Resignation zu verfallen und einen «Schrecken ohne Ende» oder ein «Ende mit Schrecken» tatenlos abzuwarten. Die Europäische Union ist reformierbar, und sie muss von Grund auf reformiert werden, wenn sie eine Zukunft haben soll. Angelpunkt des Umbaus ist nicht der einzelne Bürger, wie einige meinen, oder eine Demokratisierung, wie andere fordern, sondern eine Konzentration auf die Frage, wie Europa im 21. Jahrhundert in der globalen Ordnung eine Rolle zu spielen vermag; wie es den Drohungen aus Moskau begegnen kann und durch die Rückzugsneigung der USA nicht erpressbar wird. Das wird nur mit einem Akteur möglich sein, der sich selbst zu behaupten vermag und dabei im besten Fall auch Werte vertritt, denen anzuhängen sich auch für Staaten außerhalb der EU lohnt. Die Union könnte dadurch ein politisches Alleinstellungsmerkmal erhalten, das sie in globaler Hinsicht unverwechselbar macht.

				
					
						Das Projekt abgeflachter Ränder: die zweite Voraussetzung einer handlungsfähigen EU

					
					Die Schaffung eines politischen Zentrums ist das eine; die Organisation der Union mit mindestens zwei, nach Möglichkeit drei Graden von Mitgliedschaft, also die Herstellung abgeflachter Ränder, das andere. Beides ist erforderlich, um die EU zu einem politisch handlungsfähigen Akteur zu machen. Unter der nebulösen Formel von einem «Europa der zwei Geschwindigkeiten» ist die Idee einer gestuften Unionsmitgliedschaft bereits in der Vergangenheit immer wieder ins Gespräch gebracht worden. Da das zumeist im Zusammenhang mit dem Beitritt eines als schwierig angesehenen Kandidaten der Fall war, haftete ihr schon bald der Verdacht an, einen Beitrittswilligen unausgesprochen herabzustufen, und die Vorstellung einer mehrstufigen Mitgliedschaft verschwand wieder – bis sie in der Debatte über einen anderen Kandidaten wieder hervorgeholt wurde, um dann erneut verworfen zu werden.[1]

					Hätte man diesen Ansatz nicht als Einzelfalllösung, sondern als dringend notwendige strukturelle Reform der EU diskutiert, so hätte die Debatte darüber einen anderen Verlauf und womöglich auch einen anderen Ausgang genommen. Das Modell einer zwei- oder dreistufigen Mitgliedschaft hätte dabei nicht nur als Angebot für sozioökonomisch rückständige und politisch-kulturell dem EU-Raum weniger entsprechende Länder (etwa solche, die mehrheitlich islamisch sind) ins Gespräch gebracht werden können, sondern als eine generelle Form der EU-Zugehörigkeit, die auch für große oder reiche Staaten Europas attraktiv gewesen wäre, etwa für die Schweiz und Norwegen vor deren Referenden über eine Vollmitgliedschaft in der damaligen EG oder für Großbritannien während der laufenden Debatte über den Brexit. Die EU hätte sich damit flexibel gezeigt. Womöglich wäre der Brexit vermieden worden, und mit Norwegen und der Schweiz hätten zwei für das Europaprojekt hochattraktive Länder eine engere Verbindung zur EU aufgenommen. Vor allem hätte die niedrigstufigere Mitgliedschaft damit den Ruch des Diskriminierenden verloren, und man hätte nicht sagen können, es gehe hier um die Aufstellung eines «Katzentischs», der für Unbedeutende vorgesehen sei. Brüssel hätte bei den Verhandlungen eine viel größere Beweglichkeit gehabt, um auf die diversen Wünsche und Bedenken der potenziell Beitretenden eingehen zu können – auch im Fall derer, die ihre Souveränität nicht abtreten wollten.

					Warum war dem nicht so? Warum hat die Europäische Union bedingungslos an einem einzigen Typ von Mitgliedschaft festgehalten und damit alle Beitrittsinteressenten vor die scharfe Entscheidung zwischen Mitgliedschaft und Nichtmitgliedschaft gestellt? Die Antwort ist einfach: Solange man über kein Zentrum verfügte, das eine Gemeinschaft von Staaten mit unterschiedlicher Anbindung an die EU zusammenhalten kann, wollte man sich nicht auf eine diversifizierte Art der Mitgliedschaft einlassen. Man ging davon aus, dass sich der tatsächlichen Heterogenität der Mitgliedsländer durch die Homogenität ihrer Mitgliedschaft entgegenwirken ließ – vermutlich in der Erwartung, das werde zu einem schrittweisen Prozess der Angleichung führen. Mitunter war das der Fall, in der Regel aber nicht. Die Folge war, dass die Brüsseler Bürokratie immer weiter ausuferte und der Acquis communautaire, in dem alle Rechte und Pflichten der Mitglieder festgehalten sind, mit der Zeit immer umfänglicher und unüberschaubarer wurde. Es handelt sich bei ihm inzwischen um einunddreißig Bände mit ungefähr fünfundachtzigtausend Seiten.

					Der Acquis umfasst sämtliche für die Mitgliedstaaten verbindlichen Bestimmungen der EU und muss von einem Beitrittskandidaten in seinem gesamten Umfang übernommen sein, damit der Kandidat Mitglied der Union werden kann. Er ist der Inbegriff des Projekts, die Gemeinschaft wesentlich auf die Grundlage rechtlicher Regelungen zu stellen und sie auf dieser Basis auch politisch zu steuern. Der Acquis ist Kern und Angelpunkt einer exzessiven Bürokratisierung in der EU; auf ihn bezieht sich die Kritik am Brüsseler «Bürokratiemonster» und der Vorwurf, in der EU seien die Bürger Europas auf administrativem Weg politisch entmündigt worden.[2] Eine Demokratisierung der Europäischen Union, wie sie immer wieder gefordert wird, ist unter diesen Umständen nicht möglich, beziehungsweise das, was unter der Überschrift einer Demokratisierung bislang stattgefunden hat, läuft auf eine weitere Juridifizierung der EU hinaus. Selbst eine Verfassung für Europa, die als Rahmung der Demokratisierung dienen könnte, würde daran nichts Entscheidendes ändern: Auch hier gilt nämlich, dass die alltägliche Erfahrbarkeit einer Institution durch das Verwaltungs- und nicht durch das Verfassungsrecht bestimmt ist.[3]

					Das Bittere an dieser Art politischer Steuerung ist, dass sie die von ihr erwarteten Ergebnisse letzten Endes nicht erbracht, dafür aber eine Fülle von Nachteilen und Erschwernissen zur Folge hat, nicht zuletzt die kontinuierlich wachsende Skepsis bis Ablehnung der EU in Teilen der europäischen Wählerschaft. Gleichzeitig hat der Acquis nicht verhindern können, dass Griechenland mit gefälschten ökonomischen und fiskalischen Daten dem Euroraum beigetreten ist, dass sich in vielen südosteuropäischen Ländern die Korruption ausbreitet und rechtspopulistische Regierungen, sobald sie über längere Zeit an der Macht sind, in ihren Ländern die Pressefreiheit aushebeln und den Rechtsstaat untergraben. Kurzum: die Integration Europas auf der Grundlage des Acquis führt nicht zu den Ergebnissen, die sie haben soll und haben muss, und hat dafür Nachteile, die für die Union auf längere Sicht bestandsgefährdend sind. Aus der Homogenität des Mitgliedschaftsstatus ist eine Heterogenität der realen Verhältnisse geworden, deren die Kommission auch durch die Einleitung von Verfahren wegen Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit wie gegen die Verschuldungsregeln nicht Herr zu werden vermag. Das spricht – neben dem Erfordernis politischer Handlungsfähigkeit – ebenfalls für einen möglichst zügig anzugehenden Umbau von einer administrativ scheinhomogenisierten in eine politisch integrierte Institution.

					Dass bei einer zwei- oder dreistufigen Mitgliedschaft in der Union die Gesamtheit der rechtlichen Regelungen nicht mehr das bevorzugte Instrument bei der Steuerung und Integration sein kann, ist evident. Ebenso unbestritten ist freilich auch, dass eine politische Integration und Steuerung nicht ohne rechtliche Regelungen zwecks einer begrenzten Homogenisierung der politischen und wirtschaftlichen Räume denkbar ist – umfassender im Kernbereich, der über das oben beschriebene Zentrum der größeren Mächte hinaus die ihm eng verbundenen kleineren Länder einschließt und so etwas wie den inneren Kreis der Union darstellt. Die Umstellung auf eine sehr viel stärker politische als administrative Integration sollte es möglich machen, die Regelungsdichte des Acquis zu reduzieren, keineswegs nur, um den Bürokratieaufwand der Wirtschaftsunternehmen zu begrenzen, sondern vor allem auch, um den demokratisch organisierten Einfluss der Bürger auf die Politik der EU erfahrbar zu machen.

					Die mehrstufige Mitgliedschaft ist neben der politischen Handlungsfähigkeit die zweite für die Selbstbehauptung der EU elementare Reform. Während die Erhöhung der politischen Handlungsfähigkeit nach außen gerichtet ist und der Union die Möglichkeit verschaffen soll, in einer globalen Ordnung zu bestehen und auf sie Einfluss zu nehmen, hat die Flexibilisierung der internen Struktur dafür zu sorgen, dass die Akzeptanz der Union in den Mitgliedstaaten wieder wächst, dass der Anti-EU-Affekt als Mobilisierungsressource populistischer Bewegungen schwindet und dass die EU in der Lage ist, die gefährdeten Räume an ihrer Peripherie politisch zu stabilisieren und wirtschaftlich zu stärken. Zu dieser Stabilisierung der Peripherie muss sie in der Lage sein – erstens, um den Ausbruch von Bürgerkriegen zu verhindern, zweitens, um die dort anlangenden Migrationsbewegungen, von denen anzunehmen ist, dass sie weiter anwachsen werden, zu entschleunigen und eine Sortierung der Migranten nach Rechtsstatus und Eingliederungschancen zu ermöglichen, und schließlich, um einen äußeren Schutzmantel zu schaffen, der den inneren Kern der Union umgibt und ihr dort Resilienz verschafft, wo sie in besonderer Weise verwundbar ist.

					Das System der gestuften Mitgliedschaft wird im Idealfall somit auf mehr als einen einzigen Kreis um den Kernbereich der EU hinauslaufen: Da ist zunächst dieser Kern selbst, der die genannten fünf oder sechs Zentrumsstaaten umfasst sowie die ihnen eng verbundenen kleineren Länder, die bei gewissen Abstrichen im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik dieselben Rechte und Pflichten haben wie die fünf oder sechs großen Akteure des Kernbereichs. Daneben würde es eine Reihe von Mitgliedern geben, die, nicht unbedingt als Ring um das Zentrum angelegt, sondern eher in dieses eingesprenkelt, der Union mit verminderten Rechten und Pflichten angehören und bei denen auch das Homogenitätslevel im Vergleich zum Zentrum abgesenkt ist. Das verschafft einigen Ländern die Möglichkeit, zwischen einer strikten Einbindung in die Union mit größeren Rechten und Pflichten und einer weniger engen Einbindung bei entsprechend reduzierten Rechten und Pflichten zu wählen.

					Dabei sollte es möglich sein, diesen Status von Zeit zu Zeit zu verändern, also von einer weniger strikten zu einer stärkeren Einbindung und umgekehrt überzuwechseln. Ein solcher Wechsel wäre indes nicht kurzfristig und im unmittelbaren Anschluss an einen Regierungswechsel in dem betreffenden Land möglich, sondern nur innerhalb von längeren Zeiträumen, bei denen es sich um ein Jahrzehnt handeln könnte. Die Bürgerschaft dieser Länder hätte dann die Möglichkeit, in gewissen Intervallen zu entscheiden, ob sie einen größeren Einfluss auf den Gesamtverband bei erhöhten Verpflichtungen vorzieht oder aber eine Reduzierung ihres Verpflichtungsgrades bei entsprechendem Einflussverzicht. Dabei muss freilich klar sein, dass die übernommenen Pflichten auch erfüllt werden und keiner sich unter falschen Angaben einen Einfluss erschleichen kann, der ihm nicht zukommt. Wo das dennoch der Fall ist, sollten die Kommission und die Mächte des Kerns die Möglichkeit haben, mit qualifizierter Mehrheitsentscheidung ein Land in seinem Status zurückzustufen. Ein Agieren in der EU gegen die EU, wie es von Ungarn seit mehr als einem Jahrzehnt zum Schaden der Union praktiziert wird, wäre dann nicht mehr möglich.

					Nun gibt es einige, die eine so fundamentale Reform der Europäischen Union, wie das die Durchsetzung einer mehrstufigen Mitgliedschaft nun einmal ist, für unnötig halten (wobei sie häufig auch deren Unmöglichkeit behaupten), insofern es ja den Weg des Opt-out, der Nichtbeteiligung an Abstimmungen, gebe, wie sie im Falle Ungarns inzwischen ja auch bereits mehrfach praktiziert worden sei. Aber das ist eine Notlösung, die man nicht zum Regelfall im Umgang mit potenziellen Vetomächten machen darf, weil diese sich, wie das bei Ungarn der Fall war, den Verzicht auf das Veto im buchstäblichen Sinn abkaufen lassen: Sie verschwinden vor der entscheidenden Abstimmung aus dem Raum, wenn die Kommission dafür auf Strafzahlungen gegen ihr Land verzichtet (was zumeist auf einen Verzicht beim Einbehalten von Subventionen hinausläuft) oder ihnen anderweitige Konzessionen macht. Was Opt-out heißt, ist ein von Fall zu Fall erfolgender Abkauf der Vetoposition, bei dem die Union Schritt für Schritt ihr eigenes Regelwerk aufweicht und sich in einen Basar des politischen Feilschens verwandelt, bei dem sehr bald auch die innere Werteordnung zur Disposition steht.

					Spieltheoretisch lässt sich das unschwer antizipieren: Ein entsprechend aufgestelltes Land entschließt sich zu einem Regelbruch, sei es bei seiner Verschuldung, bei der Auflösung der Rechtsordnung oder bei Einschränkungen der Pressefreiheit, und setzt von Anfang an darauf, dass es die Sanktionen der Kommission aushebeln kann, indem es zu wichtigen Entscheidungen der EU sein Veto annonciert, das es sich dann in Form des Opt-out abkaufen lässt, wenn im Gegenzug die Sanktionen kassiert werden. Das Opt-out ist also de facto die Chance, innerhalb der Union zu machen, was man will, und dabei das Regelwerk, auf das sich die EU ansonsten viel zugutehält, außer Kraft zu setzen. Des Weiteren eröffnet es, sobald es von der Ausnahme zum Regelfall geworden ist, die Möglichkeit, sich nach Belieben aus der gemeinsamen Politik der Union auszuklinken und eigene Wege zu gehen. Es ist eine Variante der Vetospielerrolle. Das Opt-out muss eine absolute Ausnahme bleiben, wenn es nicht zu einem dramatischen Verstärker des Zentrifugalen werden soll. Es ist ein bedenkliches Zeichen, wenn eine wachsende Zahl von Europapolitikern im Opt-out eine praktikable Lösung für die inneren Probleme der EU sieht. Es handelt sich dabei um eine, wenn man so will, «typisch europäische» Lösung, bei der die kurzfristigen Effekte höhergestellt werden als die langfristigen Folgen. Heißt: Man muss den schwierigen und anstrengenden Weg einer institutionell verankerten Mehrstufigkeit der Mitgliedschaft gehen und sollte sich von der scheinbar einfachen Lösung des Opt-out fernhalten. Sie ist eine Frucht vom verbotenen Baum.

					Um diesen Raum einer zunächst zweistufigen Mitgliedschaft könnte dann noch ein äußerer Ring beziehungsweise Halbkreis – Halbkreis deswegen, weil er nur im Osten und Süden und nicht im Westen und Norden angezeigt und sinnvoll ist –, bestehend aus assoziierten Staaten mit begrenzten Beteiligungsrechten, angelagert sein. Es könnte sich dabei um Länder des Kaukasusraums an der östlichen Schwarzmeerküste handeln, um die Türkei und weitere Staaten des Nahen Ostens, die als wirtschaftliche Partner und politische Verbündete für die EU – nicht zuletzt infolge des auf lange Zeit erfolgten Ausfalls von Russland als Lieferant von Rohstoffen und Energieträgern[4] – von Bedeutung sind, sodann um Ägypten sowie die Staaten der nordafrikanischen Mittelmeerküste von einem zwischenzeitlich befriedeten Libyen bis nach Marokko.[5] Die politische und wirtschaftliche Stabilisierung dieses Halbkreises wird die Union einiges Geld kosten, aber diese finanziellen Transfers würden in eine langfristig angelegte Strategie eingebettet sein und nicht mehr, wie in der jüngeren Vergangenheit, als eilends eingeleitete Reaktion auf Notlagen und ausufernde Probleme erfolgen, bei denen die Verhandlungsbereitschaft des betreffenden Landes und das Verhandlungsgeschick der Kommission die ausschlaggebende Rolle spielen.[6] Außerdem könnten die abgeflachten Ränder der EU dafür sorgen, dass bei den hinter der EU-Außengrenze liegenden Staaten nicht ein Zwang zum Beitritt wegen der mit der Grenze verbundenen hohen Hürden aufkommt. Vor allem an diesem äußeren Halbkreis zeigt sich, in welchem Maß die EU durch eine mehrstufige Mitgliedschaft an Strategiefähigkeit gewinnt und zu einer grand strategy in für sie elementaren Fragen befähigt wird.

					Die Herstellung einer Struktur der EU, die Verlässlichkeit mit Flexibilität verbindet, ist letzten Endes abhängig von der Schaffung eines Zentrums, das in der Lage ist, das Ausmaß des Administrativen bei der Sicherung des Zusammenhalts deutlich zu reduzieren. Die bestehende Struktur ist das Ergebnis von Konstellationen, die es so nicht mehr gibt: von der bipolaren Weltordnung über die Rolle der USA als Schutz- und Führungsmacht eines nach Ostmitteleuropa ausgedehnten «Westens» bis hin zu einem Mittelmeer, das eine Grenze Europas war und kein Raum, der von Schleuserorganisationen zum Transfer von Migranten genutzt wird. Vor allem aber ist die Zeit vorbei, in der die EU, von einer juridisch geschulten Administration verwaltet, als ein großer Markt verfasst sein konnte, in dem der demokratische Anspruch zunehmend auf ein Instrument von Nichtregierungsorganisationen reduziert wurde. Diese NGOs haben den öffentlichen Diskurs mit Warnungen und Mahnungen bewirtschaftet, um ihren jeweiligen Zielsetzungen politische Aufmerksamkeit zu verschaffen. Das Zusammenspiel zwischen juridifizierter Administration und mit moralischen Forderungen auftretenden NGOs hat die EU ihren Bürgern entfremdet und dazu geführt, dass sie inzwischen von vielen eher als Feind denn als Freund gesehen wird. Vor allem aber zwingt die Entstehung einer nach Großräumen gegliederten Weltordnung, der globalen Pentarchie, die Europäer dazu, sich für ihre Selbstbehauptung im Widerstreit der großen Mächte fit zu machen. Ohne die Bildung eines jederzeit handlungsfähigen politischen Zentrums, das nicht durch Alleingänge eines Mitgliedstaats blockiert werden kann, und ohne eine Abflachung der EU-Außengrenzen wird es nicht möglich sein, in der sich verändernden Weltordnung zu bestehen.

				
					
						Kann Deutschland die EU politisch führen?

					
					Um es nach dem eben Entwickelten noch einmal in aller gebotenen Deutlichkeit herauszustellen: Wenn in Europa politische Führung vonnöten ist, dann nicht in dem Sinne, dass es einen Staat gibt, der seinen Willen – und schon gar nicht sein Eigeninteresse – aus der Position des Führenden heraus durchsetzt. Vielmehr ist eine Macht gefragt, die das Wohl der gesamten Union im Auge hat. Das kann nur eine Macht sein, die zwischen den unterschiedlichen Interessen der einzelnen Mitgliedsländer zu vermitteln vermag, die aber auch, wenn es erforderlich ist, die Initiative ergreifen kann – und das in der gebotenen Entschiedenheit und mit Durchhaltevermögen – sowie über die dazu erforderlichen Ressourcen und Fähigkeiten verfügt. Und die – was das Allerwichtigste ist – davon ausgehen kann, dass ihr, weil sie die Aufgaben eines servant leader wahrnimmt, die eigene Bürgerschaft nicht das Mandat entzieht, indem sie populistische Parteien an die Macht bringt.

					Konkret: Ein servant leader, eine dienende Führungsmacht in der EU kann nur ein Staat sein, dessen Wahlbevölkerung in ihrer überwiegenden Mehrheit davon überzeugt ist, dass die Union für das eigene Land dauerhaft von großem Nutzen ist, dass ihr Zerfall gewaltige politische Nachteile und schwere wirtschaftliche Beeinträchtigungen mit sich brächte und dass das eigene Land, um solches zu verhindern, Kosten und Lasten zu tragen hat, die bei anderen EU-Ländern nicht in gleichem Umfang anfallen. Das alles trifft mehr oder weniger nur auf Deutschland zu. Es hat dabei die Bürde seiner Geschichte in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts zu tragen, was die politische Klasse wie die Bevölkerung, jedenfalls in ihrer Mehrheit, daran hindern sollte, übermütig zu werden und leichtfertig zu handeln. Wobei Leichtfertigkeit ein doppeltes Gesicht hat: nämlich einerseits die eigenen kurzfristigen Interessen stärker zu verfolgen als das Gemeinwohl der EU und andererseits die Zügel schleifen und den Entwicklungen ihren Lauf zu lassen. Beides kommt für eine dienende Führungsmacht nicht in Frage.

					Gegen dieses grobkörnige Urteil lässt sich manches einwenden: unter anderem, dass es auch in Deutschland während der letzten Jahre zu einem Aufstieg der Rechtspopulisten gekommen ist, der sich politikprogrammatisch aus einer dezidierten Ablehnung der EU gespeist hat. Diese Ablehnung hat sich zeitweise zur Forderung nach einem deutschen EU-Austritt gesteigert, und dabei haben Parolen wie die, dass es vor allem um Deutschland und seine eigenen Interessen zu gehen habe, eine große Rolle gespielt.[1] Sammelbecken dieser Einstellungen ist eine Partei, die sich als «Alternative für Deutschland» (AfD) bezeichnet. Ein Teil dieser die EU ablehnenden Sichtweisen ist auch im «Bündnis Sahra Wagenknecht» (BSW) anzutreffen. Beide Parteien könnten zusammen bei nationalen Wahlen bis zu einem Viertel der Wähler hinter sich versammeln. Es steht außer Frage, dass die Rolle eines servant leader, die Rolle Deutschlands als dienende Führungsmacht bei beiden keine Akzeptanz findet und beendet würde, sobald sie im Parlament eine Mehrheit hätten.[2]

					Das wäre der worst case für Europa, weil davon auszugehen ist, dass dann in keinem der großen EU-Länder die Parteien der Mitte, die traditionell für eine europafreundliche Politik stehen, noch über eine Mehrheit verfügen würden. Beim gegenwärtigen Stand der politischen Verhältnisse in der EU ist davon auszugehen, dass die Bundesrepublik Deutschland das letzte große Land Europas sein würde, in dem die Parteien der politischen Mitte die Macht verlieren, und das spricht trotz des Erstarkens der Rechtspopulisten auch in Deutschland dafür, dass die Bundesrepublik die politische Führung in Europa übernehmen sollte. Falls sie für die Wahrnehmung dieser Aufgabe ausfallen sollte, würde das auf den Zerfall oder die Agonie der EU hinauslaufen. Daran kann es seit dem Aufstieg populistischer Parteien in Frankreich und Italien keinen Zweifel geben.[3]

					Dass Deutschland von seiner Größe und wirtschaftlichen Stärke her über die Ressourcen verfügt, eine Führungsrolle in der EU zu spielen, steht außer Frage; es ist aber keineswegs sicher, ob die Bevölkerung die Bereitschaft dazu aufbringt und ob die politische Klasse hierzulande die strategisch-taktischen Fähigkeiten zu politischer Führung besitzt. Die Bereitschaft zu politischer Führung war bislang eher auf eine Unterstützung Frankreichs beschränkt. Aber Frankreich wird aufgrund seiner politischen Selbstblockade – des Patts zwischen rechten und linken Parteien in der Nationalversammlung – nicht zur Führung Europas in der Lage sein: Es fällt auf unabsehbare Zeit als europäische Führungsmacht aus. Deutschland muss darum vorerst weitgehend auf sich allein gestellt die europäischen Führungsaufgaben übernehmen. Auch von Italien als Alternative zu Frankreich ist infolge der dortigen politischen Konstellationen vorerst keine größere Unterstützung zu erwarten. Beide Länder, Frankreich und Italien, werden für lange Zeit in Europa vor allem als fiskalpolitische Problemfälle in Erscheinung treten. Am ehesten lässt sich noch von Polen und Spanien – wenn man nur auf die größeren Mitgliedsländer schaut – Unterstützung bei der europäischen Führung erwarten. Ansonsten wird viel auf die kleineren Länder ankommen. Die aber werden aufgrund ihrer begrenzten Ressourcen nur in bescheidenem Umfang hilfreich sein können. Solche Konstellationen sind nicht gerade förderlich für die Bereitschaft, in der EU zu führen.

					Die deutsche Bereitschaft zur Führung dürfte somit das Ergebnis einer «Einsicht in die Notwendigkeit» sein und nicht die Folge eines Führenwollens. Das kommt der Akzeptanz einer deutschen Führungsrolle bei den anderen zugute. Aber wie ist es um die Fähigkeit der deutschen politischen Klasse zu einer solchen Führung bestellt? Hier kann man ja nicht davon ausgehen, dass sie infolge von Einsicht in die Notwendigkeit vorhanden ist. Politische Fähigkeiten sind ein Ergebnis von Rekrutierungsmechanismen der Parteien, den dort von den Politikern gesammelten Erfahrungen und einer mit der Zeit entwickelten Urteilskraft. Dabei spielen die Strukturen der Parteien und des politischen Systems eine große Rolle, indem sie bestimmte Charaktere privilegieren und andere an den Rand drängen, sodass in den nationalen Führungspositionen ein ganz bestimmter Politikertyp dominiert. Er wird von den Sozialisierungsmechanismen der Parteien und den Auswahlmechanismen des politischen Systems geprägt. In Deutschland ist das der Typ eines in der Kompromissbildung geschulten Politikers, der vorzugsweise «von hinten» führt und politische Alleingänge scheut, wenn er diese auch nicht immer vermeiden kann. Von Helmut Kohl über Angela Merkel bis zu Olaf Scholz war es dieser Typus, der es entgegen aller anfänglichen Zweifel ins Kanzleramt geschafft hat. Dass Gerhard Schröder nicht eine mit Kohl und Merkel vergleichbare Amtszeit als Kanzler erreicht hat, liegt auch daran, dass er diesem Typ des Politikers in keiner Weise entsprach.[4]

					Vom Grundsatz her passt dieser auf Kompromiss gepolte und überwiegend «von hinten» führende Typus des Politikers zu demjenigen, der auch in der EU bisher dominant war. Es ist einer, der keine Entscheidung überstürzt, der stattdessen die Sichtweisen der Mitgliedsländer auslotet, Kompromisslinien findet und dann Vorschläge macht, die nach Möglichkeit für alle zustimmungsfähig sind. Das ist die Art und Weise, in der sich Deutschland bereits in der Vergangenheit in den EU-Betrieb eingebracht hat, und diese Art von ebenso vorsichtiger wie umsichtiger Führung wird auch künftig in Brüssel gefragt sein. Sie steht für den politischen Führungsmodus im EU-Regelbetrieb. Darin sind die deutschen Politiker geschult, und sie sollten keine Probleme haben, die «Politik der Geduld» auch in Brüssel zu praktizieren. Es ist freilich zu erwarten, dass diese Art von Führung in Zukunft schwieriger und noch um einiges langwieriger sein wird als bisher, weil die Zahl der gegenüber der EU skeptisch eingestellten Länder und der ähnlich disponierten Abgeordneten im Straßburger Parlament gestiegen ist. Auch deswegen wird man es in Brüssel nicht bei einer Führung durch die Kommission belassen können, sondern diese muss beim Initiativwerden aus dem Rat heraus angetrieben werden. Die Kommission wird sich im Wesentlichen auf den Normalbetrieb konzentrieren, und die Initiativen werden von der Führungsmacht ausgehen. Das aber ist der Bereich, in dem deutsche Politiker die größten Defizite haben, weswegen sie davor auch notorisch zurückscheuen.

					 

					Doch zunächst zu den Führungsaufgaben im EU-Regelbetrieb: Die Kräfte des Zentrifugalen sind infolge populistischer Wahlerfolge erheblich angewachsen, und dementsprechend muss auch die Kraft des Zentripetalen größer werden. Das wird nicht allein mit geduldigem Zuhören und zeitaufwendiger Kompromisssuche gehen, sondern dazu bedarf es eines entschiedenen Auftretens von Seiten des größten und wichtigsten Mitgliedstaates. Auch daran sind deutsche Politiker nicht unbedingt gewöhnt, weswegen sie hier dazulernen müssen, beginnend bei der Sanktionierung von Regelverstößen gegen das Rechtsstaatsprinzip, einem der Grundwerte der EU, ebenso wie gegen die Haushaltsdisziplin, bei der eine festgelegte Schuldenhöhe außer für investive Ausgaben in klar definierten Fällen nicht überschritten werden darf.

					Beides sind Bereiche, bei denen die EU-Kommission über Möglichkeiten verfügt und in der Vergangenheit bereits mit Sanktionen gedroht, aber dann nichts Durchschlagendes unternommen hat. Bei Verstößen gegen die Einhaltung der Verschuldungsgrenzen ist eine zögernde, aufschiebende Politik verhängnisvoll, nicht zuletzt in Anbetracht einer sich für Europa absehbar verschlechternden Wirtschaftslage. Besorgniserregend ist, dass die Rechtsstaatsverstöße, die vor allem von Nationalkonservativen und Rechtspopulisten systematisch praktiziert werden, sich als eine Art Drehbuch für die Festigung ihrer Herrschaft erwiesen haben. Dieses Drehbuch wird immer wieder zur Anwendung kommen, wenn dem nicht ein fester Riegel vorgeschoben wird. Beides sind zunächst Aufgaben, die von der Kommission zu erledigen sind. Sie wird jedoch zu vorsichtiger Zurückhaltung tendieren, solange sie sich nicht sicher sein kann, dass die Führungsmacht der EU fest hinter ihr steht und auf ein entschiedenes Vorgehen drängt. Deutschland ist hier umso glaubwürdiger, je konsequenter es selbst die europäischen Verschuldungsgrenzen einhält und das Rechtsstaatsprinzip bei sich selbst gegen alle Versuche seiner Aushöhlung verteidigt. Das Einhalten der Schuldenbremse hat freilich den Nachteil, dass es die finanzielle Handlungsfähigkeit der Deutschen auf vielen Politikfeldern einschränkt.

					Des Weiteren wird es zu den deutschen Führungsaufgaben gehören, neben der Fortsetzung eines kontinuierlichen Umbaus der Wirtschaft zu Klimaneutralität ein starkes Augenmerk auf die Wirtschaftskraft und eine wissenschaftlich-technologisch führende Rolle Europas in der Welt zu legen. Letzteres voranzubringen dürfte Deutschland um einiges schwerer fallen als das Beharren auf der Haushaltsdisziplin, weil es auf diesem Feld seine vormals führende Stellung eingebüßt hat. Diese muss es zurückgewinnen, wenn es europäische Führung durch eigene Vorbildlichkeit legitimieren will. Vor allem in den Bereichen von Wirtschaft und Technologie wird es darauf ankommen, dass die Deutschen wieder zum Zugpferd Europas werden, und das ist zunächst eine Aufgabe der nationalen Politik. Solches liegt im unmittelbaren Eigeninteresse Deutschlands, insofern sein Wirtschafts- und Sozialmodell von entsprechenden Fähigkeiten abhängt. Die Rücknahme restriktiver Forschungsbedingungen, die in den letzten Jahrzehnten aufgebaut wurden, und die Auflegung von Förderprogrammen, die dezidiert innovationsorientiert sind, sowie der Kampf gegen die Ideologisierung der Wissenschaft, die zuletzt von kleinen, aber lautstarken Gruppen in die Universitäten hineingetragen wurde, sind naheliegende Schritte, um eine neue Dynamik in Gang zu setzen. Gelingt es nicht, Europa wieder in die Position einer wissenschaftlichen und technologischen Großmacht zu bringen, wird es unmöglich sein, der Union das politische Gewicht zu verschaffen, welches erforderlich ist, um im globalen Rahmen eine bedeutende Stimme zu haben. Insofern ist die Dynamisierung der Wirtschaft und die Förderung wissenschaftlicher Kreativität in Europa ein «Muss» – und kein «Soll».

					Das sind die Felder, auf denen ein «Führen von hinten» zumeist hinreichen dürfte, um Europa sowohl zusammenzuhalten als auch voranzubringen. Das schließt indes ein, dass die führende Macht immer wieder initiativ agieren muss und sie ihre Führung nicht auf ein bloßes Reagieren bei entsprechenden Anforderungen beschränken kann. Diesbezügliche Initiativen sollten mit den anderen Großen abgesprochen sein, womit Führung strukturell dem Typus einer von vorn initiierten Kompromissbildung folgt. Die wichtigste Herausforderung dieses Typs von Führung besteht darin, sich gegen jene Gruppen durchzusetzen, die der wirtschaftlichen wie der wissenschaftlichen Entwicklung Fesseln anlegen wollen. Von Führung ist zu erwarten, dass sie die strategischen Zielvorgaben im Auge behält und sich nicht durch die Fülle der Einwände und Bedenken irremachen lässt. Das Initiativwerden beinhaltet freilich immer ein gewisses Risiko, das auch durch Absprachen und Vereinbarungen nicht aus der Welt zu schaffen ist. Solche Risiken sind durchweg das Einfallstor für Bedenkenträger, die in Deutschland seit langem politische Konjunktur haben.

					Risikoscheue Politiker meiden darum innovativ angelegte Initiativen und setzen lieber auf Erprobtes und Bewährtes – was keineswegs nur bei Politikern aus konservativen Parteien der Fall ist. Initiativ zu werden ist bei deutschen Politikern eine selten anzutreffende Fähigkeit. Der vielberedete Reformstau in Deutschland ist ein Ergebnis dieser in der politischen Klasse dominanten Mentalität. Initiativ zu agieren muss im Hinblick auf das Handeln in Europa von der deutschen Politik erst eingeübt werden – oder man muss sich mit Politikern aus anderen Ländern, die in die Führung der EU involviert sind, darüber verständigen, dass sie in bestimmten Bereichen diese Aufgabe übernehmen. Es kann mitunter ja auch von Vorteil sein, wenn eine Initiative nicht von Deutschland kommt. Insgesamt ist allerdings nicht damit zu rechnen, dass die Bundesregierung den Ministerrat und die Kommission der EU mit Initiativen überfluten und damit den anderen Mitgliedstaaten auf die Nerven fallen wird.

					Ein Beispiel für politische Führung, die sich aus einem anfänglichen Reagieren heraus zu einem initiativem Agieren entwickelt, ist etwa, die Kommunikation über die angemessene Reaktion auf eine größere Herausforderung und über das entsprechende eigene Agieren so zu lenken, dass ein Sog entsteht, dem sich die anderen EU-Länder nicht ohne Weiteres entziehen können. Das ist, etwas vereinfacht, das genaue Gegenteil des ethischen Ratschlags, Gutes zu tun, aber so wenig wie möglich darüber zu reden, um nicht als Angeber, Vordrängler und Besserwisser dazustehen. Die Maxime, nicht in Erscheinung zu treten, ist das Gegenteil dessen, was politische Führung unter tendenziell Gleichberechtigten ausmacht: etwas zu tun und dieses Tun als nachzuahmendes Vorbild herauszustellen – oder aber es als einen Akt darzustellen, den man auf sich nimmt, um die anderen vor den Folgen des Nichtstuns zu bewahren.

					Ersteres wäre vonnöten gewesen, als sich die Bundesregierung schließlich doch noch dazu entschloss, die Ukraine im Abwehrkampf gegen die russische Aggression mit schweren Waffen zu unterstützen: vom Schützen- bis zum Kampfpanzer, von schwerer Artillerie bis zu Luftabwehrraketen. Statt sich dabei, wie es vor allem Kanzler Scholz tat, ins Gefolge der USA einzuordnen (was eine Frage des operativen Agierens gewesen sein mag, aber kommunikativ darauf hätte beschränkt bleiben sollen), wäre es wichtig gewesen, diese Entscheidung als ein Aufbruchsignal für die anderen europäischen NATO-Staaten zu kommunizieren und sich nicht auf eine die Öffentlichkeit meidende Koordination der Militärhilfe zu beschränken. Stattdessen hätte man einen Sog der militärischen Unterstützung für die Ukraine erzeugen müssen, der dann auch Frankreich, Spanien und Italien erfasst und sie genötigt hätte, mehr zu tun, als sie tatsächlich getan haben. Solches hätte zugleich eine politische Willenskundgebung gegenüber dem Kreml sein können, um ihm klarzumachen, dass er bei der Verfolgung seiner Ziele auf den entschlossenen Widerstand der Europäer stößt. Und es wäre zugleich eine politisch effektive Reaktion auf die ständigen Drohungen der russischen Führung gewesen, den Krieg in der Ukraine weiter zu eskalieren. Stattdessen hat man diese russischen Drohungen in der öffentlichen Debatte fortgesetzt gegen die Entscheidungen zur Unterstützung der Ukraine abgewogen und damit gezeigt, dass das nukleare Säbelrasseln des Kreml in Berlin erhebliche Wirkung zeitigte. Das war eine Einladung zu weiteren Eskalationsdrohungen aus Moskau, die aus Führungsverweigerung resultierte.

					Das genaue Gegenteil wäre in der Migrationskrise von 2015 und dem Offenhalten der deutschen Grenzen angezeigt gewesen: Es war richtig, die über die Balkanroute nach Europa strömenden Migranten nach Deutschland hereinzulassen, um zu vermeiden, dass sie auf dem Balkan in Ländern festsaßen, die mit ihrer Versorgung überfordert gewesen wären. Außerdem hätte deren längerfristiger Verbleib zu ethnischen und konfessionellen Spannungen und womöglich zu einem neuerlichen Bürgerkrieg in diesen hochgradig fragilen Räumen geführt. Aber die Regierung hätte dies als eine zeitlich und vom Umfang her begrenzte «Rettungstat» der Deutschen kommunizieren müssen, bei der sie in Vorleistung getreten war, um stabile Lösungen für die Entschleunigung und Ausdünnung der Migrationsbewegungen (wie etwa das EU-Türkei-Abkommen) zu ermöglichen. Und dazu hätte auch die Ansage gehört, dass in nächster Zeit die anderen EU-Länder gefordert seien, das Ihre zur Bewältigung dieser gesamteuropäischen Herausforderung beizutragen. So hätte man das anschließend aufgekommene Gerede über die Push- und Pullfaktoren vermeiden und auch das Kippen der Stimmung in der deutschen Bevölkerung bei der Aufnahme und Integration der Migranten verhindern können. In jedem Fall hätte man dann eine Führungsposition in der Migrationskrise eingenommen, aus der heraus man gegenüber den anderen Staaten der EU Erwartungen hätte geltend machen können statt von diesen, was dann der Fall war, als Ursache der Krise in die Verantwortung genommen zu werden. Politische Führung, heißt das, ist nur zum Teil ein operativer Umgang mit den Problemen. Zum anderen Teil ist es dessen kommunikative Aufbereitung. In dieser Hinsicht hat die deutsche Politik noch viel zu lernen.

					Die größte Herausforderung für die Mentalität deutscher Politiker ist jedoch das «Führen von vorn», bei dem sie initiativ werden, ohne die Dimensionen und Folgen des Agierens zuvor bei anderen Mitgliedsländern ventiliert und die Initiative, die auch ein schnelles Reagieren auf überraschende Herausforderungen sein kann, mit ihnen abgestimmt zu haben. In diesem Fall sind die Risiken eines Fehlschlags oder einer, wie sich hinterher immer herausstellen kann, falschen Lageeinschätzung noch einmal um einiges größer. Ebenso die Gefahr, zu große Erwartungen in die Effekte des eigenen Handelns zu setzen. Das sind Situationen, die sich kaum ein Politiker wünscht – außer vielleicht notorische Hasardeure. Sie verlangen Nervenstärke, sicheres Urteilsvermögen und eine große Entschlusskraft, somit Mut zu politischer Einsamkeit. Das politische System Deutschlands mit seiner starken Stellung des Parlaments und der Schleusenfunktion der Parteien, die darauf ausgelegt ist, Exzentriker von Machtpositionen fernzuhalten, fördert diese Eigenschaften als Karrierebeschleuniger nicht. Es hat im Gegenteil eine starke Tendenz, Personen mit solchen Neigungen und Fähigkeiten von der Macht fernzuhalten.

					Das ist in einem Präsidialsystem anders, weil hier Einzelne – und nicht so sehr der Parteiapparat und dessen Funktionäre – die ausschlaggebende Rolle spielen. Idealiter müsste man beides miteinander kombinieren, um bei entsprechender Erfordernis auf den jeweils besser geeigneten Politikertyp zurückgreifen zu können. Das ist jedoch kaum möglich, da beide Systeme sich mit ihren Karrierezügen ausschließen. Freilich war früher etwas von dieser Komplementarität im Zusammenwirken von Deutschland und Frankreich vorhanden. Ein harmonisches Zusammenspiel der unterschiedlichen politischen Charaktere kann aber nur bei einem guten persönlichen Verhältnis funktionieren. Und das war etwa bei Macron und Scholz nicht gegeben. Damit genug der politischen Psychologie, die ein Feld der Spekulationen ist.

				
					
						Taktikvirtuosen, Strategiedilettanten und das Defizit an großen Erzählungen

					
					Das wohl größte Problem der deutschen Politik ist ihr Defizit an strategischen Denkern. Immerhin hat es nach 1949 strategische Köpfe gegeben, aber die sind in jüngster Zeit äußerst selten geworden. Die von Konrad Adenauer betriebene Westbindung und die von Willy Brandt durchgesetzte Ostpolitik waren strategische Entscheidungen, die beide politisch hart umkämpft waren. Helmut Schmidt war ein strategischer Kopf ebenso wie auch Franz Josef Strauß. Helmut Kohl war das schon weniger, wenn man denn sein Agieren vom Herbst 1989 bis zum Sommer 1990 als glänzendes taktisches Vorgehen begreift und dabei in Rechnung stellt, dass seine Vorstellungen vom Zusammenführen der beiden deutschen Staaten eher kurzfristigen wahltaktischen Erwägungen folgte als strategischen Kalkülen, bei denen die zu erwartenden Schwierigkeiten eine stärkere Rolle gespielt hätten. Angela Merkel hat zwar ein paar bemerkenswerte politische Volten vollzogen, wurde dabei aber, vom Atomausstieg über ihre Politik in der Überschuldungskrise Griechenlands bis zum Offenlassen der deutschen Grenze in der Migrationskrise, mehr durch taktische Überlegungen als strategische Vorstellungen geleitet. Sonst hätte sie das Offenlassen der Grenzen als «deutsche Vorleistung» in der EU geltend gemacht und «gutschreiben» lassen. Und bei der zerbrochenen Ampelkoalition fiel es schwer, jenseits des Vorhabens, die deutsche Wirtschaft zu dekarbonisieren, nur ansatzweise ein strategisches Projekt zu entdecken – auch nicht mit Blick auf die Europäische Union und ihre Zukunft. Die deutsche Geschichte der letzten drei Jahrzehnte scheint durch ein zunehmendes Aufgezehrtwerden von Strategie durch Taktik gekennzeichnet zu sein. Für eine europäische Führungsmacht ist das ein ernst zu nehmendes Problem.

					Nun ist es im Politischen um einiges schwerer, eine klare Unterscheidung zwischen Strategie und Taktik zu treffen, als im Militärischen,[1] weil hier räumliche Kriterien eine geringere Rolle spielen und die zeitliche Dimension von Fall zu Fall unterschiedlich definiert werden muss. Was man aber mit Sicherheit sagen kann: Die Zeitspanne, in der die meisten Politiker denken, übersteigt nicht die Dauer einer Legislaturperiode. Neben dieser Strategieferne, die dem demokratischen Grundsatz einer Herrschaft auf Zeit geschuldet ist, gibt es die Neigung der bürokratischen Verwaltungsstäbe, Strategie als Umgang mit Ungewissheiten zu verabscheuen und sie durch detaillierte Planungen zu ersetzen, die sich oft über Jahrzehnte erstrecken. Dabei taucht Unvorhergesehenes und Unvorhersehbares ebenso wenig auf wie das Gegenhandeln eines Kontrahenten. Beides jedoch ist charakteristisch für Strategie. Die Pläne der Bürokratie sind Extrapolationen des Gegenwärtigen in die Zukunft, die keine Kipp- und Wendepunkte kennen. Sie simulieren eine Kontinuität, die es in der Politik so nicht gibt. Sie tun so, als lasse sich Ungewissheit in einem planerischen Übermaß durch Gewissheitsannahmen tilgen. Das ist hinnehmbar, solange man sich des Vagen und letztlich Spekulativen dieser Planungen bewusst ist und parallel zu ihnen Strategien entwickelt, mit denen man reagieren kann, wenn es anders kommt als angenommen. Aber so ist es zumeist nicht; die Planung verdrängt die Strategie. Umso größer ist dann die Überraschung, ja das Entsetzen, wenn man plötzlich mit Kipp- und Wendepunkten in der angenommenen Entwicklung konfrontiert ist. Zwischen kurzfristigem Taktieren und den auf prekären Gewissheiten errichteten Planungen klafft eine Lücke, die zur Einbruchstelle der Unsicherheit wird. Es ist diese Lücke, die den Aufstieg der Populisten ermöglicht hat und die von ihnen eifrig bewirtschaftet wird.

					Zugleich ist sie einer der Gründe, warum es den Parteien der Mitte an großen Erzählungen mangelt, die eine narrative Vermittlung zwischen Gegenwart und fernerer Zukunft darstellen und zugleich eine Brücke schlagen zwischen dem Agieren der politischen Klasse und der breiten Bevölkerung. Die beobachtet das Agieren der Politik nicht nur kritisch, sondern entscheidet auch in regelmäßigem Abstand über die Verlängerung des Regierungsauftrags oder einen Wechsel in der Regierung. Die großen Erzählungen sind die eigentlichen Stifter von Zukunftsgewissheit und Politikvertrauen, und in den letzten Jahren ist zu beobachten, dass sie vor allem von rechts- und linkspopulistischen Parteien bespielt werden, deren Ziel das genaue Gegenteil ist: nämlich Zukunftsgewissheit und Politikvertrauen zu zerstören. Sie arbeiten gezielt mit den Ängsten einer alternden Gesellschaft und bedienen die vergangenheitsorientierten Bilder eines «Früher», das als Raum der Selbstgewissheit, der Sicherheit und des Fehlens von Bedrohungen präsentiert wird. Darin ähneln sich die Narrative der Links- und der Rechtspopulisten bis hin zu den Rechtsextremen. Die Zukunft ist nach ihren Narrativen vor allem ein Raum der Angst, die Vergangenheit einer «imaginierten Gemeinschaft» dagegen eine heile Welt.[2] Dem haben die Parteien der Mitte bislang wenig entgegenzusetzen. Das Verschwinden solcher Erzählungen bei den demokratischen Parteien der Mitte ist ein enorm folgenreicher Vorgang, durch den die politische Kultur der Demokratien tiefgreifend verändert wurde. Das Fehlen von Strategien, die man in der Politik als operative Verbindung zwischen Gegenwartsbetrieb und Zukunftsentwürfen definieren kann, und der Verlust von Erzählungen, die das narrative Gegenstück zu Strategien darstellen, hängen miteinander zusammen.

					Das hat auch Folgen für den Aktionsradius einer europäischen Führungsmacht, die bei der Vermittlung langfristiger Ziele, für die sie die Unterstützung der Bevölkerung gewinnen muss, auf große Erzählungen angewiesen ist. Diese verbinden nicht nur Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft miteinander, sondern beschreiben auch die Hindernisse und Widrigkeiten, die es auf diesem Weg zu meistern gilt, und geben eine Vorstellung davon, wie das vonstattengehen könnte und was dafür erforderlich wäre. Die große Erzählung ist das narrative Bindeglied zwischen der auf eine Legislatur ausgelegten Agenda einer Führungsmacht und der weit in der Zukunft liegenden politischen Utopie (oder auch Dystopie), in der Intellektuelle eine Vorstellung von dem entwerfen, was möglich sein könnte. Es ist die narrative Verknüpfung von Sein und Sollen oder auch Nichtsollen. Wo diese Verbindung fehlt, breitet sich neben Ungewissheit auch Ratlosigkeit aus. Eine der wichtigsten Aufgaben einer jeden Führungsmacht besteht darin, an ihrer Strategiefähigkeit zu arbeiten und das als die Bedingung der Möglichkeit für eine Wiederkehr der großen Erzählungen im Feld des Politischen zu begreifen. Das alles lässt sich nicht erzwingen und auch nicht nach dem Motto «Problem erkannt, Problem gebannt» bearbeiten; die Überwindung des bräsigen Desinteresses an Strategien und großen Erzählungen wäre jedoch ein Anfang.

					Welch desaströse Folgen eine solche Strategielosigkeit und das Fehlen von großen Erzählungen haben, lässt sich an den Slogans beobachten, mit denen die Parteien der Mitte im Europawahlkampf 2024 für sich geworben haben: Entweder waren es nationale und regionale Themen, die Europa und die EU nicht betrafen, mit denen sie sich in Szene setzten, oder allgemeine Wohlfühlformeln, die sie plakatierten, um Zustimmung zu erlangen. Es war ein durchweg entpolitisierter Wahlkampf, der von den Parteien der Mitte geführt wurde – und das in einer Konstellation, in der die EU vor weitreichenden, ja folgenreichen Entscheidungen steht. Weil man für die europäische Zukunft keine große Erzählung hat, mit der man bei unterschiedlicher, gegebenenfalls auch konträrer Akzentuierung in Werbespots und auf Wahlplakaten die eigene Position verdeutlichen kann, setzt man auf Gefühligkeit und nichtssagende Parolen. Die Folge ist, dass man gegenüber den Parteien der extremen Rechten das Nachsehen hat. So jedenfalls lässt sich auf Dauer keine Unterstützung des Europaprojekts bei den Bürgern Europas mobilisieren. Wie kaum ein anderes politisches Vorhaben ist das Europaprojekt – nach wie vor ein work in progress – auf große Erzählungen angewiesen.

					Die politische Klasse der EU-Mitgliedsländer geht zurzeit ausgesprochen fahrlässig mit der Zukunft der Union um. Das gilt nicht nur für die politische Rechte, die dem Europaprojekt in mehr oder weniger starker Ablehnung verbunden ist, und auch nicht nur für die politische Linke, die in der EU zumeist ein Instrument zur Tilgung der nationalen Schulden sieht oder eine Institution, das sie zur sozioökonomischen Homogenisierung nutzen will, sondern auch für die politische Mitte, die sich darauf beschränkt, vor einem Einflussgewinn der Rechten wie der Linken zu warnen, aber keine Vorstellung von der Weiterentwicklung des Europaprojekts hat (oder dies als «Geheimwissen», als arcana imperii, behandelt).[3]

					Die erste Aufgabe der Führungsmacht besteht also darin, dieses Gewebe aus Bräsigkeit und Fantasielosigkeit, Wunschdenken und Strategieverweigerung aufzulösen, um einen klaren und nüchternen Blick auf die Herausforderungen und Verwundbarkeiten der Union zu gewinnen. Das ist die Voraussetzung für die Entwicklung von Strategien, mit denen die EU ihre Handlungsfähigkeit unter Beweis stellen kann, und für die Aufstellung von Zielen, die in entsprechenden großen Erzählungen vermittelt werden. Das wiederum ist die Basis für Reformen, die der EU eine neue Struktur mit einem Zentrum, mehrstufiger Mitgliedschaft und abgeflachten Rändern verschaffen sollten. Dann könnte sich die EU als widerstandsfähig gegen Russland, selbstbewusst im Umgang mit China und notfalls auch als unabhängig von den USA erweisen. Gelingt dies nicht, dürfte sie zu einem bloßen Zwischenspiel der europäischen Geschichte werden, in der, betrachtet man sie in ihrer Gänze, die Nationalstaaten eher gegen- als miteinander die Geschicke des Kontinents bestimmt haben. Scheitert die EU, wird Europa im Widerstreit der großen Mächte kein relevanter Akteur sein – sondern deren Spielball.

				
					
						Was jetzt zu tun ist

					
					Die bislang entwickelten längerfristig angelegten Überlegungen zur Rolle Deutschlands in Europa und den damit verbundenen Aufgaben bis zur Mitte des Jahrhunderts etwa sind das eine; das andere ist die daraus folgende politische Agenda, die von der Regierung aufgestellt und abgearbeitet werden muss. Sie muss reaktionsstark sein gegenüber den vier großen Herausforderungen, mit denen die Europäische Union als Ganzes und in besonderer Weise Deutschland als die zentrale Macht der EU konfrontiert sind: Die erste Herausforderung ist die politisch-militärische Bedrohung durch Russland, das, wie auch immer der Ukrainekrieg endet, die Europäer weiterhin mit nuklearen Drohungen unter Druck setzen, sie einschüchtern und gegeneinander ausspielen wird. Auch wenn Russland vorerst nicht in der Lage sein dürfte, einen weiteren Krieg, etwa im Baltikum, zu beginnen, so wird es doch neben den Drohungen mit Atomwaffen die bislang bereits praktizierten Formen der hybriden Kriegführung fortsetzen und vermutlich noch steigern. Es wäre naiv zu glauben, dass sich der Kreml dauerhaft mit größeren territorialen Zugeständnissen der Ukraine im Donbass zufriedengeben wird und danach die Europäer mitsamt Deutschland wieder zum wirtschaftlichen Austausch früherer Zeiten zurückkehren können. Dagegen sprechen schon die geopolitischen Entwürfe, die im Kreml zirkulieren.[1] Die Agenda der deutschen Regierung muss sowohl die Verteidigungsfähigkeit nach außen als auch die im Innern als eine drängende Aufgabe behandeln.

					Die zweite große Herausforderung ist das Disengagement der USA in Europa, das durch die Wahl Donald Trumps zum 47. Präsidenten zusätzliche Dramatik erhalten hat: durch seine demonstrative Verachtung der Europäer sowie durch die Unberechenbarkeit und demzufolge Unvorhersehbarkeit seiner Entscheidungen. Donald Trump, der sich selbst als politischer Deal Maker versteht, hat kein Interesse daran, sich auf längerfristig angelegte Strategien einzulassen und unter deren Einfluss politisch bindende Verpflichtungen einzugehen. Das würde die Spielräume seines okkasionell-opportunistischen Agierens einschränken. Alle Zusagen und Vereinbarungen zwischen der EU und den USA werden in den kommenden Jahren darum unter dem Vorbehalt stehen, dass der Mann im Weißen Haus es sich auch anders überlegen und, weil er sich mehr davon verspricht, das Gegenteil des Verabredeten tun kann. Darauf werden die Europäer dann ihrerseits kurzfristig reagieren müssen, was in ihrem System der mühsamen, zeitraubenden Beratungen und Kompromissbildungen kaum möglich sein wird. Es ist nicht zuletzt der Rückzug der USA aus Europa, der eine grundlegende Reform der EU erforderlich macht, die auf der Agenda der Bundesregierung einen vorderen Platz einnehmen sollte.

					Dann ist da noch als dritte große Herausforderung der Import hochsubventionierter chinesischer Produkte in den europäischen Wirtschaftsraum, insbesondere der von Elektroautos. Diese Einfuhr wird mit den von Trump angekündigten Strafzöllen auf Importe aus China noch weiter ansteigen, da die Chinesen bestrebt sein werden, all das, was in den USA aufgrund der verhängten Zölle nicht mehr konkurrenzfähig ist, in den europäischen Markt zu pressen, der für sie die einzige attraktive Alternative zum US-amerikanischen Markt ist. Würden die Europäer das «laufen lassen», wäre eine Deindustrialisierung Europas die Folge, und das würde an erster Stelle die deutsche Wirtschaft treffen. Die EU wird also Abwehrmaßnahmen ergreifen müssen, doch sollten diese so angelegt sein, dass Europa nicht zum gefügigen Juniorpartner der USA in deren Wirtschaftskrieg gegen China wird. Das Ziel muss eine eigenständige wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen China und Europa sein, die für beide Seiten vorteilhaft ist. Je strikter der Ausschluss Chinas vom amerikanischen Markt sein wird, desto größer dürften die Chancen der Europäer ausfallen, die chinesische Politik in dieser weitreichenden Frage zu Kompromissen zu bewegen, da China kein Interesse daran haben kann, dass sich die EU notgedrungen der US-Strafzollpolitik anschließt. Die USA freilich werden einiges daransetzen, ein europäisch-chinesisches Handelsabkommen zu verhindern, etwa indem sie ihre militärischen Sicherheitsgarantien für Europa davon abhängig machen, dass die Europäer sich ökonomisch gegenüber China abschotten. Hier sind vor allem die Deutschen hochgradig erpressbar, und es rächt sich jetzt, dass sie nicht schon früher eine Reduzierung der sicherheitspolitischen Abhängigkeit Europas von den USA vorangebracht haben. Das wird nun unter Zeitdruck stattfinden müssen. Auf diesen Prozess muss sich die deutsche Regierung einstellen, zum einen als Akteur einer Balance zwischen den Erwartungen der USA gegenüber der EU und den Bedrängungen der Europäer durch China und zum anderen im Hinblick auf eine eigene Wirtschafts- und Technologiepolitik, die den Industriestandort Deutschland zu erhalten und zu erneuern bestrebt ist.

					Und schließlich werden, viertens, die Europäer sich darüber Gedanken machen müssen, wie sie die illegale Migration nach Südeuropa begrenzen können, was vermutlich nur mit einer niedrigstufigen Integration der Maghrebstaaten in den EU-Raum möglich sein wird. Dies wiederum setzt eine energische Unterstützung durch die deutsche Politik voraus.

					 

					Die Vorstellung, es könne, wenn in der Ukraine die Waffen schweigen, alles wieder wie früher werden – die russischen Erdöl- und Erdgaslieferungen würden wieder aufgenommen und auch die politischen Beziehungen zu Russland würden schrittweise normalisiert –, hat in der politischen Realität keine Grundlage. Gleichwohl ist sie der sehnsüchtige Wunsch eines nicht unbeträchtlichen Teils der deutschen Bevölkerung, vor allem in Ostdeutschland. Die Politik einer Regierung der politischen Mitte muss besser erklärt und verdeutlicht werden, als das zuletzt der Fall war. Dabei ist den längerfristigen Interessen Deutschlands gegenüber den kurzfristigen Wünschen und Bedürfnissen von Teilen der Bevölkerung eine ausschlaggebende Bedeutung beizumessen. Es muss vor allem erklärt werden, welche Bedeutung eine stabile und handlungsfähige EU für Deutschland hat, für seine Sicherheit und seinen Wohlstand, und inwiefern eine populistische Politik die Bundesrepublik auf längere Sicht viel Einfluss und noch mehr Geld kosten wird. Zugleich müssen in der operativen Politik langfristige Perspektiven eine größere Rolle spielen, nicht nur in der Klimapolitik, sondern auch bei der strategischen Aufstellung Deutschlands und Europas in einer sich schnell und nicht immer vorhersehbar verändernden Welt.

					Nicht zuletzt werden sich auf der Agenda der Regierung auch Maßnahmen zur Stärkung der Demokratie beziehungsweise zur Festigung (oder auch Wiederherstellung) des Vertrauens der Bürger in die Demokratie finden müssen, um die eigene, auf Individualrechten begründete politische Ordnung gegen die Verlockungen des Autoritären verteidigen zu können. Zu diesen Verlockungen des Autoritären gehört neben der schrittweisen Zurückdrängung des Rechtsstaats auch das Versprechen, eine «starke Frau» oder ein «starker Mann» könne die Probleme, mit denen Deutschland zu kämpfen hat, besser und vor allem schneller lösen, als das Beratschlagen der politischen Parteien im Parlament und der strukturell vorgegebene Zwang zum Interessenausgleich zwischen den unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen es vermögen. Demokratie muss als bürgerschaftliche Politikpartizipation wieder erlebbar werden. Dazu müssen dem sich ungehemmt ausbreitenden Verwaltungsstaat Grenzen gesetzt sein. Unmittelbar erfahrbar wird die Demokratie auf kommunaler Ebene, und deswegen muss vor allem hier der Einfluss der Bürgerschaft auf Entscheidungen, die sie direkt betreffen, und auf deren Umsetzung wieder gesteigert werden. Die Voraussetzung dafür ist eine Reduzierung der juridischen Regelungen kommunalen Handelns mitsamt einer deutlich verbesserten Finanzausstattung der Kommunen. Beides läuft auf eine Trendumkehr hinaus, die zuletzt stark durch die Zentralisierung der Kompetenzen gekennzeichnet war. Diese Trendumkehr ist vonnöten, um die Demokratie und die politische Urteilsfähigkeit der Bürger an den «Graswurzeln» des Gemeinwesens zu stärken.[2]

					Zurück zur Ebene der Bundespolitik: Ohne über den Zeithorizont einer Legislaturperiode hinausreichende politische Perspektiven wird Deutschland die ihm zufallenden Aufgaben in Europa nicht übernehmen und bearbeiten können – was große Anforderungen an die Mentalität der politischen Klasse in Deutschland stellt.[3] Ein Versagen der Bundesrepublik bei diesen Aufgaben wird mit großer Wahrscheinlichkeit zum Zerfall der Europäischen Union führen. Die EU aber ist das wichtigste Ergebnis eines politischen Lernens der Europäer aus den Katastrophen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Dafür, dass dieses Lernergebnis nicht leichtfertig verspielt wird, muss an der politischen Urteilsfähigkeit aller Bürger Europas gearbeitet werden, und in besonderem Maße gilt das für die Deutschen als Träger der Macht in der Mitte des Kontinents. Das habe ich mit Blick auf die deutsche Geschichte und deren Verführung durch eine ausgreifende Geopolitik der Mitte in diesem Buch eingehend dargestellt.[4] Offensichtlich ist dieses Lernen kein irreversibles Ergebnis, wie die zu beobachtende Hinwendung vieler Bürger Europas zu nationalpopulistischen Parteien zeigt. Im Zentrum der erforderlichen Urteilskraft wird die Fähigkeit zu einem selbstbewussten Auftreten gegenüber Russland, aber auch gegenüber den USA stehen, die beide versuchen werden, die Europäer gegeneinander auszuspielen. Ebenso wird es um die Fähigkeit gehen, gegenüber China sowohl energisch als auch flexibel zu agieren. Diese Urteilsfähigkeit wird vom Populismus in seinen diversen Varianten in Frage gestellt. Das ist an der Peripherie Europas notfalls zu verkraften. Aber in Deutschland wird die Bildung einer Regierung unter Beteiligung von Populisten zum Zerbrechen der EU führen.

					 

					Als Zentral- und Zentripetalmacht hat Deutschland eine Reihe von Aufgaben, und es gilt, diese zielstrebig und zügig anzugehen. Für die Bundesregierung wird es – erstens – darauf ankommen, für eine Erneuerung der wirtschaftlichen Dynamik zu sorgen, damit die Deutschen nicht länger Schlusslicht bei den ökonomischen Zuwachsraten in Europa sind. Damit kann auch die zuletzt weitverbreitete Niedergangs- und Abstiegsstimmung im Land überwunden werden, was wichtig für die Zurückdrängung der Populisten ist. Eine Erneuerung der Wirtschaftsdynamik wird indes nur möglich sein, wenn einige Limitierungen zurückgenommen werden, in denen technologische Bremseffekte mit einer ausufernden Dokumentationspflicht für die Unternehmen verbunden sind. Angesichts der sozioökonomischen Folgen des Auslaufens des fordistischen Kondratieff-Zyklus[5] ist und war die Politik einer zusätzlichen Unternehmensbelastung extrem kontraproduktiv. Das gilt ebenso für die (natur-)wissenschaftliche Forschung, wo eine Reihe von Wissenschaftlern Deutschland verlassen hat, um in Ländern mit einem niedrigeren Reglementierungsniveau zu arbeiten. Ein Land, das führen will beziehungsweise führen muss, kann nicht ständig den Fuß auf der juridischen Bremse haben. Dieser Wechsel zur Beschleunigung ist umso mehr vonnöten, je stärker sich die deutsche Regierung am Erwartungsprofil eines servant leader orientiert und die Aufgaben einer Macht übernimmt, die politisch führt, indem sie die Erfordernisse der Europäischen Union über die bedingungslose Verfolgung der kurzfristigen nationalen Interessen stellt.

					Auf Dauer kann keine Regierung normative Forderungen über das wohlverstandene Eigeninteresse der Bevölkerung stellen. Sie muss entscheiden, wo sie ihre Schwerpunkte setzt und wofür beziehungsweise wie oft sie den Bürgern Lasten auferlegt und Verzicht abverlangt. Tut sie das in einem fort und in tendenziell allen Politikfeldern, wird sie politisch scheitern, weil die Bürger ihr dabei nicht zu folgen bereit sind. Es gibt nicht nur eine geopolitische, sondern auch eine moralpolitische Überdehnung. Der Hauptprofiteur eines moral overstretch ist der Populismus, dessen Einfluss begrenzt bleiben muss, wenn ein so großes und anforderungsreiches Projekt wie die sanfte und dienende Führung der EU erfolgreich sein soll. Konkret: die Regierung muss den auf sie einredenden Nichtregierungsorganisationen, die häufig die Verursacher eines moral overstretch sind, des Öfteren die kalte Schulter zeigen, um sich nicht in einem Gewirr moralpolitischer Anforderungen zu verheddern. Eine dynamische Wirtschaft ist die Basis des Wohlstands, und eigenes Wohlergehen ist die Voraussetzung dafür, dass Wohlstandstransfers, wie sie in der EU nun einmal an der Tagesordnung sind, von den Bürgern des bei weitem größten Nettozahlerlands politisch akzeptiert werden.

					Des Weiteren müssen die Verteidigungsanstrengungen erheblich erhöht werden, um den russischen Drohungen sowie den US-amerikanischen Abzugsankündigungen standhalten zu können und sich nicht in vorauseilendem Gehorsam gegenüber einem der beiden gefügig zeigen zu müssen. Damit ist – auch – eine veränderte Haltung der Bürger gegenüber den Anforderungen der Verteidigungsbereitschaft verbunden. Insofern geht es nicht nur um finanzielle Belastungen und entsprechende Umschichtungen im Budget des Staates, sondern ebenso auch um staatliche Eingriffe in die Lebensentwürfe und die Lebenszeit der Bürger. Vieles wäre einfacher, wenn es dauerhaft bei den Konstellationen des ausgehenden 20. und beginnenden 21. Jahrhunderts geblieben wäre, als nicht nur die Militärausgaben stetig sanken, sondern auch die Wehrpflicht ausgesetzt werden konnte. Die Regierung wird hier energisch umsteuern müssen, was freilich nur dann vom Erfolg gekrönt sein kann, wenn dieses Wendemanöver von der Zustimmung einer breiten Mehrheit der Bürgerschaft gedeckt wird. Diese Unterstützung wird von der Überzeugungskraft der Regierung abhängen. Anstelle des bloßen Administrierens von Aufgaben ist darum wieder eine Politik im emphatischen Sinn vonnöten, also ein auf der Überzeugungskraft von Argumenten und kraftvoller Rhetorik beruhendes Kämpfen um Mehrheiten. Das müssen viele Politiker erst wieder lernen, nachdem sie sich im Politikverständnis einer good governance eingerichtet haben. Darüber ist die Fähigkeit zu überzeugender Argumentation in Verfall geraten, die früher einmal ein Wesensmerkmal der Demokratie war und es jetzt wieder werden muss. Viel hängt dabei an den Fähigkeiten der politischen Klasse: zu der Fähigkeit der überzeugenden Rede kommt das Erfordernis, wieder strategisch zu denken und nicht nur aufs Taktische beschränkt zu sein. Das aber sind Veränderungen in der politischen Kultur, die über das hinausgehen, was in einer Agenda als Ziel formuliert werden kann.

					Ein weiterer Punkt in ebendieser Agenda sind verstärkte Investitionen in die Infrastruktur, von der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung bis zur Wiederherstellung eines verlässlichen Bahnbetriebs, der aus dem Geist einer neoliberalen Wirtschaftsauffassung heraus vor zwei Jahrzehnten ruiniert worden ist. Es ist eine Frage der politischen Glaubwürdigkeit, dass Deutschland als Zugpferd der europäischen Entwicklung über eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur verfügt und dass nicht mitleidig gelächelt wird, wenn irgendwo in Europa die Rede auf die marode Verkehrsinfrastruktur im geografischen Zentrum des Kontinents kommt. Das Land in der Mitte des Kontinents, wo sich die Verkehre aus allen Teilen der Union bündeln, muss für deren reibungslosen Ablauf sorgen. Dass bei alledem, von der Wirtschaft bis zum Verkehr, das Projekt einer nachhaltigen Dekarbonisierung von Produktion und Distribution zu verfolgen ist, ist eine Anforderung, der sich das Land schon aus seinem eigenen Interesse heraus nicht entziehen kann.

					Nur eine Regierung, die diesen skizzierten Imperativen genügt, wird die erforderliche Autorität besitzen, um in Europa eine Führungsrolle zu spielen. Eine Politik der servant leadership, um auch das noch zu sagen, wird bei der Führung eines derart differenzierten Verbandes, wie es die Europäische Union nun einmal ist, vor allem auf Autorität angewiesen sein, und die wird im Wesentlichen dadurch akkumuliert, dass der servant leader von den anderen Mitgliedstaaten als positives Beispiel für das eigene Handeln und damit als politisches Vorbild angesehen wird.

					 

					Was aber, wenn Deutschland und die ihm in der Führung der EU verbundenen Staaten versagen, wenn sie die hier umrissenen Aufgaben nicht bewältigen und an den großen Herausforderungen scheitern? Das kann in Anbetracht der geltend gemachten Anforderungen und deren Voraussetzungen ja keineswegs ausgeschlossen werden. Dann wird der Umbruch der Macht mit einem Kollaps der Europäischen Union enden, und Europa wird keine globale Rolle mehr spielen können, was dann auch heißt, dass die Werte Europas keine durchsetzungsfähige Stimme mehr haben. «Umbruch der Macht», wie sich der Titel des Buches variieren lässt, ist ein für unterschiedliche Entwicklungen offener Begriff: Er kann für eine geordnete und von den politischen Akteuren mit sicherer Hand gesteuerte Umschichtung der Machtverhältnisse stehen, in deren Verlauf es zu einer veränderten Hierarchie der Staatenwelt kommt, bei der die Europäer eine beachtliche Rolle spielen sollten. Aber ebenso kann es auch zu deren Gegenteil kommen, einer Anarchie der Staatenwelt, bei der man abends nicht weiß, in welchem Bündnis oder in welcher politischen Feindschaft man sich am nächsten Tag befindet. Das sind Konstellationen, wie sie in den 1920er und 1930er Jahren in Europa vorherrschten. Kein politischer Akteur mit Verantwortungsbewusstsein wird solche Konstellationen anstreben. Sie sind aber auch eher das Ergebnis von Ungeschick und kurzfristiger Interessenpolitik, als dass sie das Ziel eines Eingreifens der Mächte in den «Umbruch der Macht» wären. Bei einem Umbruch ist das Risiko, dass man, ohne das vorhergesehen oder gar gewollt zu haben, in derart wechselhaften Konstellationen anlangt, sehr viel größer als in stabilen politischen Verhältnissen, die als «umbruchsresistent» angesehen werden können.

					Umbruch läuft auf eine längere Phase der Ambiguität hinaus, in der das Optimum der Veränderung in der Bildung neuer tragfähiger Konstellationen besteht, nachdem die vormalige Ordnung morsch und leistungsschwach geworden ist, wohingegen das Pessimum bedeutet, dass der Zerfall von Ordnungsstrukturen ungebremst weitergeht, sodass am Schluss Chaos eintritt, bei dem die Devise «Jeder für sich und viele gegen einen» die Szene beherrscht. Solche Phasen des Umbruchs sind durch Kriege gekennzeichnet, die zunächst noch räumlich und zeitlich begrenzt sind. Diese Kriege können auf eine Art «Stühlerücken» bei der Neujustierung der Verhältnisse hinauslaufen und nach einiger Zeit wieder deutlich weniger werden. Aber sie können auch den Auftakt zu einer lange währenden Periode des Unfriedens bilden, in der es zu immer neuen und zunehmend unkontrollierbaren Kriegen kommt.

					Optimum und Pessimum stehen für die Extremfälle möglicher Entwicklungen. Es gibt freilich auch Entwicklungsmöglichkeiten, die nicht den Extremen folgen, sondern so etwas wie einen «Mittelweg» darstellen. Nun sind viele Mittelwege denkbar. Ein bestimmtes Szenario, das in letzter Konsequenz nicht weniger gefährlich ist als der ungebremste Zerfall von Ordnungsstrukturen, soll etwas genauer betrachtet werden, weil Deutschland dabei eine besondere Rolle spielt und die Rahmenbedingungen bereits im Kapitel über die Zukunft des Westens umrissen wurden: Es geht um die Hinwendung einer Reihe mitteleuropäischer Staaten zu Russland, die geopolitisch folgenreich wird, sollten sich die Deutschen ihr anschließen; dies könnte passieren, wenn ein Strafzollregime des US-Präsidenten Trump sie zunehmend aus dem atlantischen Wirtschaftskreislauf herausdrängt und sie vom Kreml lancierten Angeboten günstiger Rohstofflieferungen folgen wollen, um ihre Industrieproduktion wieder in Gang zu bringen.[6] Der nordamerikanische Markt wäre ihren Exporten dann zwar verschlossen, aber die Märkte des globalen Südens, dazu die Lateinamerikas und des indopazifischen Raums würden bei entsprechender Konkurrenz mit China relativ offenstehen. Eine aus der «Alternative für Deutschland», dem «Bündnis Sahra Wagenknecht» und einer Gruppe von gesellschaftlich konservativen Wirtschaftsliberalen gebildete Regierung könnte der politische Träger einer solchen Politik sein. Was der Historiker Heinrich August Winkler mit Blick auf die deutsche Geschichte als den «langen Weg nach Westen» beschrieben hat, wobei diese Formel nicht auf die deutsche Geschichte begrenzt geblieben ist, sondern für viele Länder Mittel- und Ostmitteleuropas gelten kann, würde dann durch einen «kurzen Weg nach Osten» abgelöst. Verfassungspolitisch würde das auf das Ende einer Ordnung der Gewaltenteilung und der Kontrolle der Regierung durch eine freie Presse hinauslaufen und gesellschaftspolitisch auf die erneuerte Verbindlichkeit des klassischen Familienbildes sowie eine umfassende Zurückweisung von Flüchtenden und Migranten mitsamt einer Ausbürgerung all derer, die in den letzten Jahren in Deutschland Zuflucht gefunden haben. Geopolitisch würde es eine Neuordnung Europas bedeuten, bei der Russland in dem Raum von Lissabon bis Wladiwostok den Ton angeben würde. Es wäre dies eine grundlegende Revision der Entwicklung von 1989/90; was damals als ein Vordringen von NATO und EU bis nach Ostmittel- und Südosteuropa dargestellt wurde, würde dann zum Vordringen eines vom Kreml dominierten autoritär-autokratischen Regimes bis zum Atlantik. Das ist ein Horrorszenario.

					Auch derlei ins Auge zu fassen, gehört zum Durchdenken dessen, was hier als «Macht im Umbruch» oder «Umbruch der Macht» beschrieben wurde. Letztgenanntes mag zurzeit eher unwahrscheinlich sein, aber zukünftig unmöglich ist es nicht – jedenfalls dann, wenn in Deutschland die politische Mitte zerfällt und die Europäische Union den zentrifugalen Kräften, denen sie ausgesetzt ist, nicht mehr widerstehen kann. Es sind große Herausforderungen und gewaltige Aufgaben, die auf die deutsche Politik zukommen, und es ist alles andere als sicher, dass sie diesen Herausforderungen gewachsen sein wird.
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					Bücher wie das vorliegende entstehen aus einem zweifachen Dialog: dem mit der Forschung, den Büchern und Aufsätzen, die das einschlägige Thema behandeln und daraus ihre je eigenen Schlussfolgerungen ziehen, und dem mit den Zeitgenossen, die sich zu diesen Schlussfolgerungen zustimmend oder ablehnend verhalten. In meinem Fall hat sich der letztgenannte Dialog in E-Mails verdichtet, die mir Leser meines 2023 veröffentlichten Buchs Welt in Aufruhr oder von Interviews in Tageszeitungen und Journalen zugesandt haben. Auch wenn ich die wenigsten von ihnen beantwortet, sondern sie als Zurufe ermunternder oder ablehnender Art behandelt habe, habe ich sie doch allesamt aufmerksam gelesen und mich mit ihren Argumenten auseinandergesetzt – wenn es denn E-Mails waren, die mit Argumenten daherkamen und sich nicht auf eine Kaskade von Invektiven beschränkten.

					Fasst man diese Zurufe über einen längeren Zeitraum zusammen, so entsteht daraus ein Blick in die Diskurslage und Vorstellungswelt einer Gesellschaft, der differenzierter und eindrücklicher ist als das, was man aus demoskopischen Erhebungen erfährt. Man kann dagegen einwenden, es seien doch nur die Leser der eigenen Texte und Interviews, mit denen man es hier zu tun habe, und die seien keineswegs repräsentativ für die ganze Gesellschaft. Aber das ist von nachgeordneter Bedeutung, wenn man davon ausgeht, dass diejenigen, die sich die Zeit für eine schriftliche Reaktion genommen haben, auch sonst in ihrem Bekanntenkreis die Rolle von opinion leaders spielen dürften. Es ist vielleicht kein repräsentativer Querschnitt der Gesellschaft, dem ich in diesen E-Mails begegnet bin, aber doch der Teil, der für einen Autor, der mit seinen Texten in den öffentlichen Diskurs eingreifen will, relevant und aufschlussreich ist. Deswegen als Erstes mein herzlicher Dank all denen, die mir geschrieben haben, gleichgültig, ob dies auf Zustimmung oder Distanz hinausgelaufen ist. Ich habe durch sie eine genauere Vorstellung von dem bekommen, was man den «impliziten Leser» nennt, also von jener Gestalt, die man als Gegenüber im Kopf hat, wenn man ein Argument entfaltet und es möglichst mit Blick auf eine angenommene Erwartung oder einen Einwand des vorgestellten Lesers platziert.

					Aber auch diejenigen, deren E-Mails sich in Beschimpfungen erschöpften – sie waren sogleich am aggressiven Du in der Anrede erkennbar («Dir hat wohl einer ins Gehirn geschissen») –, waren für mich von Interesse, auch wenn es mir oft schwerfiel, ihre zumeist kurzen Schreiben zu lesen. Sie vermitteln eine Vorstellung von dem Teil der Gesellschaft, der seine Überzeugungen nicht in Argumente fasst, sondern sich in Schmähungen äußert. In ruhigen Zeiten verharren die Betreffenden in sprachloser Distanz zur Politik, wohingegen in aufgewühlten Zeiten, wenn Politik nicht im Modus des bloßen Administrierens verbleibt, sondern Entscheidungen treffen muss, die weitreichende Folgen für die Gesellschaft haben, sich auch die zu Wort melden, die sonst einem hartnäckigen Schweigen verfallen sind. Es ist nicht sonderlich wahrscheinlich, dass man sie mit Argumenten erreichen kann, aber man muss es versuchen, wenn einem die Zukunft der Demokratie als einer politischen Ordnung des gemeinsamen Beratschlagens am Herzen liegt. Auch die Verächter oder Verweigerer des Argumentierens sind ins Gespräch einzubeziehen, damit sie nicht ein für alle Mal für die demokratische Debatte verloren sind. Aus Autorsicht haben sie zwar nicht das Zeug zum «impliziten Leser», aber sie standen mir doch bei der Entwicklung eines Arguments mitunter vor Augen. Ich habe sie also durchaus ernst genommen, zumindest in der Weise, dass ich sie als bedrohliche Herausforderung des liberaldemokratischen Rechtsstaats im Blick hatte. Wer diese Anmerkung als Dank zu verstehen vermag, der hat den ersten Schritt zurück in den demokratischen Diskurs gemacht.

					Es sind indes nicht nur die impliziten oder imaginierten Gespräche, die ich mit Teilen der Forschung und den Verfassern von Zuschriften bei der Konzipierung dieses Buches und seiner Niederschrift geführt habe, für die hier zu danken ist. Von größerer Eindringlichkeit waren die von Angesicht zu Angesicht geführten Gespräche im Anschluss an Lesungen aus Welt in Aufruhr und diesbezügliche Vorträge. Nicht immer, aber doch recht häufig habe ich mir danach im Hotelzimmer Notizen gemacht, um das, was gesagt wurde, festzuhalten. Noch wichtiger waren für mich freilich die bei gemeinsamen Spaziergängen und Abendessen geführten Gespräche mit den Münchner Freunden Rachel Salamander und Stephan Sattler sowie Petra und Jens Malte Fischer, bei denen vor allem Rachel durch ihr insistierendes Nachfragen eine ständige Herausforderung meiner Überlegungen war. Ihnen und allen weiteren Gesprächspartnern gilt mein tief empfundener Dank.

					Es ist indes kein Debattenbuch, das ich schreiben wollte und geschrieben habe, sondern eine wissenschaftlich angelegte Analyse zu den Umbrüchen, vor denen Deutschland und Europa inmitten des Widerstreits der großen Mächte stehen, und dabei ist mir meine über dreißigjährige Tätigkeit als Hochschullehrer zugutegekommen, vor allem die zahlreichen Lehrveranstaltungen, die ich in Frankfurt und Berlin, Zürich und Luzern zu Themen der politischen Ideengeschichte, zu geopolitischen Theorien und zu Fragen der Entstehung und des Zerfalls von Imperien gehalten habe. Dabei haben mich meine universitären Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Hinweisen und Nachfragen begleitet. Sie haben dadurch zu einer spezifischen Problemwahrnehmung und -bearbeitung beigetragen, die auch die Grundlage für die Wahrnehmung und Analyse der Herausforderungen in diesem Buch ist. Sie waren meine intellektuellen Wegbegleiter und haben dabei zu meiner Art des Fragens und Denkens mehr beigetragen, als ihnen bewusst (gewesen) sein dürfte. Sie alle hier namentlich zu nennen, würde zu weit führen. Ihnen allen gilt mein Dank für einen langewährenden und umfassenden intellektuellen Austausch, der zum Besten gehört, was die Universität zu bieten hat.

					Vor allen gilt mein Dank Karina Hoffmann, meiner langjährigen Sekretärin, die es mir auch bei diesem Buch ermöglicht hat, eine erste Fassung mit der Hand zu schreiben, indem sie mein Manuskript in ein Typoskript verwandelte, in das ich dann in mehreren Runden des Durcharbeitens, Präzisierens und Ergänzens Korrekturen und Erweiterungen eingetragen habe. Diese hat Frau Hoffmann zuverlässig und geduldig in den Text eingebracht. Seit mehr als dreißig Jahren ermöglicht sie mir auf diese Weise eine Entwicklung des Gedankens und das Verfassen von Texten, die nicht nur an eine wissenschaftliche Leserschaft adressiert sind. Das mehrfache Durcharbeiten des Textes ist die Voraussetzung für die angestrebte «Gesellschaftsberatung», die vom Adressatenkreis über bloße «Politikberatung» hinausgeht beziehungsweise die spezifische Form einer demokratischen Politikberatung ist. Dafür danke ich Karina Hoffmann.

					Einmal mehr hat meine Frau Marina Münkler trotz ihrer Inanspruchnahme als Professorin für ältere deutsche Literatur und Kultur an der TU Dresden das gesamte Textkonvolut gelesen und es mit der ihr eigenen Akribie kommentiert und kritisiert. Sie hat mich an manchen Stellen auf eine allzu schnelle und nachlässige Ausarbeitung eines Gedankens aufmerksam gemacht und darauf gedrängt, dass hier ausführlicher und umsichtiger zu argumentieren sei. Nicht nur das: Während der gesamten Zeit des Arbeitens am Buch war sie für mich eine aufmerksame und nachfragende Gesprächspartnerin, an Urlaubs- wie an Arbeitstagen. Für all das mein tief empfundener Dank.

					Ein solches Buch nimmt Kontur an im Gespräch mit dem Verleger, mit Gunnar Schmidt, der, wie schon in der Vergangenheit, auch diesmal ein Ermunterer und Unterstützer des Vorhabens war. Ging es zunächst nur darum, eine frühere Schrift über Deutschland als Macht in der Mitte auf den aktuellen Stand zu bringen, so haben wir in gemeinsamen Gesprächen von diesem Aufbereitungsvorhaben Abstand genommen, und Gunnar Schmidt hat mich zu einem gänzlich neuen Projekt gebracht, in dem die Fokussierung des Blicks auf Deutschland, seine Aufgaben und Herausforderungen, in eine europäische und mitunter auch globale Perspektive eingebettet wurde. Ohne seinen Rückhalt und unterstützenden Zuspruch wäre derlei nicht möglich gewesen. Auch dafür – und für vieles mehr – mein herzlicher Dank.

					Nach so viel Dank ist es üblich zu versichern, dass alle Fehler und Irrtümer auf das Konto des Autors gehen. So ist es auch in diesem Fall.

				Anmerkungen
Einleitung: Geopolitik, Verteidigung der Demokratie, deutsche Bedenklichkeit
	[1]

Paul Kennedys voluminöse Darstellung Aufstieg und Fall der großen Mächte, im englischen Original 1987 erschienen, also noch in den Zeiten der bipolaren Weltordnung verfasst, ist in den 1990er Jahren zu einem Rückblick in die Geschichte geworden, von dem man damals nicht annahm, dass er zugleich ein Ausblick in die Zukunft sei.



	[2]

Die Karriere des Begriffs Disruption im öffentlichen Diskurs ist selbst ein Beispiel für die disruptiven Veränderungen in der allgemeinen Semantik, in der die Vorstellung eines kontinuierlichen Fortschritts durch die Beobachtung wie Erwartung des Bruchs und der radikalen Diskontinuität abgelöst worden ist; vgl. Bröckling, «Disruption», S. 127–136.



	[3]

Vgl. Schäfer/Zürn, Die demokratische Regression, S. 49ff.



	[4]

Liberal wird hier im Sinne Judith Shklars (Der Liberalismus der Furcht, S. 26–66) verstanden. Shklar hat Isaiah Berlins Unterscheidung zwischen negativer und positiver Freiheit («Freiheit wovon» und «Freiheit wozu»; Berlin, Freiheit, S. 39–65 und 197–256) aufgegriffen und als Grundtextur liberalen Denkens und Handelns ausgearbeitet. Im präzisen Sinn hat Shklar dabei aber eher Angst als Furcht im Sinn, von der eine liberale Ordnung frei macht. Die Unterscheidung von Angst und Furcht geht auf Søren Kierkegaard und Sigmund Freud zurück und unterscheidet zwischen einer frei flottierenden Disposition des Geängstigtseins und einer konstellationsbezogenen Furcht, bei der feststeht, wovor man sich fürchtet. In liberaldemokratischen Ordnungen ist es die Aufgabe der Politik, Angst in Furcht zu überführen, um anschließend dafür zu sorgen, dass eine begründete, weil objektbezogene Furcht der Bürger durch die Zuversicht eingegrenzt wird, dass der Staat zu verlässlichem und effektivem Gegenhandeln in Bezug auf das zu Fürchtende fähig und bereit ist. Autokratische Regime dagegen beruhen auf einer Angst, die allgegenwärtig ist. Sie ist hier ein Faktor der Machtstabilisierung.



	[5]

Dazu Klose/Krause (Hgg.), Grenzen, passim.



	[6]

Es verdient festgehalten zu werden, dass es ein Krieg an den Grenzen Europas ist, der zu einem Bruch der Erwartungen und zu verstärkter Angst geführt hat, während die zahlreichen Kriege in Afrika die meisten Europäer durchaus ruhig haben schlafen lassen. Auch das begrenzt die moralische Überzeugungskraft derer, die mit ethischen und humanitären Argumenten die sofortige Beendigung des Krieges in der Ukraine fordern – selbst wenn dies auf einen russischen Diktatfrieden hinausläuft.



	[7]

Schopenhauer attestiert der Geschichte das Prinzip eadem sed aliter, dasselbe, aber anders. Die Wiederholung des Geschehens in anderem Gewand ist die Folge eines Nichtlernens aus der Geschichte. Auch bei Mahatma Gandhi findet sich die Vorstellung vom Nichtlernen aus der Geschichte.



	[8]

Vgl. dazu die Beiträge in Kaelble/Schriever (Hgg.), Gesellschaften im Vergleich.



	[9]

Umso bemerkenswerter ist, dass im Verlag Klaus Wagenbach 1990 ein schmales Bändchen mit einem Blick auf die geopolitische Tradition im französischen politischen Denken erschien: Lacoste, Geographie und politisches Handeln.



	[10]

Als geoökologischer Text ist Markus Schroers Buch mit dem Titel Geosoziologie zu lesen.



	[11]

Diese generelle Diagnose ist freilich dahingehend zu relativieren, dass es vor allem die Europäer waren, die auf eine Verfriedlichung der politischen Welt durch deren Ökonomisierung gesetzt haben, während die USA sehr viel stärker damit gerechnet haben, dass militärische Macht auch weiterhin eine ausschlaggebende Rolle spielen wird. Robert Kagan hat die Europäer in seinem Essay Of Paradise and Power (Macht und Ohnmacht) deswegen als das Gefolge der Venus, der Göttin der Liebe, bezeichnet, während die US-Amerikaner weiterhin die Nähe zu Mars, dem Gott des Krieges, suchten.



	[12]

Vgl. dazu Münkler, «Was macht den Feind zum Feind? Und was den Freund zum Freund?», S. 52–68.



	[13]

Zu dieser Unterscheidung der Machtsorten, die infolge der Beschränkung auf vier Formen erheblich übersichtlicher und handhabbarer sind als alternative Machtsortentheorien, vgl. Mann, Geschichte der Macht, Bd. 1, S. 46–61.



	[14]

Vulnerabilität und Resilienz haben sich in den neueren Debatten als komplementäre Begrifflichkeit etabliert; vgl. Lessenich, «Vulnerabilität», S. 404–414, und Lemke, «Resilienz», S. 335–345; dazu auch eingehend Münkler/Wassermann, «Von strategischer Vulnerabilität zu strategischer Resilienz», S. 77–95.



	[15]

Um genau zu sein: Russland hat bei der Niederschlagung der belarussischen Demokratiebewegung nicht direkt eingegriffen, aber es ist als wahrscheinlich anzusehen, dass Polizei und Militär auf dem Höhepunkt der Gewaltexzesse dem Diktator Lukaschenko die Gefolgschaft verweigert hätten und zur Demokratiebewegung übergelaufen wären (nicht unbedingt aus politischer Sympathie, sondern um beim Zusammenbruch des Regimes die eigene Haut zu retten), wenn nicht klar gewesen wäre, dass sie im äußersten Fall durch russische Kräfte verstärkt worden wären.



	[16]

Zum Balkan und zu einem russischen Interesse an dessen Destabilisierung vgl. Kraske, «Putins dritte Front», S. 81–88; die zweite Front ist in Kraskes Analyse das Baltikum. Welche geostrategische Bedeutung Ostsee und Schwarzes Meer als europäische Binnenmeere für die geopolitische Selbstwahrnehmung Russlands haben, wird im zweiten und vierten Kapitel ausführlich untersucht.



	[17]

Es kommt nicht von ungefähr, dass in der Zeit der großen Reformen mit Jacques Delors ein Franzose Kommissionspräsident war und die Präsidentschaft der Deutschen Ursula von der Leyen die in operativer Hinsicht politischste Zeit aller Kommissionen war und ist.



	[18]

Der Begriff stammt von Robert Greenleaf, The Servant as Leader, und ist von Hans Kundnani in dem Buch The German Power in die Deutschland betreffende Debatte eingeführt worden.



	[19]

Zur zunächst euro- und danach europafeindlichen Grundhaltung der AfD vgl. Kienholz, Eine kurze Geschichte der AfD, bes. S. 12ff. und 164ff.




Demokratische Rechtsstaaten und autoritäre Regime: das globale Ringen um die politische Ordnung
	[1]

Fukuyama, Das Ende der Geschichte, insbes. S. 75–89 sowie 371–380.




Demokratische Rechtsstaaten und autoritäre Regime: das globale Ringen um die politische Ordnung
	[2]

Huntington, The Third Wave, passim.



	[3]

Fukuyama schloss darin an Überlegungen in Hegels Rechtsphilosophie an; Hegel hat in den preußischen Reformen nach 1806 eine Verbindung von monarchischer Legitimität und revolutionär erkämpften Rechten gesehen, zu der es keine weltgeschichtlich relevante Antithese mehr geben werde. Alexandre Kojève hat diese Vorstellung aufgegriffen und auf die Konstellationen nach dem Zweiten Weltkrieg bezogen, was im Rückblick auf den Ost-West-Konflikt freilich schwer nachvollziehbar ist. Zu weiteren Gewährsleuten Fukuyamas vgl. Meyer, Das Ende der Geschichte, S. 15–61.



	[4]

Schäfer/Zürn, Die demokratische Regression, insbes. S. 49ff.



	[5]

So etwa Levitsky/Zieblatt, Wie Demokratien sterben, S. 86ff.; Crouch, Postdemokratie, S. 10f.; und Runciman, So endet die Demokratie, S. 115ff.



	[6]

Dazu Tarkiainen, Die athenische Demokratie, S. 132–167.



	[7]

Vgl. Mossé, Der Zerfall der athenischen Demokratie, S. 75–146.



	[8]

Wörtlich: «Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann.» Böckenförde, «Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säkularisation», S. 112.



	[9]

Dazu Applebaum, Die Verlockung des Autoritären, passim, sowie dieselbe, Die Achse der Autokraten, insbes. S. 127ff.



	[10]

Sloterdijk, Zorn und Zeit, S. 22ff. und 171–281; Sloterdijk greift hierbei auf eine Überlegung Fukuyamas zurück, vgl. Das Ende der Geschichte, S. 253ff. und 307ff.



	[11]

Die ökonomische oder realistische Demokratietheorie findet sich erstmals bei dem Wirtschaftswissenschaftler Joseph A. Schumpeter (Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, S. 427–450). Diese später von Anthony Downs weitergeführte Theorie ist auch als Elitentheorie bezeichnet und dementsprechend rubriziert worden. Sie hat bei Schumpeter selbst freilich einen melancholischen Klang, denn er geht davon aus, dass der Kapitalismus seine eigenen Grundlagen zerstört und schließlich in den Sozialismus übergeht – ein Übergang, bei dem Schumpeter zufolge das Konsumentenverständnis der Demokratie eine ausschlaggebende Rolle spielt.



	[12]

Im Allgemeinen wird die Idee eines Gesellschaftsvertrags eng mit der Demokratie verbunden. Dabei wird übersehen, dass auch autoritäre Regime einen Vertrag mit der Gesellschaft schließen.



	[13]

La Boétie, Von der freiwilligen Knechtschaft, S. 39 und 41.



	[14]

Das jüngste Beispiel dafür ist der im Westen so bezeichnete «Arabische Frühling», der seinen Ursprung in Tunesien nahm, als sichtbar wurde, dass sich das Aufstiegsversprechen, das mit entsprechenden Schul- und Universitätsabschlüssen verbunden war, nicht einlösen ließ. Dazu – noch ganz im Tenor der Euphorie – Nordhausen/Schmid (Hgg.), Die arabische Revolution, sowie desillusioniert Clasmann, Der arabische (Alb-)Traum.



	[15]

Vgl. Schmid, «Rente und Rentier-Staat», S. 28–50.




Der «gute Bürger» als Voraussetzung einer funktionierenden Demokratie
	[1]

Thukydides, Der Peloponnesische Krieg, II. Buch, 40, S. 113.



	[2]

Ebd.



	[3]

Dezisionismus ist ein weiter, in sich differenzierter Begriff, in dem die Entscheidung im Zentrum steht. Dabei kann diese Entscheidung eine Setzung von Recht sein, an das hinfort alle Betroffenen gebunden sind. Es kann sich aber auch um einen Akt der Willkür handeln, der ein prinzipiell endloses Weiterberaten beendet. Die Dezision ist aber auch der Gegensatz zum Kompromiss. In Deutschland wird Carl Schmitt als der Theoretiker der Dezision angesehen; vgl. Schmitt, Politische Theologie, sowie Brodócz, «Die politische Theorie des Dezisionismus: Carl Schmitt», S. 281–315. Als Antipode des Dezisionismus ist die deliberative Demokratietheorie anzusehen, wie sie insbesondere von Jürgen Habermas entwickelt worden ist. Sie stellt die öffentliche Beratung und die Teilhabe der Bürger an der politischen Kommunikation heraus und begreift die Entscheidung als vernünftige Zusammenfassung der Ergebnisse von Deliberationen; vgl. Habermas, Faktizität und Geltung, sowie Schmalz-Bruns/Landwehr (Hgg.), Deliberative Demokratie in der Diskussion.



	[4]

Thukydides, Der Peloponnesische Krieg, II, 40, S. 113.



	[5]

Petrarca, Epistolae Familiares, XXIV, 3 und 4.



	[6]

Hirschman, Exit, Voice, and Loyalty, passim. 1989 erlangte unter dem Eindruck der «friedlichen Revolutionen» in den Satellitenstaaten der Sowjetunion das Begriffspaar exit und voice politische Relevanz, während loyalty zunächst aus dem unmittelbaren Beobachtungsfeld verschwand. Tatsächlich haben die Loyalisten der Regime damals keine politisch relevante Rolle gespielt, weil sie nicht öffentlich in Erscheinung getreten sind.




Der «gute Bürger» als Voraussetzung einer funktionierenden Demokratie
	[7]

Dazu von Beyme, Die politische Klasse im Parteienstaat. Das einschlägige Standardwerk ist nach wie vor C. Wright Mills, Die Machtelite, das erstmals 1956 auf Englisch veröffentlicht wurde. Darin wird die Elite einer Gesellschaft freilich weniger im Hinblick auf politische Macht als auf die soziale Position definiert; zur genuin politischen Elite bei Mills vgl. S. 313ff.



	[8]

Max Weber, «Politik als Beruf», insbes. S. 513.



	[9]

Sloterdijk hat, um auch das festzuhalten, diese Aufgabe der Bildung von gesellschaftlichen wie politischen «Mitten» zugerechnet (Sloterdijk, Zorn und Zeit, S. 284–352). Zu solchen «Mitten» in der Geschichte des politischen Denkens vgl. Münkler, Mitte und Maß, insbes. S. 75–136.



	[10]

Die «sozialen Medien» können als Auflösung der Alternative von Kontemplation und Aktivität angesehen werden, insofern sie eine Mischung darstellen, die beides zugleich ermöglicht: reflektierende Beobachtung wie intervenierendes Tätigsein.




Das politische Kompositum des freiheitlich-demokratischen Rechtsstaats
	[1]

Die Vorstellung von einer «Tyrannei der Mehrheit» spielt in Tocquevilles Beschreibung der amerikanischen Demokratie eine zentrale Rolle; Tocqueville, ein französischer Aristokrat, untersuchte eingehend die Mechanismen und Vorkehrungen, die in der institutionellen Ordnung der amerikanischen Republik dafür sorgen sollten, dass sich eine solche Tyrannei nicht entwickelt; Tocqueville, Über die Demokratie in Amerika, Bd. 1, S. 375–415; dazu insbes. Hügelin, Tyrannei der Mehrheit, S. 179–201, sowie zu Tocqueville allgemein Krause, Eine neue politische Wissenschaft für eine neue politische Welt, S. 185–425.



	[2]

Vgl. Bringmann, Das Volk regiert sich selbst, S. 151ff.; sowie Meier, Die parlamentarische Demokratie, S. 64f.



	[3]

Zur amerikanischen Verfassungsdebatte vgl. Young, «Amerikanisches politisches Denken: Von der Revolution bis zum Bürgerkrieg», S. 617–632.




Der Populismus als Herausforderung des demokratischen Rechtsstaats
	[1]

Paradigmatisch dafür ist die Abkürzung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu «FdGO», womit während der 1970er und 1980er Jahre eine abfällige Distanz gegenüber dem liberalen demokratischen Rechtsstaat zum Ausdruck gebracht wurde.



	[2]

Zum Populismus allgemein vgl. Müller, Was ist Populismus?, sowie Mudde/Rovira Kaltwasser, Populismus; zur Unterscheidung zwischen Rechts- und Linkspopulismus Priester, Rechter und linker Populismus; weiterhin Möller, Volksaufstand und Katzenjammer, der den «Linkspopulismus in Lateinamerika» und den «Rechtspopulismus in Europa» einander gegenüberstellt (S. 66ff. und 69ff.); des Weiteren Decker, Wenn die Populisten kommen, der vor allem die Distanz zur Verfassung (S. 127ff.) und zum verfassten Europa (S. 235ff.) herausarbeitet.



	[3]

Das Buch des Althistorikers Egon Flaig, Die Mehrheitsentscheidungen, lässt sich als eine umfassende Kritik der Checks and Balances und der Entscheidungsentschleunigung lesen. Siehe auch Flaig, «Wie entscheidungsfähig sind Demokratien?», S. 121–169.



	[4]

Für eine frühe Thematisierung der Ambiguität des Volksbegriffs vgl. Francis, Ethnos und Demos, S. 42ff. und 195ff.



	[5]

Vgl. Münkler, «Die Mitte, die Linke, die Rechte – und die Extreme», hier S. 57–67.



	[6]

Dazu ausführlich Münkler, Mitte und Maß, S. 43–73.



	[7]

Daneben war noch die Entgegensetzung von Fortschritt und Beharrung relevant (ebd., S. 35–41) für das Selbstverständnis der Progressiven und Konservativen.




Was der Demokratie in Deutschland und Europa förderlich war: vom «Fortschritt» und den langen Wellen der Konjunktur
	[1]

Vgl. Koselleck, «Geschichte, Geschichten und formale Zeitstrukturen», S. 130–143, sowie ders., «‹Fortschritt› und ‹Niedergang› – Nachtrag zur Geschichte zweier Begriffe», S. 159–181; dazu auch Reckwitz, Verlust, passim.



	[2]

Diese Beobachtung habe ich ausführlicher dargestellt in dem Essay «Was heißt progressives Regieren?». In der Ampelkoalition ist die Apostrophierung des Fortschritts zum reinen Formelkompromiss geworden.



	[3]

Dazu Bollongino u.a. (Hgg.): Umkämpftes Gemeinwohl.



	[4]

Vgl. Ullrich, Der Weimar-Komplex, S. 305ff.; zum Wiederaufkommen der Frage nach einer Wiederholung «Weimars» vgl. Wirsching u.a. (Hgg.), Weimarer Verhältnisse.



	[5]

Dafür stand als Zitat der Titel eines Buches des Schweizer Publizisten Fritz René Allemann, das bereits 1956 veröffentlicht wurde: Bonn ist nicht Weimar.



	[6]

Die inzwischen in den allgemeinen Sprachgebrauch eingeflossenen Begriffe «Erfahrungsraum» und «Erwartungshorizont» wurden von Reinhart Koselleck geprägt.




Was der Demokratie in Deutschland und Europa förderlich war: vom «Fortschritt» und den langen Wellen der Konjunktur
	[7]

Kondratieff, «Die langen Wellen der Konjunktur», S. 573–609. Die langen Zyklen haben vor allem in den ökonomischen Theorien Joseph Schumpeters nachhaltigen Niederschlag gefunden.



	[8]

Vgl. die Tabellen in Ritter/Niehuss, Wahlen in Deutschland 1946–1991, S. 100–110.



	[9]

Dazu ausführlich Münkler/Münkler, Abschied vom Abstieg, S. 109–186.




Die Veränderung der Kommunikation am Ende der Gutenberg-Galaxis
	[1]

McLuhan, Die Gutenberg-Galaxis. Das Ende des Buchzeitalters.



	[2]

Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft.



	[3]

Ebd., S. 219.



	[4]

Vgl. Pariser, Filter Bubble.



	[5]

Sunstein, #Republic: Divided Democracy in the Age of Social Media, bes. S. 5–13 und 114–118.



	[6]

Breljak, «Die Zeit der Datenmaschinen», S. 51.



	[7]

Dazu Marina Münkler, «Manipulation und Masse».



	[8]

Vgl. Hegelich, «Invasion der Meinungsroboter». Vgl. auch ders./Dietmar Janetzko, «Are Social Bots on Twitter Political Actors?», S. 579–582.



	[9]

Vgl. Butter, «Nichts ist, wie es scheint».



	[10]

Dazu Münkler, «Lahme Dame Demokratie», S. 10–17.




Die Verwundbarkeit der offenen Gesellschaft und die politische Urteilsfähigkeit der Bürger
	[1]

Vgl. Levitsky/Ziblatt, Wie Demokratien sterben.




Das Problem der Einspruchsrechte
	[1]

Die Rechtswissenschaft fasst diese Entwicklung unter dem Oberbegriff «Umweltstaat», der häufig mit den Begriffen «Rechtsstaat» und «Sozialstaat» gleichgesetzt wird. Vgl. Laura Münkler, «Der Umweltstaat». In vielen Aspekten folgen diese rechtlichen Setzungen europarechtlichen Vorgaben. Vgl. dazu Ingold/L. Münkler, «Fehlerfolgen und Verbandsklagesystematik».




Ein Schwund an politischer Führungsfähigkeit
	[1]

Dem scheint zu widersprechen, dass sich in Deutschland einige Regierungschefs bemerkenswert lange im Kanzleramt gehalten haben. Zu nennen sind hier vor allem Helmut Kohl und Angela Merkel, aber auch Konrad Adenauer und Helmut Schmidt. Sie waren freilich Kanzler oder Kanzlerin von Zweierkoalitionen, die für die Zukunft unwahrscheinlich geworden sind. Die Ära der Kanzlerdemokratie dürfte mit der Zerfaserung des Parteienspektrums zu Ende gegangen sein; zur vorangegangenen Regierungsführung vgl. Niclauß, Kanzlerdemokratie.



	[2]

Es kommt insofern nicht von ungefähr, dass immer wieder Vorstöße zur Verlängerung von Legislaturperioden unternommen werden, die an dem Problem freilich nur graduell etwas ändern.




Unklare Grenzen – geopolitische Folgen
	[1]

Vgl. dazu Cobet, «Europabilder in der Antike und aus der Antike», S. 37–57; dort auch ein Blick auf den späteren ideologisch-legitimatorischen Gebrauch dieser konfrontativen Identitätsmuster; weiterhin Cecere, «Wo Europa endet», S. 127–145.



	[2]

Dazu Brague, «Orient und Okzident», S. 45–65.



	[3]

Zu den Kriegen gegen den Islam gehörte freilich komplementär immer auch die produktive Aneignung von Wissen und Techniken der Antike, die über die Vermittlungsleistung der islamischen Kultur nach Westeuropa überliefert wurden; vgl. Brague, Europa, S. 12ff.




Unklare Grenzen – geopolitische Folgen
	[4]

Zu den geostrategischen Überlegungen, die zur dauerhaften Präsenz der USA in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg führten, vgl. ausführlich Münkler, Welt in Aufruhr, S. 120ff.



	[5]

Dazu die Angaben bei Rudolf, Welt im Alarmzustand, S. 18f.



	[6]

Vgl. Dugin, Foundations of Geopolitics; dazu Laruelle, Russian Eurasianism, sowie Münkler, Welt in Aufruhr, S. 172ff.; speziell zu Dugin Leggewie, Anti-Europäer, S. 61–100.



	[7]

Dazu Mollat du Jourdin, Europa und das Meer, S. 19ff., sowie Gollwitzer, Europabild und Europagedanke, passim.



	[8]

Als Beispiele sind hier zu nennen Szücs, Die drei historischen Regionen Europas, sowie Bibó, Die Misere der osteuropäischen Kleinstaaterei.



	[9]

Diese Debatte, in die zumeist politisch-ideologische Fragen verwoben waren, fand ihre Fortsetzung in den Kontroversen über den Charakter des Zweiten Weltkriegs und den Völkermord an den europäischen Juden, die als «Historikerstreit» in die deutsche Wissenschafts- und Kulturgeschichte eingegangen sind. – Die Herausforderung Europas «aus der asiatischen Steppe» hat ihrerseits eine lange Geschichte; sie reicht von der Völkerwanderung und den von Osten und Norden ins Römische Reich eindringenden Germanen und Hunnen über die Ungarn und Mongolen bis zu Timur Lenk, dem letzten großen Eroberer aus der Steppe, am Anfang des 15. Jahrhunderts; dazu Darwin, Der imperiale Traum, S. 460–475.



	[10]

Vgl. Luks «Dissens in Osteuropa», S. 577ff. Ironischerweise hat der damals im westlichen Exil (in den USA) lebende Alexander Solschenizyn in seinem Essay Die russische Frage am Ende des 20. Jahrhunderts eine entschieden slawische Identitätsbestimmung Russlands formuliert. Solschenizyn schloss dabei an Fjodor Dostojewski an, der in seinem Essay Russland und Europa als einer der Ersten die Europäer als materialistisch und dekadent charakterisiert hat. Vor allem Nikolai Danilewski hat in seiner Schrift Russland und Europa die Unterschiede zwischen Russland und Europa herausgestellt und vor einer drohenden Verwestlichung Russlands gewarnt; dazu ausführlich von Schelting, Rußland und Europa, passim.



	[11]

Herder, Ideen zur Philosophie der Geschichte der Menschheit; Werke, Bd. 4, S. 393ff.



	[12]

Dass die US-amerikanische Präsenz in Europa und das Interesse an Europa im Verlauf des 21. Jahrhunderts unabhängig von den jeweiligen Präsidenten schwinden wird, ist die These der amerikanischen Historikerin Mary Nolan, America’s Century in Europe.



	[13]

Dazu etwa Patel, Projekt Europa, S. 197ff., und vor allem Gehler, Europa, S. 292ff., 337ff. und 382ff.



	[14]

Vgl. Sobołewska/Ford, Brexitland: Identity, Diversity and the Reshaping of British Politics.



	[15]

Als geopolitischer Vordenker des Modells der Flügelmächte kann der Abbé de Pradt gelten; vgl. Gollwitzer, Geschichte des weltpolitischen Denkens, Bd. 1, S. 375–403; dazu auch unten, S. 174f.



	[16]

Vgl. Henningsen, Der Norden: Eine Erfindung, passim, insbes. S. 8ff.



	[17]

Vgl. Watt, Der Einfluß des Islam auf das europäische Mittelalter, S. 11–23, sowie Brague, «Orient und Okzident», S. 48.



	[18]

Dazu Jaspert, «Austausch-, Transfer- und Abgrenzungsprozesse. Der Mittelmeerraum», S. 138–175, sowie, die europäische Dominanz zur See herausstellend, Feldbauer u.a. (Hgg.), Mediterraner Kolonialismus; für das 16. Jahrhundert nach wie vor unverzichtbar: Braudel, Das Mittelmeer, 3 Bde.



	[19]

Dazu Lepenies, Die Macht am Mittelmeer, insbes. S. 15–32.



	[20]

Der Rückzug Spaniens aus Nordwestafrika (mit Ausnahme der Enklave Ceuta) war nicht zuletzt eine Reaktion auf das Ende des portugiesischen Kolonialreichs im Gefolge der «Nelkenrevolution» in Portugal im Jahr 1974. Das Kolonialreich Portugals spielt im hier angesprochenen Kontext ansonsten keine Rolle, weil es keines im nördlichen, sondern eines im südlichen Afrika war.



	[21]

Dazu ausführlicher Münkler, Reich, Nation, Europa, S. 105–111.



	[22]

Krzysztof Pomian hat in seinem Buch Europa und seine Nationen bereits vor dem Projekt der wirtschaftlichen Einung Europas zwei Vorgängerprojekte ausgemacht: eine religionspolitische und eine kulturpolitische Einung (S. 32ff. und S. 57ff.), die beide indes nur für begrenzte Zeit gehalten haben. Eine solche begrenzte Zeitdauer ist auch für die wirtschaftliche Einigung nicht auszuschließen, wenn sie nicht politisch fortentwickelt wird.



	[23]

Eine prominente Publikation mit dieser Sichtweise ist Saskia Sassens Buch The Global City aus dem Jahr 2001.




Die gescheiterte Ordnungsidee einer entgrenzten Welt
	[1]

Zu Grenzen als der Unterteilung von Räumen mit Abschottungsmöglichkeit vgl. in historischer Sicht Demandt, Grenzen; zur Kombination von Grenze und Entgrenzung vgl. Magris, Die Grenze, und Klose/Voigt (Hgg.), Grenzen, sowie zur Begrenzung von Räumen als ethische Herausforderung Nida-Rümelin, Über Grenzen denken.



	[2]

Dazu Ferguson, Türme und Plätze, der mit Horizontalität und Vertikalität auch das Feste und das Fluide verbindet.



	[3]

Vgl. Gustenau (Hg.), Humanitäre militärische Intervention zwischen Legalität und Legitimität, sowie Münkler/Malowitz (Hgg.), Humanitäre Intervention.



	[4]

Die Zahlen beruhen auf den Angaben in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 1. Februar 2024, S. 5.



	[5]

Hier ist ausdrücklich festzuhalten, dass es um jene Asylbewerber geht, die über Griechenland, Italien und Spanien in den EU-Raum gelangt sind. Sie sind von den Ukrainern zu unterscheiden, die in vielen ostmitteleuropäischen Staaten aufgenommen wurden und die in Deutschland kein Asylverfahren durchlaufen müssen, sondern generell temporären Schutz genießen. Auch bei ihnen ist Deutschland inzwischen ein Hauptaufnahmestaat.




Der Krieg um die Ostgrenze der Ukraine
	[1]

Vgl. Bremm, Die größten Schlachten der Geschichte, S. 165–185.



	[2]

Dazu Münkler, Welt in Aufruhr, S. 255ff.; ausführlich in historischer Perspektive Figes, Nataschas Tanz, S. 377–449, sowie von Schelting, Rußland und Europa, insbes. S. 267–323; zur aktuellen Diskussion dieser Fragen in Russland vgl. Bluhm, Russland und der Westen, S. 119–226.



	[3]

Vgl. dazu die kontroversen Beiträge in König/Sicking (Hgg.), Gehört die Türkei zu Europa?, sowie Kreis, Europa und seine Grenzen, S. 101–116.



	[4]

Vgl. die Beiträge in Hassel (Hg.), Der Krieg im Schatten. Rußland und Tschetschenien.



	[5]

Dazu Heinemann-Grüder, «Eingebettet, nicht eingefroren», S. 161–179.



	[6]

Zur jüngsten Entwicklung, in deren Folge sich die russisch-armenische Kooperation aufzulösen beginnt, vgl. Heft 1–2/2023 der Zeitschrift Osteuropa sowie Malkmus «Armenien», S. 31–42.



	[7]

Seit Beginn des Ukrainekriegs ist aus dem Empfinden einer Distanz gegenüber Europa eine Realität geworden: Die Nordstream-Leitungen, über die Deutschland mit Erdgas versorgt wurde, sind stillgelegt oder zerstört, und der NATO-Beitritt Finnlands sowie Schwedens hat die Ostsee zu einem definitiv unter westlicher Kontrolle stehenden Binnenmeer werden lassen, in dem Russland nur noch die Rolle eines Störenfrieds spielt.



	[8]

Für einen knappen Überblick vgl. Sasse, Der Krieg gegen die Ukraine, S. 69–92.




Die orientalische Frage 2.0
	[1]

Dazu Marina Münkler, Anbruch der neuen Zeit, S. 173ff.



	[2]

Vgl. Diner, «Zweierlei Osten», S. 98ff., und ders., Das Jahrhundert verstehen, S. 195ff.



	[3]

Dazu Schaeder, Moskau, das Dritte Rom, passim.



	[4]

Zur Vor- und Nachgeschichte dieses Krieges vgl. Figes, Krim-Krieg, S. 59ff. und 579ff.



	[5]

Vgl. Diner, Das Jahrhundert verstehen, S. 195–207, sowie McMeekin, Russlands Weg in den Krieg, passim.



	[6]

Dazu Münkler, Der Große Krieg, S. 302f.




Zentrifugale und zentripetale Kräfte in Europa
	[1]

Unter anderem Milev (Hg.), Europa im freien Fall; der belgische Historiker David Engels parallelisiert in seinem Buch Auf dem Weg ins Imperium ein Ende der Europäischen Union mit dem Untergang der Römischen Republik, womit er sagen will, dass Europa nur als imperiale Ordnung mit einer einheitlichen Spitze überlebensfähig sei. Dagegen hat Jan Zielonka in seinem Buch Europe as Empire die Ordnung der EU im Heiligen Römischen Reich deutscher Nation gespiegelt, das föderativ und alles andere als zentralistisch angelegt war.




Zentrifugale und zentripetale Kräfte in Europa
	[2]

Etwa Hombach/Stoiber (Hgg.), Europa in der Krise, oder Judt, Große Illusion Europa.



	[3]

Zu nennen sind diesbezüglich Schmid, Europa ist tot, es lebe Europa, sowie Rüttgers/Decker (Hgg.), Europas Ende, Europas Anfang. Zu nennen ist hier ebenfalls Ulrike Guérot, die die EU auflösen will, um eine neue Union der Bürger zu gründen; vgl. Guérot, Warum Europa eine Republik werden muss, S. 119ff., und Guérot/Ritz, Endspiel Europa.



	[4]

Der Untertitel von Schmids Buch Europa ist tot lautet: Eine Weltmacht muss sich neu erfinden, ähnlich auch Sloterdijk, ‹Falls Europa erwacht.› Gedanken zum Programm einer Weltmacht am Ende des Zeitalters ihrer politischen Absence.



	[5]

Die Europadebatte drehte sich in dieser Phase um die Demokratisierung der Union sowie deren Verfassung; vgl. Grimm, Europa ja – aber welches?, sowie Habermas, Zur Verfassung Europas.



	[6]

Zum Kompromiss und seinen Problemen vgl. Margalit, Über Kompromisse und faule Kompromisse, insbes. S. 28–50.




Der Fluch der Bürokratisierung
	[1]

In diesem Sinne etwa Enzensberger, Sanftes Monster Brüssel oder Die Entmündigung Europas.




Erweiterungsrunden und Zentrifugalkräfte
	[1]

Vgl. Krastev/Holmes, Das Licht, das erlosch, insbes. S. 277ff.



	[2]

Ein vernichtendes Urteil über Kohls Freundschaftsrhetorik («Karneval der Gefühligkeit») findet sich, formuliert im Gestus elitärer Distanz, bei Bohrer, «Kohl: System und Umwelt», S. 131–141, wobei die Freundschaftsrhetorik von Bohrer innerparteilich als Instrument der Herrschaft, europapolitisch als Defizit an strategischem Denken identifiziert wird. Zu dem auf Aristoteles zurückgehenden und von Cicero neu konturierten Begriff der Nutzenfreundschaft vgl. Marina Münkler, Gespräche über Freundschaft, S. 143–147.



	[3]

Die Zugehörigkeit Ostmitteleuropas zu Europa als einem kulturell diversifizierten, aber zusammengehörigen Raum ist für die Zeit von der Spätantike bis zum 18. Jahrhundert dargestellt in Werner Conzes Buch Ostmitteleuropa, das aus seinem Nachlass veröffentlicht wurde. Die Russifizierung dieses Raumes unter den Vorgaben einer sozialistischen Gesellschaftsordnung ist in Ostmitteleuropa stets als fremd empfunden worden, wie Mihály Vajda, Russischer Sozialismus in Mitteleuropa, herausgestellt hat.



	[4]

Für eine knappe Darstellung dieser Kriege und ihrer Hintergründe vgl. Barth, Europa nach dem Großen Krieg, S. 37ff.



	[5]

Dazu Mappes-Niediek, Krieg in Europa, passim; zur historischen Tiefe dieses Konflikts auch Mønnesland, Land ohne Wiederkehr; zum Krieg selbst S. 329ff.



	[6]

Ein Beispiel dafür ist die in Ungarn nach wie vor virulente Erinnerung an den Friedensvertrag von Trianon, den Ungarn betreffenden Teil der Pariser Friedensordnung von 1919, der in Ungarn als ungerecht empfunden wurde und nach wie vor wird, weil er dazu führte, dass etwa vierzig Prozent der sich selbst als Ungarn Begreifenden außerhalb des ungarischen Staates leben.



	[7]

Snyder, Bloodlands.



	[8]

Zu den damals geführten politischen Gesprächen vgl. Sarotte, Nicht einen Schritt weiter nach Osten, S. 184ff. und 254ff.



	[9]

Kennedy, Aufstieg und Fall der großen Mächte, passim.




Überdehnung und Sollbruchstellen der EU
	[1]

Dazu eingehend Geppert, Ein Europa, das es nicht gibt, S. 67–88; zum Verlauf der vorangegangenen Debatten vgl. Gehler, Europas Weg, S. 156–191.



	[2]

Wobei dem «Norden» Teile des Ostens und des Westens zuzurechnen sind und dem «Süden» auch Teile des Westens zugehören.



	[3]

Dazu Gehler, Europas Weg, S. 209–216.




Deutschlands veränderte Position und Rolle in Europa
	[1]

Der Historiker Hans-Peter Schwarz hat den Begriff der Zentralmacht bereits in den 1990er Jahren zur Charakterisierung der veränderten deutschen Position in Europa genutzt; vgl. Schwarz: Die Zentralmacht Europas.



	[2]

Dazu unten, S. 382f.




Deutschlands veränderte Position und Rolle in Europa
	[3]

Winkler, Der lange Weg nach Westen, insbes. Bd. 2.



	[4]

Vgl. unten, S. 266ff.



	[5]

Vgl. Creuzberger, Das Deutsch-Russische Jahrhundert, insbes. S. 549–562, sowie Koenen, Der Russland-Komplex, insbes. S. 233–368.



	[6]

Etwa Oskar Lafontaine, Ami, it’s time to go home. Plädoyer für die Selbstbehauptung Europas. Laut Lafontaine ist eine Selbstbehauptung Europas nur durch Distanzierung von den USA möglich.




Deutschland auf der Suche nach seiner eigenen Mitte
	[1]

Zur Konkurrenz zwischen dem Oströmischen und dem neu konstituierten «Weströmischen» Reich, das von Byzanz zunächst nicht als ebenbürtig anerkannt wurde, vgl. Lilie, Byzanz, S. 143–211 sowie 272–301.



	[2]

Ebd., S. 274ff.



	[3]

Gehler, Europa, S. 20.



	[4]

Bredekamp, Der schwimmende Souverän, S. 68ff.



	[5]

Zur Karte von Hereford vgl. Brotton, Die Geschichte der Welt in zwölf Karten, S. 125–172; zur Ebstorfer Weltkarte Kugler, Die Ebstorfer Weltkarte, passim, und Schneider, «Weltdeutungen in Zeitschichten», S. 133–141.



	[6]

Zur Geschichte Berlins als Spätankömmling unter den großen europäischen Hauptstädten – symptomatisch für die deutsche Geschichte – vgl. Bisky, Berlin, passim.



	[7]

Für einen Überblick zu dieser historischen Zeitspanne vgl. Schulze, Hegemoniales Kaisertum, S. 134ff. und 327ff., sowie Boockmann, Stauferzeit und spätes Mittelalter, S. 57–177.



	[8]

Zit. nach Borst, Babel oder Jerusalem?, S. 82.



	[9]

Mann, «Gedanken im Kriege», S. 188–205; Zivilisation wird darin auch als eine Kombination von Metropole und Handelsgeist gefasst, gegen welche die Deutschen als das «innerlichste Volk, dies Volk der Metaphysik, der Pädagogik und der Musik» stehen, «ein nicht politisch, sondern moralisch orientiertes Volk», wie es bei Mann heißt (S. 197); für eine differenzierte Betrachtung dieser Schaffensperiode Manns vgl. Mehring, Das «Problem der Humanität», S. 55–61, sowie Kurzke, Thomas Mann, S. 76–78.



	[10]

Weber, Gesammelte Politische Schriften, Bd. 1, S. 28f.



	[11]

Dass die frühgotische Gestalt der Uta Einflüsse der Steinmetzschule von Reims aufweist, dass Uta also in ästhetischer Hinsicht eine französische Genealogie hat, wurde gern übersehen; vgl. Ullrich, Uta von Naumburg, insbes. S. 117ff. Zur Universität Jena und ihrer Anziehungskraft in den Jahren 1794/95, als sich dort außer Hegel auch Fichte und Schelling, Schiller und Hölderlin, die Brüder Schlegel, die Brüder Humboldt, Tieck, Novalis und viele andere mehr aufhielten, vgl. Ziolkowski, Das Wunderjahr in Jena, passim.



	[12]

Vgl. Haufe, «‹Deutschlands Mitte› im Spiegel nationaler Literaturgeschichten», S. 10ff.



	[13]

Goethe schrieb diese zwei Zeilen anlässlich des Todes von Johann Martin Mieding, einem Tischlermeister in Weimar, der für die Bühnenausrüstung der Aufführungen am Hoftheater von Weimar zuständig war.



	[14]

Diesen Gedanken habe ich ausführlich entwickelt in Die Deutschen und ihre Mythen, S. 339–343.



	[15]

Dazu Merseburger, Mythos Weimar, insbes. S. 9–11 und S. 390ff.




Randlagen und Mittepositionen
	[1]

Schiller bezieht sich hier auf einen der zahlreichen Kriege deutscher Fürsten gegen Napoleon, die allesamt in militärischen Niederlagen und politischen Zugeständnissen an Frankreich endeten.




Randlagen und Mittepositionen
	[2]

Zit. nach Safranski, Friedrich Schiller, S. 496.



	[3]

Wagner, «Meistersinger»; in: ders., Dichtungen und Schriften, Bd. 4, S. 212; generell zur Rolle von Kunst und Kultur als Ressourcen deutscher Identität vgl. die Beiträge in Danuser/Münkler (Hgg.), Deutsche Meister – böse Geister? Nationale Selbstfindung in der Musik.



	[4]

Für eine knappe Zusammenstellung vgl. Münkler, Die Deutschen und ihre Mythen, S. 353ff.




Die Mitte und die Flügel: Erster Ausflug in die Geschichte des geopolitischen Denkens
	[1]

Der vollständige Titel des umfassenden Werks lautet: Histoire philosophique et politique des établissements et du commerce des Européens dans les deux Indes; es erschien erstmals 1770. Später folgten überarbeitete und erweiterte Neuauflagen. Es gibt eine deutsche Auswahlausgabe unter dem Titel Die Geschichte beider Indien; zu Raynals Leben und Werk vgl. Gollwitzer, Geschichte des weltpolitischen Denkens, Bd. 1, S. 262–285.



	[2]

Dazu Bosbach, Monarchia Universalis, S. 64–106.



	[3]

Gollwitzer, Geschichte des weltpolitischen Denkens, Bd. 1, S. 274.



	[4]

Zit. nach ebd., S. 276.



	[5]

Raynals Position ist das Gegenteil des von Deutschland im 20. Jahrhundert zweimal beschrittenen Wegs, mit den Mitteln des Krieges gegen die wirtschaftliche Macht des atlantischen Raumes anzukommen.



	[6]

Die französische Einwilligung in den britischen Beitritt zur EWG, die 1969 unter Präsident Georges Pompidou erfolgte, wurde in der Erwartung gegeben, die Briten könnten «ein Gegengewicht gegen die vermeintliche oder drohende Vormachtstellung der Bundesrepublik Deutschland» darstellen (Gehler, Europa, S. 207). Das sollte sich als Fehlkalkulation erweisen.



	[7]

Görres, «Europa und die Revolution»; in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. 13, S. 145–285.



	[8]

Infolge der Fixierung von Görres auf das Religiöse ist sein Verständnis der Mitte als Ort des Ausgleichs wenig beachtet worden; vgl. Miliopoulos, «Joseph Görres», S. 309–316.



	[9]

De Pradt, Du Congrès de Vienne, 2 Bde. Zu Dominique-Georges-Frédéric Dufour de Pradt vgl. Gollwitzer, Weltpolitisches Denken, Bd. 1, S. 375–403.



	[10]

Diese Überlegungen finden sich in seiner Schrift Les trois âges de colonies von 1801; dazu Gollwitzer, Weltpolitisches Denken, S. 378–383.



	[11]

Dazu Münkler, Welt in Aufruhr, S. 196–206.



	[12]

Inzwischen ist die französische Einflusszone in Westafrika zertrümmert; vgl. Leggewie, «‹Frankreich, verzieh dich!›», ders., Das Fiasko der französischen Afrikapolitik, S. 75–80.




Einkreisung und «zweite Front»
	[1]

Tatsächlich unterstützten Frankreich und Großbritannien die im russischen Bürgerkrieg gegen die Roten kämpfenden Weißen und griffen selbst mit eigenen Interventionstruppen in diesen Krieg ein; vgl. Figes, Die Tragödie eines Volkes, S. 688ff.



	[2]

Großbritannien beteiligte sich am Cordon sanitaire nicht, da es darauf verzichtete, für die in Ostmitteleuropa neu entstandenen Staaten Sicherheitsgarantien zu geben; vgl. Sheehan, Kontinent der Gewalt, S. 124. Das wurde bei den Verhandlungen über die Abtretung des 1919 der Tschechoslowakei zugeschlagenen Sudetenlandes im Münchner Abkommen von 1938 relevant, insofern nur Frankreich Sicherheitsgarantien für die Tschechoslowakei gegeben hatte, sich allein aber nicht in der Lage sah, diese notfalls auch militärisch einzulösen.



	[3]

Zu Rapallo vgl. Creuzberger, Das Deutsch-Russische Jahrhundert, S. 357ff., sowie, auch mit Blick auf die Militärkooperation, Koenen, Der Russland-Komplex, S. 294–300.



	[4]

Dazu Wright, Gustav Stresemann, S. 332–441, sowie Birkelund, Gustav Stresemann, S. 385–420.



	[5]

Zu nennen sind hier die Panzerschule in Kama und die Fliegerschule in Lipezk; dazu Gorlow, «Geheimsache Moskau-Berlin», S. 133–163; vgl. auch die ältere Darstellung von Helm Speidel, «Reichswehr und Rote Armee», S. 9–45.




Einkreisung und «zweite Front»
	[6]

Dazu unten, S. 226ff.



	[7]

Dazu Münkler, Kriegssplitter, S. 124ff.



	[8]

Vgl. unten, S. 358ff.




Von der wohltemperierten über die saturierte zur eingekreisten Mitte: Zweiter Ausflug in die Geschichte des geopolitischen Denkens
	[1]

Vgl. Elvert, «Constantin Frantz», S. 373–377.



	[2]

Zu Frantzʼ Entwurf einer politischen Neuordnung der europäischen Mitte Gollwitzer, Europabild und Europagedanke, S. 297ff., sowie ders., Weltpolitisches Denken, Bd. 1, S. 472–482, der den Einfluss der Romantik sowie Schellings auf Frantz herausstellt.



	[3]

Naumann, Mitteleuropa, insbes. S. 102–164 und 229–263; dazu auch Rainer Schmidt, Die Wiedergeburt der Mitte Europas, S. 56ff., sowie Szegedi, «Friedrich Naumann», S. 445–452.



	[4]

Naumann, Mitteleuropa, S. 137–139.



	[5]

Vgl. Münkler, Der Große Krieg, S. 309ff. und 362ff.



	[6]

Ebd., S. 176–194.



	[7]

Ebd., S. 267–288.



	[8]

Für das politische wie militärische Agieren der betroffenen Macht ist es zunächst gleichgültig, ob sie tatsächlich eingekreist ist oder sich bloß eingekreist fühlt.



	[9]

Zit. nach dem Lemma «Einkreisung» in Hirschfeld u.a. (Hgg.), Enzyklopädie Erster Weltkrieg, S. 452.



	[10]

Dazu Münkler, Die Deutschen und ihre Mythen, S. 233ff.



	[11]

Mann, «Gedanken im Kriege»; in: ders., Essays, Bd. 1, S. 194. In dem Großessay «Friedrich und die große Koalition» (ebd., S. 210–268) hat Mann den Gedanken einer Spiegelung des Weltkriegs im Siebenjährigen Krieg breit ausgeführt; vgl. Mehring, Thomas Mann, S. 155ff., und Görtemaker, Thomas Mann und die Politik, S. 25ff.



	[12]

Mann, «Gedanken im Kriege», S. 194.




Einkreisung – häufiger gefühlt als tatsächlich der Fall
	[1]

Poesche/Goepp, The New Rome; dazu Gollwitzer, Weltpolitisches Denken, Bd. 1, S. 489ff.



	[2]

Poesche und Goepp selbst waren freilich anderer Meinung und sagten einen Entscheidungskampf zwischen den demokratischen USA und dem autokratischen Reich der russischen Zaren voraus, bei dem sie davon ausgingen, dass die USA diesen Krieg gewinnen würden.




Politisch-strategischer Exkurs: Ziel und Zweck eines Krieges sowie Operieren auf der «inneren» und der «äußeren» Linie
	[1]

Clausewitz, Vom Kriege, S. 952: «Man fängt keinen Krieg an, oder man sollte vernünftigerweise keinen anfangen, ohne sich zu sagen, was man mit und was man in demselben erreichen will, das erstere ist der Zweck, das andere das Ziel.»



	[2]

Ebd., S. 210.



	[3]

Ebd., S. 991.




Politisch-strategischer Exkurs: Ziel und Zweck eines Krieges sowie Operieren auf der «inneren» und der «äußeren» Linie
	[4]

Ebd., S. 998.



	[5]

Ebd., S. 994.



	[6]

Ebd., S. 995.



	[7]

Ebd.



	[8]

Vgl. Kunisch, Friedrich der Große, S. 329ff.



	[9]

Dazu eingehend Hildebrand, Das vergangene Reich, S. 149–301, sowie Canis, Der Weg in den Abgrund, passim.



	[10]

Dazu Paret, Clausewitz und der Staat, S. 485–497; bei den von Clausewitz erstellten Studien ist zu beachten, dass die angenommene Bedrohung aus dem Osten nicht von Russland, sondern von einem revolutionären Polen ausging, das seinerseits wiederum Gefahr lief, von Russen und Preußen in die Zange genommen zu werden – heißt: das geostrategische Problem der Mitte war nicht nur eines der Franzosen (in der napoleonischen Zeit), der Preußen und der Deutschen, sondern auch und vor allem eines der Polen, sobald sie sich gegen Preußen und Russen, die Teilungsmächte, erhoben.



	[11]

Clausewitz, Vom Kriege, S. 283. Ausdrücklich warnt Clausewitz davor, diese Unterscheidung doktrinär zu verstehen. In diesem Sinn ist die Unterscheidung zwischen innerer und äußerer Linie von Basil Henry Liddell Hart in seinem Buch Strategie zur Unterscheidung zwischen dem direct und dem indirect approach aufgegriffen und ausgebaut worden.



	[12]

Clausewitz, Vom Kriege, S. 879f.



	[13]

Zur Seeschlacht von Skagerrak vgl. Münkler, Der Große Krieg, S. 497–508.



	[14]

Eine Ausnahme davon war der Partisanenkrieg in Spanien, in dem sich die Spanier, wie in der Kleinkriegführung vorgesehen, nicht zur Schlacht stellten, sondern die Franzosen ein ums andere Mal ins Leere stoßen ließen.



	[15]

Die beste Analyse zu Napoleons Scheitern findet sich bei Zamoyski, 1812, passim.




Vom Schlieffenplan zum Hitler-Stalin-Pakt
	[1]

Zu Bismarcks außenpolitischer Umsicht vgl. Steinberg, Bismarck, S. 357–430.



	[2]

Dazu Münkler, Kriegssplitter, S. 124ff.



	[3]

Vgl. Ehlert u.a. (Hgg.), Der Schlieffenplan, passim, sowie Münkler, Der Große Krieg, S. 71–106.



	[4]

Delbrück, Geschichte der Kriegskunst, Bd. 1, S. 364–392; zu Schlieffens eigener Sicht auf die Schlacht vgl. Schlieffen, «Cannae», S. 29.



	[5]

Zur Anfangsphase des Krieges Münkler, Der Große Krieg, S. 107–213.



	[6]

Dazu ausführlich ebd., S. 215–288.



	[7]

Ebd., S. 558–562.



	[8]

Ebd., S. 229ff.




Vom Schlieffenplan zum Hitler-Stalin-Pakt
	[9]

Zum U-Boot-Krieg und zum Scheitern der Frühjahrsoffensive von 1918 ebd., S. 508ff. und 687ff.; zur Idee des Siegfriedens vgl. Münkler/Storch, Sieg-Frieden, S. 73–85.



	[10]

Ebd., S. 86–94.



	[11]

Hierzu und zum Folgenden Münkler, Mitte und Maß, S. 198–203; ders. Kriegssplitter, S. 124–140, sowie ders., Macht in der Mitte, S. 97–101.



	[12]

Dazu Klaus-Jürgen Müller, «Militärpolitik in der Krise», insbes. S. 334ff.



	[13]

Dazu MacMillan, Die Friedensmacher, S. 217–280, sowie Leonhard, Der überforderte Frieden, S. 759–788.



	[14]

Die polnische Selbstbehauptung gegen die Rote Armee hatte im Sommer 1920 die Verbindung zwischen Sowjetrussland und den linksrevolutionären Kräften in Deutschland verhindert; vgl. Kühn, Das Wunder an der Weichsel, passim.



	[15]

Diese Frage hat Niall Ferguson in seinem Buch Der falsche Krieg wieder aufgenommen.



	[16]

Zu Haushofer und seinem Einfluss auf nationalkonservative und nationalsozialistische Kreise vgl. Jacobsen, Karl Haushofer, insbes. Bd. 1, sowie Hipler, Karl Haushofer als Vater der NS-Ideologie.



	[17]

Dazu oben, S. 183f.



	[18]

Dazu Berger Waldenegg, «Hitler, Göring, Mussolini und der ‹Anschluß› Österreichs an das Deutsche Reich», S. 147–182.



	[19]

Vgl. Glotz u.a. (Hgg.), München 1938.



	[20]

Es ist bemerkenswert, dass der russische Präsident Putin in dem im Februar 2024 mit dem amerikanischen Journalisten Tucker Carlson geführten Interview erklärte, die Polen hätten im August 1939 auf Danzig verzichten und klein beigeben sollen.



	[21]

Vgl. Fleischhauer, Der Pakt, passim.



	[22]

Dazu ausführlich Weber, Der Pakt, S. 80–106.



	[23]

Vgl. oben, S. 206f.



	[24]

Vgl. die Beiträge von Elisabeth du Réau und Anthony Adamthwaite in Hildebrand u.a. (Hgg.), 1939. An der Schwelle zum Weltkrieg, S. 173–195 und 197–214.



	[25]

Eine dichte Darstellung der damaligen Gestimmtheit in der französischen und deutschen Bevölkerung findet sich bei Scheck, Frühling 1940, S. 33–79.



	[26]

Zum Verlauf des «Polenfeldzugs» vgl. Maier u.a., Die Errichtung der Hegemonie auf dem europäischen Kontinent, S. 79–135.



	[27]

Zum Begriff des Blitzkrieges und zur Frage, ob der Polenfeldzug von vornherein als Blitzkrieg angelegt war, vgl. Frieser, Blitzkrieg-Legende, S. 7–14 und 22–30.



	[28]

Clausewitz, Vom Kriege, S. 634. Wörtlich heißt es bei Clausewitz: «Der Eroberer ist immer friedliebend (wie Bonaparte auch stets behauptet hat), er zöge ganz gern ruhig in unseren Staat ein; damit er dies aber nicht könne, darum müssen wir den Krieg wollen und also auch vorbereiten […].»




Vom Schlieffenplan zum Hitler-Stalin-Pakt
	[29]

Zur «Sicherung der Nordflanke» vgl. Maier u.a., Die Errichtung der Hegemonie, S. 189–231.



	[30]

Zum «Frankreichfeldzug» ebd., S. 284–319, sowie ausführlich Frieser, Blitzkrieg-Legende, S. 173–361.



	[31]

Herbert Kremp hat die These vertreten, dass die erfolgreiche Evakuierung der britischen Streitkräfte die entscheidende Voraussetzung für den späteren Zweifrontenkrieg war, was heißt, dass Deutschland den Weltkrieg bereits im Sommer 1940 verloren hat; vgl. Kremp, Morgen Grauen, S. 80–93.



	[32]

So auch das Urteil des ehemaligen deutschen Außenministers Joschka Fischer in seinem Buch Der Abstieg des Westens, S. 20f.




«Der Westen» – ein fragiler Akteur der globalen Ordnung
	[1]

Vgl. oben, S. 58ff.



	[2]

Die schwierigen, immer wieder von Rückschlägen unterbrochenen und dann erneut aufgenommenen Gespräche über einen EU-Beitritt der Türkei sind ausführlich dargestellt bei Winkler, Zerbricht der Westen?, S. 33–42.



	[3]

Vgl. Betchev, Die Türkei unter Erdoğan, insbes. S. 228–339.



	[4]

Vgl. Zürn/Schäfer, Die demokratische Regression, insbes. S. 24–58; zum wirtschaftlichen Abstieg des Westens vgl. Ferguson, Der Niedergang des Westens, insbes. S. 56ff. und 169ff.



	[5]

Zu Ungarn speziell Müller, Wo Europa endet, S. 14–35, sowie Winkler, Zerbricht der Westen?, S. 148ff. 



	[6]

Das formale Überwechseln ins andere Lager ist die äußerste Möglichkeit dieser Politik; wahrscheinlicher ist ein politisches Agieren gegen die Usancen und Regeln des Bündnisses, wie etwa bei Orbáns Auftritten als EU-Ratsvorsitzender in Moskau und Peking und den Einreiseerleichterungen für Russen und Belarussen nach Ungarn – und damit de facto in den EU-Raum.



	[7]

Vgl. hierzu, über Ungarn hinausgehend, Leggewie/Karołewski, Die Visegrád-Connection.



	[8]

Dazu Veit, Europas Kern, S. 43.



	[9]

Zu den mittelost- und südosteuropäischen EU- beziehungsweise NATO-Ländern vgl. Winkler, Zerbricht der Westen?, S. 269–308.



	[10]

Neben Winklers Buch Zerbricht der Westen? sind hier die Essays des früheren Außenministers Joschka Fischer unter der Überschrift Der Abstieg des Westens und des ehemaligen Staatsministers im Auswärtigen Amt Gernot Erler, Weltordnung ohne den Westen?, zu nennen. Der Essay von Thomas Kleine-Brockhoff mit dem trotzig deklaratorischen Titel Die Welt braucht den Westen versteht sich als eine Reaktion auf die mit Fragezeichen versehenen genannten Buchtitel, ist aber eher die Anzeige einer Notwendigkeit als eine selbstgewisse Antwort auf die im Raum stehenden Fragen. Niall Ferguson argumentiert in Der Niedergang des Westens mit strukturellen Entwicklungen, auf welche die Politik keinen oder nur begrenzten Einfluss hat.




Optionen für eine «Härtung» des Westens
	[1]

Joseph Nye, der den Begriff Soft Power geprägt hat (2004), wies schon früh darauf hin, dass es ein Missverständnis seiner Überlegungen sei, wenn man glaube, allein mit soft power Außenpolitik betreiben zu können. Für das Zusammenspiel von soft und hard power hat Nye dann 2009 den Begriff smart power geprägt.



	[2]

Für einen Überblick zum Peloponnesischen Krieg vgl. Will, Athen und Sparta; zur Struktur der athenischen Macht weiterführend Schulz, Feldherren, Krieger und Strategen, S. 90–118. Schulz zeigt zum einen, dass die Demokratie in Athen und die Seeherrschaft in der Ägäis aufeinander angewiesen waren (S. 109ff.), sodass eine politische Selbstbindung gemäß demokratischen Werten für die führenden Politiker Athens nicht in Frage kam. Des Weiteren verweist er auf die Flotte als Herrschaftsinstrument, die das mithin Teuerste war, was es damals an Machtmitteln gab, und die durch die regelmäßigen Tribute der Bündner (phoroi) finanziert wurde (S. 113f.). Außerdem war die athenische Herrschaft in der Ägäis die Voraussetzung für eine verlässliche Getreideversorgung der schnell wachsenden Metropole Athen, und zwar sowohl von Ägypten her als auch durch den Hellespont.




Eine Infragestellung «des Westens»: das Verhältnis USA–Europa
	[1]

Hier ist zu unterscheiden zwischen «geprägt» und «entstanden»: Tatsächlich gab es den Begriff Westen, wie oben (S. 99ff.) gezeigt, schon lange vor dem Ost-West-Konflikt. Seine spezifischen Konnotationen erhielt er aber erst in Letzterem.



	[2]

Dazu Diner, Feindbild Amerika; speziell auf Deutschland bezogen Scholtyseck, «Antiamerikanismus in der deutschen Geschichte», sowie Knappertsbusch, Antiamerikanismus in Deutschland.



	[3]

Zur Unterscheidung zwischen Hegemonie und Imperium vgl. Münkler, Imperien, S. 67–77; dort auch zahlreiche Hinweise zu weiterführender Literatur.



	[4]

Hier ist freilich festzuhalten, dass Frankreich an dieser Intervention maßgeblich beteiligt war und die Initiative dazu eher von einigen europäischen Ländern als von den USA ausging.




Europa in der US-amerikanischen Geostrategie
	[1]

Brzezinski, The Grand Chessboard, sowie ders., The Choice. Gegen die von Brzezinski geäußerte Annahme vom politisch-militärischen Wiederaufstieg Russlands ist gelegentlich eingewandt worden, dass der in Warschau geborene Brzezinski unter einer polnisch vererbten Russophobie leide und darum die Möglichkeiten Russlands bei weitem überschätze. Brzezinski ging davon aus, dass Russland die Ukraine wieder in seine Botmäßigkeit zwingen werde, weil das die Voraussetzung für ein imperiales Agieren Russlands sei. Diese zutreffende Prognose hat zeitweilig dafür herhalten müssen, ihn zum Spiritus Rector des angeblichen Projekts zu erklären, die Ukraine unter US-amerikanischen Einfluss zu bringen und Russland vom Schwarzen Meer abzudrängen. Die Farben-Revolutionen in Georgien und der Ukraine wurden dabei als Schritte eines großen geopolitischen Projekts der USA interpretiert. So etwa auch bei Lafontaine, Ami, it’s time to go. Für eine abwägende Beurteilung des russischen Agierens am Asowschen und Schwarzen Meer vgl. Mangott, Russland, Ukraine und die Zukunft, S. 44ff. und 100f.; bei Dohnanyi, Nationale Interessen, S. 57ff., findet sich ein gewisses Verständnis für das russische Agieren von 2014, insofern Dohnanyi die NATO-Osterweiterung als ein US-Projekt gegen Russland beschreibt. Das ist eine Sicht, wie sie auch im linken Flügel der SPD vorherrscht, freilich auch im BSW, für das Dohnanyi inzwischen offen Sympathie bekundet hat.



	[2]

Dazu Gabujew, «Pax Sinica: Die unheilige Allianz zwischen Putin und Xi», insbes. S. 64f.



	[3]

Vor allem in Europa hat man die Wirkung von wirtschaftlichen Sanktionen überschätzt. Man hat sich für den Herrn der Güter- und Kapitalströme gehalten und nicht damit gerechnet, dass diese umgelenkt und dabei neue geopolitische Konstellationen generiert werden können. Generell war die Vorstellung von der durchschlagenden Wirkung der Wirtschaftssanktionen der Idee geschuldet, man trete in eine Weltordnung ein, in der wirtschaftliche Macht – und nicht mehr militärische Macht – die ausschlaggebende Größe sei; vgl. Münkler, Welt in Aufruhr, S. 57–62.



	[4]

Zu Chinas «neuer Seidenstraße» ausführlich Frankopan, Die neuen Seidenstraßen, weiterhin Erler, Weltordnung ohne den Westen?, S. 70–76, sowie Naß, Drachentanz, S. 171–182; zu den Auswirkungen dieses Projekts auf Europa und die EU vgl. unten, S. 291ff.



	[5]

Dazu gehörte auch Obamas Bemerkung, Russland sei nur noch eine Regionalmacht – also kein globaler Akteur mehr.



	[6]

Dazu Erler, Weltordnung ohne den Westen?, S. 89–113.



	[7]

Mackinder hat seine Theorie 1904 in dem kleinen, aber enorm folgenreichen Aufsatz «The Geographical Pivot of History» vorgetragen. Zum Widerspruch Mackinders gegen die von dem Amerikaner Mahan vertretene Auffassung von der Dominanz der maritimen Mächte vgl. Kennedy, «Mahan versus Mackinder», S. 39–66.



	[8]

Ferguson/Schularick, «The Great Wallop»; ausführlich Ferguson, The Ascent of Money. A Financial History of the World.



	[9]

Eine andere Beschreibung der europäischen Entwicklung findet sich bei Erler, Weltordnung ohne den Westen?, S. 122–132, der die EU als einen sehr wohl auf regionale Entwicklungen reagierenden Akteur beschreibt. Das Bild einer notorisch überforderten und durch eilfertiges Entgegenkommen überdehnten EU findet sich dagegen bei Veit, Europas Kern, insbes. S. 66ff.




Die Infragestellung der Europäischen Union durch ihre Gegner: Russlands Eurasismus
	[1]

Dazu gehört auch das Narrativ, bei der Einwilligung der Sowjetunion in die deutsche Wiedervereinigung sowie der NATO-Ausweitung auf das Territorium der ehemaligen DDR habe als Voraussetzung das von den damaligen Außenministern Genscher und Baker gegebene Versprechen eine Rolle gespielt, dass die NATO nicht weiter nach Osten ausgedehnt werde; dazu im Sinne einer umfassenden Richtigstellung dessen, was tatsächlich der Fall war: Sarotte, Nicht einen Schritt weiter nach Osten, S. 42–181.



	[2]

Dazu oben, S. 225ff.



	[3]

Gernot Erler (Weltordnung ohne den Westen?, S. 99) spricht von einer «Vorbildrolle der EU für die EAWU». Die Vorbildhaftigkeit mag zutreffen, aber das politisch Entscheidende, die strategische Kontraposition zur EU, wird von Erler übersehen.



	[4]

Serbien hat ein Freihandelsabkommen mit der EAWU unterzeichnet, ebenso Vietnam. Usbekistan und Kuba haben Beobachterstatus; dazu Schladebach/Kim, «Die Eurasische Wirtschaftsunion», S. 161–164.



	[5]

Vgl. Erler, Weltordnung ohne den Westen?, S 51.



	[6]

Vgl. oben, S. 167ff.



	[7]

Hierzu und zum Folgenden Laruelle, Russian Eurasianism, insbes. S. 1–15 und 202–222; zum Eurasismus weiterhin Sedgwick, Gegen die moderne Welt, S. 345–371, sowie Bluhm, Russland und der Westen, S. 219–226.



	[8]

Vgl. oben, S. 167–200.



	[9]

Zu Gumiljow vgl. Laruelle, Russian Eurasianism, S. 50–82, sowie Umland, «Historische Esoterik als Erkenntnismethode», S. 6.



	[10]

Dazu eingehend Moreau, «Die neue Religion der Rasse», insbes. S. 138–153.



	[11]

Dazu Laruelle, Russian Eurasianism, S. 83–106.




Die Infragestellung der Europäischen Union durch ihre Gegner: Russlands Eurasismus
	[12]

Zu Danilewski vgl. von Schelting, Rußland und Europa, S. 246–266.



	[13]

Diese Expansionsvorgabe ist bei Panarin relativiert, wenn er mitunter an die Stelle des Panslawischen die russisch-orthodoxe Kirche setzt; es würde vor allem die Ukraine (und Bulgarien) betreffen, wenn orthodoxe Christen als Türöffner für russische Interventionen in einige Anrainerstaaten Russlands herhalten müssten.



	[14]

Dazu Laruelle, Russian Eurasianism, S. 107–144; die geopolitischen Ziele der USA sind von Dugin skizziert in Das große Erwachen gegen den Great Reset, S. 5ff.



	[15]

Vgl. oben, S. 188ff.



	[16]

Zur Schmittschen Vorstellung vom Katechon als Aufhalter des Weltendes vgl. Grossheutschi, Carl Schmitt und die Lehre vom Katechon, S. 57–102; zur Theologie des Paulus und dem imperialen Denken des Apostels vgl. Eichhorn, Paulus und die imperiale Theologie der Evangelien, S. 131–166. Über die Katechon-Figur schlägt Dugin auch die Brücke von Russland zum Islam: Das große Erwachen, S. 43–45; zu dieser Denkfigur ebd., S. 49.



	[17]

Zur Idee einer imperialen Mission vgl. Münkler, Imperien, S. 132–150; zu Dugins Vorstellung von der russischen Mission vgl. Dugin, Das große Erwachen, S. 45–50.



	[18]

Dugin, Das große Erwachen, S. 15f.




Die Rolle Deutschlands im geostrategischen Projekt Russlands
	[1]

Dugin, «Merkel: Ein Blick zum Abschied»; in: ders., Das große Erwachen, S. 105.



	[2]

Ebd.



	[3]

Ebd., S. 105f.



	[4]

Ebd., S. 106.



	[5]

Dugins Text ist vor dem NATO-Beitritt Finnlands und Schwedens entstanden, also in einer Zeit, als beide Länder bündnispolitisch neutral waren. Wie umfassend der russische Einflussbereich in Skandinavien bei Dugin sein soll, ist aus dem Text nicht ersichtlich. Auf jeden Fall dürfte Finnland, das bis 1918 dem Zarenreich zugehörte, dazuzählen.



	[6]

Vgl. oben, S. 263ff.



	[7]

Vgl. oben, S. 261ff.



	[8]

Dazu Münkler, Der neue Golfkrieg, S. 29–52.



	[9]

Dugin, Das große Erwachen, S. 106.



	[10]

Ebd.



	[11]

Ebd., S. 107.




Putin im Bundestag und auf der Münchner Sicherheitskonferenz
	[1]

Putins Rede wird nach dem Wortprotokoll des Deutschen Bundestages zitiert.



	[2]

Rede des russischen Präsidenten Wladimir Putin auf der 43. Münchner Sicherheitskonferenz in deutscher Übersetzung; AG Friedensforschung 9. Februar 2007; die Rede wurde freilich erst am 10. Februar gehalten.




Putin im Bundestag und auf der Münchner Sicherheitskonferenz
	[3]

Holger Schmieding, Chefökonom der Berenberg Bank, hat vor etwa einem Jahr den Anteil der jeweiligen nationalen oder regionalen Wirtschaft an der globalen Wirtschaftsleistung analysiert und dabei den globalen Westen, dem er die NATO-Länder sowie Japan, Australien und Neuseeland zurechnet (er hätte noch Südkorea dazunehmen können), mit der Wirtschaftsleistung der vier aggressiven Autokratien China, Russland, Nordkorea und Iran verglichen, um ihren jeweiligen Einfluss auf die globale Wirtschaftsentwicklung abschätzen zu können. Danach ist der Anteil des globalen Westens von 66 Prozent im Jahr 1990 zwar auf 56 Prozent im Jahr 2024 gefallen. Der Anteil der vier Autokratien beträgt zusammen jedoch nur 19 Prozent, wovon allein 17 Prozent auf China entfallen. Russland, Iran und Nordkorea spielen in der globalen Ökonomie also nur eine überaus bescheidene Rolle. Die Verlierer der jüngsten Entwicklungen sind Russland und der Iran: Hatte Russland 2014 noch einen Anteil von 3 Prozent an der globalen Wirtschaftsleistung, so ist dieser 2024 auf 1,9 Prozent gefallen. Den 2,6 Prozent des Iran im Jahr 1990 stehen inzwischen, 2024, nur noch 0,4 Prozent gegenüber. Die dramatische Schrumpfung führt Schmieding in beiden Fällen auf die westlichen Sanktionen zurück. Vgl. Schmieding, «Geopolitics: Playing the Long Game».



	[4]

Susanne Weigelin-Schwiedrzik vertritt die Auffassung, das Streben Russlands, mit den USA wieder auf Augenhöhe zu kommen, sei einer der Gründe für den russischen Angriff auf die Ukraine gewesen, in dessen Folge Russland tatsächlich wieder in den Fokus der amerikanischen Politik geraten sei; Weigelin-Schwierdrzik, China und die Neuordnung der Welt, S. 66ff. Klaus von Dohnanyi (Nationale Interessen, S. 72) warnt ausdrücklich vor einer Politik des Westens gegenüber Russland, die dieses in die Arme Chinas treibe. Das ist eine Variante der geopolitischen Überlegungen Mackinders, in denen der mächtige Akteur nicht mehr Russland, sondern China ist.



	[5]

Habermas, Der gespaltene Westen, passim.



	[6]

Vgl. oben, S. 181ff.



	[7]

In dieser Umgrenzung, die von der ersten Lesart gern in Anspruch genommen wird, ist der Umstand unsichtbar gemacht, dass Russland nicht am Ural, sondern am Nordpazifik endet, sodass es eigentlich «von Lissabon bis Wladiwostok» heißen müsste. Darin wäre jedoch die geografische Randständigkeit Europas im Vergleich mit der gewaltigen nordasiatischen Landbrücke, die Russland nun einmal ist, allzu deutlich zum Ausdruck gekommen, um politisch attraktiv zu sein.




Chinas schleichender Zugriff auf die Europäische Union
	[1]

Dass die Chinesen sich des militärischen Instrumentariums aber durchaus bedienen, zeigt sich in ihrem Agieren gegenüber Taiwan sowie im südchinesischen Meer, wo sie mit starkem militärischem Druck ihre geopolitische Position zu verbessern suchen.



	[2]

Der skeptischen Distanz gegenüber dem militärischen Agieren der USA im Irak zum Trotz hat Deutschland dem US-Militär gestattet, die Basen in Deutschland als logistische Drehscheibe des Irakkriegs zu nutzen. De facto lief dies, wie von diversen Kritikern der US-Politik auch vermerkt wurde, auf eine Unterstützung des US-Angriffs hinaus.



	[3]

Vgl. oben, S. 266ff. und 280ff.



	[4]

Dazu ausführlich Naß, Drachentanz, S. 184ff., und Hamilton/Ohlberg, Die lautlose Eroberung, S. 129ff.; weiterhin Weigelin-Schwiedrzik, China und die Neuordnung der Welt, S. 138ff., sowie auch Erler, Weltordnung, S. 79ff.



	[5]

Weigelin-Schwiedrzik, China und die Neuordnung der Welt, S. 141.



	[6]

In der Regel werden die Infrastrukturprojekte nicht von Arbeitskräften der Empfängerländer durchgeführt, sondern von chinesischen Ingenieuren und Arbeitskräften, was dafür sorgt, dass es keinen Technologietransfer gibt.



	[7]

Zit. nach Naß, Drachentanz, S. 185.



	[8]

So auch Naß, Drachentanz, S. 184f.; Weigelin-Schwiedrzik, China, S. 138, spricht davon, China habe die Vielstimmigkeit Europas strategisch genutzt. Diese Dimension wird bei Dohnanyi in Nationale Interessen, S. 42ff., eher niedriggehängt und argumentativ vernachlässigt.



	[9]

Beispiele dafür bei Naß, Drachentanz, S. 192–197.



	[10]

Ebd., S. 197–214.




Die Voraussetzungen für eine strategische Autonomie Europas
	[1]

Ein Beispiel dafür ist das Buch Klaus von Dohnanyis, das sich unter dem Titel Nationale Interessen vor allem mit den deutschen Interessen und deren Artikulation beschäftigt. Dabei ist zu unterscheiden zwischen jenen Passagen, die speziell nationale Interessen gegen die von Nichtregierungsorganisationen geltend gemachten Aufgaben der Menschheit ins Spiel bringen, und den Passagen, in denen es um das Spannungsfeld zwischen deutschen beziehungsweise gesamteuropäischen Interessen im Gegensatz zu US-amerikanischen Vorgaben geht. Dohnanyi schlägt eine insgesamt größere Distanz der Deutschen wie der Europäer gegenüber den USA vor, sowohl im Hinblick auf den wirtschaftlichen Austausch mit China als auch im Verhältnis zu Russland. Die Voraussetzungen dafür thematisiert er nicht. Das Buch ist vor dem 24. Februar 2022 geschrieben worden. Insgesamt geht es Dohnanyi aber um die Einbettung der deutschen Interessen in die europäische Entwicklung, vgl. insbes. S. 171–204.




Die Wiederkehr der deutschen Frage
	[1]

In der NATO waren und sind die USA zweifellos die Führungsmacht, und insofern stellte sich in ihr die Frage nach einer speziellen Positionierung Deutschlands innerhalb des Militärbündnisses nicht – bis auf den Umstand, dass es bis 1989/90 der wichtigste Frontstaat der NATO gegenüber dem Ostblock war, womit es auf die Unterstützung aller anderen NATO-Staaten angewiesen war. Das war eher eine Position der politischen Schwäche, zumindest der Abhängigkeit, die mit der Vereinigung beider deutscher Staaten zu Ende ging.



	[2]

Als Jens Bisky im Jahr 2005 von einer «neuen deutschen Frage» sprach (S. 7ff.), hatte er nicht das veränderte Gewicht der Bundesrepublik in Europa im Auge, sondern befasste sich mit Fragen der inneren Einheit: neuen Verteilungskonflikten, einer Kultur der Abgrenzung, einem sich abzeichnenden Kampf gegen den Abstieg und dem Erfordernis, die Einheit nicht im Hinblick auf Wohlstand, sondern auf Freiheit zu denken (Bisky, Die deutsche Frage). Das war überaus hellsichtig und betraf Probleme, die bis heute nicht gelöst sind und periodisch immer wieder thematisiert werden. Die «deutsche Frage» als Herausforderung der europäischen Binnenordnung kam bei Bisky indes nicht vor.



	[3]

Zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des vereinten Deutschlands nach 1989/90 vgl. Gehler, Deutschland, S. 357–361 sowie 393f.



	[4]

Vgl. ebd., S. 425f. und 431f.




Die Wiederkehr der deutschen Frage
	[5]

Daten für 2023 nach Eurostat; wird dagegen das Pro-Kopf-Einkommen herangezogen, so ist Luxemburg der Spitzenreiter, und Deutschland steht keineswegs in der ersten Reihe.



	[6]

Diese Zahlen ebenfalls nach Eurostat für das Jahr 2023.



	[7]

Tatsächlich verfügt die Berliner Politik seit Gründung der zunächst vor allem eurokritischen AfD nur noch über beschränkte Spielräume zur finanziellen «Großzügigkeit», wie sie von der alten Bundesrepublik mehrfach gezeigt wurde.



	[8]

Zur Gründungsgeschichte der AfD als programmatisch «euroskeptischer» Partei vgl. Amann, Angst für Deutschland, S. 49–170.



	[9]

Dieses notorische «zu spät» von Entscheidungen, das dann zu abrupten Richtungswechseln führt, die nicht vorbereitet und mit den Partnerländern auch nicht abgesprochen sind, ist ein durchgängiges Monitum von Leon Mangasarian und Jan Techau in ihrem Buch Führungsmacht Deutschland, S. 48–78.



	[10]

Diese Vorstellung habe ich in Welt in Aufruhr, S. 31ff. und 62ff., ausführlich beschrieben.



	[11]

Vgl. oben, S. 260ff.



	[12]

Stellvertretend für andere sei hier genannt: Hermann Lübbe, Abschied vom Superstaat: Vereinigte Staaten von Europa wird es nicht geben.




Deutschland in Europa 1: Die Macht des Zentripetalen und die Politik des Reagierens
	[1]

Die einzige Grenze Deutschlands mit einem Nicht-EU-Land ist die zur Schweiz, die als Grenze im klassischen Sinne freilich keine Rolle spielt, weil beide Länder dem Schengenraum angehören.



	[2]

Vgl. oben, S. 99ff.



	[3]

Vgl. oben, S. 266ff. und 291ff.



	[4]

Mangasarian/Techau, Führungsmacht Deutschland, S. 18–24; der Begriff ist von Robert Greenleaf, The Servant as Leader, übernommen.



	[5]

Lange war Luxemburg der «geborene» Ausgleicher und Vermittler zwischen Deutschland und Frankreich als den beiden «Schwergewichten» in Europa. Das setzte indes voraus, dass beide Länder die dominanten Akteure des Europaprojekts waren. Diese Konstellationen gibt es in dieser Form nicht mehr.



	[6]

Dazu ausführlich Mappes-Niediek, Krieg in Europa, S. 87–131.



	[7]

Dazu im Sinne eines Warnhinweises Raschke/Tils, Politik braucht Strategie – Taktik hat sie genug.



	[8]

Vgl. Bogoeva/Fetscher (Hgg.), Srebrenica, sowie Rieff, Schlachthaus. Ein Eingreifen in die jugoslawischen Zerfallskriege war zwingend geboten, wenn man die eigenen Werte nicht zur bloßen Staffage verkommen lassen und zugleich den Strom der Flüchtenden begrenzen wollte.



	[9]

Mangasarian und Techau sehen in Führungsmacht Deutschland (S. 63ff.) darin ein Zeichen dafür, dass die deutsche Politik auch in äußeren Fragen von nun an bereit war, eine gewisse Führungsverantwortung zu übernehmen.



	[10]

Richtig ist aber auch, dass die Europäer in den Jahren 2014 und 2022 reagierten und nicht proaktiv tätig wurden, um den russischen Angriff auf die Ukraine zu verhindern. Ob ein proaktives Agieren erfolgreich gewesen wäre, muss dahingestellt bleiben. Aber zweifellos hätte man die Ukraine als ein bedrohtes Land nach 2015 mit leistungsfähigen Waffensystemen ausstatten können, um Russland abzuschrecken – was freilich russischerseits auch als Legitimation für einen Angriff hätte genutzt werden können. Solches unterblieb unter anderem auch deswegen, weil man Russland keinen Vorwand für eine Eskalation der Gewalt liefern wollte. Dass Präsident Putin diesen Vorwand gar nicht brauchte, sondern auch ohne unmittelbaren Anlass zum Angriffskrieg überging, gehört zu den folgenreichen Fehleinschätzungen der Europäer. Als proaktiv kann hingegen die Präsenz des deutschen Außenministers Westerwelle Anfang Dezember 2013 auf dem Kiewer Maidanplatz ebenso wie der Vermittlungsversuch einiger EU-Außenminister angesehen werden, womit eine weitere Zuspitzung der Gewalt in der Ukraine verhindert werden sollte – und zunächst auch wurde. Es ging dabei um die Verhinderung eines Bürgerkrieges. Für die russische Politik war diese diplomatische Intervention indes ein Vorwand, um von einer Einflussnahme des Westens auf die ukrainische Politik und einem Vorrücken der NATO nach Osten zu sprechen.



	[11]

Stangneth, Überforderung, insbes. S. 9–31.



	[12]

Lange Zeit hielt sich die Vorstellung, der Krieg gegen die Ukraine sei im Wesentlichen ein Projekt Putins und einer kleinen Führungsgruppe im Kreml, dem die an Folgsamkeit gewöhnten Russen zwar keinen Widerstand entgegensetzten, aber zu dem sie auf Distanz blieben. Es scheint jedoch so zu sein, dass die Wiederherstellung eines Imperiums in der russischen Zivilgesellschaft auf erhebliche Sympathien stößt; unter Verweis auf neuere Studien vgl. Hoppe, «Personenkult und Repression», insbes. S. 78f.




Deutschland in Europa 2: Die Risiken eines Agierens als Führungsmacht
	[1]

Unter grand strategy, einem Begriff, der im Deutschen kein Pendant hat, wird die langfristige und umfassende Koordination von Politik in ihren diversen Feldern verstanden. Wirtschafts- und Technologiepolitik werden dabei auf Entwicklungs- und Sicherheitspolitik beziehungsweise umgekehrt abgestimmt. So wird dafür gesorgt, dass sie sich nicht konterkarieren. Das ist in Deutschland infolge des Ressortprinzips freilich nur schwer möglich. Als Kompensation ist seit Jahren die Einrichtung eines Nationalen Sicherheitsrats im Gespräch, die aber aufgrund des Widerstands der Ministerien, die um ihre Kompetenzen bangen, nicht vorankommt. Im Ergebnis heißt das, dass es in Deutschland keine grand strategy gibt. Zur grand strategy in der Geschichte, in Erfolg wie Versagen, vgl. Gaddis, On Grand Strategy, passim.



	[2]

Daneben sind autoritäre Regime in deutlich höherem Maße von Korruption geprägt als demokratische Rechtsstaaten, weil der Herrscher sich der Treue seiner engeren Umgebung versichert, indem er den ihr Angehörenden Chancen zur hemmungslosen Bereicherung eröffnet. Kleptokratie ist ein steter Begleiter autoritärer Herrschaft; vgl. Applebaum, Die Achse der Autokraten, S. 49f. Das kann vor allem in Kriegszeiten zu einem Problem werden, wenn von der Bevölkerung in großem Stil Opfer gefordert werden.



	[3]

Der antike Schriftsteller Xenophon ist in seinem Dialog Hieron der Frage nachgegangen, ob ein Tyrann Freunde haben könne. Er hat dies verneint. Man kann «Freunde» auch durch «verlässliche Berater» ersetzen, also durch Personen, auf die ein Autokrat sich verlassen kann, und wird dann zu einem ähnlichen Ergebnis kommen. Leo Strauss hat in Über Tyrannis die von Xenophon aufgeworfenen Fragen auf die Politik des 20. Jahrhunderts übertragen.



	[4]

Dazu oben, S. 77f.



	[5]

Zu Begriff und Beschreibung der postheroischen Gesellschaft, die nicht mit einer unheroischen Gesellschaft zu verwechseln ist, vgl. Münkler, Der Wandel des Krieges, S. 338–354, sowie ders., Kriegssplitter, S. 159–187.



	[6]

Dass die Abgabe von Souveränitätsrechten im Ergebnis, nämlich einer gesteigerten Handlungsmacht der EU, zu einer erhöhten Souveränität, freilich einer im Verbund mit anderen, führen kann, hat beim Entscheid des Bundesverfassungsgerichts keine Rolle gespielt. Das wäre indes eine genuin politiktheoretische Überlegung, die in einer formaljuristischen Betrachtung keinen Platz hat.



	[7]

Vgl. Raulff (Hg.), Mentalitäten-Geschichte.



	[8]

Dazu Kundnani, German Power, S. 60ff.



	[9]

Im Unterschied zu Hans Kundnani (German Power) und Markus Preiß (Angezählt), die eine egoistische Grundhaltung der Deutschen in Brüssel als deren größtes Problem herausstellen, scheint mir die notorische Zögerlichkeit, die zunächst Nein sagt oder abwartet, dann aber doch zustimmt, also vom vermeintlichen Egoismus allmählich zu einer Politik des Gemeinsinns überwechselt, das eigentliche Problem des deutschen Auftretens in der EU zu sein.



	[10]

Ausführlich bei Kundnani, German Power, S. 159ff. Kundnani kommt aufgrund dieser Beobachtungen zu dem Ergebnis, dass Deutschland keine Führungsmacht sein könne, solange es sich darauf festgelegt habe, von der EU – und der NATO – vor allem profitieren zu wollen. Das Problem ist, dass er allein aus den Erfordernissen beider Institutionen heraus argumentiert und keinen Blick für die Restriktionen politischen Handelns infolge der inneren Verhältnisse Deutschlands und der Erwartungen seiner Bevölkerung hat.



	[11]

Zur «Politik der langen Bank» vgl. oben, S. 312ff.



	[12]

Vgl. Ley, «Hinterfragung eines Grundsatzes».



	[13]

Locke, Zwei Abhandlungen über die Regierung, § 159, S. 309.



	[14]

Ebd., § 160, S. 310.




Was heißt «europäische Führungsmacht»? Und was sind ihre Aufgaben?
	[1]

Mangasarian/Techau, Führungsmacht Deutschland, S. 7–24.



	[2]

Vgl. oben, S. 312ff.



	[3]

Dazu Münkler, Wandel der Weltordnung, S. 401–456.




Partnerschaftliche Führung
	[1]

Vgl. Timmermann (Hg.), Das Weimarer Dreieck.



	[2]

Zum Rolland-Zitat und zu dessen Umformulierung durch Winfried Veit vgl. Veit, Europas Kern, S. 110.




Hierarchiebildung im Zentrum: die erste Voraussetzung einer handlungsfähigen EU
	[1]

Seeley, The Expansion of England, S. 12. Seeley meinte in seinem 1883 erschienenen Buch, die britische Herrschaft über Indien werde sich auf lange Sicht als nachteilig für England erweisen.




Hierarchiebildung im Zentrum: die erste Voraussetzung einer handlungsfähigen EU
	[2]

Dazu ausführlich oben, S. 147ff.



	[3]

Vgl. oben, S. 136ff.



	[4]

Als Vertreterin dieser Idee ist vor allem Ulrike Guérot mit den Büchern Warum Europa eine Republik werden muss! und Der neue Bürgerkrieg, insbes. S. 69ff., zu nennen.



	[5]

Stellvertretend für viele Habermas, Zur Verfassung Europas, S. 39–96.




Das Projekt abgeflachter Ränder: die zweite Voraussetzung einer handlungsfähigen EU
	[1]

Zur Debatte über ein «Europa der zwei Geschwindigkeiten» oder auch ein «Europa der konzentrischen Kreise» vgl. Veit, Europas Kern, S. 123ff.



	[2]

Etwa bei Enzensberger, Sanftes Monster Brüssel, passim.



	[3]

Auch hier gilt die berühmt-berüchtigte Sentenz des deutschen Verwaltungsrechtlers Otto Mayer: «Verfassungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht besteht.» Diese Formel kann an der deutschen Rechtsgeschichte unschwer als zutreffend bestätigt werden.



	[4]

Dazu Aubry/Tétart: Die Welt der Gegenwart, S. 137ff.



	[5]

Vgl. ebd., S. 169–179.



	[6]

Ein immer wieder auftauchendes Problem war und ist die politische Erpressbarkeit der Europäischen Union, bei der einige nordafrikanische Länder stetig steigende Geldtransfers dafür erwarten, dass sie die Migranten beziehungsweise die Schleuserorganisationen daran hindern, die Überfahrt nach Europa zu organisieren.




Kann Deutschland die EU politisch führen?
	[1]

Einige Analysen zeigen obendrein, dass eine Mehrheit der AfD-Anhänger nicht nur die EU, sondern auch die NATO ablehnen und politisch auf ein bündnisfreies Deutschland setzen.



	[2]

Nach einer von der Friedrich-Naumann-Stiftung veranlassten Umfrage des dimap-Instituts zur Akzeptanz der NATO sehen nur 13 Prozent der AfD-Anhänger das Bündnis «sehr positiv» und 38 Prozent als «eher positiv». Der Rest lehnt die NATO ab. Die Wähler von CDU, SPD, Grünen und FDP hingegen sehen zu etwa 90 Prozent die NATO als «sehr positiv» oder «eher positiv». Vgl. FAZ, 9.7.2024, S. 8.



	[3]

In beiden Ländern ist der Aufstieg der Populisten nicht auf die politische Rechte beschränkt, sondern es spielen auch linkspopulistische Parteien eine erhebliche Rolle. Die aber sind für die EU ein kaum geringeres Problem als die Rechtspopulisten. Zur Differenzierung von Rechts- und Linkspopulisten vgl. Priester, Rechter und linker Populismus.



	[4]

Schröder neigte zu Alleingängen, extravaganten Allüren und einer Politik des «Basta». Nimmt man diese drei Charakterzüge zusammen, so verkörperte er einen Typus von Politiker, für den Führung selbstverständlich war. Offenbar ist ein politisches System wie das deutsche in gewissen zeitlichen Intervallen auf solche Politiker angewiesen, um den zuvor entstandenen Reformstau aufzulösen und das Land zu modernisieren, woran es die Kompromissvirtuosen fehlen lassen.




Taktikvirtuosen, Strategiedilettanten und das Defizit an großen Erzählungen
	[1]

Zur Geschichte militärischer Strategien vgl. Heuser, Den Krieg denken, passim.



	[2]

Zu den negativen Zukunftsnarrativen der Neuen Rechten vgl. Schilk, Die Erzählgemeinschaft der Neuen Rechten, bes. S. 297–341, sowie Spissinger, Die Gefühlsgemeinschaft der AfD, S. 53–95.



	[3]

Vgl. als Warnung vor den Folgen Brock, Verspielt Europa nicht.




Was jetzt zu tun ist
	[1]

Dazu oben die Darstellung im vierten Kapitel, S. 266ff.



	[2]

Vgl. dazu die Überlegungen zum «guten Bürger» im ersten Kapitel, S. 49ff.



	[3]

Vgl. Kap. 5, S. 368ff.




Was jetzt zu tun ist
	[4]

Dazu die Passagen im dritten Kapitel, S. 212ff.



	[5]

Dazu Kapitel eins, S. 69ff.



	[6]

Dazu Kapitel vier, S. 254ff.
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